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VORWORT 

Unter dem Titel "Braunschweig unterm Hakenkreuz" hat die Gewerk­
schaft ÖTV- Fachgruppe Richter und Staatsanwälte- in Zusammen­
arbeit mit anderen Institutionen in der Zeit vom 19. Februar bis 18. März 
1980 im Städtischen Museum Braunschweig eine Vortragsreihe zur 
Braunschweiger Geschichte von 1930 bis 1945 durchgeführt. 

In Vorträgen und Diskussionen wurde versucht, den Anteil Braun­
schweigs an der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft zu unter­
suchen. Der Andrang war so groß, daß in dem Museumsbau (250 Sitz­
plätze) Ränge, Treppen und Fußboden besetzt waren. Schon am ersten 
Abend kamen rund 1200 Menschen, so daß alle Vorträge wiederholt 
werden mußten. Die jüngere Generation war besonders stark vertreten, 
es kamen aber auch "Bildungsbürger" der älteren Generation und -
besonders wichtig - Arbeiter, die den NS-Terror als Opfer selbst mit­
erlebt hatten. 

Warum ist man in einer Stadt, in der meist betulich Traditionspflege 
betrieben wird, bislang ungern an die Aufgabe herangegangen, auch die 
Schattenseiten der Geschichte in die Erinnerung zu rufen? Rühren 
solche Themen an das Selbstverständnis, das das Braunschweiger Bürger­
tum mit notorisch gutem Gewissen noch heute von sich selbst hat? Das 
Braunschweiger Bürgertum hat Berührungsängste gegenüber der eigenen 
Vergangenheit! Hat es Grund dazu? 

Vielleicht ist das Thema auch deshalb so angstbesetzt, weil wir- auch 
die Jüngeren unter uns- bei schonungsloser Selbstprüfung eingestehen 
müßten, daß in unserer Gesellschaft niemand von der Anfälligkeit für 
den Faschismus ausgenommen ist, auch wir selbst nicht. Im Kölner 
Lischka-Prozeß sagte der Vorsitzende bei der Urteilsverkündung: "Ber 
dem Gedanken an die Ähnlichkeit der Angeklagten mit uns selbst wird 
einem angst und bang". 

Gerade aus diesen Gründen müssen die Dinge endlich beim Namen ge­
nannt werden - mit Namen übrigens auch die Akteure jener Jahre. 
Schonende Diskretion wäre verfehlt. Dies gilt für alle öffentlichen 
Institutionen, insbesondere auch für die Justiz. 
Wer "im Namen des Volkes" Recht spricht, muß es sich gefallen lassen, 
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daß sein Name dem Volk genannt wird . Er kann sich der Kritik des 
Volkes zwar entziehen, solange der Terror anhält, unter demokratischen 
Voraussetzungen muß er sich aber der Verantwortung stellen. 

Diejenigen, deren Sensibilität von der Schuld jener Jahre noch berühr­
bar ist, finden sich vor allem in der Jugend. Dieser Generation wird 
immer wieder vorgehalten, sie könne mangels eigenen Erlebens jene 
Zeit gar nicht beurteilen. Ja, können denn die ein distanziertes Urteil 
fällen, die selbst in das NS-System "verstrickt" waren? Hinter den 
drängenden Fragen der jüngeren Generation stehen - das haben auch 
die Diskussionsbeiträge im StädtischenMuseum ganz deutlich gemacht­
nicht pharisäerhafte Selbstgerechtigkeit und anmaßende Oberhebung 
der nie in Versuchung Gewesenen, sondern die Sorge vor einer Wieder­
kehr des Faschismus. Dies war auch der Anlaß für die häufige Frage 
nach den Handlungsmöglichkeiten und Gestaltungfreiheiten des einzel­
nen in der politischen Gegenwart. Es ist schlimm, daß unsere Politiker 
diese Informations- und Diskussionsbedürfnisse so gut wie gar nicht 
wahrnehmen. Politiker, die auf Probleme, die die Jugend beschäftigen, 
nicht oder - schlimmer noch - nur mit wohlklingenden Worten ein­
gehen, haben ein falsches Demokratieverhältnis. 

Allerdings haften diesem ersten Versuch einer lokalen "Spurensiche­
rung" des Faschismus in Braunschweig zwangsläufig Unvollkommen­
heiten an. So konnte den Entwicklungen nur einiger weniger bürgerli­
cher Institutionen (Justiz, Kirche und eines - für das Bildungsbürger­
tum typischen und repräsentativen - Literaturvereins) nachgegangen 
werden. Ein weiterer Vortrag zur Justiz - von Dr. Alexander von 
Brünneck, der dankenswerterweise anstelle der erkrankten Ilse Staff 
als Referent eintrat - ist in seinem wesentlichen Text bereits veröf­
fentlicht worden (u.a. in "Der Unrechts-Staat, hrsg. von der Redaktion 
Kritische Justiz, Frankfurt 1979, S. 108 ff). Mit Recht vermißt wurde 
in der Veranstaltungsreihe vor allem eine Darstellung der sich gegen den 
Faschismus regenden Abwehrkräfte. Um dennoch demokratische Tra­
ditionen des Widerstandes in Braunschweig in die Erinnerung zu rufen, 
hat deshalb der Deutsche Gewerkschaftsbund eine gesonderte Veranstal­
tungsreihe zur Braunschweiger Arbeiterbewegung durchgeführt. Eine 
Dokumentation antifaschistischer Aktivitäten liegt im Rahmen der ge­
werkschaftlichen Kulturarbeit auch deshalb besonders nahe, weil es die 
politisch bewußte Arbeitnehmerschaft war, die von Anbeginn den 
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Widerstand gegen das NS-System getragen hat, zu einer Zeit, als sich 
anderswo kein Widerstand regte. Arbeiter haben auch am meisten unter 
dem NS-Terror gelitten. Daß die Arbeitnehmerschaft im Widerstand 
relativ wie absolut die meisten Opfer gebracht hat, läßt sich nicht be­
streiten, so sehr auch dies aus dem öffentlichen Bewußtsein verdrängt 
worden ist. 

Auch die wichtige Frage nach den Verbindungslinien zwischen einst 
und heute, nach dem Bruch mit der Vergangenheit oder dem Wirken 
geschichtlicher Kontinuität, konnte in den gehaltenen Vorträgen nur 
begrenzt erörtert werden. Mit diesem Fragenkomplex befaßt sich daher 
der mitabgedruckte Aufsatz, zu dem Jürgen Wolf seine der Podiums­
diskussion am 18. März 1980 zugrundegelegten Thesen erweitert hat. 

Viele Fragen mußten offen bleiben. Dazu gehört sicher auch die Frage 
nach den ökonomischen Ursachen des Faschismus. Ein wichtiger Unter­
suchungsgegenstand wäre deshalb z.B. der Anteil der Braunschweiger 
Wirtschaft am Erstarken des Nationalsozialismus. So könnte- um nur 
einen Namen zu nennen- nach dem politischen Einfluß gefragt werden, 
den der Braunschweiger Kaffeegroßhändler Carl Heimbs auf die Ent­
wicklung sowohl vor 1945 als auch danach genommen hat. Im Jahre 
1932 nahm Carl Heimbs maßgeblichen Anteil an der Einbürgerung 
Adolf Hitlers, nachdem Hitler durch seinen Abgesandten Dr. Hans Frank 
versprochen hatte, er werde nach seiner Machtübernahme der "schwer 
kämpfenden" braunschweigischen Industrie lebensrettende Aufträge 
vermitteln. 

Eine in der Tradition befangene Geschichtsvermittlung an Universitäten 
und Schulen hat der Auseinandersetzung mit der Vergangenheit den 
Ruf des rein Akademisch-Nutzlosen eingetragen - als einer Wissen­
schaft um der Wissenschaft willen. Wie aktuell und gegenwartsbezogen 
Geschichte sein kann, bewies schon der Verlauf der Veranstaltungs­
reihe selbst. Einen starken Eindruck etwa hinterließ der Auftritt des in 
einem der Vorträge genannten früheren Oberstkriegsgerichtsrates und 
(nach 1945) Vorsitzenden des Braunschweiger Strafsenats (bis 1966) 
in der Braunschweiger Stadthalle am 28. Febuar 1980. Seine lange 
Verteidigungsrede gipfelte darin, er habe sich damals in der "inneren 
Emigration" befunden, und deshalb sei er zur Wehrmachtsgerichtsbar­
keit gegangen. 
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Für eine beklemmende Nähe zur Zeitgeschichte sorgte auch die Ab­
wehrfront, die von einer Phalanx von Kirchenmännern - noch heute 
amtierenden Theologen - auf dem Wiederholungsabend mit pfarrer 
Kuessner am 13. März aufgebaut wurde, fern von jeglichem Entsetzen 
über das Geschehene, mit den Argumenten und dem Vokabular von 
vorgestern. Immerhin machten die Theologen aus ihrem Herzen keine 
Mördergrube, in bemerkenswertem Unterschied zu den Juristen: wie­
wohl sie sich angegriffen fühlten, verbargen diese, was sie insgeheim 
dachten (der erwähnte Kriegsrichter und ein wütend ausgestoßener 
Zwischenruf aus den obersten Reihen waren Ausnahmen). 

Im September 1980 jährte sich zum fünfzigsten Mal der Tag, an dem -
mehr als zweiJahrevor der Machtübernahme Hitlers! -die bürgerlichen 
Parteien mit den NS-Faschisten in Braunschweig paktierten. Die Erinne­
rung an diesen Vorgang und - wie die Entwicklung etwa in Chile oder 
(von 196 7 bis 197 6) in Griechenland zeigen - die fortdauernde V er­
suchung zu Bündnissen dieser Art sollten jedem klarmachen, wie wichtig 
es ist, dem Verhalten der bürgerlichen Institutionen gegenüber dem 
Nationalsozialismus nachzugehen. 

Allen, die zu den Vorträgen gekommen sind, die schon bei der Vorbe­
reitung geholfen haben und die in Briefen und ausgefüllten Fragebögen 
ihren Zuspruch zu der Versammlung ausgedrückt haben, danken meine 
Freunde und ich für die Ermunterung. Besonderer Dank gilt der Ge­
werkschaft, die die Veranstaltung ermöglicht und dadurch aktiv unter­
stützt hat, indem sie sich auch öffentlich voll hinter die Veranstaltung 
stellte. All diese Unterstützung ermutigt zu einer Fortsetzung der Arbeit. 

DER HERAUSGEBER 
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Von rechts : Scheffler, Bergmann, Meyer, Hahne, Engelbrecht, Reidemeister, 
Schultz (1. Vorsitzender der Raabe-Gesellschaft), Bauer, Breymann "Wilhelm Ra 

abe zu seinem 100. Geburtstag am 8.9.1931 ". Hrsg. Städt. Verkehrs- und Presseamt 

Nationalsozialistische Sonnwendfeier vor zehn Jahren in Kneitlingen/Elm (Braun­
schweigische Landeszeitung vom 10. 2. 1933) 
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E.-A. Roloff 

BüRGERTUM UND NATIONALSOZIALISMUS 
IN BRAUNSCHWEIG 

Die Ehre, als erster in dieser Vortragsreihe in meiner Vaterstadt über 
Bürgertum und Nationalsozialismus sprechen zu dürfen, macht mir in 
exemplarischer Weise die Verantwortung eines Wissenschaftlers be­
wußt, der bei diesem Thema immer wieder auf sich selbst, seine eigene 
Lebensgeschichte als Gegenstand seiner Forschung verwiesen wird. 

Denn: Bürgertum in Braunschweig -das sind meine Eltern, die Eltern 
meiner Freunde und Schulkameraden vom Wilhelmgymnasium, das 
sind unsere Lehrer, aber auch wir selbst in unserer Jugend. Unsere Ju­
gend - das ist das Jungvolk, die Hitler-Jugend, unsere Jugend ist auf 
weiten Strecken Leben in "Braunschweig unterm Hakenkreuz". 

Nationalsozialismus- das ist auch der Krieg, dem viele unserer Jugend­
freunde, unserer Eltern und Geschwister, tausende von Mit-Bürgern, 
hunderte von Verfolgten zum Opfer fielen, ist millionenfacher Holo­
caust, für den wir in irgend einer Form eine Mitverantwortung tragen. 

Viele von Ihnen wissen, daß ich mein Buch "Bürgertum und National­
sozialismus 1930- 1933. Braunschweigs Weg ins Dritte Reich", mit 
dem ich meinen Weg als Wissenschaftler begann, im Grunde meinem 
Vater verdanke, der als führender bürgerlicher Parlamentarier eine 
maßgebliche Rolle in der Politik dieser Jahre gespielt hat. Daß ich in 
seinem Nachlaß eine Fülle hochinteressanter Dokumente fand, trieb 
mich in die Forschung, um zu verstehen- nicht zu verurteilen-, was 
unsere Väter getan haben. Damals stellte ich meiner Arbeit den Satz 
voran: Die Politik der Väter ist die Geschichte der Söhne. So frage ich 
auch heute wieder: Waren unsere Väter, unsere Lehrer, waren wir (die 
wir 193 3 gerade in die Schule gekommen waren), alle Nazis? Gab es auf 
der einen Seite das Bürgertum, auf der anderen den Nationalsozialis­
mus, zwei verschiedene oder wenigstens unterscheidbare Kräftegrup­
pen? Oder waren die Bürger der Weimarer Zeit die Nazis des "Dritten 
Reiches" und sind die Nazis von damals wieder die Bürger von heute? 
In einem der zahlreichen Flüsterwitze, die zu erzählen gefährlich war, 
hieß es damals, eine gute Fee habe einem guten deutschen Kinde drei 
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Eigenschaften zugestanden, nämlich 1. intelligent, 2. ehrlich und 3. ein 
guter Nationalsozialist zu werden. Eine böse Fee erlaubte aber nur die 
Verbindung von zweien dieser Eigenschaften. Man durfte wählen: Wä­
re das Kind intelligent und ein guter Nationalsozialist, so wäre es nicht 
ehrlich; wäre es ehrlich und ein guter Nationalsozialist, so wäre es 
nicht intelligent; wer aber ehrlich und intelligent ist, kann kein guter 
Nazi sein. 

Ich konnte auch als Schüler mitunter der Versuchung nicht widerste­
hen, unsere Lehrer danach zu klassifizieren. Da aber ein ehrlicher Nazi 
wegen mangelnder Intelligenz nicht Lehrer geworden wäre, blieben 
nurzweiTypen übrig: die intelligenten Nazis- die waren nicht ehrlich, 
und die anderen waren ehrlich und intelligent - folglich keine guten 
Nationalsozialisten. 

Aber die meisten paßten dann doch nicht in dieses einfache Schema; 
was der normale Bürger dachte, fühlte und wie er sich verhielt, war in 
Wirklichkeit komplizierter und "vielschichtig", wie man heute zu sa­
gen pflegt. Ich erkannte später immer klarer, daß das Verhältnis des 
deutschen Bürgertums zum Nationalsozialismus auch ein psychologi­
sches- und nicht nur ein "ökonomisches" -Problem ist, daß folglich 
beim Verstehen des Nationalsozialismus die traditionellen Methoden 
der Geschichtswissenschaft nicht ausreichen, sondern durch Erkennt­
nisse und Methoden der Psychologie ergänzt werden müssen, wie es 
schon Psychoanalytiker wie WILHELM REICH und ERICH FROMM 
vor der "Machtergreifung" versucht haben. Diese Methode der Ideolo­
giekritik möchte ich auf mein Thema in Form einer exemplarischen 
Fallstudie anwenden, weil sie zugleich eine Methode der Selbsterkennt­
nis ist. 

Mein Beispiel führt mich zurück in meine Heimatstadt und die Ur­
sprünge meines eigenen Denkens. Ebenfalls durch meinen Vater lernte 
ich- es war im Winter 1945/46 - das Werk unseres Mit- und Ehren­
bürgers WILHELM RAABE und zugleich die "Gesellschaft der Freunde 
Wilhelm Raabes", die Raabegesellschaft kennen. Zu meinem wachsen­
den Erstaunen stellte ich beim Studium der vielen Dokumente und 
Quellen zur Geschichte der Raahegeseilschaft und der Raabeforschung 
fest, daß hier weniger das Werk und die Persönlichkeit des Dichters 
erforscht, sondern das Selbstversti:indnis der Interpreten dargestellt 
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wurde. Das Raabebild der jeweiligen Zeit war das Selbstbild des deut­
schen Bildungsbürgertums, spiegelt also in exemplarischer Klarheit 
Kernelemente der IDEOLOGIE DES DEUTSCHEN BÜRGERTUMS, 
für die Braunschweiger repräsentativ waren. 

Das Lehrstück "Raabegesellschaft" oder DIE IDEOLOGIE DES 
DEUTSCHEN BüRGERTUMS 

Der Wolfenbüttler Gymnasiallehrer WILHELM BRANDES, der den 
Dichter am Grabe "Deutschlands Gemüt" und "Deutschlands Gewis­
sen" genannt hatte, hielt Raabe schon zu seinen Lebzeiten für den 
Dichter des deutschen Bürgertums, ja des Deutschtums schlechthin. 
Die Braunschweiger Raabefreunde, die Gymnasiallehrer und Pastoren, 
die Justiz- und Kommerzienräte, Kaufleute, Rechtsanwälte, Ärzte und 
Professoren beanspruchten für ihre Auffassung Gültigkeit, aber sie pro­
jizierten in Raabe und sein Werk sich selbst und ihren "Geist der Zeit" 
hinein. Sie waren überzeugt, daß Raabe von der Mehrheit seiner Zeit­
genossen verkannt wurde und seine Zeit erst kommen werde. Nur sie 
selbst hatten ihn natürlich verstanden und fühlten sich als Propheten, 
die ihrer Zeit voraus waren, als Auserwählte, Tieferschauende, als Elite. 

Raabe hatte verächtlich vom "Pöbel" und der "Kanaille" gesprochen 
und ihnen in seinen Werken den "Deutschen Adel" der wirklich Gebil­
deten entgegengestellt, die aus allen Schichten und Klassen stammen 
konnten. Gegen (Diktatur des) Proletariat(s) und Sozialdemokratie 
war Raa.be gan~ gewiß gewesen, aber angeblich hatte er geahnt, daß 
der Pöbel durch eine Revolution die Macht ergrejfen werde, wie es 
dann im Blick der Raabegemeinde 1918 geschah: Auf dem Höhepunkt 
- besser: Tiefpunkt - der Inflation, des Aufruhrs und der bittersten 
Not, im August 192 3, erschien in der Wochenzeitung "Das Himmel­
reich. Sonntagsblatt für das katholische Deutschland" ein langer Auf­
satz über "Wilhelm Raabe. Ein Ritter des Herzens". Getreu dem Motto 
des Blattes "ER hat mich gesandt, den Armen frohe Botschaft zu brin­
gen" wurde der Dichter als ein von Gott gesandter Trostspender für 
die Einsamen und Elenden, für die geistlich und materiell Armen. für 
die von der Welt gering Geachteten und die Leid-tragenden dargestellt, 
die "ein kleines Reich gegen eine ganze wilde Welt verteidigen", ein 
Reich, das "nicht von dieser Welt" ist. Der Autor (] osepb Klassen) 
chloß mit den Worten: 
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"In der Jetztzeit, da soviel Erde untergegangen ist, drängt es uns 
vielleicht mehr, auf die acht zu haben und denen zu folgen, die 
wie Meister Raabe zur Innerlichkeit rufen und uns zeigen , daß 
der Herr die Seinigen die besten Wege zu führen weiß." 

Das deutsche Bürgertum und die Freunde Wilhelm Raabes beherrschte 
Untergangsstimmung, mit ihnen würde das Gute, Edle und Schöne, der 
"Deutsche Adel" zugrundegehen, das deutsche Wesen in seiner Rein­
heit und Größe nur von ihnen bewahrt und gerettet werden können. 
Es war also kein plötzlicher Wandel, wenn sich im Denken der Raabe­
freunde immer beherrschender ein ausgesprochen völkischer Rassismus 
durchsetzte, der dem Geist der nihilistischen Revolution widerstritt, 
aber in Wahrheit dem Geist der Aufklärung, des Liberalismus und des 
Rationalismus den Kampf ansagte, weil sich das Bürgertum im Abwehr­
kampf dagegen sah. 

Derselbe HEINRICH MOHR, der als Herausgeber des eben Zitierten 
Sonntagsblattes "Das Himmelreich" den Aufsatz von 1923 mitverant­
wortete, äußerte sich 5 Jahre später (als das Tief der Inflationszeit 
dem Zwischenhoch der Ara Hindenburg gewichen war) anläßlich der 
Jahreshauptversammlung der Raahegeseilschaft 1928 in Bietefeld deut­
lich aggressiver in Aufbruch-, nicht in Untergangsstimmung. In der 
"Westfälische(n) Zeitung" schrieb er u.a., an Raabe zeige sich, "daß 
die seelische Eigenart, der seelische Stil einer Rasse, sich nur im Zu­
sammenhang mit der Landschaft, in der sie ihre Heimat hat, begreifen 
läßt, und daß dieser Stil von der Landschaft abhängt" (Hervorhebun­
gen auch im folgenden E.-A.R.). Er nahm die gesamte neuere Literatur­
wissenschaft und die Raabeforschung für die "Erkenntnis" in Anspruch, 
Raabe sei zu verstehen als "der Anwalt der mutterländischen und ur­
tümlichen Kräfte des Germanenturns in Deutschland" . 
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Raabes Familie stamme aus Landschaften, in denen vorwiegend 
Menschen nordischer Rasse leben, er selbst zeige in "Schädel­
form und Körperbildung" die typischen Merkmale des "nord­
rassisch-niedersächsischen Menschen"; seine Famil~engeschichte 
zeige in idealtypischer Weise einen "sozialen Aufstieg, wie wir 
ihn in zahlreichen hervorragend begabten und tüchtigen deut­
schen Familien bürgerlicher Art und nordischen Rassengepräges 
finden : zuerst eine oder mehrere Generationen von Bauern, 
Kleinbürgern und Arbeitern , in der nächsten Generation Schul­
lehrer, dann Pfarrer, höhere Beamte, Gelehrte und Künstler". 



Genau so sahen diese Bildungsbürger der 20er Jahre sich selbst: Ihre 
Großväter waren Bauern oder Arbeiter, ihre vererbten Rassenmerkmale 
befähigten sie zum Aufstieg in der nächsten Generation, bis sie selbst 
den Gipfel erreichten; sie waren jetzt die Elite der Pfarrer, höheren 
Beamten, Gelehrten und Künstler. Genau das ist in lupenreiner Aus­
prägung die Rassenideologie, die man Sozialdarwinismus nennt. Der 
völkisch-nationale und katholische Arzt, der dies 1928 verkündete, 
war gewiß kein Nationalsozialist, ebensowenig wie die Raabefreunde, 
denen er zur Jahreshauptversammlung diese Worte widmete: 

"Nur ein Wandel der Weltanschauung kann unser Volk wieder 
emporführen. Die moderne Rassenkunde betont mit Recht, daß 
zu solch einem Wandel auch eine neue Verantwortlichkeit gegen­
über dem Bluterbe des Volkes, eine vertiefte Auffassung von der 
Bedeutung von Familie, Heimat und Stamm gehören. Raabe's 
echt deutsche Kunst kann uns auch hier führen; fast alles, was 
den Niedergang unserer Rasse und unseres Volkstums verursachte 
und noch verursacht, hat er in den Kreis seiner Betrachtungen 
gezogen ... 
Er blieb auch nicht in der Kritik stecken, sondern bewahrte sich 
das feste Vertrauen, welches auch jeder rechte Volksfreund ha­
ben muß, daß sein Volk im Kern gesund und tüchtig sei, und 
daß es nur gelte, diesen gesunden Volkskern zu erhalten und zu 
fördern." 

Das hätte ein Alfred Rosenberg oder ein Dietrich Klagges nicht natio­
nalsozialistischer formulieren können - wenn sie damals schon eine 
nationalsozialistische Ideologie gehabt hätten. Was aber konnte die 
geforderte "neue Verantwortlichkeit gegenüber dem Bluterbe des Vol­
kes" konsequenterweise anderes bedeuten als die Vernichtung "volks­
fremden Blutes"?! Was meinte der Vorsitzende der Raabegesellschaft, 
der Braunschweiger Gymnasialprofessor FRANZ HAHNE, als er an 
derselben Stelle die Oberzeugung äußerte, "daß die in Rasse, Kultur 
und Lebensbedingungen vorhandenen Gegensätze ohne gelegentliche 
Kämpfe nicht auszugleichen sind", wenn nicht -Krieg? Mit ihm em­
pörten sich die Raabefreunde über "die niedere Beschmutzung des 
deutschen Namens, die rohe, ungebildete Geister oder heimtückische 
innere Feinde heute frech in unseren Grenzpfählen sich erlauben". 
Raabes "Kanaille" - waren das nicht die Pazifisten und Vaterlandsver­
räter, die Kommunisten, Sozialdemokraten und Demokraten, denen 
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schon Raabe "das redlich arbeitende, mit deutscher Kultur getränkte, 
geistig ringende Bürgertum" entgegengestellt hatte? 

Wie nationalistisch die bürgerliche !deologie der Raabefreunde war, 
drückte sich noch einmal in der die Jahreshauptversammlung 1928 ab­
schließenden gemeinsamen Fahrt zum Hermannsdenkmal aus, über die 
später ein Raabefreund in wallenden Hexametern berichtete: 

"Bald mit dem nötigen Schwung und dem scharfen Ton auch 
der Hupe 
Brausten zum ,Hermann' hinaus Senatus und Volk. 

Wahrheit, Freiheit und Licht, nun soll sie keiner mehr rauben, 
Einiges Volk, halte dein heiliges Gut ! 
Denke der Väter, die dir deine Heimat im Sturme bewahrten, 
Wahre dein blitzendes Schwert, treu bis zum bitteren Tod ! 
Denke des herrlichen Dichters, des Mannes, der deutsch war wie 
keiner: 
Treue dem Treu'sten! Dann steht ehern sein herrliches Werk." 

Wilhelm Raabe - ein Wegbereiter der Ideologie des Rassenkampfes, 
- ein überwinder der Ideologie des Klassenkampfes, 
- der Prophet des "Dritten Reiches" ! 

Ebensowenig wie Raabe selbst ein Deutschnationaler war, waren diese 
Deutschnationalen von 1928 (noch) keine Nationalsozialisten. Ihr 
Raabebild war Ausdruck ihrer ureigenen bürgerlichen Ideologie, die ih­
nen die Nazis nicht zu oktroyieren, sondern die sie nur zu übernehmen 
brauchten, um das Bürgertum für sich zu gewinnen. Die Nationalsozia­
listen selbst hatten nämlich 1928 noch gar keine eigene Ideologie oder 
"Weltanschauung", wie sie Ideologie zu nennen pflegten. Es gab da­
mals nur Hitlers "Mein Kampf", das die meisten bürgerlichen Intellek­
tuellen nie gelesen haben. Wenn sie es getan hätten, wären sie überrascht 
gewesen, daß es meist Mythen und Meinungen enthielt, die längst vor 
Hitler von bürgerlichen Ideologen produziert worden waren. 

überdies wissen wir heute, daß Hitler anfänglich vergeblich versucht 
hat, die deutschen Arbeiter zu gewinnen, und dem Marxismus tatsäch­
lich einen nationalen Sozialismus entgegenstellen wollte. über das 
deutsche Bürgertum dagegen hat sich Hitler noch in "Mein Kampf" 
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nur verächtlich geäußert. Nach dem gescheiterten Putsch von 1923 
wurde die Strategie aber grundlegend geändert, das Ruder herumge­
worfen: Hitler wollte nunmehr mit legalen Mitteln, d.h. durch Wahlen 
die Mehrheit und mit ihr die Macht gewinnen. Darum konzentrierte 
sich seit 1928 die gesamte Propaganda auf das Bürgertum- und schon 
innerhalb von 2 Jahren gelang es ihr, die Wähler der alten liberalen 
Parteien, der DDP und der DVP, ihren politischen Repräsentanten zu 
entfremden. Die Nazis brauchten nur zu übernehmen, was sie - zum 
Beispiel - 1928 in Bielefeld bei den Raabefreunden hören und lesen 
konnten. Die NSDAP übernahm in dieser Zeit ganz bewußt die "Welt­
anschauung" samt ihrem Vokabular von den Völkischen, die paramili­
tärischen Formen vom "Stahlhelm" und die Mittel der Jugenderziehung 
von der Bündischen Jugend, anders ausgedrückt: sie gab sich deutsch­
national, ohne die Deutschnationalen selbst .schon zu gewinnen. 

In Braunschweig übernahmen bekanntlich die vereinigten Bürgerlichen 
gemeinsam mit den Nationalsozialisten schon im September 1930 die 
Regierung. Ein Jahr später wurde hier Raabes 100. Geburtstag zu ei­
nem großen nationalen Feiertag ausgestaltet. Man lese die Reden nach, 
die an diesem Tage gehalten wurden: von dem berühmten Literatur­
wissenschaftler Paul Kluckhohn aus Tübingen, dem Rechtsanwalt Dr. 
Abitz-Schulze aus München, dem Raabeforscher Heinrich Spiero aus 
Berlin oder dem Pastor Brutzer von St. Magni (vor dieser Kirche wurde 
ein Raabedenkmal (1) enthüllt), ganz besonders aber die bewegenden 
Worte, die Lehrer in Braunschweigs Schulen sprachen. Der neue natio­
nalsozialistische Kultusminister Dietrich Klagges, schon damals so etwas 
wie ein Chefideologe der SS, konnte zufrieden sein mit den Repräsen­
tanten des Bürgertums in Braunschweig, denn weltanschaulich gab es 
zwischen Bürgertum und Nationalsozialismus keine wesentlichen Un­
terschiede. 

1934 gab es in ganz Deutschland keine Unterschiede mehr, denn die 
Nationalsozialisten hatten die bürgerliche Ideologie als die ihrige über­
nommen. Das Bürgertum brauchte nicht gezwungen zu werden, schon 
gar nicht mit Terror, und nicht der brutalen Gewalt zu weichen. Die 
"Gesellschaft der Freunde Wilhelm Raabes" ist ein typischer Beweis 
für das Gegenteil. 1934 hielt sie ihre "Reichstagung" in der Wartburg­
stadt Eisenach ab, die "Eisenacher Tagespost" schrieb am 8. Oktober 
1934: "Gerade heute, in der Zeit nationalsozialistischen Denkens, ge-
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winnt das Streben nach einer Wieder- oder besser gesagt Erweckung 
Raabes vertiefte Bedeutung." über die Feierstunde im Kleinen Sänger­
saal der Wartburg berichtete die Zeitung sodann u.a .. : "Professor Hah­
ne (Braunschweig) setzte Raabes Schaffen in geistvolle Beziehung zu 
LUTHER und ADOLF HITLER." 

Hahne hatte schon in der "Eisenacher Zeitung" vom 4. Oktober diese 
"Beziehung" erläutert: Raabes bekannte Klage, sich selbst wolle das 
deutsche Volk nie, sei nun gegenstandslos geworden. "Das deutsche 
Volk will sich jetzt und will auch von sich wissen. Vorgeschichte, 
nordische Kunst, eine neue Beleuchtung der deutschen Geschichte und 
Kultur werden eifrig betrieben, und in dem gewaltigen Kreise der gei­
stigen und sittlichen Führer des Dritten Reiches darf Wilhelm Raabe 
einen Ehrenplatz beanspruchen." 

Der bekannte Raabe-Biograph Wilhelm Fehse, wie Hahne ein Gymna­
sialprofessor, ergänzte an derselben Stelle: "Die Stunde ist da, wo das 
deutsche Volk gelernt hat, sich selbst zu wollen, ... d.h. sein Schicksal 
aus den Tiefen des eigenen Wesens heraus zu gestalten, unbeirrt durch 
die drohenden Gespenster, die es von außen umwittern. Die Zukunft, 
der Raabes Sehnen den Segen gab, ist Gegenwart geworden." 

Mit diesem Zitat schließe ich vorerst die Chronik der Raabegesellschaft, 
nicht ohne mich für Raabe zu schämen, dem seine Freunde hier die 
posthume Ehrenmitgliedschaft der NSDAP antrugen. War er wirklich, 
wie das Thema der "Reichstagung" 1934 lautete, der "Künder deut­
schen Wesens", der sogar den erlösenden Führer herbeigesehnt und 
vorhergesehen hat? Waren Braunschweigs Bildungsbürger repräsentativ 
für das deutsche Bürgertum und waren sie Nazis (geworden)? 

Ich meine, auch für die Raabegesellschaft trifft zu, was HANS-PETER 
BLEUEL (1968) über "Deutschlands Bekenner", die deutschen Univer­
sitätsprofessoren, geschrieben hat : "Sie waren keine Anhänger des Na­
tionalsozialismus, waren es weder vor noch nach 1933. Dennoch ha­
ben sie ihm den Weg bereitet und ihn selbst gutgläubig und fast zwangs­
läufig mißverstanden, weil sie zu tief in ihre romantischen und irratio­
nalen Staatsvorstellungen verstrickt waren .... Die Selbsttäuschung fiel 
um so leichter, als sich der Nationalsozialismus ihrer eigenen antiratio­
nalistischen Argumente und ihres eigenen mystischen Vokabulars be­
dienen konnte." 
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Ganz ähnlich urteilte auch FRITZ HAUGin seinem Buch "Der hilflose 
Antifaschismus" ( 1967) : Unter den deutschen Intellektuellen sei der 
sog. 150-prozentige Nazi eine seltene Ausnahmeerscheinung gewesen, 
aber das Bildungsbürgertum, insbesondere die Professorenschaft, sei 
von einem durch und durch irrationalen völkischen Mythos beherrscht 
gewesen, der seine Wurzeln hatte in einer tiefen Abneigung gegen den 
Rationalismus, die Aufklärung, die Ideen der Gleichheit, die sie mit 
Gleichmacherei verwechselten, und der Toleranz, die sie mit unmänn­
licher Feigheit gleichsetzten. 

Diese geistige Grundhaltung, Antisozialismus und Antisemitismus, er­
klärt auch die engen personellen und institutionellen Verbindungen 
zwischen dem Bildungs- und dem Wirtschaftsbürgertum, die sich auch 
in der Raahegeseilschaft in Braunschweig nachweisen lassen. über Jahr­
zehnte und über das sog. Dritte Reich hinweg wirkten führende Reprä­
sentanten der Industrie- und Handelskammer (in deren Räumen oft 
die Veranstaltungen der Raahegeseilschaft stattfanden) sowohl in den 
kulturellen als auch in den politischen Institutionen des Bürgertums, 
vor allem in der (nationalliberalen) Deutschen Volkspartei, so zum 
Beispiel der bekannte Kaufmann Carl Heimbs (2), der eine wichtige 
Chargenrolle in der Tragikomödie um Hitlers Einbürgerung gespielt 
hat, die Chefmanager der Firma Pfeiffer & Schmidt oder zahlreiche an­
dere Träger bekannter Namen aus Braunschweigs Wirtschaft. 

So verwundert es denn heute kaum noch, daß in den 20er Jahren Wil­
helm Raabe, der früher auch einmal der Nationalliberalen Partei ange­
hört oder ihr mindestens nahegestanden hat, von seinen Freunden als 
ein militanter Antisemit gefeiert wurde, obwohl sich diese Deutung 
nur auf eine verzerrte Darstellung des Moses Freudenstein aus dem 
Frühwerk "Der Hungerpastor" berufen kann und Raabe in mehreren 
Werken (Höxter und Corvey, Frau Salome) eindeutig gegen eben diesen 
Antisemitismus gekämpft hat, wie neuerlich Dieter Arent (Tribüne, 
Heft 74, 1980, S. 108- 140) überzeugend nachgewiesen hat. Wer nach 
Auschwitz Raabes Schilderung des Judenpogroms in Höxter liest, 
müßte sich wundern, daß diese Novelle im "Dritten Reich" nicht ver­
boten war, wie der- von Raabe übrigens sehr hoch geschätzte -Hein­
rich Heine. Aber kein geringerer als Dr. J oseph Goebbels hatte schon 
1917 in Raabe einen Gesinnungsgenossen entdeckt, dessen Werke er 
auch später mit großer Freude las. Alfred Rosenberg sah in ihm einen 

21 



Propheten des "Dritten Reiches" und die führenden Germanisten des 
Nationalsozialismus lieferten die passende Interpretation. 

Ob die Professoren der Technischen Hochschule oder die Raabefreun­
de - eine Betrachtung des Bürgertums in Braunschweig bestätigt im­
mer wieder, wie verächtlich von Aufklärung, Liberalismus und Parla­
mentarismus gesprochen wurde . Parteien - das war die typisch deut­
sche "Zwietracht"; der Landtag, wie jedes Parlament, war im mildesten 
Falle eine "Schwatzbude", in dem "Parteiengezänk" ausgetragen wur­
de; Demokratie - das war Herrschaft des Pöbels und der Kanaille, war 
Demagogie und "Straße". Haß auf alles, was Materialismus, Marxismus, 
Sozialismus und Kommunismus sein konnte, verband sich mit einem 
tief verwurzelten Antisemitismus. Und dann kam nach der Revolution 
von 1918, die man den Vaterlandsverrätern anlastete, die nie verwun­
dene militärische Niederlage und "Entehrung" durch Versailles, das, 
was der Bonner Historiker MICHAEL SALEWSKI kürzlich das "Revi­
sionismussyndrom" genannt hat: Zwar hatten alle Parteien ihre Pro­
bleme mit dem verlorenen Kriege, und alle waren sich in der Ablehnung 
des Versailler Vertrages einig gewesen, aber das deutsche Bürgertum 
hatte ein neues Feindbild: Kommunisten, Sozialdemokraten, Zentrum 
und Linksliberale hatten die Revolution gemacht und den "Schand­
frieden" akzeptiert. Deswegen blickte das Bürgertum zurück auf die 
"Größe" und "Ehre" von 1914 und hoffte auf jene Kräfte, die mit 
Kommunisten, Sozialisten und Pazifisten radikal Schluß machen wür­
den. 

Deutsche Ehre, deutsche Treue, Einigkeit, nationale Würde und Volks­
gemeinschaft waren schon vor dem Durchbruch der NSDAP die Schlag­
worte der bürgerlichen Parteien und Verbände gewesen, aber in der 
militärisch organisierten SA schien die NSDAP als einzige "Bewegung" 
über die tatsächliche Macht zu verfügen, um den Marxismus niederzu­
kämpfen. Sie führte den Kampf auf der Straße, nicht im Parlament, 
aber der Straßenkampf und physischer Terror waren nicht Sache der 
Bürger, die dieses schmutzige politische Geschäft andere für sich be­
sorgen ließen. Das Bildungsbürgertum, das sich, wie die Raabefreunde, 
nur der Ideologie und der Literatur zu widmen meinte, hielt dies für 
eine gänzlich unpolitische Sache und konnte daher auch mit Partei­
politik oder gar Nationalsozialismus nichts zu tun haben. So gilt auch 
für sie das Urteil Bleuels: "Es hat Jahre gedauert, bis sich die Universi-

22 



tät (sprich: das Bürgertum, E.-A.R.) über die Geistfeindlichkeit und die 
Inhumanität des totalitären Herrschaftssystems klar wurde. Da aber 
war es zu spät." 

Bürgertum und Nationalsozialismus- Identität auf Zeit? 

Noch einmal: In Ermangelung einer eigenen Ideologie übernahm der 
Nationalsozialismus die bürgerliche, bis das nationalsozialistische Herr­
schaftssystem mit Hilfe des Bürgertums seine eigentlichen Gegner ver­
nichten und dann zur Vernichtung des Bürgertums übergehen konnte. 

Was für das Bürgertum Ziel gewesen war, die Vernichtung des Marxis­
mus, die Überwindung des Parlamentarismus durch einen autoritäten 
Staat und vor allem die Revision der Schmach von Versailles, war 
1938 erreicht, aber für den Nationalsozialismus erst die Voraussetzung 
für die eigentlichen Ziele: die Ausrottung des Judentums und der 
Krieg. Anstatt den Krieg zu verlangen, hatte das Volk der Rettung des 
Friedens durch das "Abkommen" von München zugejubelt. Anstatt 
sich haßerfüllt auf die jüdischen Mitbürger zu stürzen, reagierte es mit­
freilich tatenloser- tiefer Betroffenheit auf die "Reichskristallnacht". 

Unverzüglich nahm die nationalsozialistische Propaganda, klaren Wei­
sungen Hitlers in seiner Geheimrede vom 10. November 1938 folgend, 
die Kampagne gegen das Bürgertum, die 10 Jahre zuvor gestoppt wor­
den war, wieder auf. In jener Rede geißelte Hilter die "überzüchteten 
Intellektuellen, die keine Ahnung haben wie man ein Volk letzten En­
des zu der Bereitschaft bringt, geradezu stehen, auch wenn es zu blitzen 
und zu donnern beginnt ... (jene) gewisse(n) Intellektuelle, die ja 
immer in Deutschland sich als Wächter einer anderen Moral fühlen und 
vor allem verantwortlich fühlen für die sogenannte Gerechtigkeit usw." 
Gemeint waren vor allem diejenigen, von denen er zwar nicht wußte, 
daß sie schon einen Staatsstreich vorbereitet hatten, die ihm aber of­
fen die Gefolgschaft auf dem Wege zum Kriege verweigerten. Tatsache 
aber ist, was auch in Braunschweig zu belegen ist, daß nämlich gerade 
die Teile des Bürgertums, die dem Nationalsozialismus den Weg berei­
tet hatten, seit Ende 19 3 8 in kritische Distanz zu ihm gerieten. Auch 
in Braunschweig gab es offene und verdeckte Konflikte zwischen dem 
NS-Staat und bürgerlichen Intellektuellen und auch Institutionen, z.B. 
um die akademische Lehrerbildung an der neuerrichteten Bernhard-
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Rust-Hochschule. UWE SANDFUCHS hat darüber in seiner Disserta­
tin berichtet, auf die empfehlend hingewiesen sei. Sogar wir Schüler 
am Wilhelmgymnasium spürten einen Hauch der knisternden Span­
nung, als unser Direktor, der bis dahin das Parteiabzeichen getragen 
hatte, zur Feier der Abiturientenentlassung - ein Sohn des NS-Mini­
sterpräsidenten Klagges gehörte dazu - überraschender Weise über Je­
sus Christus sprach und wir alle die Kritik an der antichristliehen und 
antijüdischen Hetzpropaganda heraushörten . Aber viele der angegrif­
fenen Bürgerlichen reagierten auch hier wieder mit Opportunismus, 
Angst und auch mit schierer Dummheit. Sie verstanden die Zweifel an 
ihrer Loyalität nicht, glaubten sie doch, schon vor 19 33 aktiv für den 
nationalen Gedanken gewirkt zu haben. 

Mit der Mehrheit des deutschen Volkes wollte das Bürgertum keinen 
Krieg und lehnte auch den Massenmord an den Juden ab. Wenn sie­
davon abgesehen - bis dahin den faschistischen Staat aktiv unterstützt 
hatten und wenn Krieg und Judenmord die beiden Hauptmerkmale 
sind, durch die sich der deutscheNationalsozialismusvom italienischen 
und spanischen Faschismus unterschied, dann läßt sich sagen: Die mei­
sten Bürgerlichen waren in diesem Sinne keine Nazis, wohl aber durch 
und durch faschistisch. Es ist auch sicher nicht übertrieben, daß 19 3 8 
mindestens annähernd 80 % des deutschen Volkes hinter Hitler und 
dem NS-Staate standen. 

Ohne Faschismus im Bürgertum hätte es aber keinen Nationalsozialis­
mus, keinen Krieg und nicht die Massenmorde geben können. Das Bür­
gertum war - und blieb auch noch im Kriege - das Fundament des 
NS-Regimes, und dennoch fühlten sich die meisten 1945 weder am 
Kriege noch an den Massenmorden schuldig. Lehrer, die noch 1945 ih­
re Schüler in das Inferno geschickt hatten, Richter, die noch 1945 
Todesurteile vollstrecken ließen, waren guten Gewissens, nur ihre 
Pflicht getan zu haben, und waren wenige Jahre später wieder in ihren 
alten Ämtern. Da nur nach persönlicher juristischer Schuld gefragt 
wurde, nicht nach Gesinnung und Moral, hat es keine Entnazifizierung 
im Sinne eines Kampfes gegen faschistisches Denken gegeben. Bis heu­
te nicht. Es gibt allerdings auch in Braunschweig einige ganz wenige 
Beispiele dafür, daß eine bürgerliche, d .h. christliche und zugleich 
(deutsch-)nationale Grundhaltung nicht notwendig der Perversion 
durch denNationalsozialismusverfallen mußte . Als einer der von Hitler 
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gemeinten "Wächter einer anderen Moral", die sich "vor allem verant­
wortlich fühlen für die sogenannte Gere.chtigkeit usw.", gehört der 
Oberlehrer WERNER SCHRADER aus Wolfenbüttel zum echten bür­
gerlichen Widerstand, der nicht erst während des Krieges aus Enttäu­
schung, sondern von Anfang an aus christlicher Grundüberzeugung den 
Nazis widerstritt. 

Die Schule, an der er Lehrer war, trägt heute den Namen des ersten 
Bundespräsidenten, THEODOR HEUSS. Als Theodor Heuss am 24. 
März 1933 als Abgeordneter des Deutschen Reichstages seinen Arm 
für Hitlers Ermächtigungsgesetz hob, organisierte der Braunschweiger 
Stahlhelmführer Sehrader bewaffneten Widerstand (3 ), der freilich 
blutig niedergeschlagen wurde. Seiner geistigen Herkunft nach schien 
er der Prototyp des faschistoiden Bürgerlichen zu sein : er war Mitglied 
der Deutschen Volkspartei gewesen, aktiv in der evangelischen Kirche 
und als Weltkriegsteilnehmer Soldat aus preußischer Tradition. Trotz­
dem hat er nie auch nur in Gedanken dem Nationalsozialismus Hilfs­
dienste geleistet. Als er mit Unterstützungalter Stahlhelmfreunde 1935 
in der neuen Wehrmacht Zuflucht vor seinen SS-Verfolgern fand, traf 
er in der Dienststelle des Admirals CANARIS (Abwehr) auf Gleichge­
sinnte, die auch die Macht und Möglichkeit hatten, einen Staatsstreich 
zu organisieren. Bis zum 20. Juli 1944 gehörte er zum engsten Ver­
schwörerkreis, er entzog sich dem sicheren Tode am Fleischerhaken 
am 27. Juli 1944 durch Freitod. 

Wir Heutigen klagen unsere Väter nicht an, weil sie damals nicht die 
Kraft und den Mut hatten, diesen ganz wenigen Vorbildern des aktiven 
Widerstandes zu folgen. Nicht einmal, daß sie diese Frauen und Männer 
damals verleugneten wie Petrus seinen Herrn, kann man verurteilen, 
sondern nur verstehen. Märtyrer, Helden, Attentäter sind immer Aus­
nahmen, und wenn es sie in der rauben Wirklichkeit nicht gab, dann 
hat die Legende sie erfunden, wie Wilhelm Tell, der als realer Mensch 
nie gelebt hat und dennoch heute noch existiert. 

Wir beklagen vielmehr, daß man diese wenigen vergessen hat, so wie 
man in Geschichtsbüchern noch immer nichts darüber erfährt, wieviel 
alltäglicher Widerstand im Volke, gerade und vor allem von Arbeitern, 
geleistet wurde. Um wieviel ärmer ist das Bürgertum an echten Vorbil­
dern für aktiven Widerstand! Es ist m. E. sehr schade, daß die Theodor-
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Heuss-Schule in Wolfenbüttel nicht Werner-Schrader-Schule heißt. Im­
merhin hat Theodor Heuss, der sich selbst - im Gegensatz zu seinem 
Landsmann Fitbinger - nie zum Widerstand gerechnet hat, in seiner 
ergreifenden Rede zum 10. ] ahrestag des 20. ] uli 1944 dem Wort von 
der Kollektivschuld die Kollektivscham entgegengehalten. Wenn der 
Psychoanalytiker Alexander Mitscherlieh in einem Buchtitel "die Un­
fähigkeit zu trauern" beschrieben hat, so beklage ich angesichts unse­
rer - und meiner- Vergangenheit die Unfähigkeit sich zu schämen. 

Es ist schamlos, wenn heute noch- oder schon wieder- Lehrer unge­
straft Widerstandskämpfer Vaterlandsverräter nennen, den Krieg recht­
fertigen und die Massenmorde leugnen. Dennoch halte ich nicht diese 
extremen Nazis für die eigentliche Gefahr, sondern jenes Denken, das 
zwar vor Krieg und Massenmorden zurückschreckt, aber einen autori­
tären Staat ohne Parteien und Konflikte, einen "starken Mann" ohne 
Kritik und Opposition an der Regierung und eine formierte Gesell­
schaft ohne Kommunisten und Ausländer herbeisehnen. 

Auch wir Braunschweiger haben unsere Vergangenheit nicht "bewäl­
tigt", solange wir uns ihrer und unserer selbst nicht schämen und so­
lange wir uns nicht zu den Opfern und den Widerstandskämpfern 
bekennen. 

Anmerkungen 

(1) Das Denkmal wurde bei dem Luftangriff am 15 . Oktober 1944 zerstört. - Bil­
der von der Einweihung befinden sich im Anhang dieses Buches. 

(2) Ein Bild von Heimbs bei der Verleihung des Bundesverdienstkreuzes im Jahre 
195 8 ist im Anhang dieses Buches wiedergegeben. 

(3) Vgl. dazu Roloff, Bürgertum und Nationalsozialismus 1930 bis 1933 - Braun­
schweigs Weg ins Dritte Reich. Reprint im Magni-Buchladen GmbH 1980, 
S. 147 ff sowie Faksimile des Presseartikels "Schrader-Akten dem Oberreichs­
anwalt eingereicht" . 
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Sehrader wurde Hochverrat vorgeworfen, da er Reichsbanner-Mitglieder aufge­
fordert hatte, dem "Stahlhelm" beizutreten. 
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»Aber eines können Sie mir glauben: Meine Mutter konnte da­
mals unbehelligt durch die Anlagen unserer Stadt gehen- sogar 

nachts.« 

Kurt Halbritter, Jeder hat das Recht, Hanser-Verlag, München 
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Helmut Kramer 

DIE NS-JUSTIZ IN BRAUNSCHWEIG UND IHRE BEWÄLTIGUNG 
AB 1945 (1) 

Für einen Redner vor so großen Versammlungen ist es nicht üblich, 
daß man über Gefühle spricht. Ich möchte dies heute trotzdem tun. 

Ich bin Richter. Und wie jedes Mitglied einer Berufsgruppe bin ich 
Gruppenzwängen ausgesetzt. Solche Loyalitätszwänge sind bei Richtern 
nicht geringer als in anderen Berufsgruppen. Kurt Tucholsky- der als 
Jurist wußte, wovon er sprach -hat einmal unter der Überschrift "Wie 
mache ich mich unbeliebt?" einiges über die Standessolidarität und die 
Ächtung geschrieben, die den Tabuverletzer trifft, der das Selbstver­
ständnis seiner eigenen Berufsgruppe in Frage stellt. Horst Eberhard 
Richter sagt in seinem Buch ,Flüchten oder Standhalten' : "Die Ideolo­
gie einer Gruppe, in der wir leben, die Tabus der Ethik eines Berufs, 
dem wir angehören, steuern uns über weithin undurchschaute Ängste 
in entsprechend konforme Verhaltensmuster hinein" (2). Die Wirkung 
solcher unterschwellig wirkenden Integrationsmechanismen sollte man 
gerade in der Justiz nicht unterschätzen. Die bei meinen Kollegen be­
stehenden inneren Bindungen kann ich deshalb durchaus nachvoll­
ziehen. Rational setzt man sich zwar über solche Denk- und Themen­
verbote hinweg. Aber: Reste von Isolationsängsten und der Scheu vor 
einer Kritik an der eigenen Gruppe wirken sicher auch in mir. Damit 
verbindet sich auch die Sorge vor Selbstgerechtigkeit und die bange 
Frage, wie man sich als Produkt einer bestimmten Juristensozialisation 
selbst im Jahre 19 3 3 verhalten hätte. Das ist der Grund, weshalb ich 
jetzt über die Vergangenheit der Justiz nicht ohne zwiespältige Empfin­
dungen spreche. Mit Angriffen rechne ich schon deshalb, weil ich un­
ter meinen Bericht nicht etwa mit dem Jahr 194 5 einen Schlußstrich 
ziehen kann, sondern damit die Frage verbinden muß, wie die Braun­
schweiger und niedersächsische Justiz nach 1945 mit ihrer NS-Vergan­
genheit fertiggeworden ist. Der Beispiele sind so viele und sie sind so 
vielgestaltig, daß die Auswahl Schwierigkeiten bereitet : 

Soll ich über den Fall des Landgerichtsdirektors WalterAhrens berich­
ten? Unter seiner Mitwirkung verurteilte das Sondergericht Braun-
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schweig u.a. am 2 3. Mai 1944 die beiden nach Deutschland zwangsver­
schleppten französischen Fremdarbeiter Raymond Cresson und Henri 
Pauchet zum Tode. Sie hatten aus einem beschädigten Schuhladen für 
sich und ihre Kameraden einige Schuhe entwendet, womit sie nach 
den Urteilsgründen "die Kriegsnot des Deutschen Volkes ausbeuteten". 
Sie wurden am 22. Juli 1944 in Wolfenbüttel enthauptet. Gleichfalls 
unter dem Vorsitz von Ahrens wurde am 31. Mai 1944 der französi­
sche Fremdarbeiter Raymond Caron zum Tode verurteilt. Caron hatte 
Wäsche und Kleidungsstücke entwendet. Das war nach den Urteils­
gründen ein "schnöder Mißbrauch des Gastrechts" (la). Er kam am 
21. Juli 1944 in Wolfenbüttel unter das Fallbeil. Ahrens wurde nach 
1945 wieder in die Braunschweiger Justiz übernommen. 

Ich könnte auch den Fall Nebelung aufrollen. Günther Nebelung war 
seit 1935 Präsident des Oberlandesgerichts Braunschweig. Welche Art 
von Ehrgeiz oder Pflichtauffassung veranlaßten ihn, im Jahre 1944 die­
sen Posten mit dem noch höheren Amt eines Senatspräsidenten des 
Volksgerichtshofs einzutauschen? Wenn vom Terror der NS-Justiz die 
Rede ist, denkt man meist nur an den Volksgerichtshof ( 3) und beim Na­
men "Volksgerichtshof" meist nur an dessen Präsidenten Robert Freis­
ter. Freisler arbeiteten aber ungefähr 300 Juristen, darunter 60 Berufs­
richter zu. Unter ihnen hatten diedrei Senatspräsidenten besonderen Ein­
fluß. Allein im Jahre 1944 brachte der Volksgerichtshof 2097 Menschen 
unter das Fallbeil oder ließ sie aufhängen. Wieviel Todesurteile hat da­
von Nebelung- der einem von den sechs Senaten dieser Tötungsorga­
nisation vorsaß - verhängt? Nebelung und der Braunschweiger Ober­
staatsanwalt Dr. Wilhelm Hirte (nach 1945 als Amtsgerichtsrat über­
nommen) gaben auf einer Geheimkonferenz ( 4) des Reichsjustizmini­
steriums am 2 3 ./24. April 1941 im "Haus der Flieger" in Berlin auch 
die Zustimmung zur heimlichen Tötung von ungefähr 15 0.000 Geistes­
kranken. Zugleich erklärten sie sich stillschweigend bereit, seitens der 
Justiz die Geheimhaltung der Morde zu gewährleisten.- Im Beratungs­
zimmer des Oberlandesgerichts Braunschweig hängen Bilder aller Präsi­
denten seit 1879, darunter auch das Bild von Nebelung: Ein freundlich­
gütig aussehendes Gesicht, das sich von den anderen Juristenköpfen in 
der Reihe nicht sonderlich abhebt. 

Ein Senatspräsident des Volksgerichtshofes war nach 1945 selbst für 
die niedersächsische Justiz untragbar. Immerhin: im Unterschied etwa 
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zum Fall Ema Wazinski- auf den ich noch komme-, in dem sich das 
Land Niedersachsen mit Händen und Füßen und ungeheurem juristi­
schem Aufwand gegen jede Entschädigungsleistung sperrte und sogar 
die Möglichkeit eines Vergleichs ausschlug, zeigte man hier Entgegen­
kommen: Nach anfänglichem Prozessieren einigten sich das Ministerium 
und Dr. Nebelung in freundschaftlichem Einvernehmen darauf, daß an 
Nebelung eine Pension nach den Bezügen eines Regierungsrates gezahlt 
wurde (dies zu den ansehnlichen Einkünften einer gutgehenden An­
waltspraxis, die Nebelung ebenso wie schon vor 1935 in Seesen be­
trieb). 

Aus der Anzahl der Fälle hätte ich auch den Fall Wilhelm Spies heraus­
suchen können. Er war zunächst Landgerichtsrat am Sondergericht 
Braunschweig. Als Oberkriegsgerichtsrat ( Oberfeldrieb ter) 'verurteilte 
er noch nach der Kapitulation am 9. Mai 1945 in Norwegen vier junge 
Soldaten wegen Fahnenflucht und militärischen Aufruhrs zum Tode 
und ließ sie hinrichten. Die vier hatten sich mit einigen Kameraden 
nach Schweden absetzen wollen, nachdem der Division trotz eingetre­
tener Waffenruhe befohlen war, "gegen die Bolschewiken auch nach 
24 Uhr zu kämpfen". Nach 1945 war Spies erst als Landgerichtsrat, spä­
ter als Landgerichtsdirektor tätig. Nach einem im "Spiegel" (5) erschie­
nenen Artikel mußte im Jahre 1972 in Braunschweig die Möglichkeit 
eines Disziplinarverfahrens geprüft werden. Das Verfahren wurde ein­
gestellt oder verzögerte sich so lange, bis Spies wegen Vollendung des 
65. Lebensjahres im August 1972 in den Ruhestand trat. In den Akten 
über die im Mai 1945 in Norwegen gefällten Todesurteile findet sich 
auch der Name des für die Anklagebehörde auftretenden Beamten: 
Hartger. Wo war er geblieben? War er vielleicht schon tot oder lebte er 
im Ausland? Niemand stellte die Frage, ob er vielleicht mit dem Ober­
staatsanwalt Hartger (stellvertretender Behördenleiter der Staatsan­
waltschaft in Braunschweig) personengleich sein könnte. So saßen sich 
bei Strafkammerverhandlungen des Landgerichts Braunschweig oft­
mals Richter und Staatsanwalt der Kriegsgerichtsverhandlung vom Mai 
1945 wieder gegenüber. 

Eingebend beleuchten müßte man auch Werdegang und Bedeutung des 
Ministerialdirigenten Dr. Heinz Schulz, Ministerialdirigent im Nieder­
sächsischen J ustizminjsterium seit 1. Januar 195 5. Schulz (Jahrgang 
1913) hat im Jahre 1936 eine Dis ertation zu den Nürnberger Rasse-
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gesetzen verfaßt. Darin forderte er eine verschärfte Anwendung dieser 
antijüdischen Terrorgesetze. Als im Jahre 1972 im "Spiegel" ( 6) über 
diese Dissertation berichtet wurde, bestand die Reaktion des Justiz­
ministeriums nur in einem: Man fahndete nach dem Informanten. Die­
ser wurde - vermeintlich -in einem Ministerialbeamten gefunden. Er 
hatte fortan keinerlei Beförderungschance mehr. Es wird berichtet, 
daß der damalige Justizminister Hans Schäfer (SPD) nach dem Er­
scheinen des "Spiegel"-Artikels spontan Schulz in seinem Zimmer auf­
gesucht und ihm sein volles Vertrauen und seine Empörung über die 
Indiskretion ausgesprochen hat. Schulz war Leiter ausgerechnet der 
einflußreichsten Abteilung im Ministerium: der Personalabteilung. In 
dieser Schlüsselposition entschied er bis zu seiner Pensionierung im 
Jahre 1977 maßgeblich darüber, wer als Richter oder Staatsanwalt in 
die Justiz eingestellt und - noch wichtiger - wer befördert wurde. 

Ich könnte weitere Fälle darstellen - sowohl aus dem weiteren nieder­
sächsischen Umkreis als auch aus dem engeren Braunschweiger Bereich. 
Stattdessen möchte ich zwei Geschichten erzählen: Die Geschichte 
eines jungen Mädchens und die Geschichte eines heute alten Mannes. 

Der Fall Erna Wazinski 

Erna Wazinski war vaterlos aufgewachsen. Eine Zeitlang war sie im 
Birkenhof bei Hannover in Fürsorgeerziehung. Im Jahre 1944 - sie 
war nun 19 Jahre alt - wohnte sie bei ihrer Mutter in Braunschweig, 
Langedammstraße 9, also ganz in unserer Nähe, hinter Horten. In der 
Nacht zum 15. Oktober 1944 wurde sie zum dritten Mal ausgebombt, 
diesmal brannte das alte Fachwerkhaus völlig ab. Trotzdem mußte sie 
tagsüber weiterhin ihrer Tätigkeit in einer Rüstungsfabrik nachgehen. 
Die sich ständig wiederholenden Bombenangriffe trieben sie nachts 
mit ihrer Mutter in den Bunker an der Ritterstraße - der Bunker steht 
ja noch heute, wenige Schritte von hier. Am 16. Oktober 1944 half sie 
den Bewohnern des Nachbarhauses, Langedammstraße 8, beim Bergen 
von Sachen. Dabei nahm sie aus unverschlossenen Koffern einige Be­
kleidungsstücke und ein versilbertes Schmuckkästchen mit einfachem 
Schmuck; die Eigentümerin gab in ihrer Strafanzeige den Gesamtwert 
mit etwa 200 Reichsmark an. Vier Tage später wurde Ernaals Täterin 
ermittelt. Sie gab gegenüber der Polizei sofort alles zu. 
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Schon am 21. Oktober fand das Schnellverfahren (7) vor dem Sonder­
gericht Braunschweig statt. Da es im Landgerichtsgebäude noch qualm­
te, tagte die Kammer in der Untersuchungshaftanstalt am Rennelberg. 
Das Gericht erkannt auf die Todesstrafe. Die Vollstreckung erfolgte 
am 23. November 1944 im Riebthaus des Strafgefängnisses Wolfen­
büttel (der heutigen Justizvollzugsanstalt) durch Enthaupten, nach 
mehr als vier Wochen qualvollen Wartens. 

Zu dem Todesurteil ist zu sagen : 
Das Gericht hatte mehrere Möglichkeiten: Im Normalfall stand auf 
Diebstahl auch damals nur Geld- oder Gefängnisstrafe. Es hätte somit 
auch eine mehr oder weniger hohe Gefängnisstrafe verhängt werden 
können. Nicht so die Braunschweiger Richter. Sie wandten die Volks­
schädlings-Verordnung (vom 5.9.1939) an. Diese erlaubte gegenüber 
Plünderern die Todesstrafe, allerdings mit folgenden Einschränkungen: 
Der Täter mußte nach der Art seiner Tat und nach seiner gesamten 
Persönlichkeit als "Volksschädling" anzusehen sein. Auch hatte das 
Reichsgericht den Richtern nahegelegt, mit der Volksschädlingsver­
ordnung gegenüber Jugendlichen und jungen Menschen ganz beson­
ders zurückhaltend zu verfahren . Auf einen solchen Fall paßte die 
Strafverschärfung also ganz und gar nicht. Darauf zielte offensichtlich 
eine uns überlieferte Bemerkung des im Zuhörerraum anwesenden 
Landgerichtspräsidenten Kalweit. In der Beratungspause, also noch be­
vor das Urteil verkündet war, äußerte er sich gegenüber dem Verteidiger 
dahin: Dies sei kein Fall, in dem die Todesstrafe verhängt werden müs­
se. 

Andererseits kannte der Landgerichtspräsident wohl den Übereifer 
seiner Richter. Denn er fügte hinzu: Ein anderes Ergebnis als die Todes­
strafe sei heute wohl trotzdem nicht zu erwarten. Schon diese- durch 
den Verteidiger überlieferte -Bemerkung des Dienstvorgesetzten deu­
tet darauf hin, daß die Richter des Sondergerichts ihre Entscheidung 
ohne besonderen äußeren Druck trafen. Sie wollten nur die gewünschte 
Härte zeigen (die Vollstreckung des Urteils wurde durch Plakate (7a) 
an Litfaß-Säulen in Braunschweig bekanntgegeben). übrigens ist durch 
eine eigene Äußerung des Vorsitzenden erwiesen, daß er selbst die Tat 
nicht für todeswürdig hielt (8). Er, der nach den Urteilsgründen die 
Angeklagte ihrer Persönlichkeit nach als Volksschädling - also als 
denkbar schlimmsten Verbrecher - einzuschätzen vorgab, salvierte 
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nämlich sein Gewissen am Tage nach der Urteilsverkündung mit der 
Anregung eines Gnadenerlasses. Darin wird eine ganz andere Persön­
lichkeitsbeurteilung abgegeben: "Die Verurteilte hatte nämlich den 
Eindruck eines harmlosen, ordentlichen jungen Mädchens hinterlassen" . 

Den Richtern von Erna Wazinski ist niemals der Prozeß gemacht wor­
den. Ob der Vorsitzende des Sondergerichts - Landgerichtsdirektor 
Dr. Walter Lerche- nach 1945 den Versuch unternahm, in der Justiz 
zu bleiben, ist nicht bekannt. Jedenfalls kam er- der auch im Krieg 
praktizierender Christ gewesen war - alsbald nach dem Zusammen­
bruch in der braunschweigischen evangelisch-lutherischen Landeskirche 
unter, nur wenige hundert Meter von der Hinrichtungsstätte seiner Op­
fer. Dort wurde er nach kurzer Zeit in das Spitzenamt eines Oberlan­
deskirchenrats befördert. Hierzu muß man wissen, daß gerade in Braun­
schweig seit jeher intensive Querverbindungen zwischen Justiz und 
Kirche bestanden haben. Das Landeskirchenamt widmete Dr. Lerche 
bei seinem Tod im Jahre 1972 einen ganzseitigen Nachruf: sein "Ge­
denken wird uns allen ein gesegnetes bleiben" (9). 

Wie sah die Bewältigung dieses Teils der Braunschweiger J ustizgeschich­
te nun nach der Beseitigung des NS-Terrors aus? Das Ergebnis ist nahe­
zu unfaßbar. Nach einer Verordnung über die Gewährung von Straf­
freiheit hob das Landgericht im Jahre 1952 das Urteil von 1944 nicht 
etwa ersatzlos auf, sondern wandelte die Todesstrafe in eine Gefäng­
nisstrafe von neun Monaten um. 

Die Mutter versuchte weiterhin, zu einer Rehabilitierung ihres Kindes 
zu kommen. Ein Antrag, ihr eine Entschädigung nach dem sog. Straf­
haftentschädigungsgesetz zu gewähren, wurde abgelehnt. Eine Vielzahl 
weiterer Verfahren folgte, in denen sämtliche Anträge der Mutter zu­
nächst abgeschmettert wurden. Nachdem sie eine Odyssee von Behör­
dengängen hinter sich gebracht hatte, in denen sie von Behörde zu Be­
hörde und von Gericht zu Gericht verwiesen worden war, sah es nach 
vielen Jahren einmal so aus, als könne ihr eine Entschädigung und da­
mit die Rehabilitation ihrer Tochter nicht länger verweigert werden. 
Nunmehr wandte das Land Niedersachsen Verjährung ein. 

Immerhin: einmal gab es auch in Braunschweig Richter, die sich durch 
den berufsständischen Zusammenhalt ihrer Kollegen nicht beirren lie-
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ßen und das Urteil des Sondergerichts als "unverantwortliches und un­
menschliches Fehlurteil" bezeichneten (Urteil der dritten Zivilkammer 
vom 29.7.1964). Bei diesem überzeugend begründeten Urteil blieb es 
freilich nicht. Denn noch immer gab es in Braunschweig wachsame Ju­
risten, die ihr juristisches Handwerkszeug zuverlässig handhabten. Der 
Generalstaatsanwalt erreichte die Aufhebung des Urteils vom 2 9. 7.1964 
aus formellen Gründen. Das Oberlandesgericht (10) entdeckte, daß 
nicht die Zivilkammer, sondern die Strafkammer- die früher ihre Zu­
ständigkeit verneint hatte - zuständig sei. Damit befand sich die Mut­
ter an derselben Stelle wie im Jahre 1952. Die nun in Aktion ttetende 
Strafkammer begründete in einem 57 Seiten langen Beschluß (11), 
daß es sich bei dem Todesurteil von 1944 um einen durchaus gerech­
ten, unter den damaligen Umständen sogar zwingend gebotenen Ur­
teilsspruch handele. Auch sei die Volksschädling-Verordnung mit den 
rechtsstaatliehen Gründsätzen aller zivilsierten Länder vereinbar. Als 
Beispiel für ein solches Land mit "eindeutig rechtsstaatlicher Grund­
lage" erwähnte der engagiert geschriebene Beschluß Süd-Vietnam, wo 
soeben (1965) unter den Augen der USA ein Gesetz erlassen worden 
sei, das Reisdiebstähle mit der Todesstrafe bedrohe. - Der Bericht­
erstatter des Beschlusses ist vor kurzem zum Bundesrichter in Karls­
ruhe ernannt worden. Er ist für die Sorgfalt seiner Urteilsbegründun­

gen bekannt. 

Insgesamt hat der Fall Erna Wazinski die Braunschweiger Justiz über 
Jahrzehnte hinweg beschäftigt. Dutzende von Juristen waren damit be­
faßt. Bei dieser Art von Vergangenheitsbewältigung kann man deshalb 
schwerlich von einem Zufall sprechen. 

Noch eine kurze Ergänzung: Der Mann, mit dem die Mutter zusammen­
lebte und der für die hinfällige Mutter die Prozesse betrieb- ein frühe­
rer Gastwirt im Magniviertel - geriet derart in Verbitterung, daß er 
schließlich nicht mehr zwischen den nationalsozialistischen Richtern 
von damals und den demokratischen Richtern von heute zu unterschei­
den vermochte. Er wurde deshalb vom Amtsgericht Braunschweig we­
gen Richterbeleidigung verurteilt. 

Zu der Zeit, als im Herbst 1944 das Gnadengesuch von Erna Wazinski 
im Reichsjustizministerium bearbeitet und abgelehnt worden war, war 
dort in der zuständigen Abteilung ein Oberlandesgerichtsrat Dr. J oa-
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chim Wilkerling tätig. In dieser Abteilung wurden Zehntausende von 
Todesurteilen geprüft und in den allermeisten Fällen bestätigt. Nach 
dem Krieg gehörte Dr. Wilkerling (] ahrgang 1900) zu den 1 uristen der 
ersten Stunde. Er stellte sich sofort wieder der Justiz zur Verfügung. 
Wegen seiner hervorragenden juristischen Qualifikation setzte er seine 
Karriere unvermindert fort, bis hin zur Beförderung am 1. 5. 1953 zum 
Ministerialdirigenten, dem höchsten Beförderungsamt in der nieder­
sächsischen Justiz. Als Leiter der Strafrechtsabteilung, der er bis zu 
seiner Pensionierung im Jahre 1965 vorstand, mögen auch die Akten 
von Erna Wazinski- nun zum zweiten Mal in seinem Leben?- durch 
seine Hände gegangen sein. Nach dem Bekanntwerden der schlimmsten 
Sondergerichtsverfahren war nämlich das Niedersächsische Justizmini­
sterium mit der Prüfung befaßt, ob den Richtern besonders krasser To­
desurteile eine vorzeitige ehrenvolle Pensionierung nahegelegt werden 
sollte. 

Die Strafrechtsabteilung unter Wilkerling gab auch die Weisungen für 
die Handhabung des sog. Verbringungsverbotes. Der unverständliche 
Name bedarf einer Erläuterung: Es handelt sich um eine als Zollgesetz 
deklarierte, noch heute gültige Zensurbestimmung, mit der man die 
Einfuhr politisch unliebsamer Schriften aus der DDR verhindern wollte. 
Als danach verbotene Schrift galt unter anderem auch das in der DDR 
erschienene "Braunbuch" (12), ein mit Hinweisen auf exzessive Todes­
urteile belegtes Verzeichnis u.a. derjenigen Richter, die durch ihre Tä­
tigkeit im Dritten Reich schwer belastet waren. In seiner Eigenschaft 
als Leiter der Strafrechtsabteilung konnte Wilkerling also dafür sorgen, 
daß diese nicht nur allgemein, sondern auch für ihn selbst höchst un­
liebsamen Dinge weiterhin unter den Teppich gekehrt werden konnten. 

Der Fall Meier-Branecke 

Ich komme nun zu einer weiteren Person*, an deren Beispiel ich die Ju­
stizgeschichte Braunschweigs beleuchten möchte. Es fügt sich, daß das 
hingerichtete Mädchen und er etwas miteinander zu tun haben. 

* In der ursprünglichen Fassung dieses Vortrags ist kein Name genannt worden . 
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ecke sich in der Diskussion des Wiederholungsabends selbst zu erkennen gege­
ben hat. 



Dem betreffenden Richter begegnen wir schon im Jahre 19 3 2. Denn in 
diesem Jahr begann Dr. Hans Meier-Braneckes Aufstieg in der Justiz. 
Sein Werdegang liest sich so: 

Oktober 1932: Ernennung zum Amtsgerichtsrat in Schöppen­
stedt 

März 19 3 5: Einstellung in den Heeresjustizdienst 
Oktober 19 3 5: Ernennung zum Kriegsgerichtsrat 

August 1940: Berufung zum Mitglied des "Wehrmachtsdienst­
strafhofes" 

April1941: Ernennung zum "Fliegenden Armeerichter" 
beim Armeekommando 16 

Februar 1943: Beförderung zum Ministerialrat 
Mai 1944: Beförderung zum Oberstrichter 

Juni 1944: Ernennung zum Oberstkriegsgerichtsrat 

Diese steile Karriere bis zum zweithöchsten Beförderungsamt (weit 
höher als die Funktion des Kriegsrichters Hans Filbinger) kam nicht 
von ungefähr: 

So heißt es in emem Bewerbungsschreiben des Richters von 193 5: 

"Mit Wirkung vom 1. Oktober 1932 bin ich durch das rechtsbürgerlich­
nationalsozialistische Ministerium Dr. Küchenthal-Klagges zum Amts­
gerichtsrat in Schöppenstedt ernannt . ... In unserer Familie ist soldati­
scher Geist stets gepflegt." Darin und in dem Bedauern, daß er am er­
sten Weltkrieg "leider nur noch ein 314 Jahr" teilnehmen konnte, 
kommt jene Frontkämpfermentalität zum Ausdruck, wie sie damals 
gerade auch in Juristenkreisen sehr verbreitet war, oft vor allem dann, 
wenn die Beteiligten nie oder nur kurz das Glück hatten, persönlich in 
"Stahlgewittern" (13) ihr Mannesturn zu beweisen. 

Seine Vorgesetzten charakterisierten ihn in einer Beurteilung vom 22. 
Februar 1939 wie folgt: "Auch bietet er die unbedingte Gewähr und hat 
seit dem 30. Januar 1933 auch bewiesen, daß er jederzeit rückhaltlos 
für den nationalsozialistischen Staat eintritt." 

Auf welcher Art von Entscheidungen diese "besondere Zuverlässigkeit" 
beruht, entzieht sich mangels Akteneinsicht unserer Kenntnis. Die Art 
des Tätigkeitsfeldes spricht aber wohl für sich. Gerade in den vergange­
nen Monaten ist die Kriegsgerichtsbarkeit der Wehrmacht - die sich 
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fast noch mehr als die ordentliche Justiz dem Einblick der Historiker 
erfolgreich entzogen hat - etwas stärker ins Licht der Öffentlichkeit 
getreten (14). Bekannt geworden ist u.a., daß die Kriegsgerichtsbar­
keit der Wehrmacht mindestens 12000 - 16000 Todesurteile gefällt 
hat. In den Jahren 1939 bis 1942 war Meier-Branecke Leiter einer der 
beiden Gnadenabteilungen im Oberkommando des Heeres, nämlich 
der für das Ersatzheer zuständigen Abteilung. Das alles hinderte die 
Fortsetzung der Karriere nicht. Weiter in dem Lebenslauf: 

Herbst 1945: erneut Richter in Braunschweig; alsbald Beför­
derung zum Oberlandesgerichtsrat 

September 1950 : Beförderung zum Senatspräsidenten 

In dem Amt des Senatspräsidenten, und zwar als Vorsitzender des 
Strafsenats ( 15) des Braunschweiger Oberlandesgerichts, hatte Dr. Meier­
Branecke nun bis zu seinem Eintritt in den Ruhestand im Juli 1966 
einen der höchsten und einflußreichsten Richterposten auf Landesebe­
ne mne. 

Ab 1956 : nach dem Verbot der KPD mit Prozessen gegen 
Kommunisten und mit sonstigen Staatsschutz­
sachen befaßt. Unter den vor dem Strafsenat 
stehenden kommunistischen Angeklagten waren 
auch solche, die schon zur Zeit des Nationalso­
zialismus politisch verfolgt worden waren (16) . 

Sich selbst und seiner Einstellung zur strafenden Gesellschaft ist Dr. 
Meier-Branecke immer treu geblieben. Diejenige "vornehme Zurück­
haltung", die er und manche Kollegen als selbstverständlich anse­
hen, solange es sich um Kritik gegenüber der Justiz handelt, gar 
wenn sie von den wenigen nicht-konservativen Richtern geäußert 
wird, oder wenn es gilt, Stillschweigen über NS-belastete Kollegen zu 
bewahren - diese Zurückhaltung hat er sich selbst in öffentlichen Äu­
ßerungen gegenüber dem demokratischen Gesetzgeber nie auferlegt. 
Aufmerksamen Lesern der Braunschweiger Zeitung werden bisweilen 
Leserbriefe, ja sogar von der BZ bereitwillig veröffentlichte größere 
Kommentare begegnet sein, in denen er sich immer wieder gegen die 
"Liberalisierungswelle" oder "weiche Welle" der modernen Strafrechts­
pflege ereiferte (17). In solchen Artikeln behauptete er- in unzutref­
fender Weise - eine immer bedrohlichere Zunahme gefährlicher Straf-
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taten. Den Sühne- und Abschreckungsgedanken spielte er gegen das 
von ihm nur verächtlich erwähnte "Resozialisierungsrezept" aus. Gern 
wies er darauf hin, daß früher "die Sicherheit in Parks und Wäldern 
viel höher war". Meinte er damit etwa die Jahre von 19 33 bis 194 5, 
die manchen Mitbürgern in der Tat noch immer als beispielhaft für die 
innere Sicherheit gelten (18) - die Jahre, in denen er als Kriegsrichter 
auf seine Art für Recht und Ordnung sorgte? Mit der gekennzeichneten 
Haltung ordnete er sich ersichtlich in eine Tradition ein, die der Deut­
sche Richterbund schon vor 1933 vertreten hatte: In der Deutschen 
Richterzeitung der Jahre vor 1933/34 stoßen wir oft auf Aufsätze 
etwa mit der Oberschrift "Landgraf, werde hart!", in denen Richter 
gegen die von ihnen behauptete "Erweichung des Strafrechts" zu Fel­
de ziehen und schärfere Strafen fordern. 

Auf einer Podiumsdiskussion im Jahre 1972 sprach er sich gegen jede 
Liberalisierung der Strafvorschriften zum Sexualverhalten aus (Abtrei­
bung, Kuppelei, pornographische Schriften usw.). Sein Hauptargument 
war, daß in sexuellen Dingen überhaupt eine verderbliche Verwahrlo­
sung und hemmungslose Genußsucht eingerissen sei. Dem stellte er das 
Leitbild einer "reinen, unverdorbenen Einstellung" zur Liebe gegen­
über. Am besten könne er das an einer von ihm überaus geschätzten 
Erzählung verdeutlichen: "Moselfahrt aus Liebeskummer" von Rudolf 
G. Binding. Ich halte diese literarische Vorliebe deshalb für erwäh­
nenswert, weil sich die insgeheimen Ideale der bürgerlichen Gesell­
schaft auf ihrem kulturellen Hintergrund oft deutlicher abzeichnen, 
als etwa in Entscheidungsbegründungen, in denen sich die ideolo­
gische Voreinstellung des Richters hinter begrifflichen Konstruktio­
nen verbergen kann. Der Schriftsteller Rudolf G. Bindung - früher 
fast Pflichtlektüre an den Gymnasien, heute zur Bedeutungslosigkeit 
herabgesunken- war einer der von den Nazis für ihre Ziele eingespann­
ten bürgerlichen Schriftsteller. Bei der Novelle "Moselfahrt aus Liebes­
kummer" handelt es sich um eine kitschige und rührselige Geschichte 
einer unverständlichen geschlechtlichen Entsagung, die in ihrer ver­
klemmten Sexualität als Lebensideal angepriesen wird. Heute kann 
man das Zustandekommen einer solchen Erzählung mit ihrer unglaub­
würdigen Sublimierung des Alltags und ihrer Realitätsverleugnung ei­
gentlich nur noch mit psychoanalytischer Nachsicht verstehen. Die be­
schriebene Identifizierung unseres Richters mit jener Art von Weltbe­
trachtung verdeutlicht, wie Voreinstellungen ganz unjuristischer Art 
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eine Rolle bei der Entscheidungsfindung des Richters spielen und in 
die Ausfüllung von Entscheidungsfreiräumen einfließen können. Unter 
diesem Aspekt müßte man einmal die Urteile des Braunschweiger Straf­
senats jener Jahre etwa zu Sexualdelikten auswerten. Bekanntlich galt 
damals u.a. die sog. Verlobtenkuppelei (z.B. wenn Eltern dulden, daß 
ihre minderjährige oder auch längst erwachsene Tochter ein Verhältnis 
hat) als strafbar. Der Wandel der Sexualmoral, wie er gerade durch die 
Auswirkungen des zweiten Weltkriegs beschleunigt worden ist, ist in 
solchen Entscheidungen überhaupt nicht zur Kenntnis genommen. 
Hier kommen tiefwurzelnde Ängste irrationaler Art zum Ausdruck ( 19). 
Wie stark die Nachkriegsjustiz autoritären Staats- und Gesellschafts­
vorstellungen verhaftet blieb, würde noch deutlicher, wenn man die 
Staatschutzrechtsprechung des Braunschweiger Strafsenats unter dem 
Vorsitz dieses Richters oder etwa des Landgerichts Lüneburg (20) zum 
Gegenstand einer Untersuchung machte (Prozesse gegen Kommunisten 
wegen landesverräterischer Beziehungen usw.). 

Ich muß noch sagen, wieso die Wege jenes Richters und der Erna Wa­
zinski sich kreuzten. Der genannte Richter war es, unter dessen Vor­
sitz die von der Mutter betriebene Rehabilitierung ihrer Tochter Erna 
in letzter Instanz mehrmals abgewehrt wurde. 

Eine genauere Betrachtung des Todesurteils im Fall Erna Wazinski und 
des Werdegangs jenes alten Mannes gewährt noch mehr Einblicke in 
die NS-Justiz und ihre Grundlagen. Deshalb folgen hier einige Ergän­
zungen. 

Ergänzungen im Fall Erna Wazinski 

Auf die Anregung des Sondergerichts, einen Gnadenerweis zu prüfen, 
gab sich der mit den entsprechenden ergänzenden Nachforschungen 
beauftragte Staatsanwalt große Mühe. In seinem Ermittlungsvermerk 
finden sich stark entlastende Hinweise auf die wenig glücklich verlau­
fene Jugend des Mädchens (dieser Staatsanwalt wurde nach dem 
Krieg nicht in die Justiz übernommen) . Der Behördenleiter - Ober­
staatsanwalt Dr. Wilhelm Hirte (sein Name ist bereits gefallen, im Zu­
sammenhang mit dem Präsidenten Nebelung) - schlug gleichwohl die 
Vollstreckung des Urteils vor. Seinen Bericht an das Reichsjustizmini-
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sterium reicherte er mit Kenntnissen an , die er aus völlig anderen Ver­
fahren hatte: Erna sei mit einer Arbeiterin befreundet, die ebenso wie 
die Mutter der Freundin wegen Abtreibung vorbestraft sei; deshalb 
verdiene die Angeklagte trotz ihrer Jugend keine Nachsicht. Im Unter­
schied zu seinem menschlich handelnden Untergebenen wurde Ober­
staatsanwalt Dr. Hirte (Jahrgang 1905) nach dem Krieg wieder in die 
Braunschweiger Justiz übernommen, wo er als Amtsgerichtsrat bis zu 
seiner freiwilligen Pensionierung im Jahre 1962 tätig war. Dr. Hirte 
hatte, wie schon erwähnt, den Oberlandesgerichtspräsidenten Nebelung 
auf der schon erwähnten Geheimkonferenz im "Haus der Flieger" am 
23./24. April 1941 begleitet. Gegen die Teilnehmer jener Konferenz 
(überwiegend Oberlandesgerichtspräsidenten und Generalstaatsanwälte) 
hat der Frankfurter Generalstaatsanwalt Fritz Bauer trotz langjähriger 
Boykottierung durch die ihm untergebenen Staatsanwälte später ein 
Strafverfahren eingeleitet, das immerhin im Jahre 1965 zu einem Vor­
untersuchungsverfahren (21) wegen Beihilfe zum Mord geführt hat. In 
jenem Verfahren zog Dr. Hirte sich auf die Verteidigung zurück, er habe 
auf jener Sitzung "an der Innenseite der hufeisenförmigen Sitzordnung" 
gesessen ... ; die Information über die "Euthanasie-Aktion" habe er 
nicht voll erfaßt, gegen die Stillbalte-Weisung habe er zwar Bedenken 
gehabt, sich aber nicht zu Wort gemeldet, weil er der jüngste Teilneh­
mer und in diesem Kreise völlig unbekannt gewesen sei. - Keiner der 
Teilnehmer jener Konferenz ist verurteilt worden. Nachdem Fritz Bauer, 
einer der wenigen entschieden antifaschistischen Juristen jener Jahre, 
im Juni 1968 plötzlich verstorben war, beantragte die Staatsanwalt­
schaft Frankfurt selbst die Einstellung des Verfahrens. über das hochbe­
deutsame Strafverfahren ist die Öffentlichkeit nie unterrichtet worden! 

Auch die Frage nach der Klassenjustiz kann im Fall Erna Wazinski 
nicht ungestellt bleiben. In jener Brandnacht waren 28 weitere, zum 
Teil erheblich schwerere Fälle von "Plünderung" ermittelt worden. Sie 
führten sämtlich nicht zur Anklageerhebung. Erna Wazinski trug aber 
anscheinend in besonderem Maße die Merkmale (Arbeiterin, Vaterlosig­
keit, Fürsorgeerziehung, Aufwachsen im Unterschichtmilieu), die noch 
heute einen Beschuldigten leicht als Angehörigen der sog. Unterschicht 
stigmatisieren. Wäre gegen einen Oberschüler das Verfahren überhaupt 
bis zur Anklageerhebung - gar vor dem lebensgefährlichen Sonderge­
richt - gediehen? An Hand der Zehntausende von der NS-Justiz ver­
hängten Todesurteile müßte man einmal der Frage nachgehen, inwie-
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weit auch sonst Angehörige der unteren Schichten, einfache Arbei­
ter und ihre Familienmitglieder, besonders leicht Gefahr liefen, als 
"Volksschädling" eingestuft zu werden, dessen Leben wertlos war 
(21a) . -Wie tendenziös Braunschweiger Richter noch im Jahre 1965 
argumentierten, um das Todesurteil von 1944 zu rechtfertigen, ist be­
reits erwähnt worden. In internen Gesprächen wurde die Kritik gegen­
über dem Urteil auch damit abgetan, der Gastwirt Otto Block, der als 
langjähriger guter Bekannter der Mutter der Erna W. die Prozesse für 
die Mutter führte, habe schon damals, 1944, im Verdacht der Zuhälte­
rei gestanden. Ja, ein Braunschweiger Staatsanwalt scheute sich nicht, 
neben dem schon genannten Verfahren wegen Richterbeleidigung ge­
gen diesen Mann wegen seines Prozessierens als Vertreter der Mutter 
ein Strafverfahren wegen Verstoßes gegen das Rech tsberatungsmiß­
brauchgesetz durchzuführen (22). 

Ergänzende Bemerkungen zum Fall Meier-Branecke 

Atemberaubend war es, als auf der Wiederholungsveranstaltung am 
26. Februar 1980 in der Braunschweiger Stadthalle der genannte Rich­
ter, Senatspräsident a.D. Dr. Hans Meier-Branecke sich in der Diskussion 
zu Wort meldete . Aus dem etwa zehnminütigen Diskussionsbeitrag ist 
mir u.a. in Erinnerung geblieben: Wenn damals in einer dienstlichen 
Beurteilung die besondere politische Zuverlässigkeit eines Beamten 
betont worden sei, sei dies der beste Beweis für eine zum NS-System 
bestehende Gegnerschaft des Betreffenden, den der Dienstvorgesetzte 
auf diese Weise nur habe schützen wollen. Sein Wechsel zur Wehrmachts­
justiz sei ein Akt der "inneren Emigration" gewesen. Die Dienstbezeich­
nungen Oberstrichter, Oberstkriegsrichter usw. habe er zwar formell 
innegehabt, tatsächlich habe er aber eine reine Verwaltungstätigkeit 
ausgeübt, mit Ausnahme einer kurzen, mit größter Milde ausgeübten 
Tätigkeit als Fliegender Armeerichter in der Sowjetunion. - Herr Dr. 
Meier-Branecke hatte mir zu Beginn der Wiederholungsveranstaltung 
einen Artikel aus dem "Ganderheimer Kreisblatt" vom 25./26. Juni 
1932 übergeben (23) . Der Artikel (24) berichtet von der Kritik eines 
NSDAP-Abgeordneten gegen ein Plädoyer des Assessors Meier-Branecke, 
in dem dieser die Verurteilung von SA-Schlägern gefordert hatte. Dazu 
ist zu sagen: Es ist nicht ersichtlich, daß Dr. Meier-Branecke schon 
vor der Machtübernahme NSDAP-Anhänger war. Vielmehr war er bis 
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19 33 aktives Mitglied des mit der NSDAP rivalisierenden, allerdings 
gleichfalls reaktionären "Stahlhelm". Erst nach der "Machtübernahme" 
Hitlers, dann aber schnell, schaltete er um und wurde am 1. Mai 19 3 3 
Mitglied der NSDAP. Auf diese Vorgeschichte (2 5) bezieht sich ersicht­
lich die Wendung in der dienstlichen Beurteilung vom 22.2.1939: " ... 
auch hat er seit dem 30. Januar 1933 bewiesen, daß ... ". Insoweit ist 
der Fall Meier-Branecke nur exemplarisch für das Verhalten der damali­
gen Braunschweiger Richterschaft überhaupt. So hat fast zur gleichen 
Zeit- im Sommer 1932 -der Braunschweiger Richterverein in einer 
auf einer Richterversammlung beschlossenen Eingabe an das Ministerium 
Klagges/Küchenthal die "parteipolitischen Einflüsse bei der Stellenbe­
setzung" und eine "Politisierung" der Justiz beanstandet (26). Was 
sich auf den ersten Blick als Kritik gegen Parteipatronage ausnimmt, 
stellt sich bei näherer Betrachtung aber als bloße Verärgerung darüber 
dar, daß das Ministerium bei Stellenbesetzungen und Beförderungen 
NSDAP-Mitgliedern denVorzuggab gegenüber Angehörigen des "Stahl­
helm" und ähnlicher Richtungen, die in der Justiz als unpolitisch gal­
ten, tatsächlich jedoch der Deutschen Volkspartei und der Deutschen 
Nationalen Volkspartei nahestanden (27). In der Eingabe heißt es 
nämlich zwar zunächst weiter, entscheidend müsse "in erster Linie das 
fachliche Können und der Persönlichkeitswert" bleiben. Als Maßstab 
für den Persönlichkeitswert wird dann aber ausschließlich "der Krieg" 
erwähnt; er sei für den Persönlichkeitswert eine "tiefgehende Probe" 
gewesen (28). Der Krieg erscheint hier ganz deutlich als konservatives 
Symbol und im Hintergrund das Wilhelminische Kaiserreich als poli­
tische Heimat, die diese Richter in der Republik nicht fanden. 

Wie situationsgebunden die vorgebliche Abstinenz gegenüber partei­
politischen Bindungen war, sollte sich schon neun Monate später her­
ausstellen, als es im April193 3 zu einem Masseneintritt Braunschweiger 
Justizbeamter in die NSDAP kam. Auf einer im Braunschweiger Arzte­
haus am 26. April 1933 stattfindenden Versammlung beschlossen die 
Braunschweiger Richter und Staatsanwälte mit wenigen Ausnahmen 
"unter Zurückstellung aller Bedenken gegen eine parteipolitische Bin­
dung eines Richters der NSDAP beizutreten" (29). 

Es geht hier nicht darum, persönliche Schuldvorwürfe zu erheben. Der 
Fall Meier-Branecke ist nur ein Beispiel für das Verhalten der Richter­
schaft im Dritten Reich überhaupt. Die ablehnende Haltung der Rich-
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terschaft gegenüber jeder Einbeziehung der politischen Dimension und 
ihre vermeintlich neutrale (in Wirklichkeit antirepublikanische und 
reaktionäre) Einstellung machte die Richter nämlich besonders anfällig 
für den Nationalsozialismus (30). 

So haben sich bei der Oberführung der Weimarer Justiz in den Hitler­
staat die deutschen Richtervereinigungen besonders hervorgetan. Der 
Deutsche Richterbund, der sich immer als "unpolitisch und neutral" 
bezeichnet hatte, sprach schon am 19. März 1933 durch eine enthusia­
stische Erklärung seines Präsidiums Hitler sein volles Vertrauen aus. Im 
Juli 1933 beschlossen dann sämtliche Richtervereine korporativ dem 
Bund Nationalsozialistischer Deutscher Juristen (BNSDJ) beizutreten. 
Am 15. Dezember 1933 löste sich der Deutsche Richterbund auf einer 
Versammlung in der noch heute wohlbekannten Tagungsstätte Fisch­
bachau (noch heute Richterbundsheim in Bayern) auf. Im Unterschied 
zu den Gewerkschaften und vielen anderen vom NS-Staat zwangsweise 
aufgelösten Vereinen vollzog der Deutsche Richterbund diesen An­
schluß freiwillig und mit der Erklärung, daß er sich "freudig und auf­
richtig" zum NS-System bekenne und mit "allen Kräften und unter 
Einsetzung aller seiner reichen Erfahrungen ... am Ausbau einer artei­
genen Rechtsordnung ... mitzuarbeiten" bereit sei (31). 

Um ein vollständiges Bild zu geben, muß man allerdings erwähnen, daß 
es auch eine republikanisch gesonnene Juristenvereinigung gab: den im 
Jahre 1925 gegründeten Republikanischen Richterbund. Indessen: die 
wenigen dort organisierten Richter wurden von ihren Berufskollegen 
als mißliebige Kritiker des eigenen Berufsstandes verachtet. Das mußte 
auch der 1922 von Berlin gekommene Oberlandesgerichtspräsident Dr. 
Paul Levin erfahren. Ab 1928/29 verschärfte sich die gegen ihn geführ­
te Kampagne (32) so, daß er sein Amt aufgab. Im Unterschied zu den 
an den Nationalsozialismus und Hitler gerichteten Sympathiebekun­
dungen und Ergebenheitsadressen des Deutschen Richterbundes hatte 
der Republikanische Richterbund von Anbeginn mit aller Deutlichkeit 
und Schärfe vor dem heraufkommenden Nationalsozialismus und den 
ihn fördernden gefährlichen Strömungen in der Justiz gewarnt. N atür­
lich wurde er von den Nationalsozialisten sofort (im März 1933) ver­
boten. Seine Mitglieder wurden des Amtes enthoben, verfolgt, die mei­
sten mußten in die Emigration gehen. Aber nicht einmal diese zwischen­
zeitlichen Erfahrungen haben ausgereicht, die Haltung des konserva-
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tiven Richterbundes nach 1945 zu beeinflussen. Noch im Jahre 1977 
äußerte sich der Vorsitzende des Bayerischen Richtervereins, der Rich­
ter am Bayerischen Obersten Landesgericht Friedrich Bethke verächt­
lich über das (tatsächlich allein durch faschistische Gewalt erzwungene) 
Ende des Republikanischen Richterbundes : er sei "bald wieder von 
der Bildfläche verschwunden". Er übersah, daß die meisten bis zum 
30. Januar 19 3 3 im Republikanischen Richterbund aktiven Juristen 
sich zur Zeit des Verbots im März 1933 schon im Ausland befanden. 
Im Republikanischen Richterbund waren die besten Köpfe der deut­
schen Jurisprudenz vereinigt (u.a. Ernst Fraenkel, Max Hachenburg, 
Hermann Kantorowicz, Otto Landsberg, Gustav Radbruch, Hugo Sinz­
heimer) . 

Verpaßte Chancen: der "Wiederaufbau" der Justiz nach 1945 

Wie die Reorganisation der Justiz nach 1945 vor sich gegangen ist, ist 
erstaunlicherweise nur wenigen Eingeweihten bekannt. Was man dabei 
für die Justiz herausfindet, ist eine besonders abenteuerliche Geschichte. 
Dazu muß man wissen, daß die zunächst zuständigen Alliierten sich 
um Verbrechen, die von Deutschen "nur" an Deutschen verübt worden 
waren, kaum kümmerten. Erst recht behandelten die vorschlagsberech­
tigten deutschen Behörden schwerbelastete NS-Juristen mit unbegreifli­
cher Nachsicht. Als Entschuldigung wird oft die Verteidigungsstellung 
erwähnt, in die sich viele Deutsche durch die generalisierende Kollektiv­
Anklage der Alliierten drängen ließen. Diese psychologische Erklärung 
kann die Obernahme von Schreibtischtätern in die neu aufzubauende 
Justiz jedoch ebensowenig entschuldigen wie etwa die "Schmach des 
Versailler Vertrages" die Errichtung eines Systems der Unmenschlich­
keit rechtfertigte . Wichtig war auch die von den Besatzungsoffizieren 
geteilte Vorstellung, man könne auf erfahrene Fachleute - die ihre 
Routine aber zwangsläufig im Dritten Reich gesammelt haben mußten­
nicht verzichten. "Fachliche Qualifikation" sollte "wieder" vorpolitisch 
bewußtem Verhalten rangieren. Unterschwellig spielte schon damals 
auch der Antikommunismus eine wichtige Rolle. Schon aus Tradition 
mußte der gängige Antikommunismus die alten Nazis als seine besten 
Verbündeten ansehen . Jedenfalls rangierte für die Verantwortlichen 
die Aufgabe, belastete Juristen möglichst aus der Justiz fernzuhalten, 
an letzter Stelle. 
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Für die immer nachsichtiger werdende Entnazifizierung der Justiz ist 
die sog. Huckepack-Klausel besonders typisch. Diese schon im Oktober 
1945 geschaffene Regel besagte, daß auf jeden Unbelasteten gewisser­
maßen "huckepack" ein formell Belasteter in denJustizdienst kommen 
konnte. Dabei wollte man selbst diese eingeschränkte Form der Ent­
nazifizierung auf Fälle beschränkt wissen, in denen Mitglieder der 
NSDAP gegen geltendes Recht der Nazizeit verstoßen hatten (danach 
hätten etwa Fitbinger oder die Richter von Erna Wazinski anstands­
los übernommen werden können). Später, im Juni 1946, wurde so­
gar die Einschränkung auf eine 50 : 50-Kontingentierung der Nazis 
fallengelassen. Infolgedessen stieg der Anteil der NSDAP-Mitglieder 
unter den Richtern der Landgerichte in Niedersachsen und den anderen 
norddeutschen Ländern im Jahre 1948 auf 80 bis 90% (32 a). 

Der von 1945 bis 1955 in Celle amtierende Oberlandesgerichtspräsident 
Dr. Hodo Freiherr von Hodenberg, der maßgeblichen Einfluß auf die 
Neuorganisation der Justiz in ganz Nordwestdeutschland hatte, hat in 
einem Aufsatz zum 2 50-jährigen Jubiläum des Oberlandesgerichts Celle 
eine in ihrer Naivität aufschlußreiche Darstellung dieser Dinge gege­
ben (33). Darin erscheint die Einstellung von NS-Juristen immer wie­
der als ein Zugeständnis, das der britischen Militärregierung mühsam 
Schritt für Schritt abgerungen werden mußte. Die Entnazifizierung 
wird nie als sachliche Notwendigkeit, sondern ausschließlich als lästige 
von der Besatzungsmacht auferlegte Pflichtübung hingestellt, zumal als 
eine schwerwiegende Beeinträchtigung der richterlichen Unabhängig­
keit. So erfährt man von einer Vereinbarung, nach der die Einstellung 
eines Richters trotz nachträglichem Bekanntwerden von schlimmsten 
Untaten nur bei falscher Beantwortung von Fragebögen widerrufen 
werden konnte. Das 1946 gestellte Verlangen der Militärbehörden, ei­
ne nochmalige Überprüfung bestimmter Richter vorzunehmen, wies 
Hodenberg mit Schärfe zurück. Selbst eine Einsicht in die Personalak­
ten dieser Richter verweigerte er. Die Einführung der skandalösen 
50:50-Regel ("Huckepack-Klausel") empfanden er und die Celler 
Richter als "schweren Schlag" - allerdings in dem umgekehrten Sinne, 
daß bedauert wurde, daß danach viele Kollegen nicht problemlos wie­
der übernommen werden konnten. Dementsprechend sah Hodenberg 
schließlich "die nach dem Zusammenbruch vorhandene Hoffnung auf 
ein zukünftiges Walten der Gerechtigkeit schwer erschüttert", und 
zwar durch die "unbillige Entnazifizierung" - nicht etwa durch die 
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Hypothek, die die Obernahme schwerbelasteter Richter und Staatsan­
wälte für die niedersächsische Justiz bedeutete. Diese Frage kommt an 
keiner einzigen Stelle der Abhandlung in den Blick des Verfassers. Die 
einzige Konsequenz, die von Hodenberg aus den Erfahrungen der NS­
Zeit unbedingt ziehen zu müssen glaubte, war die Forderung nach einer 
restlosen Entpolitisierung der Justiz. Dies führte zu der mit der Militär­
regierung vereinbarten Regelung, wonach Richter, Staatsanwälte, 
Rechtspfleger und Referendare nicht Mitglied einer politischen Partei 
sein durften; auch die Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft war ihnen 
(bis 1951) verboten. Zum Verhalten der NS-Justiz heißt es in dem ge­
nannten Aufsatz aus dem Jahre 1961 nur einmal nebulös : "Die immer 
stärkere Mißachtung und Ausschaltung rechtlichen Handeins (habe 
den Richtern) die eigentliche Grundlage ihres Wirkens entzogen" - als 
seien es die Richter nicht selbst gewesen, die unter Ausnutzung der ih­
nen erteilten Ermessensspielräume ohne Not Terrorurteile gefällt hat­
ten. Daß bei einer solchen unkritischen Grundhaltung "die Beteiligung 
von Kommunisten" (in vielen Entnazifizierungsausschüssen) die Sach­
lichkeit der Arbeit häufig beeinträchtigte" -in der Sicht der Celler Ju­
risten - versteht sich von selbst. übrigens war auch die britische Mili­
tärregierung von vornherein bemüht gewesen, die Praxis der "Entnazi­
fizierung" der Justiz aus dem Blick der Öffentlichkeit herauszuhalten. 
Was bei dem Freiherrn von Hodenberg eher nach unpolitischer Naivi­
tät aussieht, war bei dem Hamburger Oberlandesgerichtspräsidenten 
Kiesseibach eine deutliche Unfähigkeit, sich vom nationalsozialistischen 
Denken abzugrenzen. Er, den die Engländer sogar zum Präsidenten des 
Zentraljustizamtes (einer Art Justizministerium für die britische Besat­
zungszone) gemacht hatten, fand in einem Memorandum vom Septem­
ber 1945 freundliche Worte selbst zu Hitlers "Mein Kampf". Darin 
habe sich Hitler zwar gegen Republik und Parlamentarismus, nicht 
aber gegen die Demokratie ausgesprochen. Die Machtergreifung von 
19 3 3 sei mit den großen englischen und amerikanischen Revolutionen 
und der deutschen Revolution von 1848 vergleichbar, da sie gegen 
Strafgesetze nicht verstoßen habe. Den Antisemitismus tat Kiesseibach 
beiläufig als eines unter einigen anderen "unpleasant things" ab (34). 

Von vornherein gab es in der Justiz eine gut funktionierende Zusam­
menarbeit zwischen den wieder in die Justiz drängenden NS-Juristen 
(3 5). Sie begrüßten oder förderten es sogar, daß in Braunschweig ein 
unbelasteter Jurist- Dr. Friedrich-Wilhelm Holland , der 1933 von den 
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Nazis aus der Justiz entlassen worden war- in leitende Positionen (Vi­
zepräsident und schließlich Oberlandesgerichtspräsident) eingesetzt 
wurde. Davon, daß man ihn voranschickte, versprach man sich zum ei­
nen, daß er sich bei den Militärbehörden Achtung verschaffen konnte, 
und zum anderen, daß er gegenüber belasteten Kollegen Nachsicht wal­
ten ließ. Darin täuschte man sich nicht. In einem rühmenden Nachruf 
in der Braunschweiger Zeitung vom 24. 8. 1979 heißt es über Dr. Hol­
land: "Manchem, der sich einst von ihm abwandte, hat er später noch 
Lohn und Brot besorgt!" 

Wie in anderen Gerichtsbezirken, spielte auch in Braunschweig die 
Gruppe der Militärjuristen ( 3 6) bei der Restauration der Justiz eine 
herausragende Rolle. Die deutsche Wehrmacht galt als generell unbe­
lastet, weil sie es verstanden habe, "sich aus der Politik herauszuhalten". 
Die weitverbreitete Meinung, die deutsche Wehrmacht habe sich erfolg­
reich bemüht, sich gegenüber dem NS-System abzuschirmen, ist erst 
in jüngster Zeit erschüttert worden, als die unerhörte Anzahl der von 
Kriegsgerichten verhängten Todesurteile (mindestens 12000 bis 16000) 
und die Tatsache bekannt wurde, daß die Wehrmacht bei Kommissar­
und Judenerschießungen im Osten und bei anderen Mordaktionen der 
SS weitgehende Hilfestellung geleistet hat (3 7). Allerdings ist in man­
chen Justizkreisen noch heute die Ansicht verbreitet, die vielen Todes­
urteile gegenüber Soldaten seien erforderlich gewesen, um mit der NS­
Führung bis zum bitteren Ende im Mai 1945 durchzuhalten. Gerade 
als "jede Aussicht auf einen glücklichen Ausgang des Krieges schwand" 
und die Männer am Ende ihrer Kraft angekommen waren, habe in ei­
ner Situation, in der es "um Sein oder Nichtsein geht", die schwindende 
Moral bei der Truppe nur durch Einsatz schärfster Mittel aufrechter­
halten werden können. Die russischen Panzerverbände hätten daran ge­
hindert werden müssen, bis an die Atlantikküste vorzudringen und ganz 
Europa in kommunistische Hand zu bringen. Die deutsche Wehrmacht 
habe als "Ordnungs- und Machtfaktor" unter allen Umständen erhal­
ten bleiben müssen, "nicht nur im Interesse der deutschen Lande, son­
dern ganz Europas und der gesamten westlichen Welt" ( 3 8). Diese Aus­
sprüche angesehener Juristen als weiterer Beleg für die Kontinuität von 
Nationalsozialismus und Antikommunismus. - So gesehen ist es erst 
recht kein Wunder, daß gerade Wehrmachtsjuristen wie Meier-Branecke 
auch nach 1945 als besonders geeignet befunden wurden, an dem nun­
mehr justizförmigen Kampf gegen den Kommunismus mitzuwirken. 
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Waren diejenigen, die schwerbelastete NS-Juristen in hohe Justiz- und 
Verwaltungsstellen zurückholten, selbst Parteigänger Hitlers? Vor die­
sem Vorwuf muß man die erwähnten Oberlandesgerichtspräsidenten 
nachdrücklich in Schutz nehmen . Freiherr von Hodenberg hatte sich 
als Rechtsanwalt in den Jahren 1933 bis 1945 nichts zu Schulden 
kommen lassen und der auch schon bis 1933 als Oberlandesgerichts­
präsident in Harnburg amiterende Kiesseibach war von den Nazis sogar 
seines Amtes enthoben worden. Die am Wiederaufbau des westdeut­
schen Staates Beteiligten glaubten ganz einfach nicht anders handeln 
zu können. Sie meinten, auf die Verwaltungselite des "Dritten Reiches" 
angewiesen zu sein, weil sie in leitender Position gesammelte Berufser­
fahrung für wichtiger hielten als moralische Integrität. Um Leute wie 
Globke, Viaion (Staatssekretäre im Bundeskanzleramt), Heinz Schulz 
(Ministerialdirigent im Niedersächsischen J ustizministerium), Willi Gei­
ger (langjähriger und sehr maßgeblicher Bundesverfassungsrichter) 
oder - um noch einmal einen spezifischen Braunschweiger Fall zu 
nennen - Friedrich Knost (Regierungspräsident in Braunschweig) hat 
man sich nach 1945 nicht etwa deshalb so gerissen, weil sie sich als 
Verfasser von Kommentaren zu den Nürnberger Rassegesetzen oder 
auf noch schlimmere Weise eindeutig auf die Seite der Inhumanität ge­
schlagen hatten. Sie waren vielmehr deshalb Favoriten in diesem Staat, 
weil sie in den hohen Verwaltungsposten, die sie in den Jahren 19 33 
bis 1945 durchlaufen hatten, die vermeintlich unentbehrliche Berufs­
routine erworben hatten - im Unterschied zu denen, die ihre Quali­
täten "nur" dadurch bewiesen hatten, daß sie angesichts der Zumu­
tungen eines verbrecherischen Systems auf eine Karriere verzichtet oder 
gar den Weg der Emigration oder des Widerstandes gewählt hatten. ln­
dem die am Wiederaufbau der Verwaltung nach 1945 Verantwortlichen 
nur auf die äußere "möglichst beliebige" Verwendbarkeit des neuen 
Führungspersonals achteten, ohne nach den Gründen des Versagens 
dieser Juristen zu fragen, handelten sie aus jener verhängnisvollen un­
politischen Einstellung des Bürgertums heraus, das noch heute nicht 
begreift, was mit diesem Bürgertum im Jahre 19 33 geschehen ist. 

Nach alledem kann die Frage, ob es in der Justiz im Jahre 1945 eine 
"Stunde Null" gegeben hat, nur Bitterkeit verursachen. Eine Umwäl­
zung im antifaschistisch-demokratischen Sinne hat nicht stattgefunden. 
Es gibt zwar Kollegen, die den herrschenden Konformismus nicht 
mitmachen. Sie sind eine Hoffnung. Wie viele von ihnen - meist ohne 
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viel Kontakt zu nichtjuristischen Bevölkerungskreisen - werden der 
Macht der Gruppenzwänge auf Dauer standhalten? 

Schwierigkeiten der Justiz beim Aufarbeiten ihrer Vergangenheit 

Die Frage nach einer Kontinuität oder gewissen Kontinuitätssträngen 
zwischen der NS-Justiz und der heutigen Justiz wird man weder mit ei­
nem klaren Ja noch einem eindeutigen Nein beantworten können. Dazu 
ist das Problem zu komplex. Allerdings gibt es einige Hinweise . Da ist 
zunächst die Tatsache, daß die heutige Personalstruktur der Justiz, vor 
allem bei den Beförderungsämtern, maßgeblich von ehemaligen NS-Ju­
risten geprägt worden ist. Zu denken gibt weiter die Reserviertheit vie­
ler Juristen, sich mit der eigenen Vergangenheit schonungslos ausein­
anderzusetzen. Einen Bruch mit der Vergangenheit kann doch nur 
vollziehen, wer zu ihrer Aufarbeitung bereit ist. Das gilt auch für ganze 
Institutionen. Das schreckliche Versagen der Juristen im NS-System 
hätte größte Betroffenheit auslösen müssen. In breiteren Justizkreisen 
war von einer solchen Schockwirkung noch nie etwas zu spüren. Daran 
ändert auch nichts, daß es menschlich verständlich erscheint, wenn die 
Favoriten von NS-Juristen ihren Förderem ungern Schlimmes nach­
sagen lassen. Die NS-Juristen behielten die Aufstiegswege unter Kon­
trolle, somit konnte sich auch beim Nachwuchs keine kritische Haltung 
ausbilden, eine Ursache mehr dafür, daß das Betriebsklima in der Justiz 
den ungezwungenen Meinungsaustausch eher einschränkt als ermuntert. 

Viele Juristen glauben in ihrer Abgeklärtheit, die Vergangenheit schon 
mit dem guten Vorsatz "derartiges darf nie wieder geschehen" bewäl­
tigt zu haben. Darin, den Ursachen bis an die Wurzeln nachzugehen, 
können sie keinen Nutzen sehen. Woher nehmen diese Kollegen eigent­
lich ihre Selbstgewißheit, eine Wiederholung sei ausgeschlossen? Was 
hat sich denn Entscheidendes etwa in der juristischen Methodjk, in 
Ausbildung und Werdegang des Juristen , in seiner beruflichen Prägung 
und in den Strukturen der Justiz in den letzten fünfzig Jahren geän­
dert? Nicht einmal die schrecklichen Erfahrungen dieser Zeit - näm­
lich das Versagen der Justiz im "Dtitten Reich' - sind in die Ausbil­
dung eingebracht worden. An den Universitäten ist das Thema so gut 
wie ausgeklammert, aber auch in der Fortbildung: In den Jahren ab 
1949 haben in der Bundesrepublik in überschlägiger Schätzung rund 
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2000 Fortbildungstagungen für Richter und Staatsanwälte stattgefun­
den. Keine einzige dieser Tagungen hat sich auch nur in einem einzigen 
Vortrag mit dem Thema der NS-Justiz befaßt. Auf diese Weise sind die 
Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung (39) über die NS-Justiz 
selbst oder gerade in Juristenkreisen weitgehend unbekannt. Auch hier 
wurde die Vergangenheit nicht bewältigt, sondern verdrängt. Den mei­
sten Juristen genügt als Gewähr gegen einen Rückfall in eine Unrechts­
justiz die nach 1945 wieder eingeführte richterliche Unabhängigkeit 
(Art. 97 GG) - als hätten die NS-Richter die damaligen Gesetze nicht 
ohne äußeren Druck oft bis zum äußersten ausgeschöpft, mitunter in 
"150-prozentiger Sollerfüllung". Unabhängigkeit "als solche" kann 
eben nicht das moralisch-politische Rückgrat ersetzen. Als Abhilfe 
wird immer wieder das Fernhalten des Richters von jeder politischen 
Betätigung und von der politischen Sphäre überhaupt gefordert - als 
seien die Ressentiments der Richter gegenüber der Weimarer Republik 
und ihre Blindheit gegenüber dem Nationalsozialismus nicht dadurch 
bedingt gewesen, daß sie in ihrer Volksfremdheit nicht gelernt hatten, 
sich selbst und ihre Welt politisch zu begreifen. 

Verdrängungsbedürfnisse zeigten sich auch in der Reaktion auf die 
Veranstaltungsreihe. Die mitgeteilten Terrorurteile und der geschilderte 
Werdegang schwerbelasteter Juristen aus jener Zeit waren doch wohl 
angetan, Trauer und Betroffenheit auszulösen. Stattdessen brachen 
immer wieder Rechtfertigungsbedürfnisse durch. In internen Juristen­
gesprächen wurde dahin argumentiert, die betroffenen Richter hätten 
sich nun einmal an die damaligen Gesetze gebunden gefühlt; unter dem 
Druck des Regimes hätten sie nicht anders handeln können ; ja, sie hät­
ten sich sonst in höchste Gefahr gebracht (demgegenüber ist aber er­
wiesen, daß den wenigen Richtern, die scharfe Kritik an Unrechtstaten 
des Systems geübt hatten, kein Haar gekrümmt worden ist; allenfalls -
auch dies nur in wenigen Fällen- kam es zu vorzeitigen Pensionierun­
gen unter Zahlung der Ruhestandsbezüge). In einem Diskussionsbeitrag 
wurde ohne Widerspruch anwesender Juristen in entschuldigendem(!) 
Sinne angeführt, schließlich hätten Richter angesichts ihrer höheren 
gesellschaftlichen und beruflichen Position mehr zu verlieren gehabt 
als ein einfacher Arbeiter .. . ( 40) . 

Die noch heute vorherrschenden Verdrängungsmechanismen stellten 
sich geradezu lupenrein bei einer an sich wenig bedeutsamen Kontra-
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verse dar, die sich im Anschluß an die Braunschweiger Vorträge ent­
wickelte. In einem Leserbrief an die BZ fand sich der Hinweis, daß im 
Gebäude des Oberlandesgerichts in der Reihe der bisherigen Präsiden­
ten noch immer das Bild Günther Nebelungs hänge. Nebelung war von 
19 3 5 bis 1944 Oberlandesgerichtspräsident in Braunschweig, ab etwa 
Juni 1944 aber Senatspräsident am Volksgerichtshof (es galt damals, 
den sechsten Senat des Volksgerichtshof zu besetzen, den man geschaf­
fen hatte, weil die übrigen Senate die immer mehr ins Inflationäre 
gehenden Todesurteile nicht mehr allein schaffen konnten). Der genann­
te Leserbrief (eines Richters aus Hildesheim) löste eine durchaus bezeich­
nende Apologetik aus. Zunächst wurde- von einem Richter des Ober­
landesgerichts - darauf hingewiesen, das Bild sei nur sehr klein und es 
hänge dort wegen der Vollständigkeit der Reihe. Formale Argumenta­
tion sollte hier also eine inhaltliche Begründung ersetzen. Der ehemalige 
Vizepräsident des Landgerichts Friedrich Linke ging schon weiter: 
Nebelung sei im Nürnberger J uristenprozeß restlos freigesprochen wor­
den. In dieser Ehrenerklärung tritt die völlige Unfähigkeit zutage, juri­
stische Ergebnisse kritisch zu werten und in ihrer Bedeutung zu er­
fassen. Für Präsident Rudolf Wassermann ist - einer von der BZ ver­
öffentlichten Entgegnung zufolge- schließlich das Bild "stets Warnung 
und Mahnung" - für ihn selber. Dies ist der klassische Versuch, einen 
politischen Sachverhalt auf die Ebene privatistischer Rührseligkeit ab­
zuschieben, so daß etwaiger "Ärger" erspart bleibt. Die Begleitmelodie 
bildeten Leserbriefe, die eine "zielbewußte Kampagne" gegen die Ju­
stiz unterstellten. 

Dabei hätte Wassermann im Rahmen seines eigenen Ansatzes durchaus 
die Möglichkeit gehabt, verständiger und sachangemessener zu reagie­
ren. Warum antwortete er nicht, daß er vorhabe, das Bild Nebelungs in 
vergrößerter Form und mit ausführlichem Werdegang an zentraler Stelle 
in der Halle des Oberlandesgerichts anbringen zu lassen und eine öf­
fentliche Diskussion über diese Maßnahme zu führen? Stattdessen hielt 
man krampfhaft daran fest, daß das Bild Nebelungs ohne jegliche Klar­
stellung hängenbleibt, eines Juristentypus, von dem der Internationale 
Militärgerichtshof in Nürnberg in seinem Urteil mit Recht gesagt hat: 
"Der Dolch des Mörders war unter der Robe des Juristen verborgen". 
Auch hier hat es den Anschein, daß manche Leute in der Justiz von 
inhaltsloser Traditionspflege mehr halten als von einer kritischen Ge­
schi eh tsd arsteil ung. 
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Konsequenzen für die Justiz 

Weil die Justiz es sich mit der Bewältigung ihrer Vergangenheit so be­
quem gemacht hat, gibt es bis heute auch noch keine ausreichende Er­
klärung dafür, wie es geschehen konnte, daß die deutsche Justiz, vor 
allem die Strafjustiz, sich gleichsam über Nacht zu einem Instrument 
des Terrors umfunktionieren ließ. Dazu muß man wissen, daß die Mas­
se der Richter und Staatsanwälte nach der "Machtübernahme" im Jah­
re 1933 (41) nicht ausgewechselt zu werden brauchte, ebensowenig 
wie nach dem Machtwechsel von 1945 . 

Unzulänglich wäre es sicher, auf die Zeitumstände und die allgemeine 
Massenhysterie zu verweisen, die weite Volkskreise angesichtsder Ver­
heißungen des Nationalsozialismus ergriffen hatte. Gewiß war die NS­
Justiz in den Grundstrukturen des Deutschen Bürgertums angelegt. 
Ebenso ist die aufstiegsorientierte Mentalität der Juristen mehr oder 
weniger auch in den anderen bürgerlichen Institutionen anzutreffen. 
Auffällig ist es aber, daß die J misten sich gegenüber der Aufforderung 
zu Unrecht und Unmenschlichkeit besonders anfällig zeigten. In keinem 
anderen Berufsstand ist - trotz vorhandener Möglichkeiten! - so we­
nig Widerstand geleistet worden wie in dem Berufsstand, der sich seiner 
Unabhängigkeit und seines "Berufsethos" immer so rühmt. Wer eine 
Wiederholung verhindern will, muß deshalb genauer den Ursachen 
nachgehen und danach fragen, welche der Bedingungen der NS-Justiz 
heute entfallen sind und welche - offen oder verdeckt - fortdauern, 
mit der Möglichkeit neuer Fehlentwicklungen. Aus Platzmangel kön­
nen hier nur einige Stichworte gegeben werden: In der J uristenausbil­
dung wird seit jeher bevorzugt ein auf das Begriffliche verengtes Wissen 
mit vorgefertigten Antworten gepaukt, unter Vernachlässigung fächer­
übergreifender Zusammenhänge, vor allem der Sozialwissenschaften. 
Von den Bedingungen und Wirkungen des Rechts ist darin ebensowenig 
die Rede wie von der Frage nach neuen rechtlichen und gesellschaft­
lichen Lösungsmöglichkeiten. Eine solche Ausbildung produziert 
zwangsläufig überwiegend Persönlichkeiten, die auch in ihrem Berufs­
leben außerstande sind, die Folgen ihres Tuns zu reflektieren. Eine 
Änderung müßte somit mit einer Reform der Juristenausbildung be­
ginnen. Leider sind die politischen Instanzen seit einigen Jahren dabei, 
die bescheidenen Fortschritte des Ausbildungssystems wieder rückgän­
gig zu machen. Die soziologische These, daß jede Gesellschaft mittels 
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Erziehung und Ausbildung dafür sorgt, daß die auf ihre jeweiligen Pro­
duktions- und Reproduktionsbedingungen zugeschnittenen Charakter­
muster auch der folgenden Generation eingeprägt und eingeschliffen 
werden, erfährt hier eine wenig erfreuliche Bestätigung. Welche 
politischen und wirtschaftlichen Interessenten haben aber das größte 
Interesse daran, daß in der Juristenausbildung alles beim alten bleibt? 

Als weiteres Gegenmittel für die unter Juristen vorherrschende Reali­
tätsverleugnung müßten Juristen einsehen, daß sie sich stärker als bis­
her einer demokratischen Diskussion stellen müssen. Das würde ihren 
Blick dafür öffnen, daß die Justiz in gesellschaftliche Konflikte ein­
greift und soziale Abläufe mitbestimmt. An Stelle weithin vorhandener 
Denkklischees würde der Jurist dann einiges darüber erfahren, was in 
den einzelnen gesellschaftlichen Bereichen (z. B. im Wirtschafts- und 
Arbeitsleben oder im Bereich von Erziehung und Familie) tatsächlich 
vor sich geht. Bislang scheuen die meisten Juristen und ebenso die Ju­
stiz als Institution aber die Auseinandersetzung mit der Öffentlichkeit. 
Dementsprechend bleibt die Justiz umgekehrt auch für die Öffentlich­
keit undurchsichtig, mit allen Erschwernissen für eine fundierte Justiz­
kritik. 

Sodann müßte versucht werden, das Justizklima zu ändern. Auch hier 
müßte mehr Offenheit und Diskussion an die Stelle von Anpassung 
und Nachbeten vorgekauter Meinungen treten. Das Verhalten vieler 
Richter und Staatsanwälte wird nach wie vor von Leistungsdruck und 
einer ängstlich auf eine durch Laufbahndenken beschränkte Anpas­
sungsmentalität bestimmt. Mit einem Wandel ist allerdings erst dann 
zu rechnen, wenn in der Skala der gesellschaftlichen Wertschätzung 
Anpassung und bloßes "Funktionieren" nicht mehr obenan stehen, 
sondern Engagement, Initiative und Kreativität mehr Anerkennung er­
fahren. Ein kleiner Lichtblick ist es, daß es sich auch in der Justiz her­
umzusprechen beginnt, daß das Opfer für eine Karriere und Gruppen­
harmonie um jeden Preis - auch um den Preis der Persönlichkeitsauf­
gabe - zu hoch ist. 
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Anmerkungen 

(1) Überarbeiteter und ergänzter Vortrag vom 26./28.2.1980 mit Erläuterungen. 
(la) Akten 1 Sond.Kls 92/44 im Nds. Staatsarchiv Wolfenbüttel unter 42 B Neu 

FB 6 Zg. 7/1979 Nr. 52 und 53. 
(2) Horst Eberhard Richter, Flüchten oder Standhalten. rororo-Sachbuch Nr. 7 308, 

Reinbek 1980, S. 14. 
(3)Zum Volksgerichtshof vgl. Walter Wagner, Der Volksgerichtshof im national­

sozialistischen Staat. Deutsche Verlagsanstalt, Stuttgart 197 4; Heinz Hiller­
meier, Im Namen des Deutschen Volkes. Sammlung Luchterhand Bd. 313, 

Neuwied 1980. 
(4)Einzelheiten dazu in dem Aufsatz von Lotbar Gruchmann, Vierteljahreshefte 

für Zeitgeschichte, 20. Jahrgang 1972, S. 235 ff. 
(5)Vgl. DER SPIEGEL, Nr. 32 vom 31.7.1972, S. 40 f (Faksimile im Anhang 

dieses Buches.)- Am 19. Mai sprach Spieß als Divisionsrichter wegen des glei­
chen Vorkommnisses neun weitere Todesurteile aus. - Zur Tätigkeit der 
Kriegsgerichte nach der Kapitulation vgl. auch Gruchmann in: Vierteljahres­
hefte für Zeitgeschichte 1978, S. 433,478 ff. 

(6)DER SPIEGEL, Nr. 44 vom 23.10.1972, S. 70 (Faksimile im Anhang). 
(7) Staatsanwaltsc,haft Braunschweig 1 Kls 2 31/44. -Akten im Nds. Staatsarchiv 

Wolfenbüttel unter 42 B. Neu FB 6 Nr. 7/1979 Nr. 60. 
(7a) Das Plakat ist im Anhang dieses Buches wiedergegeben. 

(8)Selbst die berüchtigten "Richterbriefe" des Reichsjustizministeriums hatten 
vor der Verhängung von Todesstrafen lediglich "nach außen" aus Gründen der 
Abschreckung gewarnt, wenn die Richter die Tat "innerlich" nicht für todes­
würdig hielten. Vgl. Heinz Boberach, Richterbriefe, Boppard 1975, S. 132, 496. 

(9) Landeskirchliches Amtsblatt der Braunschweigischen ev.-luth. Landeskirche, 

Ausgabe vom 28. Dezember 1962, S. 26. 
(10) 3 U 17/64 (Landgericht 3 0 60/64). 
(ll)Beschluß vom 7.10.1965- 1 Sand. Kls 231/64. 
(12)Braunbuch. Kriegs- und Naziverbrechen in der Bundesrepublik, hrsg. vom Na­

tionalrat der demokratischen Front, Berlin (DDR) 1968. -In Niedersachsen 
war das Braunbuch duch Beschluß des Landgerichts Lüneburg alsbald nach 
Erscheinen eingezogen worden, weil es staatsgefährdend sei. _ 

(13) "In Stahlgewittern" - Titel eines erstmals 1970 und in vielen weiteren Auf­
lagen erschienenen Weltkriegs-Tagebuchs von Ernst Jünger. 

(14)Näheres dazu bei Christian Streit, Keine Kameraden. Die Wehrmacht und die 
sowjetischen Kriegsgefangenen 1941-1945. DVA, Stuttgart 1978. 

( 15) Daneben war er Vorsitzender des Senats für die Entschädigungssachen politisch 
Verfolgter. 

(16) Vgl. dazu A. v. Brünneck, Politische Justiz gegen Kommunisten in der Bundes­
republik Deutschland 1949-1968. ed. suhrkamp Band 944. - Der Braun-
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schweiger Strafsenat hat sich in der Zeit bis 1964 ("Kalte-Kriegs-Ära") auch 
besonders hervorgetan mit einer an die Grenze der Rechtsstaatlichkeit gehen­
den erweiternden Auslegung des Begriffs der "landesverräterischen Beziehun­
gen" in § 100e StGB (vgl. dazu Ruhrmann, NJW 1959, S. 1201 ff.) . In der 
ganzen Bundesrepublik wurden durch diese Rechtsprechung viele Tausende 
völlig unschuldiger Bürger mit Strafverfahren überzogen und oft zu harten 
Gefängnisstrafen verurteilt. Heute ist diese Rechtsprechung fast in Vergessen­
heit geraten. Bei der Frage nach personellen Kontinuitäten zwischen der Zeit 
vor und nach 1945 sollte sie jedoch in Erinnerung gerufen werden, auch wenn 
es zweifellos unzulässig wäre, sie mit der politischen Justiz der NS-Zeit gleich­

zusetzen. 
(17) Faksimileabdruck eines solchen Kommentars (BZ vom 6.6.1972) im Anhang. 
(18)Die über sechs Millionen Morde, die damals von staatswegen an Juden, Kriegs­

gefangenen und anderen politischen Gegnern begangen wurden, sind in den 
Kriminalstatistiken derJahrevon 1933 bis 1945 nicht enthalten. 

(19)Diese ungewohnten Gedankengänge behandelt Klaus Theweleit in dem Buch 
"Männerphantasien" (rororo-Sachbuch 7299 und 7300). Hier wird der Drang, 
sich rauschhaft in Krieg und Kampf zu bestätigen, eindrucksvoll als Fluchtbe­
wegung vor Frau und Sexus dargestellt. 

(20)Vgl. Alexander von Brünneck, Politische Justiz gegen KofTimunisten, a.a.O., 
mit Hinweis (S. 228 ff.) auf den besonders abstoßenden Fall des Staatsanwalts 
Ottersbach. Vgl. auch Lutz Lehmann, Legal & Opportun, Berlin 1966, S. 2 3f. 

(21)4 VU 8/65 (Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt: Js 20/63) 
(21a) Hinweise auf "zweierl"ei Maß" gegenüber kleinen Dieben einerseits und Wirt­

schaftsstraftätern großen Stils andererseits finden sich sogar in den "Richter­
briefen". Vgl. Boberach, Richterbriefe, a.a.O., S. 103 ff. Vgl. auch Boberach, 
Meldungen aus dem Reich, S. 250 mit Hinweis auf ein nicht vollstrecktes To­
desurteil gegen den Direktor eines Braunschweiger Werkes von Anfang 1942. 

(22)Das Rechtsberatungsmißbrauchsgesetz vom 13 .12.1935 - damals zunächst 
gezielt gegen Juden gerichtet ~ erlaubt die gewerbsmäßige Ausübung rechts­
beratender Tätigkeit grundsätzlich nur Rechtsanwälten. - Der von dem zu­
ständigen Richter des Amtsgerichts Braunschweig erlassene Strafbefehl wurde 
zunächst rechtskräftig. Die Revision des Beschuldigten wurde vom Strafsenat 
unter Meier-Branecke verworfen. Zur Ehrenrettung des besseren Teils der 
Braunschweiger Justiz muß hinzugefügt werden, daß ein anderer Richter eine 
sog. Wiederaufnahme des Verfahrens (mit dem Freispruch des Beschuldigten) 
veranlaßte. 

(23)Diese und einige andere Reaktionen auf den Vortrag sind in die vorliegende 
Veröffentlichung eingearbeitet worden. 

(24) Faksimileabdruck im Anhang. 
(25)Ein im Frühjahr 1933 durch den Braunschweiger NS-Justizminister Alpers ge­

gen Meier-Branecke eingeleitetes Verfahren nach dem Gesetz zur Wiederher-
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stellungdes Berufsbeamtenturns endete mit Verfahrenseinstellung. 
(26)Bericht des Braunschweiger Oberlandesgerichtsrats i.R. Seidler in: Deutsche 

Richterzeitung 1932, S. 245 f. -Die Eingabe wurde dem Ministerpräsidenten 
Küchenthai in seiner gleichzeitigen Eigenschaft als Justizminister persönlich 
überreicht. 

(27)Zum politischen Standort der Braunschweiger Richter hatte der Minister Hans 
Sievers 1928 vor dem braunschweigischen Landtag erklärt: "Wir haben in 
Braunschweig 108 Richter. Mehr als 8 werden nicht darunter sein, die ent­
schiedene, erklärte Republikaner sind, die anderen 100 schwimmen bei den 
Rechtsparteien. Meine Damen und Herren, das ist keine Zusammensetzung 
der Richterschaft, wie sie das Volk auf die Dauer ertragen kann . .. " (nach Ra­
laff, Braunschweig und der Staat von Weimar, Braunschweig 1964, S. 144). 
Zur Personalpolitik des Landesministeriums von 19 3 0 bis 1 9 3 2 vgl. auch Ro­
loff, Bürgertum und Nationalsozialismus, Branschweigs Weg ins Dritte Reich . 
Reprint im Magni-Buchladen GmbH, Braunschweig 1980, S. 39 f ., 42 f. 82. 

(28)Vgl. den Bericht von Seidler in DRiZ 1932, S. 246. 
(29)Bericht in Braunschweigische Landeszeitung vom 28.4 . 1933 (Faksimileab­

druck im Anhang.) - Nach mündlicher Mitteilung des Senatspräsidenten a.D. 
Dr. Meier-Branecke glaubte man auf diese Weise aus NS-Kreisen gegen die Ju­
stiz vorgetragenen Angriffen den Wind aus den Segeln nehmen und durch in­
terne Einflußnahme "Schlimmeres verhüten" zu können . Die Empfehlung gab 
"eine angesehene Braunschweiger Richterpersönlichkeit" , die nach dem 
Krieg zu einem der höchsten Richterämter der Bundesrepublik avancierte. 
Auf einer am 27 .4.1933 stattfindenden Versammlung des NS-Juristenbundes­
auf der zahlreiche Juristen ihren Beitritt auch zu dieser Vereinigung erklärten­
betonte OLG-Rat Heusinger - der spätere Bundesgerichtshofpräsident - ge­
genüber dem Ruf nach dem "gesunden Volksempfinden" die Fähigkeit des 
Juristen zur Objektivität (vgl. BLZ v. 29.4.1933).- Zur am 28. April nachfol­
genden "Gleichschaltung" der Braunschweiger Anwaltschaft unter Beteiligung 
der bald darauf ins Richteramt übergewechselten Anwälte Nebelung und Dr. 
Meyer-Degering vgl. Roloff, Bürgertum und Nationalsozialismus, S. 81. 

(30)Näheres dazu bei Heinrich Hannover/Elisabeth Hannover-Drück, Politische Ju­
stiz 1918-19 33, 2 . Auflage 1977. Attica-Verlag, Hamburg; Kühler, Der deutsche 
Richter und das demokratische Gesetz , in : Archiv für die civilistische Praxis, 
Band 162 (1963), S. 104 ff. 

(31)Vgl. Bericht in DRiZ 1933 , S. 189, 294. 
(32)Vgl. dazu das Referat von Albrecht Lein; S.70. 
( 3 2a) ] oachim Reinhold Wenzlau, Der Wiederaufbau der] ustiz in Nordwestdeu tsch­

land 1945-1949. Athenäum-Verlag 1979, S. 138. 
(3 3) In der Festschrift "250 Jahre Oberlandesgericht Celle 1711-1961 ", Celle 

1961 , s. 121-139. 
(34)Nach Wenzlau, a.a.O., S. 113 ff. 
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(35)Von vor 1945 an Sondergerichten und anderen Dezernaten für Strafsachen ge­
gen Regimegegner tätigen Juristen amtierten nach 1945 allein in Braunschweig 
mindestens 13 Richter und Staatsanwälte: 

a) nach 1945 als Richter: 
WalterAhrens (Landgerichtsdirektor, Vorsitzender des Sonderge­
richts) 
Höse (Landgerichtsdirektor, Vorsitzender des Sondergerichts) 
Dr. Paezold (Oberlandesgerichtsrat am Sondergericht Breslau) 
Kolhoff (als Amtsgerichtsrat am Sondergericht Zichenau tätig) 
Eilers, Gebhard Spies, Dr. Steinmeyer (sämtlich als Landgerichts­
räte am Sondergericht Braunschweig tätig) 
Gosewisch (als Landgerichtsrat am Sondergericht Kalisch tätig) 
Dr. Fricke (Ermittlungsrichter am Volksgerichtshof) 
Dr. Lüders (für politische Strafsachen und für das Sondergericht 
Braunschweig zuständiger Dezernent der Staatsanwaltschaft 
Braunschweig) 
Dr. Hirte (als Oberststaatsanwalt und Behördenleiter gleichfalls 
mit Sondergerichtsverfahren befaßt) 
Dr. Preiser (als Landgerichtsdirektor im Reichsjustizministerium 
Referatsleiter für politische Strafsachen) 

b) als Staatsanwalt: 
Widera (Staatsanwalt am Sondergericht Breslau) 

(Angaben nach "Braunbuch" a.a.O.) 
(36)Allein in Braunschweig fanden nach 1945 mindestens 18 Kriegsrich­

ter wieder in der Justiz Verwendung: 

a) als Richter: 
Dr. Hans Meier-Branecke (Oberstkriegsrichter) 
Hans-Joachim Beinhorn, Hermann Hübschmann, Dr. Erich Zie­
hen (sämtlich Oberkriegsgerichtsräte) 
Benicke, Dr. Gloge, Knackstedt, Wilhelm Spieß, Dr. Wiekmann 
(sämtlich Kriegsgerichtsräte) 
Eißfeldt (SS-Richter beim SS- und Polizeigericht in Braunschweig) 

b) als Staatsanwalt: 
Erdtmann (Oberstkriegsrichter) 
Dr. Christ (Korpsrichter des Chefs der Militärverwaltung in 
Frankreich) 
Hensel, Schürmann (Oberstabsrichter) 
Werner Siebers (Oberkriegsgerichtsrat) 
von Gramatzki, Hartger, Heyer (Kriegsgerichtsräte) 

(Angaben u.a. nach "Braunbuch" a.a.O.) 

(37)Näheres bei Christian Streit, Keine Kameraden (siehe Fußnote 14). 
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(38)0tto Peter Schweling, Die deutsche Militärjustiz in der Zeit des Nationalsozia­
lismus, bearbeitet und herausgegeben von Erich Schwinge, 2. Auf!. Marburg 
1978, S. 284 f., 380 ff. -Die beiden Autoren sind bzw. waren angesehene 
Juristen: der ehemalige Oberkriegsgerichtsrat Schweling zuletzt als Oberstaats­
anwalt bei der Bundesanwaltschaft in Karlsruhe, Schwinge hat als Strafrechts­
professor zahlreiche Juristengenerationen ausgebildet- vor 1933, nach 1933 
und nach 1945. 

(39)Für die erste Unterrichtung werden folgende Titel genannt: Ilse Staff, Justiz 
im Dritten Reich, 2. Auflage 1978. Fischer-TB Nr. 3409 ; Hans Robinson, Ju­
stiz als politische Verfolgung, Deutsche Verlagsanstalt, Stuttgart 1977; Re­
daktion Kritische Justiz (Hrsg.), Der Unrechts-Staat, Europäische Verlagsan­
stalt, Frankfurt 1979, (u.a. mit Besprechungen weiterer Bücher zu dem The­
ma) . 

(40)Zur Frage, inwieweit Richter damals ohne Existenzgefährdung dem Unrecht 
widerstehen konnten, vgl. Robinson, Justiz als politische Verfolgung, Stutt­
gart 1977, S. 137, 142f., 147. 

(41)Etwa 95% der Richter und Staatsanwälte blieb während der NS-Zeit im Amt 
(vgl. Weinkauff/Wagner, Die deutsche Justiz und der Nationalsozialismus, 
S. 101 f.). Nicht einmal alle leitenden Posten der deutschen Justiz brauchten 
1933 ausgewechselt zu werden. Die Amtszeit des Reichsgerichtspräsidenten 
Bumke (im Amt seit 1929) wurde von Hitler sogar zweimal über das Pensions­
alter hinaus verlängert. Zu den von den NS-Machthabern im Frühjahr 1933 in 
Braunschweig vorgenommenen Versetzungen und Entlassungen vgl. Roloff, 
Bürgertum und Nationalsozialismus, a.a.O., S. 156. 
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Deutscher Juristentag in Leipzig 1936. Kundgebung auf dem Reichsgerichtsplatz . 
(Vespignani: Faschismus, Elefanten-Press) 
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Albrecht Lein 

BRAUNSCHWEIGER JUSTIZ IM NATIONALSOZIALISMUS: 

ZWISCHEN ANPASSUNG UND "INNERER EMIGRATION" 

Gestatten Sie mir zuerst eine notwendige Vorbemerkung. Die hier 
präsentierten Ansichten sind vorläufige. Der Grund dafür ist folgen­
der: Die niedersächsische Landesregierung verweigert mir die Durch­
sicht der Wiedergutmachungsakten zwecks wissenschaftlicher For­
schung. Alle anderen Archive in der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlin (West und Ost) öffneten sich. 

Ich arbeite gegenwärtig an einer Studie über den Widerstand gegen den 
Nationalsozialismus in der Stadt Braunschweig von 1930 bis 1945. 
Während meiner Forschungen sah ich sämtliche noch erhaltene Sonder­
gerichtsakten beim Landgericht Braunschweig durch. Ursprünglich er­
hoffte ich mir dadurch Hinweise auf den Widerstand Braunschweiger 
Bürger gegen den Nationalsozialismus. Diese Hinweise gibt es, und das 
Wirken der aufrechten Männer und Frauen gereicht der Stadt Braun­
schweig zur Ehre. Doch mehr und mehr begann ich, mich auch für die 
Männer auf der anderen Seite, die Richter und Staatsanwälte, zu inter­
essieren. 

Was waren das für Leute? 
Wie standen sie zum Nationalsozialismus? 
Gab es unter ihnen Widerstand gegen das so offensichtliche Unrecht? 

Gerade die, die in vielen Jahren gelernt hatten, Recht von Unrecht zu 
unterscheiden, mußten doch zuerst den NS-Unrechtsstaat durchschauen 
und sich in Opposition zu ihm stellen. Warum fand ich dafür keine Hin­
weise? 

Ich war erleichtert, als ich auf einen umfangreichen Vorgang aus dem 
Jahre 19 3 6 stieß, der auf Widerstand Braunschweiger Richter und 
Staatsanwälte hindeutete. Es handelt sich um einen Vorgang im Zu­
sammenhang mit dem Fall Kunze/Jacobasch. 

Gleichzeitig ergab sich für mich auch das Problem, wie die damaligen 
Vorgänge zu werten sind. In der Präambel des Bundesentschädigungs-
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gesetzesvon 1956 fand ich ein brauchbares Kriterium: "Der aus Über­
zeugung oder um des Glaubens oder des Gewissens willen gegen die na­
tionalsozialistische Gewaltherrschaft geleistete Widerstand war ein Ver­
dienst um das Wohl des deutschen Volkes und Staates." Ich möchte 
dieser Bewertung des antifaschistischen Widerstandes folgen und das 
Handeln der Personen an ihr messen, ob es verdienstvoll zu nennen ist 
oder nicht. 

Zuerst sei kurz der Sachverhalt geschildert: In der Nacht zum Samstag, 
dem 14. Februar 1936, wurde in der Karrenführerstraße der Drogist 
Felux durch Messerstiche in den Kopf und in den Unterleib so schwer 
verletzt, daß er nach der Einlieferung in das Marienstift noch im Laufe 
der Nacht zum Samstag starb. Der Getötete war nicht nur durch Messer­
stiche verletzt worden, sondern auch noch am Boden liegend durch 
Tritte gegen den Kopf traktiert worden. Als Täter wurden rasch die SS­
Männer Kunze und Jacobasch ermittelt. Da die Polizei mit SS-Leuten 
durchsetzt war, gelangte der Vorfall auch zur Kenntnis der Vorgesetzten 
der beiden SS-Leute. Diese riefen daher am Montag die beiden Täter 
zu sich. Anwesend war schon der Regierungsrat Dr. Diederichs vom 
Staatsministerium, der den Fall mit den Tätern eingehend erörterte 
und ihnen die Aussagen so zurechtlegte, daß der Anschein erweckt 
wurde, sie hätten in Putativ-Notwehr (das ist vermeintliche Notwehr) 
gehandelt. Nach dieser Festlegung der Aussagen wurden die beiden 
Täter zur Polizeiwache ins Schloß geschickt, wo sie ihre Erzählung zu 
Protokoll gaben (wo früher das Schloß stand, ist heute das Kaufhaus 
Horten). Es erwies sich aber, daß J acobasch die für ihn zurechtgelegte 
Version des Tatherganges nicht richtig im Gedächtnis behalten hatte 
und sich daher in Widersprüche verwickelte. Dennoch wurden beide 
Täter vom Leiter der Kriminalpolizei, Regierungsrat Schraepel, nach 
Hause entlassen. Er forderte sie allerdings auf, sich nicht untereinander 
über die Tat zu unterhalten. Am Montagmittag wurden beide vom 
Dienst in der SS beurlaubt. Bei der Staatsanwaltschaft zog der nach 
der Geschäftsverteilung nicht zuständige · Oberstaatsanwalt Rasche die 
Bearbeitung des Verfahrens an sich. In den nächsten Tagen fiel Kunze 
in Braunschweig dadurch auf, daß er im bekannten "Cafe Korso", das 
am Bohlweg lag, prahlte, ihm könne nichts passieren, da der SS-Grup­
penführer J eckeln hinter ihm stünde. Am Dienstagmorgen wurden die 
beiden Täter ins Staatsministerium befohlen, wo J eckeln sein Dienst­
ztmmer als Kommandeur der Braunschweiger Schutzpolizei hatte. 
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Jeckein schnauzte sie wegen der Tat an, versprach aber gleichzeitig, er 
wolle sich mit Rasche in Verbindung setzen, um zu sehen, was er tun 
könne. Er rief Rasche telefonisch herbei. Dieser erschien sofort und 
erklärte, er werde die Täter nicht verhaften lassen, wenn nicht Schä­
delbruch vorliegen sollte. Er werde sich erkundigen und bald telefo­
nisch Nachricht geben. Schädelbruch lag nicht vor, die Messerstiche 
hatten zum Tode geführt. So blieben die Täter auf freiem Fuß. 

Der Fall erregte in Braunschweig Aufsehen. Jeckein mußte erfahren, 
daß Kunze im angetrunkenen Zustand mit seinen Beziehungen zu 
ihm prahlte. Empört über die Nichtinhaftnahme der Mörder wandte 
sich der Vater des Ermordeten nicht an die Polizei oder die Gerichte, 
sondern an den Adjutanten Hitlers, weil er glaubte, nur so zu seinem 
Recht kommen zu können. Obwohl formell nicht zuständig, erreichte 
dieser, daß Rasche Kunze und J acobasch verhaften ließ. Allerdings 
war inzwischen eine ganze Woche seit der Tat vergangen. Der Aufent­
halt beider im Gefängnis gestaltete sich angenehm: Sie erhielten regen 
Besuch von SS-Leuten und auch vom Chef der Braunschweiger Krimi­
nalpolizei, der ihnen Geld und Zigaretten zusteckte und Trostworte 
sprach. Solche Besuche sind nach der auch damals geltenden Strafpro­
zeßordnung nur dann statthaft, wenn sie vorher vom zuständigen Rich­
ter genehmigt worden sind. Davon konnte aber keine Rede sein. 

Rasche entschied sich nun für eine ungewöhnliche Weise der Ermitt­
lung. Der Oberstaatsanwalt verzichtete darauf, weitere Tatzeugen als 
die sich freiwillig zur Verfügung stellenden zu ermitteln, und zog auch 
bei der Frage des Haftbefehls nicht die gleichliegende Vorstrafe von 
Kunze heran. Schließlich besorgte er noch einen medizinischen Gut­
achter, der nachweisen sollte, daß der Tote nicht unmittelbar durch 
die Einwirkung der Täter, sondern durch schlechte Versorgung im 
Krankenhaus gestorben sei. Obwohl jedoch das Gutachten nicht in 
seinem Sinne ausgefallen war, verneinte Rasche den Tatbestand des 
Totschlages und beantragte nur eineinhalb Jahre Gefängnis für Kunze, 
da dieser erhebliche Verdienste um die NS-Bewegung habe. J acobasch 
allerdings traf der volle Zorn des Oberstaatsanwalts: Er sollte, obwohl 
er nicht der Messerstecher war, der Hauptschuldige sein. Das Gericht, 
unter Vorsitz von Landgerichtsdirektor Ehlers (1) folgte dem Antrag 
des Oberstaatsanwalts nicht und verurteilte Kunze im Beisein von 
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Landgerichtspräsident Lachmund zu fünf Jahren Zuchthaus, was für 
einen Mord immer noch eine milde Strafe ist. 

Rasche kostete dieses absonderliche Vorgehen die letzten Sympathien 
unter den Braunschweiger Richtern und Staatsanwälten. Er wurde von 
nun an völlig isoliert, jeglicher gesellschaftliche Kontakt mit ihm wurde 
abgebrochen. Dabei hatte Rasche sich durch dieses Vorgehen nur dem 
Dilemma zu entziehen versucht, in das er geraten war. Er hatte verspro­
chen, nichts zu tun. Durch höhere Weisung wurde er dann doch ge­
zwungen, die Täter zu verfolgen. So schob er nun in der Verhandlung 
den Schwarzen Peter dem Gericht zu, indem er sich in einer so schlam­
pigen Art und Weise für die Angeklagten einsetzte, daß ihm das Gericht 
nicht folgen konnte. Ich meine, daß hierin das Motiv für die unter­
schiedlichen Anträge für Kunze und J acobasch zu finden ist. 

Wer war dieser Rasche und wem suchte er zu dienen? 
Rasche war seit 1934 SS-Mann. Aus einer alten Braunschweiger Juristen­
familie stammend, verkehrte er schon Anfang der 20er Jahre mit der 
Familie Lachmund, die ebenfalls eine alte Braunschweiger Juristen­
familie war. Am 22. März 1932 trat er gemeinsam mit Lachmund und 
dem Staatsanwalt Dr. Seelemeyer der NSDAP bei. Nur Seelemeyer 
folgte ihm dann auch in die SS. Alle anderen Braunschweiger Richter 
und Staatsanwälte hielten sich aus ihr fern. Die SS hatte allerdings in 
Braunschweig eine besonders starke Stellung, wie der aus Halle zugezo­
gene Staatsanwalt Dr. Mertens 1936 gegenüber dem Generalstaatsan­
walt in Celle bemerkte. Der Ministerpräsident Klagges war SS-Mann . 
Justizminister Alpers war aktiver SS-Führer. Er hatte sich im Februar 
1933 so hervorgetan, daß er für kurze Zeit von Heinrich Himmler 
"wegen übertriebener Grausamkeit" im Umgang mit dem politischen 
Gegner vom Dienst suspendiert wurde. Der Kommandeur der Braun­
schweiger Schutzpolizei und zahlreiche Beamte insbesondere der Poli­
tischen Polizei (ab 1936 Gestapo) waren SS-Männer (auf Reichsebene 
war der Reichsführer SS gerade auch auf maßgebliches Betreiben der 
Braunschweiger Regierung Chef der deutschen Polizei geworden). Auch 
der Leiter der Untersuchungshaftanstalt Rennelberg war SS-Mitglied. 

Die SS entwickelte einen besonderen Korpsgeist, der auf unbedingter 
Loyalität unter den SS-Leuten basierte. Die SS betrachtete sich näm­
lich als Elite innerhalb des NS-Staates. Das Eliteverständnis des Bürger-
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tums und der SS schlossen sich gegeneinander aus. Im Braunschweiger 
Bürgertum fühlten sich u.a. die Juristen als Elite des Staates. Rasche 
und Landgerichtspräsident Lachmund gehörten wie die Mehrheit der 
Braunschweiger Richter und Staatsanwälte alten Braunschweiger Ju­
ristenfamilien an, die im Bürgertum tonangebend waren. Die SS-An­
gehörigen rekrutierten sich dagegen auch aus Kreisen der Arbeiterschaft 
und des Kleinbürgertums. ] acobasch und Kunze waren z.B. Arbeiter 
bzw. Hausmeister von Beruf. Insbesondere die Umgangsformen der SS, 
ihre rohe Brutalität dem Gegner gegenüber, wurden von breiten Kreisen 
des Bürgertums, und zwar auch von jenen, die der NSDAP angehörten, 
verabscheut. Daher kam es, daß sich unter den Braunschweiger] uristen, 
ob sie nun fanatische Nazis waren oder nur formelle Mitglieder, das 
gemeinsame Anliegen entwickelte, den Einfluß der SS auf die Braun­
schweiger Justiz einzudämmen. Die überzeugten Nationalsozialisten 
wie Oberlandesgerichtspräsident Nebelung und Staatsanwalt Dr. 
Hirte unterschieden sich hier in nichts von den anderen] uristen. 

An dieser Stelle ist ein Hinweis auf die Rolle der SS im nationalsozia­
listischen Unrechtsstaat zu geben. Der NS-Staat war zwar auf den 
"Führer" Adolf Hitler zugeschnitten worden, dieses hieß aber nicht, 
daß eine eindeutige und einheitliche Hierarchie von oben nach unten 
existierte. Im Gegenteil. Die verschiedenen Säulen des NS-Staates -
Wehrmacht, SS, NSDAP - wurden mit weitgehender Unabhängigkeit 
von der Staatsgewalt ausgestattet. Die eigentlich staatlichen Kompe­
tenzen fielen nun den einzelnen Gruppierungen zu, wobei Kompetenz­
überschreitungen häufig und zum Teil wohl auch beabsichtigt waren. 
Auf die] ustiz bezogen, bedeutete dies, daß jede Gruppierung ihre eige­
ne "] ustiz" hatte. Bei der Wehrmacht war dieses schon in der Weimarer 
Republik so. Eine eigenständige Militärjustiz, die es heute nicht mehr 
gibt, befaßte sich mit allen Strafsachen von Wehrmachtsangehörigen. 
De jure galt dieses nur für die Wehrmacht. In der Praxis hatte die SS 
jedoch seit 19 3 3 in Braunschweig durchgesetzt, daß sie im wesentlichen 
gleichgestellt war. Nur in den allerschwersten Fällen, wie im vorliegen­
den Fall, konnte die SS Disziplinarvergehen ihrer Mitglieder nicht selbst 
aburteilen. Im Normalfall wurden die Ermittlungsakten nach Feststel­
lung der Täter unter den SS-Männern an die zuständige SS-Dienststel­
le abgegeben und das Verfahren dann eingestellt, wenn von dieser 
Dienststelle mitgeteilt wurde, daß die SS-Männer gehörig bestraft 
wurden, wobei Art und Umfang der Strafe nicht mitgeteilt wurden. In-

65 



sofern war ein Prozeß im Jahre 1936 gegen SS-Männer in Braunschweig 
etwas Außergewöhnliches. Das Ausklinken der SS und der Wehrmacht 
aus dem staatlichen Rechtssystem erreichte 1938 seinen Höhepunkt in 
einer Vereinbarung der Führung der Wehrmacht und der SS, daß bei 
Streitfällen zwischen Angehörigen der beiden Organisationen nicht 
mehr die ordentlichen Gerichte bemüht werden sollten. So blieb meines 
Wissens der Prozeß gegen diese beiden SS-Leute in Braunschweig der 
letzte bis 194 5. 

Die Braunschweiger SS begnügte sich jedoch nicht mit der Beanspru­
chung der Rechtshoheit für ihre Mitglieder, sondern suchte darüberhin­
aus, auf die Braunschweiger Justiz Einfluß zu nehmen. Durch dieses 
Vorgehen glaubten sich die Braunschweiger Richter in ihrer vermeint­
lichen Unabhängigkeit als Angehörige der Justiz gefährdet. Durch eine 
Beschwerde des Landgerichtspräsidenten Lachmund beim Reichsjustiz­
minister sollte dieser Gefahr durch die Entfernung Rasches begegnet 
werden. Lachmund warf daher Rasche vor, er habe sich in Abhängig­
keit von der SS begeben. Es ging um die Abwehr des Machtanspruches 
der SS über das konservative, deutseh-nationale Bürgertum. Das zeigt 
sich bei den in der Beschwerde Lachmunds besonders hervorgehobenen 
vier Fällen. Zwei dieser Fälle betreffen übergroße Härte gegenüber An­
gehörigen des deutseh-nationalen Bürgertums und zwei Fälle Einfluß­
nahmen im Sinne der SS. 

1. Der Fall Propst Leistikow 

Der deutseh-nationale Propst Leistikow wurde von Rasche trotz nicht 
nachweisbarer Beschuldigungen vor dem Sondergericht angeklagt. Die­
ses sprach den Propst frei. Nach dem Freispruch ging Rasche in die 
Revision, obwohl abzusehen war, daß auch Revision mit dem gleichen 
Ergebnis enden würde. Lachmund sah hier eine Verfolgung eines dem 
Staat loyal gegenüberstehenden Bürgers, die nicht zu rechtfertigen sei. 

2. Der Fall von Bonin 

Der Oberst a.D. von Bonin, ein Deu~schnationaler aus einer angesehe­
nen preußischen Soldatenfamilie, weigerte sich, zur Wahl zu gehen, 
und verwies Wahlschlepper der SA und der SS erregt von seinem 
Grundstück. Dies brachte ihm die Verhaftung ein. Als der Haftbefehl 
von Lachmund aufgehoben werden sollte, informierte Rasche die Ge­
stapo, damit sie ihn bei der Haftentlassung in Schutzhaft nehmen kön-
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ne. Durch vertrauliche Verfügung des Landgerichtspräsidenten sollte 
Rasche erst von der Aufhebung des Haftbefehls erfahren, nachdem die 
Freilassung schon erfolgt war. Lachmund wendet sich auch hier gegen 
die Verfolgung eines dem Staat loyal gegenüberstehenden Bürgers. 

Lachmund rügte gegenüber dem Reichsjustizministerium zwar nur die 
übergroße Härte in den beiden Fällen, versuchte aber unausgesprochen, 
auch die "klassenkämpferische" Verfolgung des Bürgertums durch die 
SS hervorzuheben. Denn sowohl Leistikow als auch Bonin waren in 
ganz Deutschland als konservativ eingestellte Männer bekannt. In den 
anderen zwei Fällen, dem Fall Keppels und dem Fall Sievers, sollte 
dagegen Rasches Begünstigung der SS hervorgehoben werden. 

3. Der Fall Keppels 

Rasche begnadigte den Wolfenbütteler SS-Mann Keppels, ohne daß 
dieser einen beträchtlichen Teil seiner Haftstrafe verbüßt hatte. Keppels 
hatte sich an Mitgliedern des Stahlhelms, der deutseh-nationalen Front­
kämpferorganisation, vergangen. 

4. Der Fall Sievers 

Sievers hatte Anfang des Jahres 19 3 6 einen jüdischen Kaufmann nie­
dergeschossen und ihn beraubt. Als der Täter gestellt wurde, berief er 
sich auf Überzeugungstäterschaft und erhielt deshalb Rückendeckung 
von der SS. Rasche ermittelte erst einen Monat nach der Tat, daß 
Raubmord und keine Überzeugungstäterschaft vorlag. Wie im Fall 
Kunze/Jacobasch führte Rasche seine Ermittlungen auf merkwürdige 
Art. Er überging, daß schon im ersten Tatbericht stand, der Täter habe 
den Laden des Ermordeten mit zwei Paketen verlassen. Sievers galt in 
der Braunschweiger SS als Held und wurde daher ebenso wie die beiden 
SS-Männer Kunze und J acobasch in der Untersuchungshaft vom Kripo­
chef besucht und mit Genußmitteln beschenkt. Der Fall erregte in 
Kreisen des Braunschweiger Bürgertums erhebliches Aufsehen und Em­
pörung. Schließlich mußte die SS von Sievers abrücken. Er wurde zum 
Tode verurteilt. 

Die offenen und unverfrorenen Einmischungen der SS in die Braun­
schweiger Justiz wollten die Braunschweiger Richter und Staatsan­
wälte nicht länger hinnehmen. So entschlossen sie sich, dagegen vor­
zugehen. Sie schlugen als Juristen den Rechtsweg ein. 
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Lachmund reichte eine Beschwerde beim Reichsjustizminister em, 
und Landgerichtsdirektor Ehlers erstattete Strafanzeige gegen den 
SS-Gruppenführer Jeckeln, der gleichzeitig Kommandeur der Braun­
schweiger Schutzpolizei war, wegen unerlaubten Kontaktes mit den 
Untersuchungshäftlingen. 
Ehlers wie Lachmund hatten die volle Rückendeckung aller Braun­
schweiger Richter für ihr Vorgehen. Vermutlich hatten beide sich 
am Stammtisch der Alten Herren der korparierten Verbände mit den 
anderen abgesprochen. Dieser Stammtisch existierte trotz Verbot der 
Korporationen mit der Tarnung als Doppelkopfrunde weiter. Die 
Wächter von Recht und Gesetz sicherten also ihren Zusammenhalt an­
gesichts der NS-Willkür mit illegalen Mitteln. Andere, insbesondere Ge­
werkschaftler, Sozialdemokraten und Kommunisten, wurden von den 
gleichen Herren wegen solcher Vereinsbildungen vor Gericht verurteilt. 
Am S.C.-Stammtisch wurden auch die Ehrenhändel der Richter und 
Staatsanwälte untereinander durch die Einrichtung informeller Ehren­
gerichte außerhalb der Disziplinargerichte und Dienststrafverfahren 
ausgetragen. Der kollegiale Zusammenhalt, man könnte es auch Korps­
geist nennen, und die Unterstützung für Lachmund waren so groß, daß 
sich kein Richter bereit fand, dem Dienststrafgericht Braunschweig 
anzugehören, als Rasche mit einer Anzeige gegen Lachmund diesen 
Angriff parierte. So mußte schließlich das entsprechende Gesetz geän­
dert und die Zusammensetzung mit Nichtrichtern ermöglicht werden. 
Den sich Weigernden passierte nichts. 
Ebenso wirksam wie die kollektive Weigerung, gegen einen Kollegen zu 
wirken, war sicherlich auch der gemeinschaftlich vollzogene Abbruch 
des gesellschaftlichen Verkehrs mit allen J ustizangehörigen, die der 
SS beitraten. Dies war für den Betroffenen deshalb von Bedeutung, 
weil sich die J misten in Braunschweig in aller Regel aus Juristenfamilien 
rekrutierten , die vor allem untereinander Umgang pflegten. Rasche 
wurde gesellschaftlich isoliert, und er suchte auch daher nun erst recht 
Umgang mit den Braunschweiger SS-Führern. 

In dem Vorgehen der Braunschweiger Richter anläßlich der Rasche­
Affäre zeigen sich tatsächlich Möglichkeiten des Widerstandes der 
Justiz und auch, wo und wann und wie sie tatsächlich genutzt wurden . 
Es schälen sich bei der Betrachtung des Vorgehens gegen Rasche drei 
Verhaltensweisen heraus: 
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- Zusammenhalt 

- gesellschaftliche Isolierung 

- Verweigerung 

gegen Angriffe auf die "unabhängige" 
Stellung des Richters von außen auch 
mit Hilfe illegaler Mittel wie der Wei­
terführung des S.C.-Stammtisches; 
der Verletzer des politischen und be­
ruflichen Konsenses wie im Fall 
Rasche; 
von Mitarbeit bei der Verfolgung von 
Standesgenossen, die den Konsens 
nicht verletzen, wie z.B. Lachmund. 

Welchen Inhalt und welche Grenzen dieser Konsens hatte, läßt sich am 
Beispiel von Lachmund näher bestimmen. 
Der am Ende des 1. Weltkrieges 3 2-jährige Lachmund unterstützte seit 
der Revolution die Deutsch-Nationale Volkspartei, eine antidemokra­
tische, konservativ-reaktionäre Vereinigung. 192 7 trat er mit Staatsan­
walt Dr. Seelemeyer, dem späteren Stellvertreter des Oberstaatsanwal­
tes und SS-Kameraden Rasche in die Volksrechtspartei ein, deren 
Braunschweiger Landesvorsitzender Seelemeyer bis 1928 war. Der Na­
me Volksrechtspartei bezog sich auf das germanische Volksrecht, das 
dem vom König oder den Beamten eingeführten, vereinheitlichenden 
fortschrittlicheren Recht entgegengesetzt wurde. In dieser Partei fan­
den die typischen Deklassierungs- und Bedrohungsgefühle vieler Rich­
ter Ausdruck, die durch die schon im Kaiserreich begonnene Abwer­
tung der Richter, durch die Abschaffung der allein Richtern vorbehal­
tenen preußischen Orden, die Angleichung der Besoldung an andere 
Beamte und in der relativen Reduzierung von Beförderungsstellen her­
vorgerufen waren. Darüberhinaus war die Mitgliedschaft in einer sol­
chen Partei auch Ausdruck einer unendlichen Realitätsblindheit und 
Standesborniertheit, wenn man die Frage des germanischen Rechts 
zum Dreh- und Angelpunkt der Politik machte. 

Die Volksrechtspartei blieb ohne Erfolg. Diesen hatte aber die NSDAP 
vorzuweisen, denn schließlich war sie in der Braunschweiger Landes­
regierung vertreten und im ganzen Reich im Aufstieg begriffen. So 
traten am 22. März 1932 Rasche, Lachmund und Seelemeyer in die 
NSDAP ein. Die rechtspolitischen Vorstellungen aus der Volksrechts­
partei konnten hier anstandslos weiterverfolgt werden. 
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Schon vor seinem NSDAP-Beitritt hatte sich Lachmund in den Augen 
der Nazis Verdienste um Deutschland und die Justiz erworben. Staats­
anwalt Beneke berichtete 1936, daß Lachmund die Kampagne gegen 
den jüdischen Oberlandesgerichtspräsidenten Dr. Paul Levin anführte. 
Levin war von 1922 bis 1930 Oberlandesgerichtspräsident in Braun­
schweig. Als er einer hinterrücks gegen ihn angeführten Kampagne 
nicht mehr widerstehen konnte, verließ er Braunschweig. Levin reizte 
die Rechte insbesondere dadurch zum Angriff, daß er eines der weni­
gen Mitglieder in dem entschieden demokratischen Republikanischen 
Richterbund war, in dessen Tradition sich heute die Fachgruppe Rich­
ter und Staatsanwälte in der Gewerkschaft ÖTV versteht. 
Levin stand offensichtlich außerhalb des politischen Konsenses der 
Braunschweiger Richter. Deshalb kam ihm niemand zu Hilfe. Lach­
mund verletzte diesen Konsens, bei dem an erster Stelle immerhin 
"Kollegialität" steht, offensichtlich nicht, denn die Kampagne gegen 
Levin wäre nie erfolgreich gewesen, wenn Lachmund nicht zahlreiche 
Mitstreiter gefunden hätte. 
Auch als Strafrichter wurde Lachmund bekannt - durch seine überaus 
harten Urteile. So war es nicht verwunderlich, daß er im März 1933 
zum Vorsitzenden des Sondergerichtes Braunschweig durch die Nazi­
Regierung bestellt wurde. Dem Sondergericht saßen nur als hundert­
prozentig angesehene Nazis vor, weil dieses Gericht politische Straf­
sachen zu verhandeln hatte. Lachmund war im übrigen am 5. März 
193 3 auch für die NSDAP Landtagsabgeordneter geworden. Die sonst 
so sehr betonte politische Zurückhaltung der Richter galt für ihn also 
nicht. 
Lachmund schlug Rasche zur Beförderung zum Oberstaatsanwalt vor, 
damit er einen geeigneten, eben einen "harten" Staatsanwalt für das 
Sondergericht hatte. Bei Eröffnung des Sondergerichtes erklärte Lach­
mund, der rücksichtsloseste Kampf gegen die Volksfeinde sei der hu­
manste. (2) Dabei übertraf Lachmund vorerst Rasche an Härte. Er 
schickte einen Kutscher, der eine ironische Bemerkung über Hitler ge­
macht hatte, auf drei Jahre ins Gefängnis. Rasche hatte zwei Jahre be­
antragt. 
Das Bild von Lachmunds Leitwerten und damit denen der Braunschwei­
ger Richter rundet sich, wenn wir den von Lachmund selbst mit einer 
von ihm initiierten Presseveröffentlichung herausgestellten Fall Kurt 
Rosenbaum betrachten. 
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Der jüdische Reisende Rosenbaum wurde 1934vom Amtsgericht Seesen 
zu einem Jahr und sechs Monaten Gefängnis verurteilt, weil er seine 
Textilien im September 1934 mit der Bemerkung angeboten habe, 
man solle jetzt kaufen, denn in 14 Tagen gäbe es vielleicht gar nichts 
mehr, dann sei nur auf Bezugsscheine wie im Kriege zu kaufen. In der 
Berufungsverhandlung, unter Vorsitz von Lachmund, hatte der Vertei­
diger Rosenbaums ein Gutachten des angesehenen konservativen Göt­
tinger Strafrechtsprofessors Robert von Hippe! vorgelegt. Aus diesem 
Gutachten ging hervor, daß eine Bestrafung des Angeklagten wegen 
des festgestellten Tatbestandes aus dem in Anwendung gebrachten, 
erst Monate nach der Tat beschlossenen Gesetz nicht möglich war. 
Lachmund wischte das vorgelegte Gutachten vom Tisch und ließ dazu 
in der Braunschweiger Tageszeitung auf persönliche Veranlassung dick 
gedruckt veröffentlichen, daß "das Gericht sich rechtskundig und ur­
teilsfähig genug (erachtet), um auf die Ansicht von Rechtsgelehrten 
verzichten zu können, wenn es sie nicht selbst um ihre Ansicht angeht" 
(Braunschweiger Tageszeitung, 26.4.1935). Im übrigen lasse das Gut­
achten jeglichen Mangel an Verständnis für die Staatsnotwendigkeit 
erkennen. Die Berufung Rosenbaums wurde also kostenpflichtig und 
mit der Maßgabe, daß nur die Untersuchungshaftzeit bis zur erstin­
stanzliehen Verurteilung anzurechnen sei, zurückgewiesen. 

Die Art und Weise, wie Lachmund das Gutachten von Professor von 
Hippe! behandelte und wie er diesen abqualifizierte, macht deutlich, 
daß Lachmund kein konservativer Jurist war. Neben Aspekten des 
"Volksrechts"-Denkens schimmert in der Bemerkung über die Staats­
notwendigkeit eine in der Frühzeit der Weimarer Republik entwickelte 
Lehre durch: im Recht gäbe es eine Staatsidee, die ewig sei, während 
die gesetzlich festgelegte Staatsform von zufälligen parlamentarischen 
Mehrheiten abhängig sei. Die Justiz habe die ewige Staatsidee zu schüt­
zen, notfalls auch abseits des Gesetzgebers. In Abwehr gegen Deklas­
sierungs- und Bedrohungsgefühle, die insbesondere durch die Revolu­
tion von 1918/19wesentlich verstärkt wurden, weil in ihr die Arbeiter­
bewegung zur staatstragenden Kraft aufstieg, wurde durch die Lehre 
von der ewigen Staatsidee eine staatstragende Rolle der Justiz erfun­
den, fernab der Realität. Und die Realität brachte sich bei Lachmund 
schmerzhaft in Erinnerung: Er unterlag in der Auseinandersetzung mit 
Rasche und wurde an das kleinere Landgericht Krefeld versetzt, was 
mit einer - wenn auch geringen- Einbuße an Bezügen verbunden war. 
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Landgerichtsdirektor Ehlers passierte dagegen nichts. Er blieb Sonder­
richter. 

Die Idee von der ewigen Staatsidee beherrschte auch die anderen 
Braunschweiger Richter. Wie anders ist ihr Verhalten in der Nazi-Zeit 
zu erklären? Denn sie nutzten nicht die Möglichkeit einer individuellen 
Verweigerung, wie sie außer ihnen kein anderer Staatsdiener hatte. Ein 
Richter oder Staatsanwalt konnte, ohne politische Verfolgung zu be­
fürchten und ohne seine materielle Existenz grundsätzlich in Frage zu 
stellen, auch Abschied vom Amt nehmen und Rechtsanwalt werden. 
Ein Rechtsanwalt aber hatte politisch einen wesentlich größeren Frei­
raum und war nicht gezwungen, Interessenwahrnehmungen zu überneh­
men, die er mit seinem Gewissen nicht vereinbaren konnte. Er hatte 
zudem noch die Möglichkeit, auf legalem Wege den durch das Gewalt­
regime Verfolgten Hilfe zu leisten. Noch 1942 klagte Staatsanwalt 
Hirte in einem Bericht an das Reichsjustizministerium über den Frei­
raum, den die Braunschweiger Anwaltschaft in Anspruch nehmen 
würde. Herausragendes Beispiel für tätige Hilfe an politisch Verfolgten 
war der Rechtsanwalt Oskar Kahn, über den in der von mir erarbeite­
ten größeren Studie ausführlich die Rede sein wird. 

Doch die Besten der Justiz gingen nicht diesen Weg der individuel­
len Verweigerung und Hilfe, sie gingen in die "innere Emigration". 
OLG-Präsident Nebelung stellte im März 1937 fest, daß die besten 
Braunschweiger Juristen in die Wehrmachtsjustiz gingen.(3) Der Weg 
in die Wehrmacht schien deshalb günstig zu sein, weil das Offizierskorps 
offensichtlich den politischen Konsens der Juristen teilte. Das hatte 
sich in Braunschweig im Juli 1933 gezeigt, als neben OLG-Präsident 
Heusinger (dem späteren BGH-Präsidenten) auch der Standortälteste 
der Wehrmacht gegen den Rieseberger Massenmord protestierte. Poli­
tik sollte aus der Wehrmacht ferngehalten werden, und daher war nach 
dem Wehrgesetz bis zum 20. Juli 1944 auch die NSDAP-Mitgliedschaft 
für Soldaten einschließlich der Offiziere verboten. Doch die offen­
sichtliche innere Distanz zum Nationalsozialismus wurde nicht in 
Handlungen umgesetzt. Im Gegenteil. Durch die "Recht"sprechung 
der Wehrmachtjustiz im Kriege wie der zivilen Sondergerichte wurde 
das Unrechtsregime gestützt. 
Die besten BraunschweigerJuristen flüchteten in den scheinbaren Frei­
raum Wehrmacht. Wie aber verwirklichten die Braunschweiger Richter 
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und Staatsanwälte die "innere Emigration"? 
Heraushalten schien das oberste Gebot zu sein. Nichts sehen, nichts 
hören, nichts sagen. 
Gleich nach dem Machtantritt Hitlers wurde der Landgerichtsrat Staff, 
der einzige sozialdemokratische Richter, aus dem Justizdienst entfernt 
und zeitweise sogar inhaftiert. Ein Protest seiner Kollegen gegen diese 
Maßnahme ist nicht bekannt. Gegen die Morde und Körperverletzun­
gen, begangen an Gewerkschaftlern, Sozialdemokraten und Kommu­
nisten, erstatteten sie keine Anzeige und ermittelten nicht von Amts 
wegen. Sie traten auch nicht aus der NSDAP aus, wie es der Landge­
richtsrat Friedrich Linke 19 3 6 tat, ohne daß diesem etwas passier­
te. 
Immerhin ist zu vermerken , daß der im Juni 19 33 von den Nationalso­
zialisten zum OLG-Präsidenten beförderte spätere Präsident des Bun­
desgerichtshofs, Dr. Heusinger, 1933 beim Braunschweiger Justizmi­
nister mehrmals vorstellig wurde, um die Beendigung der Mißhandlung 
von Gefangenen im Gebäude der Allgerneinen Ortskrankenkasse (AOK) 
zu erreichen. Nach den Morden in Rieseberg im Juli 19 3 3, bei denen 
zehn Sozialisten und Kommunisten umgebracht wurden, protestierte 
Heusinger erneut. Er erreichte, daß die Häftlinge in der AOK ab 19. 
Juli den ordentlichen Gerichten übergeben wurden. Sicherlich hat er 
sich auch später nicht bei der SS beliebt gemacht: 1935 wurde er als 
Oberlandesgerichtspräsident abgesetzt und - unter Belassung der vol­
len OLG-Präsidentenbezüge - zum Senatspräsidenten degradiert. Den­
noch muß gefragt werden: Warum hat Heusinger, der nach überein­
stimmendem Urteil als glänzender Jurist angesehen wurde, keine An­
zeige erstattet? Sah er, daß eine Anzeige keinen Nutzen mehr haben 
würde? Dann wußte er, daß er einem Unrechtsstaat diente . Warum 
quittierte er nicht dann den Dienst und ließ sich als Rechtsanwalt nie­
der, was ihm ein Leben ohne größere materielle Sorgen ermöglicht 
hätte? 

Der spätere braunschweigische Generalstaatsanwalt Fritz Bauer hat 
in seinem Plädoyer im Prozeß gegen den Generalmajor Rerner 1952 
in überzeugender Weise dargelegt, daß es in juristischer Sichtweise 
offensichtlich war, daß Deutschland seit der Notverordnung vorn 
28. Februar 1933, in der die Grundrechte aufgehoben wurden, kein 
Rechtsstaat mehr war. Dies wurde auch deutlich in der sogenannten 
Heimtückeverordnung vom 21. März 19 33, die sich gegen heirntücki-
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sehe Angriffe gegen die Regierung, ihre Parteien und Verbände richte­
te. Damit war eine Verordnung ergangen, die den Gleichheitsgrund­
satz verletzte und nur diejenigen Verbände unter Schutz stellte, die 
hinter der Regierung standen. Schließlich nennt Bauer noch das Zu­
standekommen des Ermächtigungsgesetzes. Die Ermächtigung, die mit 
zwei Drittel aller Stimmen ausgesprochen werden mußte, konnte nur 
erreicht werden, indem in verfassungswidriger Weise die kommunisti­
schen Reichstagsmandate für ungültig erklärt wurden. Nach diesen 
Ausführungen von Bauer ist anzunehmen, daß jeder Jurist wissen 
mußte, daß er einem Unrechtsstaat diente. 
Dies wird auch durch die Ignorierung eines Lynchmordes klar, der sich 
Anfang 1940 in Ingeleben, Kreis Helmstedt, ereignete und der von 
OLG-Präsident Nebelung an den Reichsjustizminister gemeldet wird. 
Eine verheiratete Bauersfrau sollte möglicherweise mit einem auf dem 
Bauernhof beschäftigten kriegsgefangenen Polen Geschlechtsverkehr 
gehabt haben, weswegen sie das Sondergericht zu zwei Jahren und 
sechs Monaten Zuchthaus verurteilte. Die Wehrmacht bestrafte hinge­
gen den Polen mit einigen Wochen verschärftem Arrest. Auf Drängen 
von einflußreichen Naziführern wurde der Pole aber dann aus der Ob­
hut der Wehrmacht entlassen und von Unbekannten an einem Baum 
im Dorf erhängt. Daß hier Unrecht geschah, war offensichtlich, aber 
Ermittlungen wurden nicht angestellt. 
Die ideelle Trennung von Staat und Regime wird ein übriges Mal deut­
lich am Fall Erna Wazinski, die einerseits als Volksschädling zum To­
de verurteilt wird und für die andererseits, weil sie einen guten Ein­
druck gemacht habe, ein Gnadenerweis befürwortet wird. Allzu spät 
haben auch nur einige Braunschweiger Richter und Staatsanwälte ge­
sehen, daß sie durch diese ideelle Trennung schuldig wurden. 
So wurde einem Schaustellergehilfen das Leben vom Sondergericht 
Braunschweig dadurch gerettet, daß er wegen Entziehens von seiner 
Pflicht zum Kriegsdienst zu sechs Jahren Zuchthaus verurteilt wurde. 
Allerdings wurde dieser Spruch beim Reichsgericht in Leipzig noch 
im März 1945 auf Betreiben des Reichsanwalts Johannes Floegel auf­
gehoben. Floegel wird heute durch eine Gedenktafel im BGH-Gebäude 
in Karlsruhe als Opfer von Gewaltherrschaft geehrt (vgl. "Stern", Nr. 
38 vom 13.9.1979). 

Eine "innere Emigration" hat sich also als unmöglich erwiesen. Es 
bleibt schließlich für den anderen gleich, ob der Richter oder Staatsan-
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walt, der ihm gegenüber steht, das Unrechtsregime durch Tun oder 
Unterlassen mit innerlicher Anteilnahme oder Distanz unterstützt. Als 
Widerstand kann nach dem Bundesentschädigungsgesetz nur gewertet 
werden, wer aus 
- Oberzeugung 
-Glaubens 
- Gewissens willen 

oder um des 
oder des 

gegen die nationalsozialistische Gewaltherrschaft Widerstand leistete. 

Es liegen keine Anhaltspunkte vor, daß gegen das Herrschaftssystem 
angegangen wurde, sonst hätten die im legalen Bereich liegenden 
Möglichkeiten zumindest ausgeschöpft werden müssen. Dies aber war 
nicht der Fall. Weder Lachmund noch Ehlers und auch nicht Heusin­
ger quittierten den Dienst. Diesen Weg war z.B. der Landgerichtsrat 
Dr. Friedrich-Wilhelm Holland gegangen, als die Nazis ihn vor die Wahl 
stellten, sich zwischen seiner Verlobten, die jüdische Vorfahren hatte, 
und dem Staatsdienst zu entscheiden. Er wurde Anwalt und verteidigte 
den von den Nazis verfolgten Zahnarzt Lewaldt, der, weil er Jude war, 
von den Nazis attackiert wurde. Viele Kollegen wandten sich von Hol­
land danach ab. Einige ehemalige Corpsbrüder verweigerten ihm fortan 
sogar den Gruß. 
Damit ist der Konsens der Braunschweiger Juristen in jener Zeit ein 
weiteres Mal deutlich geworden. Die scheinbare Trennung von Staats­
idee und Unrechtsregime wurde praktisch nicht vollzogen. Sie dienten 
dem Unrecht. 

Verschiedene Richter, die in der NS-Zeit Dienst taten, rechtfertigen 
sich heute damit, daß sie auch Gegner des Nationalsozialismus gewesen 
seien, da sie von diesem tätlich angegriffen oder in der Presse bedroht 
worden seien. Auch aus der Betrachtung dieser Fälle lassen sich An­
haltspunkte für die Beurteilung der Haltung der Braunschweiger Justiz 
gegenüber dem NS-Staat gewinnen. Wir wissen insbesondere aus dem 
Jahr 19 3 3 vom tätlichen Angriff auf drei Richter am Landgericht, näm­
lich den Landgerichtsdirektor von Griesbach, den Landgerichtsrat Staff 
und den Landgerichtsrat Schmidt. Von Griesbach und Staff wurden 
auf der Straße von SA- und SS-Angehörigen zusammengeschlagen, da 
die SA und die SS nicht mit dem Ausgang eines Verfahrens, das die Tö­
tung des NS-Studentenführers Schaffeit zum Gegenstand hatte, zufrie­
den waren. Staff war Sozialdemokrat. Sein Kollege von Griesbach war 
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keineswegs fortschrittlich gesonnen, das erwies sich auch in seiner Tä­
tigkeit als Kirchenrichter. 19 33 belegte er als Vorsitzender eines Kir­
chengerichtes den Vorsitzenden des Pfarrernotbundes der braunschwei­
gischen ev.-luth. Landeskirche mit Berufsverbot. Von Griesbach gab 
sich als Deutscher Christ, also als Mitglied der NS-Richtung in der evan­
gelischen Kirche zu erkennen. 

Das Verhältnis der · Braunschweiger Justiz zum Nationalsozialismus ist 
ein dunkles Kapitel. Fanatische, überzeugte Nazis gab es wenige. Weni­
ger als eine Handvoll von über 80 Richtern im Landgerichtsbezirk waren 
vor dem 26. April 19 33 Mitglied der NSDAP. Einer trat wieder aus. 
Einer quittierte den Dienst. Einer wurde entlassen. Einer, der OLG-Prä­
sident Heusinger, wurde 19 3 5 zum Senatspräsidenten herabgestuft. 
Die übergroße Mehrheit paßte sich an und hielt sich heraus, selbst da, 
wo es nicht mehr ging, wie im Fall Erna Wazinski, die als Folge des 
Heraushaltens sterben mußte. Erst in letzter Minute versuchten einige, 
mit ihren Mitteln zu helfen - der Schaustellergehilfe kam mit dem Le­
ben davon. 
Die im Fall Rasche erprobten Widerstandsformen, Zusammenhalten, 
Verweigern, Isolieren, wurden nicht um des Glaubens, des Gewissens 
oder der ethischen Oberzeugung wegen geübt, sondern als ständische 
Maßnahme gegen berufliche Beeinträchtigungen. Wenn es anders gewe­
sen wäre, hätte man sich nicht so gegen Dr. Staff und Dr. Holland ver­
halten. 

Die Aufarbeitung jener Zeit kann uns heute nutzen, eine Wiederkehr 
solcher oder ähnlicher Zustände zu verhindern. Gefordert ist also die 
unvoreingenommene Betrachtung, bei der man sich nicht heraushalten 
kann. Möge diese Darlegung ein Beitrag dazu sein. 

Anmerkungen 

(1) Zur Haltung von Landgerichtsdirektor Ehlers im Dritten Reich vgl. den im 
Anhang unter Nr. 20 abgedruckten Brief von Frau Maria Ehlers vom 6. März 
1980. 

(2) Vgl. den aufS . 77 abgedruckten Auszug aus der Braunschweigischen Landes­
zeitung vom 9 .4 .193 3. 

(3) Der Vortrag von Helmut Kramer bringt dazu aufS. 36 den Fall Meier-
Branecke. 
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Dietrich Kuessner 

DIE BRAUNSCHWEIGISCHE EV.-LUTH. LANDESKIRCHE UND 
DER NATIONALSOZIALISMUS 

Das Referat gliedert sich in sechs Teile. Die ersten drei Teile sind chro­
nologisch angeordnet. Ich setze 1930 ein: Nationalsozialismus und 
Landeskirche entdecken sich und beschließen, zusammenzuziehen, un­
ter ein Dach, aber in getrennten Räumen, nebeneinander. 
2. Teil: Das Jahr 19 3 3. Beide ziehen zusammen auf eine Bude. Es 
qualmt. Die Temperatur steigt erheblich. Aus dem Nebeneinander wird 
ein Ineinander. 
3. Teil: 19 34 - 1945 : Sie trennen sich wieder, bleiben aber unter einem 
Dach. 
4. Teil: Es gibt in dieser Wohngemeinschaft auch Krach. Aber keiner 
schmeißt den anderen raus. 
Der 5. Teil fragt: Hat sich die Wohngemeinschaft gelohnt? 
6. Teil: Was ist, wenn einer von beiden erschlagen wird? Zieht ein neuer 
rein? Oder wechseln sie nur einfach die Tapeten? 

Wenn ich einen Hauptgedanken herausgreifen sollte, dann würde ich 
die Diskussionsthese aufstellen: der Hitlerstaat präsentiert sich als 
christliche Diktatur, dem die lutherische Landeskirche den schuldigen 
Gehorsam leistet. 

Ich möchte aber vorweg noch von einer Schwierigkeit reden, in der ich 
mich befinde und der die Beobachtung zugrunde liegt, daß unsere Vor­
tragsreihe überwiegend von Jüngeren und Alteren besucht worden ist, 
die mittlere Generation aber schwach vertreten war. Das kommt m.E. 
daher, daß diese Jahrgänge zwischen 1915 und 19 3 5 alle besonders 
eindrückliche Erinnerungen an die Zeit des Nationalsozialismus haben, 
im Jungvolk, in der HJ, und viele von ihnen dann im Kriege waren. 
Nach dem Krieg hat man ihnen erzählt, daß alles schlecht gewesen sei. 
Man hat die Zeit sogar verteufelt. Aber sie haben diese Urteile mit ih­
rem persönlichen Erleben nicht in Einklang bringen können. Das ist 
die Generation der heute 45 - 64-jährigen Väter und Mütter, Studien­
räte, Staatsanwälte, Pröpste und Pfarrer mit ihren wichtigen erzieheri­
schen Aufgaben. Sie verstecken nun nach außen ihre Erinnerungen und 
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haben weithin die für jede Karriere auch erforderliche These übernom­
men: der Hitlerstaat sei die verderbliche, antichristliche Gesellschaft, 
der Bonner Staat im Gegensatz dazu der christlich orientierte Staat. 
Diese Generation fordert daher typischerweise und praktiziert es oft, 
daß Dinge und Personen nicht beim Namen genannt werden. Das ha­
ben wir hier selber erlebt. Dadurch aber werden historische Vorgänge 
unchristlich tabuisiert und ihre Aufarbeitung zusätzlich erschwert. Die 
Namensnennung schafft stattdessen dem Betroffenen den Vorteil der 
Richtigstellung - auch das haben wir während der V ortragsreihe er­
lebt - und gibt ihm die Möglichkeit, uns teilnehmen zu lassen an der 
Trauerarbeit, die er bereits geleistet hat. 

Ich bitte überdies die Jahrgänge nach 1945 unter Ihnen, das Referat 
nicht so sehr unter den Gesichtspunkten der Lehren für heute zu hö­
ren, sondern versuchen Sie, sich in die Zeit ab 1930 hineinzustellen, zu 
solidarisieren und dann mitzubedenken und mitzutragen. Es bedeutet 
schon viel, wenn einer beginnt, sich von den Klischees der Nachkriegs­
zeit, in denen er erzogen ist, zu trennen und sagt: ich kann mich jetzt 
besser hineindenken, oder: wenn er sich von der großen Versuchlich­
keit nicht freispricht. Sich einfühlen können ist die Absicht meines 
Referates. 

1. Die Landeskirche öffnet sich dem Nationalsozialismus (1930/31) 

"Die Kirche ist neutral und wählt deutsch-national". Dieser Spottvers 
beschreibt ziemlich genau die Position der lutherischen Landeskirche 
während der Weimarer Zeit. Man steht Mitte bis rechts und hat dafür 
folgende Gründe : Die Weimarer Zeit hat der evangelischen Kirche in 
zweifacher Weise die Schwäche ihrer Position besonders deutlich ge­
macht. Die Schwäche besteht erstens darin, daß die evangelische Kir­
che die Mehrheit der Bevölkerung innerlich verloren hat~ Das braun­
schweigische Herzogtum gilt zwar als ein rein protestantisches Land, 
aber das bezeichnet mehr einen geistlichen Hohlraum. Bürger und Ar­
beiter sind seit der Aufklärung aus den Kirchen ausgewandert, ohne al­
lerdings ihre Emigration formell zu vollziehen. Die Kirche füllt diesen 
Hohlraum, indem sie sich in eine großartige, volkskirchlich, d.h. alle 
gesellschaftliche Schichten umfassende Situation hineinphantasiert. 
Die hohen Prozentzahlen von Taufen und christlichen Begräbnissen 
beflügeln noch diese Phantasie. 

80 



Außerdem - das ist das zweite Schwächezeichen - hat sich die Kirche 
eng an die Seite des Staates gestellt. Der Herzog hat die Aufsicht über 
die äußeren Angelegenheiten der ev. Kirche, auch z.B. über das Ver­
mögen und die Finanzen. Er ist die Spitze der kirchlichen Verfassung. 
Der als Volkskirche etikettierte Hohlraum wird dadurch erheblich abge­
stützt. Man beruft sich dazu einseitig auf das 13. Kapitel des Römer­
briefes, wo Paulus schreibt, daß der Staat eine Obrigkeit von Gottes 
Gnaden sei. Das ist aber umstritten . Die Obrigkeit fordert von ihren 
Untertanen vor allem Gehorsam und sichert ihm dafür den Schutz sei­
ner Privilegien, wenn er welche besitzt. Die Kirche besitzt sie. Gerade 
mit dieser Gehorsamsforderung aber entfernt sich die Kirche noch wei­
ter vom Bürger und Arbeiter, denn der Bürger hat im 18. Jahrhundert 
und der Arbeiter im 19. und 20. Jahrhundert seine Rechte nicht mit 
Gehorsam sondern mit Ungehorsam erkämpft. 

Wenn dieser Obrigkeitsstaat von Gottes Gnaden und mit seinen geist­
lichen Hohlräumen in einer militärischen Katastrophe endet und der 
Kaiser in Berlin und der Herzog in Braunschweig abdanken, kann die 
Kirche dies als das Ende einer Phantasie oder als eine Kränkung ihres 
Selbstverständnisses empfinden. Sie kann einen Schritt ins Freie tun, 
nämlich zu mehr Unabhängigkeit vom Staat oder verbissen um den sta­
tus quo kämpfen und prozessieren. Sie tut nicht den Schritt ins Freie, 
sondern ein Großteil der evangelischen Kirche wendet sich gekränkt 
gegen die Weimarer Republik. Sie hat in ihrer Verfassung 1919 die 
ideelle und finanzielle Trennung von Kirche und Staat, ehemals von 
Thron und Altar beschlossen. § 13 7: "Es gibt keine Staatskirche" . 
§ 13 8: "Staatsleistungen werden abgelöst." 

In der Braunschweiger Landeskirche sitzt diese Kränkung besonders 
tief, weil vielen Pfarrern nun die Basis ihrer finanziellen Existenz 
schlicht entzogen ist, denn die sozialistische Räteregierung und die fol­
genden sozialdemokratischen Landesregierungen verweigern zunächst 
jene rechtlich zustehenden Staatszuschüsse, die ihnen der Herzog ge­
währt hatte, und alle Pachteinnahmen werden von der Inflation ver­
schlungen. Die Kassen im Landeskirchenamt sind buchstäblich leer, 
die Pfarrer können kaum bezahlt werden. Die Braunschweiger Pfarrer 
erleben die ideologische Krise verschärft als existentielle Krise. 
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Dazu kommt weiterhin, daß die Pfarrerschaft durch den Verlust der 
Schulaufsicht nicht unerheblich in ihrem Selbstwertgefühl getroffen ist 
und einen erbitterten Kampf nun wenigstens um den konfessionellen 
Charakter der Volksschule entfacht. Aber die Braunschweiger Sozial­
demokraten nehmen es mit der Trennung von Kirche und Staat auch 
in der Schulfrage ernst und haben unter den Volksbildungsministern 
Gratewohl und Sievers den konfessionellen Charakter der braunschwei­
gischen Schulen abgeschafft und mehrere dissidentische Schulräte ein­
gestellt. 

Die sozialistischen Landesregierungen nach 1919 haben aber überdies 
einen massiv antikirchlichen Zuschnitt. Während ihrer Regierungszeit 
schnellen die Kirchenaustrittszahlen besonders hoch an: es sind 1922: 
21.000 und 1928 : 2.300 Mitglieder. Braunschweig steht mit 113 Frei­
denkern auf 1.000 Einwohnern an der Spitze aller deutschen Groß­
städte. 

"Nur im roten Sowjetlande I gibt es nichts mehr abzugrasen I 
dort hat man der schwarzen Bande I stramm den Abschieds­
marsch geblasen I Raus Prolet heraus I aus dem Gotteshaus I 
hetzt er gegen Sowjetrußland I schmeißtden Pfaffen raus I Wenn 
es geht zum großen Stürmen I muß die Priestermacht vergehn I 
bis von allen Kirchentürmen I unsre roten Banner wehn I Fliegt 
der Pfaffe raus I aus dem Gotteshaus I dann wird ein Kultur­
baus I für das Volk daraus." 

Die Kirche antwortet auf diese ,Perlen deutscher Lyrik' mit einem 
massiven Antisozialismus. Die Sehnsucht der Pfarrer richtet sich auf 
eine Wiederherstellu:ng der alten Obrigkeitsstruktur. 

In den Andachten des Braunschweiger Volksblattes, der Zeitung für 
die evangelischen Gemeinden, liest sich das 1930/31 folgendermaßen: 
die kaiserliche Zeit sei die Heils- und Gnadenzeit, die Weimarer Zeit 
mit Revolution und Arbeitslosigkeit Stunden des göttlichen Gerichtes. 
Nach solcher "Passionszeit" der 20iger Jahre werde die "Auferstehungs­
zeit" der 3 Oiger Jahre folgen. 

Beim Wahlkampf zum braunschweigischen Landtag im September 
1930 gibt die kirchliche Presse dem Sinne nach die Parole aus: "Auf 
keinen Fall Sozialdemokraten". Sie erhofft sich von der Abwahl der 
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Sozialdemokraten eine Verbesserung ihrer Gesamtlage. Die NSDAP ge­
winnt am 14.9.1930 überraschend hoch -nämlich zu dem einen Sitz 
noch zusätzlich 8 neue-, bildet mit den Bürgerlichen die Landesregie­
rung, und diese zahlt in zwei Dezemberraten 225.000 RM in den kirch­
lichen Haushalt. Das sind keine Bestechungsgelder, sondern die staat­
lich zustehenden Zuschüsse in voller Höhe. Das sind 85.000 RM mehr, 
als die Regierung Jasper zu zahlen bereit war. 

Nun soll es auch in der Schule wieder fromm zugehen, und zwar nach 
dem Willen des gemäßigten nationalsozialistischen V alksbild ungsmini­
sters Dr. Franzen: das Schulgebet wird wieder eingeführt, am Refor­
mationstag wird für Schulgottesdienste schulfrei gegeben, 26 dissi­
dentische Lehrer und sieben Schulräte werden aus personalparteipoli­
tischen Gründen entlassen bzw. in den Ruhestand versetzt. Bischof Ber­
newitz berichtet dem Landeskirchentag, er habe den Eindruck, "daß 
im Ministerium der Wille besteht, christliche Erziehung nach Kräften 
zu fördern". 

Die Gewinne der NSDAP setzen sich bei den Kommunalwahlen im 
März 19 31 fort. Im Braunschweiger Stadtrat werden zu dem einen Sitz 
9 weitere hinzugewonnen, im Wolfenbütteler Stadtparlament liegt die 
NSDAP mit sieben Stimmen an der Spitze. Eindrucksvoll sind beson­
ders die Gewinne auf dem Lande. In vielen Dörfern wird die NSDAP 
jetzt stärkste Partei. Die Anzahl der NSDAP-Ortsgruppen steigt von 21 
(1927) auf 90 (1931), die HJ zählt 1930 7 Gruppen, im Dezember 
19 31 164 Gruppen mit durchschnittlich 12 Mitgliedern. 

Die Regierungsbeteiligung der NSDAP und das Anwachsen dieser Partei 
sind ein regional bedingter Anlaß für die Braunschweiger Pfarrer, sich 
intensiv mit dem Nationalsozialismus zu beschäftigen. Das Landeskir­
chenamt schlägt im Frühjahr 19 31 u.a. das Thema "Die religiöse Rich­
tung der völkischen Bewegung, insbesondere des Nationalsozialismus 
in ihrem Verhältnis zum Christentum und zur Kirche" zur schriftlichen 
Bearbeitung vor, und im Herbst werden die Aufsätze in den Prediger­
synoden zusammengefaßt und diskutiert. Der Grundtenor des Mei­
nungsbildes ist folgender: Die umstrittene Bewegung sei so rasch ge­
wachsen, weil sie das Vaterland wieder zu Ehren gebracht habe; die 
katholische Kirche und die religiösen Sozialisten warnten zwar, aber es 
gebe ja den Parteiprogrammpunkt 24, wonach die NSDAP das positive 
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Christentum bejahe; eine besonders religiöse Richtung, die als Konkur­
renz zu fürchten wäre, sei nicht in der Absicht Hitlers; die nationalso­
zialistische Landesregierung habe sich außerdem mit guten Taten ein­
geführt. Die Kirche .. habe am Nationalsozialismus eine Aufgabe, näm­
lich zu klären, was an dieser jungen Bewegung noch ungeklärt sei, das 
gute Wollen anzuerkennen und hilfreiche Kritik zu üben. "Für die 
evangelische Kirche wäre es ein schwerer Fehler, wenn sie an der natio­
nalsozialistischen Bewegung vorbeigehen wollte, ihr neutral, kühl, un­
beteiligt, ablehnend gegenüberstehen oder sie gar von Kirchen wegen 
bekämpfen würde- ... Es sind viele Fäden, die sich zwischen dem, was 
der Nationalsozialismus will und dem, was die Kirche will, hin und her 
spinnen, und es sind auf Seiten des Nationalsozialismus ausgestreckte 
Arme. Und ausgestreckte Arme sollte man niemals zurückweisen." 
Man marschiert also gemeinsam in eine Richtung, nicht hintereinander, 
sondern in einem selbständigen, kritischen, vertrauensvollen Nebenein­
ander. Die warnenden Töne fehlen nicht. Die Kirche warne den Natio­
nalsozialismus, aus Rasse und Volkstum den höchsten Wert zu machen, 
vor der Torheit einer völkisch-germanischen Religion und vor der Ver­
achtung des Alten Testamentes. Das Schlagwort ,Juda verrecke' sei ab­
solut unchristlich. 

Bischof Bernewitz, aus dem Baltikum stammend, dort von den Bol­
schewisten aus Heimat und Amt gejagt, seit 1922 ein von vielen aner­
kannter und respektierter Bischof der braunschweigischen Landeskirche, 
unterstützt diese Öffnung zum Nationalsozialismus lebhaft. Er verbie­
tet es nicht, wenn s;..: on 1931 die Ehemänner in brauner Uniform in 
Gandersheim und Helmstedt vor dem Traualtar stehen. Wenn die Na­
tionalsozialisten Feldgottesdienste ( 1) halten und sich damit zur Kirche 
bekennen, sollte die Kirche diese nicht zurückweisen, sondern dies als 
missionarische Aufgabe wahrnehmen. Aber nicht nur in Braunschweig, 
sondern auch im Kreis der bischöflichen Kollegen macht Bernewitz 
aus seinen Sympathien für den Nationalsozialismus kein Hehl. "In 
diesem Kreis war ich der erste, der den Nationalsozialismus als die ein­
zige Bewegung erkannte und vertrat, die im Stande sein könnte, das 
zerrissene deutsche Volk zu einigen, den deutschen Arbeiter wieder in 
die Volksgemeinschaft zurückzuführen und den Kampf gegen den un­
heimlich vordringenden Marxismus siegreich vorzunehmen ... " 
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So liegt das Jahr der Machtergreifung in Braunschweig bereits im Jahr 
1930, und das Verhältnis der Landeskirche zur NSDAP ist mit Unter­
stützung der Kirchenleitung bereits 1931 von einem verständnisvollen, 

., · · kritischen Nebeneinander geprägt. 

2. Die ,Deutschen Christen' intensivieren das Verhältnis von Landes­
kirche und Nationalsozialismus (1933/34) 

Hitler errichtet 193 3 über das deutsche Reich eine christliche Diktatur. 
Vor der Abstimmung über das Ermächtigungsgesetz, mit dem er die 
Diktatur installiert, erklärt er, daß seine Regierung in den Kirchen bei­
der Konfessionen die wichtigsten Faktoren der Erneuerung des Volks­
tums sehe. Hitler weist damit zurück auf die kaiserliche Zeit. Hitler 
erfüllt die Sehnsucht der evangelischen Kirche nach Rückkehr zu die­
ser monarchischen, christlichen Obrigkeitsstruktur. Die evangelischen 
Kirchen jubeln. Ob Diktatur oder Monarchie ist ihnen gleichgültig. 
Hauptsache christlich. Hauptsache zurück. Und die Weimarer Republik 
gilt als ein häßliches, unchristliches Zwischenspiel als ein für alle Mal 
erledigt. 

Mit allen jubelt auch die Braunschweiger Kirchenleitung: "Mag auch 
mancher noch die frevelhafte Hoffnung hegen, daß der Strom der Zeit 
einst doch noch im roten Meer münden werde- die deutsche Erhebung 
ist wie eine Sturmflut hereingebrochen. Deutschland ist erwacht". Der 
Aufruf zitiert dann die Zusicherung Hitlers vom Tag von Potsdam (sie­
he oben). "Damit sind unserer Kirche Türen neu geöffnet und Aufga­
ben neu gestellt. Die Reichsregierung und das Volk rufen nach der Kir­
che. Nun tritt nicht zögernd, sondern freudig und kraftvoll auf den 
Plan auch mit deinem "Deutschland erwache!" 

Am 1. Mai 19 33 tritt fast ein Drittel der Braunschweiger pfarrerschaft 
in die NSDAP ein, insgesamt 70 Pfarrer. 

Hitler errichtet in Deutschland eine christliche Diktatur. Hitler ist also 
nicht der Antichrist, wie man das nach 1945 immer wieder gehört hat, 
im Gegenteil: seine braunen Kolonnen füllen nun die Kirchen, und 
zwar, wie sich das für eine Diktatur gehört: auf Kommando. Kompanie­
weise marschieren SA und SS am Heldengedenktag und zu anderen 
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kirchlichen Anlässen, z.B. am Reformationsfest 1933 in die Gottes­
dienste. "Die Mitglieder der NSDAP, der SA und SS, des Stahlhelm 
und der Kriegervereine versammeln sich vor dem Deutschen Haus und 
gehen dann gemeinsam unter Vorantritt einer Musikkapelle hinauf in 
die altehrwürdige St. Lorenzkirche", wird aus Schöningen gemeldet. 
Aus Bad Harzburg heißt es: "Nationalsozialistischer Kirchgang. SAge­
schlossen zum Gottesdienst mit Sturmfahne. Es ist selbstverständlich, 
daß alle Staats- und Amtswalter und Parteigenossen nach Möglichkeit 
an diesem Tag den Gottesdienst besuchen. Plätze im Schiff der Kirche 
sind rechtzeitig zu belegen." 

Die Kircheneintrittszahlen, sonst zwischen 400 - 700, schnellen 19 33 
in der Braunschweiger Landeskirche mit 5.3 34 in eine unvorstellbare 
Höhe, 1934 sind es fast noch 2.000, und erst 1937 erreichen sie den 
gewohnten Stand von 371. 

Die Zahl der Taufen übersteigt die Zahl der Geburten. Die Zahl der Be­
gräbnisse übersteigt die Zahl der Sterbefälle. Es gibt nur zwei gesell­
schaftliche Gruppen, die sich 19 3 3 vor Eintritten nicht retten können: 
die NSDAP und die evangelische Kirche. 

Die evangelischen Hilfswilligen dieser christlichen Diktatur sammeln 
sich 19 3 2 als ,Deutsche Christen' und wollen als Kirchenpartei die 
Mehrheit in den Synoden gewinnen. Sie sind die übereifrigen. Ihr Ziel 
ist die Macht in der Kirche, ihr Konzept ist das Ineinander von Kirche 
und Partei. Braune Parteifarbe und violette Kirchenfarbe also als ein 
Farbgemisch. Bisher lebten Parteigenossen und Christen zwar unter ei­
nem Dach, aber in getrennten Räumen nebeneinander Wand an Wand. 
Jetzt ziehen sie zusammen auf eine Bude. Führer der ,Deutschen Chri­
sten' in Braunschweig sind der Pfarrer an St. Katherinen Schlott und 
Pfarrer Beye in Wenzen. 

Ihren Weg zur Macht treten sie zunächst mit Wahlen an. Es kommt zu 
Kirchenwahlen für die Kirchenparlamente im ganzen Reich im Juli 
1933. Der Liste der ,Deutschen Christen' steht überall die Liste ,Evan­
gelium und Kirche' gegenüber. Die Wahl zwischen zwei ,Kirchenparteien' 
scheint zum Begriff der christlichen Diktatur nicht zu passen. Beide 
Gruppen sind sich jedoch in ihrem Ja zu Hitler, zum Nationalsozialis­
mus durchaus einig. Sie haben theologisch begründete Unterschiede. 
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Die einen vertreten das Ineinander von Staat und Partei, die anderen 
das Nebeneinander. Auf der Liste ,Evangelium und Kirche' finden sich 
in Braunschweig unter vielen anderen Namen folgende: Oberarzt Dr. 
Vermeil, Oberregierungsrat Dr. Bode, Baurat Hartwieg/Blankenburg 
und die Pfarrer lic. Dosse, Palmer, Leistikow, Kirchenrat Oelker/Helm­
stedt, Seebaß/Rautheim. Die Liste der ,Deutschen Christen' wird von 
Schlott und Beye angeführt. Es folgen u.a. der ehemalige Fraktionsfüh­
rer der NSDAP im Landtag Kurt Bertram, Landgerichtsdirektor Ger­
hard, Bäckermeister Vahldieck, Sturmbannarzt Dr. Leidig, Mittelschul­
lehrer Oppe. In Braunschweig wirbt der stellvertretende Gauleiter 
Schmalz mit einer großen Annonce für die ,Deutschen Christen'. Hitler 
greift am Vorabend der Wahl über den Rundfunk massiv zugunsten der 
,Deutschen Christen' ein. 

Das Ergebnis ist unterschiedlich. In Westfalen unterliegen die ,Deut­
schen Christen', in Preußen gewinnen sie eine 2/3-Mehrheit, in Braun­
schweig 82%. Dompropst v. Schwartz, gegen die ,Deutschen Christen' 
eingestellt, ist jedoch von der Hitlerrede so beeindruckt, daß er die Li­
ste ,Evangelium und Kirche' zurückzieht. So besteht der braunschwei­
gische Landeskirchentag zu 100% aus ,Deutschen Christen'. Als der 
Landeskirchentag am 28. Juli 1933 im Gebäude des Landtages eröffnet 
wird, erscheinen alle Synodalen in SA-Uniform. Das ist in diesem Tem­
po einzigartig im ganzen Reich. 

Nachdem die ,Deutschen Christen' ganz legal die Macht in der Kirche 
errungen haben, können sie ihr Konzept des Ineinander durchführen. 
Dieses Konzept hat zwei Lieblingswörter: Gleichschaltung und Volks­
kirche. Gleichschaltung ist die politische Parole der Stunde. Es ist das 
Stichwort für die Durchführung des Konzeptes des Ineinander auf allen 
Ebenen. In den drei Wochen vom 18. April bis 9. Mai 1933 wird in der 
Braunschweigischen Staatszeitung berichtet von der Gleichschaltung 
im Sport, im Beamtenbund, beim Landesturnverein, beim Landvolk, 
im Bürgerverein, bei den Richtern und in der Anwaltskammer, bei den 
Milchhändlern, Dentisten, Schrebergärtnern, beim Haus- und Grund­
besitzerverein und beim Verband reisender Kaufleute. Und nun auch 
bei der Kirche. "Erst die Gleichschaltung von Staat und Kirche", so 
liest man in der Braunschweiger Staatszeitung, "kann die unerhörte 
Kraftsteigerung hervorbringen, deren die Nation zur Erreichung ihrer 
Ziele bedarf". 

87 



.... 
&fllalt H !llötJ1933 

1Jie q.co/Je 'Jacade auf- dem 5.cMo(Jpfat~ 

88 

~ Vec~<u4 du~ - 2Jit. Stadt iH< ScAmud du .1.a1Uws 

un' blr :rRincn..,ul~rfolu~DIIIt .Junu&on bf• 
vo• 51ol t.sweh<~n at ~ liflan mil GI Ti<h n ob• 
ldiJTifluo ~lokK noh"'UI 'Jhi&sruh• u:1b Gdl.uft• 
" "U'd im 'Uiu•d 1tu l~ 11lna {lialn btlll !lltl• 
1a mortn bit nolianoltn 'Urrt;lnttud 'Uurhu. 
bir :irurrlllrbr unb bir " ng r ~iiriQtn brr <a'o nll ~lt• 
lllOil1 r oul~orld!iUI 

'Jiocll brr 2lu!il t "uno u[dJ im bor e-lo nborl~· 
~ltciU unb ~coim•n1 ~ tom111an~wr D~nli ß • I b, 
)rl't<n u boo 'llalalllon unb bio ~IHMU!U I I !' 
l •mnnl• arr id;lrl<r :lilor&t~& r•il tbrn\o ~1r11id! 
111m •tn Jcrlb9111Utll Ullllbul mu!'tl 11uQ Cludl• 
lulnont6r 1C t 6rulii' lt\rlnr'lloli,rl llld•lmtiilu 
mil r inrno. -" ~1111:11' ~ .. (!i•lrn ~olgtnt• 

•Lt.w/dUI • n tc ~ IJ.cln alt f1tc"' 



.ttf•l 

fWt.Nfhde .. AifCi9 ~ W&/M .tu. !!aJid4 

!J~ Veceidiq;unq cu4 dem 53Ut:qp1at!L 

!lllit bem <t6otal .. IDroiltt IDott. mit lo'6en bilf)" 
nabm bie 5eiet i~ten 'l!nlang, !llom !IJ(Ilton bet 
·!!Juta betall nabm lobann 

fl~~ 
UOl! b~t 61. ~obannis•Qioemelnb• bOll II!od au 
leilitt !tlreblot. ber er bie llllodc .. 1Jq1te, mas bu 
6alt. ba& niemanb beint .Strone nellme!" auuunbe 
legte. :Du Gieiflllcf)t bo& in leinen ~lußffibruODen 
u. n. loloenbc Glebanten 6eruor: 

Goibai ltill Mbt: 50r ldn &tcrlanb I e 6 e n 
unb !Qr Iein !llalulanb ft e z & t n 111 fönnen. IIlcr 
btn grauen !Jiod anaie6t. bet mu& es mifTen, bab 
Iein !!eben llinlotl n!~l mrbr Ibm llrlliltl, lonbnn 
allein feinem !ll o.! I unb !einem 93 a t c t I an b. 
:Datum·. lor lullßen Solbalen, ü61 eu.lf) ln allen 
:tuoenben bu 6olbatenllanbe5, lebt culfl lllneln 
in llle !t!UitfJtlmae unb. !lllallrballloftlt in ben !IJlul 
unb ble roliinnlldjfeil unb ln iene :trcur, bie bat 
i!tlsfe unb volf)fle 111 geben uermiiQ! 

l)ie mblelflung lies Cflbee 

.. 21elle Jtametaben unb lnlonbnllrlt l~r !l!e• 
fruten bell Glanbotl9 !llraunllf)mtin! 3u eurer 
lllerelblouna ~at man eulfl 4eult an bltle a I I • 
eh ro ü r b i ß c 6 t ii t I e unieret Gtabl !llraun• 
ldjrotlll aelübtl. !llot euifj fle~m ble alte. mieber 
auioebaute !llutß beB arouen 6alf?len~er30G~ mit 
bem e~ernen .l!ömen ale bem ('ilnn6Ub bet ~ e ~ r• 
~ a III o I c II unb ber arte ~om al' ein 3eill)en 
bet lh ö m m I 11 l e I t. 3a~r~unberte l(fjGuen au~ 
bieten allen Gldnen auf eulf) tiernteber, lle wollen 
bm :treuetlf)mut ti~ren. :llatum ~a1 man eulf1 an 
biete alte Glätte odilb!l, 1111 btt Jl~ old 
mllltlirlllf)e9 !!eben llflat!Pidt ~at. 

9lilf)l ble Uniform 111 u. ble ben Solbaten 
maof)t. lonbern bet <Ii t 111. unb uon bleiern <lieifl 
tollt 'lllt ~eule !ll e I e n n I n lt nbleaen. ~arum 
:ule ldl eud) 3U: .. IJalte; 11101 bu flaf!, ball nlemanb 
bdne Strone nel!mel" !lllaB tiabt lllr llcnn? 3bt 
ßabt euren tlf)önen !&tu!, ibt Ieib 6olbalen. 

'lllerl>tl re dj te e> o Ibo 1t n, roDrblo hr 
!IJliinner, · ble 1101: eadj l>tn arauaen !li.olf Belraaen 
l!atien 11nb in bleiern 91olf b111 !Belle !Be bat 
IJaterlanll oaflen. 3lie ~fit ein !Baterlanb, b111 
hat roleller 111 Ulli r e n 11 e fl t a 4 t rolltbe. blt 
111ten 1J11r'6en melien rolehr aul ben .tiilalem anb 
111! ben Jtaferncn unb mit lfJnen leadjlell llle 
alten 3beale wieber c:ul. 31ir janacn &!baten 
IId I ble !U u Iu a 6e, miteatiellen, ba& anrer 
netteJ beutldjes !llaterlanb aeflaat rouben lann 
tn 1Jnl6elt unb !llle~r~aftiofelt. Ulare btlonl>tu 
!llliiPon lleol barln, mit l111311 tielaatta.nen. lla& 
t1 rulelln liei&t: &inter ans ttelit ein a 11 n 1 u 
!llolfl 
!l!M lllaterranb, ans feure, llf)llel! bidj an. bas 

lialte feit mit beinern gan~en veraen, lliet finb ble 
ftatlen 21luue!n beiner Jtraft. 

89 



Die Gleichschaltung wird organisatorisch und ideell vorgenommen. Die 
organisatorische Gleichschaltung erfolgt durch die Besetzung der Vor­
standsposten mit Nationalsozialisten. Der Vorstand des Landespredi­
gervereins wird neu besetzt, die Kirchenleitung wird neu besetzt. Staats­
rat Bertram wird nun bis 1945 Mitglied der Kirchenleitung. Er gilt als 
ausgleichender Mann, aber natürlich auch als standfester Nationalsozia­
list. Das Bischofsamt wird gleichgeschaltet. Bernewitz geht, von Pfar­
rer Schlott gedrängt, in den Ruhestand . Es wird aber nicht nur organi­
satorisch gleichgeschaltet, sondern auch ideell. Pfarrer Grüner von St. 
Martini schreibt in seinem Gemeindebrief: "Durch Hitler ist Christus 
unter uns mächtig geworden. Weil wir an Gott glauben, glauben wir an 
Deutschland und seine göttliche Aufgabe in der werdenden Kirche und 
sind darum Deutsche Christen .... Jeder Diener Gottes muß in unserer 
Volksgemeinschaft Nationalsozialist der Tat sein." 

Organisatorische und inhaltliche Gleichschaltung wird zusammengefaß t 
in der Person von Pfarrer Beye. Der gleichgeschaltete Landeskirchen­
tag wählt den erst 3 0-jährigen Pfarrer Beye als Bischof. Braunschweig 
hat "den jüngsten Bischof der Welt". Braunschweig also auch in dieser 
Hinsicht vorn. Beye berichtet in der Braunschweiger Tageszeitung von 
seiner Gemeindearbeit in Wenzen: " ... aus den ganzen umliegenden Be­
zirken kamen sie zu dem Nazipastor in Wenzen und jedem wurde gehol­
fen .... Dadurch habe ich meine Gemeinde zusammengeschweißt, so 
daß wir allesamt vor dem 30. Januar Nationalsozialisten waren." Im 
Hinblick auf den Neubau der Kirche erklärt Beye: "Ich denke mir die 
Kirche als Volkskirche. Das Wort Volk ist ganz groß geschrieben. Die 
Volkskirche darf nur erwachsen auf dem Boden der Volksgemeinschaft, 
d.h. auf Blut und Boden und Glaube. Auf dieser Dreiheit werden wir 
aufbauen müssen". 

19 33 glaubt man in vielen Teilen der Deutschen Evangelischen Kirche, 
jetzt könne die schwerkranke, volkskirchliche Situation geheilt werden. 
Nun könne der Hohlraum endlich und echt ausgefüllt werden. Die 
evangelische Kirche glaubt sich am Beginn einer gründlichen Gesun­
dung und befindet sich, ohne es zu wissen, in einer noch größeren fie­
berartigen Erkrankung mit erhöhter Temperatur und noch gesteigerten 
Phantasien. 
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Volkskirche soll gelingen durch Volksmission. Die nationalsozialisti­
schen Massen sollen für die Kirche gewonnen werden. Es soll nicht 
wieder so gehen wie 1922, als die Arbeiter der Kirche davonliefen. 
Dieser volksmissionarische Schwung wird am ersten Aufruf der mit 
Beye, Bertram und Breust gleichgeschalteten Kirchenregierung vom 
August 193 3 hörbar. Durch Gottes Hilfe seien Ehre, Freiheit und Fröm­
migkeit wieder die Fundamente unseres Lebens geworden. Von der 
Begeisterung für die völkische Erneuerung Deutschlands erfüllt, gehe das 
evangelische Kirchenvolk entschlossen an den Umbau der evangelischen 
Kirche heran. Die Kirchenregierung "erwartet, daß das braunschweigi­
sche Kirchenvolk ebenso wie die Pfarrer sich restlos für dieses große 
Ziel einsetzen .... Arbeiter und Bauern, Studierte und Handwerker, 
SA-Männer und Soldaten, die werbende Kirche ruft euch zu: Kommt 
alle her und helft mit, den großen Dom bauen zu Gottes Ehre" . 

Die Grenzen zwischen Gottesreich und Drittem Reich, von deutschem 
Volk und Gottesvolk werden unklar und verschwimmen ineinander. 
Die Partei könnte jetzt auch gut CNSDAP heißen: christlich-national­
sozialistische Deutsche Arbeiterpartei. Auf dem Kopf des Amtsblattes 
werden Hakenkreuz und Christuskreuz ineinander gedruckt. Der Kon­
firmandenunterricht soll mit dem Hitlergruß beginnen . Pfarrer, die 
nicht arisch oder arisch verheiratet sind, sind aus dem Kirchendienst 
zu entlassen. Wer nicht die Gewähr dafür bietet, daß er rückhaltlos je­
derzeit für den nationalen Staat und die evangelische Kirche eintritt, 
kann in den Ruhestand versetzt werden. Es werden 28 Thesen von der 
Kirchenregierung angenommen und zu Weihnachten 19 3 3 von den 
Kanzeln verlesen, mit denen die Kirche "wirklich ins Dritte Reich hin­
eingebaut werden soll", wie der Verfasser, Oberkirchenrat Grundmann 
aus Dresden im Vorwort ausführt. 

Gegen dieses Konzept des Ineinander hatte sich bei den Wahlen im Juli 
19 3 3 bereits die Gruppe "Evangelium und Kirche" aufstellen lassen. 
Diese Opposition verstärkt sich erheblich. Am 30. November 1933 hält 
Bischof Beye in Dannes Hotel eine große, gutbesuchte Pfarrerversamm­
lung ab. Dort will die oppositionelle Pfarrergruppe Widerspruch be­
sonders gegen die Einführung des Arierparagraphen einlegen. Als ihrem 
Sprecher das Wort entzogen wird, verlassen 42 Pfarrer den Raum, tref­
fen sich im Börsenhotel und gründen im Flottenvereinszimmer den 
Pfarrernotbund. Auf Reichsebene hatte pfarrer Niemöller aus Dahlem 
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einen solchen Pfarrernotbund bereits ins Leben gerufen. Seine führen­
den Köpfe in Braunschweig sind Pfarrer Lachmund und Kirchenrat 
Palmer aus Blankenburg, Dompropst v. Schwartz aus Braunschweig. 
Der Pfarrernotbund widerspricht schriftlich einem von Beye eingeführ­
ten Konfirmandenbuch mit germanisch-völkischen Einlagen, vor allem 
den 28 deutsch-christlichen Thesen und entzieht ihm - das ist in der 
Landeskirchengeschichte einmalig - am Tage seiner glanzvollen Ein­
führung im Januar 19 34 schriftlich die Vertrauensgrundlage. 

Beye und das Landeskirchenamt unter der juristischen Federführung 
von Oberkirchenrat Breust reagieren so, wie es in einer christlichen 
Diktatur guter Stil ist: sie drohen mit KZ, setzen ab, versetzen, entlas­
sen aus dem Dienst. Es entsteht in der Landeskirche Unruhe und Ver­
wirrung. 1933/34 werden 18 Pfarrer auf Antrag in den Ruhestand ver­
setzt, drei werden zwangsweise in den Ruhestand versetzt und einer 
aus dem Dienst entlassen. 

Diese heiße Phase unter Beye findet ein chaotisches, abruptes Ende. 
Beye hat sich auch auf der Kreisebene der NSDAP durch seine gewalt­
samen Allüren unbeliebt gemacht. Er wird wegen einer geringfügigen 
Kollektenunterschlagung denunziert. Staatsanwalt Rasche aus Braun­
schweig greift zu, und am 10. und 11. März 1934 kommt es zu einer 
Verhandlung vor der 2. Großen Strafkammer. Der Vorsitzende Lach­
mund fordert Beye zu Beginn seiner Aussage auf, das Hoheitszeichen 
der Partei abzulegen. Das ist das Ende des Ineinander von Partei und 
Kirche. Beye wird zwar mangels Beweises freigesprochen, aber von der 
Partei fallengelassen. Die Partei schreibt an die Reichskirchenregierung 
am 2. Juni 1934: "Es erscheint der Reichsparteileitung, Abteilung für 
kulturellen Frieden, ausgeschlossen, daß eine Wiedereinstellung des 
früheren Landesbischofs Beye erfolgt." Beye verläßt im November 
19 34 die Landeskirche. 

3. Das Verhältnis von Nationalsozialismus und Landeskirche stabilisiert 
sich (1934-45) 

Die Zeit von 1934- 1945 ist geprägt von zunehmender Stabilisierung 
des Verhältnisses von NS-Staat und evangelischer Kirche. Es bleibt also 
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dabei: bis 1945 ist der Hitlerstaat christliche Diktatur. Das war nicht 
etwa nur ein Sündenfall des Jahres 19 3 3. 

Die stabilisierenden Faktoren sind von seiten der evangelischen Kirche 
das Luthertum und von seiten des Nationalsozialismus das durchlau­
fend benutzte volkskirchliche Vokabular. Das Luthertum ist als we­
sentlich stabilisierender Faktor widerstandsunfähig. Diese Widerstands­
unfähigkeit der lutherischen Landeskirche hängt mit ihrem Verständ­
nis vom Staat als einer von Gott gesetzten Obrigkeit zusammen, der 
man -ob sie nun Nero, Hitler oder Klagges heißt- Gehorsam schulde. 
Gehorsam bis zur Katastrophe. Nach dem Attentat auf Hitler am 20. 
Juli 1944 veröffentlichte der lutherische Landesbischof Marahrens aus 
Hannover, der zugleich im Vertrauensrat der DEK sitzt, folgende Ge­
betsempfehlung : 

"Heiliger, barmherziger Gott! Von Grund unseres Herzens dan­
ken wir Dir, daß Du unsern Führer bei dem verbrecherischen 
Anschlag Leben und Gesundheit bewahrt und ihn unserm Volke 
in einer Stunde höchster Gefahr erhalten hast. In Deine Hand be­
fehlen wir ihn. Nimm ihn in Deinen gni:idigen Schutz. Sei und 
bleibe ... " 

Dieses Staatsverständnis als Obrigkeit erwächst aus einem patriarcha­
lisch geprägten Familienverständnis des Luthertums. Eltern und 
Herren werden bei Luther zusammengesehen, und alle Familienange­
hörigen werden ermahnt, Eltern und Herren nicht zu verachten und zu 
erzürnen, sondern sie in Ehren zu halten, ihnen dienen, gehorchen, sie 
lieb und wert halten. Die von diesem lutherischen Leitbild geprägten 
Bürger werden sich auch gegenüber Hitler zunächst in schuldigem Ge­
horsam üben. 

Exponent dieser lutherischen Linie in Braunschweig ist Bischof J ohn­
sen. Johnsen wird im November 1934 Nachfolger von Bischof Beye. 
Er stellt rasch das bewährte, alte Konzept von 19 31 des vertrauens­
vollen, kritischen Nebeneinander von Staat und Kirche wieder her, 
holt die disziplinierten Pfarrer ins Amt zurück und erklärt in einem 
Grußwort an die Gemeinden: "Jeder im Lande soll wissen, daß ich be­
wußter Lutheraner bin .... Jeder im Lande soll wissen, daß ich National­
sozialist bin ... " 
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Unter seiner Leitung begleitet die gesamte Landeskirche ihre Obrigkeit 
mit Gebeten, Dankgottesdiensten und F estgeläu ten: am Jahrestag der 
Konterrevolution des 3 0. Januar werden die Pfarrer vom Landeskir­
chenamt regelmäßig aufgefordert, gesonderte Gottesdienste am Vor­
abend oder am Festtag selber zu halten. Der Bischof erklärt, was der 
Tenor dieser Gottesdienste sein soll: "Die Pflicht dankbarer Verbun­
denheit mit dem nationalsozialistischen Staat, der unser Vaterland vor 
dem Untergang bewahrt hat, muß am Gründungstag des Dritten Reiches 
in allen evangelischen Herzen geweckt und gefördert und vertieft wer­
den". J ohnsen begründet diese Verbundenheit von Nationalsozialismus 
und Kirche damit, daß es dem nationalsozialistischen Staat nach allen 
seinen Erklärungen und Maßnahmen heiliger Ernst damit sei, daß Kir­
che sein soll im Dritten Reich. Gerade auch bei aufkommenden Span­
nungen sei an dieser Verbundenheit festzuhalten. 

Nach der Saarabstimmung werden im Januar 1935 überall Dankgottes­
dienste abgehalten. Zur Abstimmung im März 1936 verfaßt Bischof 
J ohnsen ein "Gelöbnis der Treue". "So setzt sich das evangelische 
Deutschland in dieser weltgeschichtlichen Stunde in einmütiger Ge­
schlossenheit für die Hochziele der deutschen Politik ein. Wir handeln 
und wir beten. Das ist unsre Tat: das Ja für Adolf Hitler. Das ist unser 
Gebet: Gott segne den Führer und sein Werk." 

Dieser Stil wiederholt sich ermüdend bei der Besetzung Österreichs (2) 
und an den Geburtstagen des Führers. Am 49. Geburtstag, dem 20. 
April1938, werden alle Pfarrerder Landeskirche auf die Person Hitlers 
nach einem feierlichen Gottesdienst in der St. Martinikirche vereidigt 
und schwören: "Ich werde dem Führer des Deutschen Reiches und 
Volkes, Adolf Hitler, treu und gehorsam sein, die Gesetze beachten 
und meine Amtspflichten gewissenhaft erfüllen, so wahr mir Gott hel­
fe."(3) Einige Pfarrer tun dies schweren Herzens und erzwingen vom 
Bischof, daß er im Protokoll ihr Ordinationsgelübde der Eidesformel 
voran setzt. 

Der andere stabilisierende Faktor ist das ständige volkskirchliche Ge­
habe und Vokabular, das Hitler und Göring u.a. zur Schau tragen: Gö­
ring heiratet, natürlich kirchlich, im Berliner Dom. Emma Göring kriegt 
ein Kind. Natürlich Taufe. Der Führer ist Pate. Die Bilder vom Paten­
onkel gehen durch die Braunschweiger Presse. 
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Hitler redet: nach seiner Rede zur Rückkehr des Saarland es 19 3 5 er­
klingt der Choral : ,Nun danket alle Gott' . Hitler redet in den Kölner 
Messehallen 1936. Vorher ertönen die Domglocken. Nachher der Cho­
ral ,Wir treten zum Beten vor Gott den Gerechten ... ". "Ein ganzes 
Volk singt ein Lied", schreibt die Braunschweiger Tageszeitung. Strei­
cher spricht im April1938 in Braunschweig: Manches in der Geschichte 
der Bewegung sei nur richtig zu verstehen; wenn man an einen gött­
lichen Auftrag des Führers glaube. Es geht um die Zustimmung der 
Deutschen zum sogenannten Anschluß Österreichs. Hitler betont auf 
seiner Wahlreise immer wieder, die Ereignisse in Österreich seien von 
Gott gewollt, sie seien ein Wunder, die Wahl müsse eine heilige Wahl 
sein. Nach seiner Abschlußrede in Wien wieder : "Wir treten zum Beten ... 
Da ward, kaum begonnen, der Streit schon zerronnen. Du Gott warst 
ja mit uns, der Sieg, er war Dein". So wünschen sich die Deutschen ihre 
Führung 1938: zupackend, wiedervereinigend, christlich. 

Das christliche Etikett der nationalsozialistischen Diktatur ist keine 
Spezialität Hitlers, sondern in Braunschweig versteht sich auch Mini­
sterpräsident Klagges als lutherischer Christ. Klagges hat als Lehrer in 
Schiewig-Holstein theologische Fachliteratur gelesen, unter völkischen 
Gesichtspunkten eine Ausgabe des Markusevangeliums mit dem Titel 
"Das Urevangelium Jesu" herausgegeben und ausführlich kommentiert. 
Das Buch erlebt 4 Auflagen. Goebbels urteilt am 29. Mai 1926 in sei­
nem Tagebuch : "Vielleicht ein epochales Werk". 

Die braunschweigische Staatsregierung von 193 3 versteht sich als 
christliche Obrigkeit. Der Eröffnung des Landtagesam 29.4.1933 geht 
ein Gottesdienst im Dom voraus (4). Das war unter sozialdemokrati­
schen Regierungen schlecht denkbar. Diesen Gegensatz hebt Landtags­
präsident Bertram am Schluß seiner Eröffnungsrede hervor. "Am Be­
ginn unserer Arbeit steht im Gegensatz zu einer kläglichen Vergangen­
heit der Befehl: Laßt uns beten! So sind wir vorbin im alten Dom ge­
wesen, haben das Wort Gottes gehört und sind jetzt in diesen Saal ge­
zogen, der sein schönstes Festkleid angezogen hat .. . " Wenn jetzt auf 
den deutschen Gotteshäusern das Christenkreuz wieder sicher stehe, 
dann deshalb, weil auf den Regierungsgebäuden das Hakenkreuz wehe. 
Klaggestritt auch 1937 nicht wie viele andere Nationalsozialisten aus 
der Kirche aus. Er läßt seine Kinder konfirmieren, und Gauleiter Lau­
terbacher denunziert Klagges bei Himmler und Bormann mit emem 
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Brief vom 20.5.1942, in dem er "über die christlichen Bindungen des 
Parteigenossen Klagges berichtet". Die Christlichkeit von Klagges ver­
anlaßt Himmler zu folgendem Brief an den SS-Gruppenführer Panke 
in Braunschweig: "Lieber Panke, ich härte neulich, daß SS-Obergrup­
penführer Klagges seinen jüngeren Sohn habe konfirmieren lassen und 
daß er und seine Frau selbst das Abendmahl genommen haben sollen.· 
Ich darf Sie bitten, mir über diese unwahrscheinlich erscheinende 
Handlungsweise des SS-Obergruppenführers Klagges Bericht zu erstat­
ten ... " 

Panke erhält von der Gestapo einen Bericht, in dem bestätigt wird, daß 
Klagges in Uniform am Gottesdienst teilgenommen habe, aber nicht 
am Abendmahl. Klagges erklärt seinem persönlichen Referenten Beh­
rens dazu: " ... solange Reichsleiter und Reichsstatthalter an kirchlichen 
Veranstaltungen wie Prozessionen und dergleichen teilnehmen, könne 
er noch seine Kinder konfirmieren lassen. Wie sich die Kinder später 
zur Kirche stellen, überlasse er ihnen selbst". 

Der nationalsozialistische Staat erfüllt in der Rolle der Obrigkeit nicht 
nur die christliche Etikettierung sondern auch obrigkeitliche Funktio­
nen. Er hat also Aufgaben gegenüber der Kirche, z.B. die Mitwirkung 
bei der Besetzung der Ämter, die Aufsicht über Vermögen und Finan­
zen. Er hat auch Verpflichtungen, und das braunschweigische Staats­
ministerium zahlt pünktlich seine Staatsleistungen, zu denen es ver­
pflichtet ist (300.000 - 400.000 RM). Bevor Johnsen Bischof wird, 
holt er sich das Plazet von Ministerpräsident Klagges. Hitler installiert 
sogar ein "Ministerium für kirchliche Angelegenheiten". Dieses Mini­
sterium ordnet die Einrichtung von Finanzabteilungen in den Landes­
kirchenämtern eben zur Aufsicht über die Finanzen an. Das ist absolut 
legal und eine Folge der von der lutherischen Kirche gewollten Obrig­
keitsstruktur. In Braunschweig wird diese Finanzabteilung zunächst 
mit dem bewährten eigenen Juristen Dr. Lambrecht besetzt, später wird 
es zu einem Instrument grausamer, selbstverschuldeter Einmischung. 

Ist das alles, was die evangelische Kirche an Einstellungen zum Staat 
zu bieten hat? Die Antwort lautet: nein. Hier muß nun von derBarmer 
Synode im Mai 19 34 berichtet werden. In Barmen treffen sich aus al­
len Landeskirchen 13 8 Abgeordnete. Aus Braunschweig nehmen Pfar­
rer Lachmund und der nun arbeitslose Chefstenograph des braun-
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schweigischen Landtages Oberregierungsrat Bode teil. Die Synode ver­
abschiedet sechs kirchenhistorisch bedeutsame Sätze, deren 5. These 
sich mit dem Verhältnis Kirche - Staat befaßt und feststellt: 

,. Wir verwerfen die falsche Lehre, als solle und könne der Staat 
über seinen besonderen Auftrag hinaus die einzige und totale 
Ordnung menschlichen Lebens werden und also auch die Bestim­
mung der Kirche erfüllen." 

Damit deutet sich bereits 1934 die Möglichkeit nicht nur zu vereinzel­
tem Widerspruch, sondern zu Widerstand gegen den totalen Staat, gegen 
die christliche Diktatur an. Dieser Widerstand hat in den preußischen 
Landeskirchen erhebliche Konsequenzen. Ein Teil der Pfarrer trennt 
sich von den offiziellen Kirchenleitungen, richtet eigene Synoden und 
Kirchenleitungen ein, erhebt eigene Kollekten, prüft selbständig die 
Vikare, die nun auf ihre normalen pfarrergehälter verzichten. In den 
lutherischen Kirchen dagegen und auch in der braunschweigischen 
Landeskirche hat die Barmer Synode keine entscheidende Bedeutung 
gewonnen. 

Beispiel: der 2. Weltkrieg 

Ich möchte das Verhältnis von nationalsozialistischem Staat und evan­
gelischer Kirche noch an einem Beispiel verdeutlichen, nämlich an der 
Haltung beider zum "Krieg". 

Der 2. Weltkrieg beginnt nicht erst am 1.9.1939 (5). Auf den Kriegs­
fall werden die Braunschweiger schon 19 3 5 eingestellt. Die Braun­
schweiger Tageszeitung bringt im Mai 19 3 5 einen großen Aufmacher 
"In der Luftschutzschule" mit mehreren Fotos. Untertitel: "Hier 
löscht eine mutige Mutter einen Dachkammerbrand", und hellsichtig: 
"] ede deutsche Stadt ist für Bombenflieger erreichbar". Man solle den 
Dachboden entrümpeln. Bereits einen Monat später plaziert sie dasselbe 
Thema: "Frauen im Luftschutz -ein Gebot der Stunde", Die Heimat 
wird folgendermaßen präpariert: "Die Eroberung des Luftraumes für 
die Kriegsführung trägt jedoch die Gefahr in sich, in einem neuzeitlichen 
Krieg die Zivilbevölkerung und damit das Heimatgebiet der vernichten­
den Gewalt der Luftwaffeauszusetzen". Späterwerden Verdunkelungs­
übungen abgehalten. 1937 erhalten die Pfarrer Mobilmachungsbeschei­
de. Das Kriegerische ist das tägliche Brot des Nationalsozialismus. 
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Als dann der 2. Weltkrieg von dem Nationalsozialismus begonnen wird, 
erklärt Goebbels folgerichtig, dieser Krieg sei nur eine Fortsetzung der 
Politik des Führers mit anderen Mitteln. Er sei ein politisch motivierter 
Krieg. Wenn eine christliche Diktatur einen Krieg beginnt, ist das im­
mer ein Kreuzzug. Der Kreuzzug Hitlers geht gegen den atheistischen 
Osten. Als der Rußlandfeldzug beginnt, telegraphiert Bischof Marahrens 
an Hitler: "Das deutsche Volk und mit ihm alle christlichen Glieder 
danken Ihnen für diese Ihre Tat", denn dieser entscheidende Waffen­
gang gehe ja "gegen den Todfeind aller Ordnung und aller abendlän­
disch-christlichen Kultur". Damit wird die Kreuzzugsidee auch von der 
evangelischen Kirche pflichtgemäß, ordnungsgemäß aufgenommen. 

Aber längst vorher hat die Kirche die nationalsozialistische Idee "nur 
wer kämpft, hat Lebensrecht" positiv aufgegriffen. Besonders die 
,Deutschen Christen' werden nicht müde zu betonen: "Wehrpflicht ist 
Gottesordnung", "Unser Glaube ist Kampfglaube". Gegenstand der 
Verkündigung ist der "heldische Christus". "Der Hirt muß Krieger 
sein", schreibt das Braunschweigische Volksblatt bereits 1934. Im Ok­
tober 1934 veröffentlicht das Blatt der ,Deutschen Christen' "Evange­
lium im Dritten Reich" folgendes Gedicht: 

"Zu leben heißt: ein Kriegspanier I in gut und bösen Tagen I sei's 
auch zerfetzt, zerfasert schier I starkherzig vorwärtstragen. I 
Denn leben heißt: nach Frieden hier I nach Waffenrast nicht fra· 
gen; I nein, leben heißt: Das Kriegspanier I Zu Gottes Händen 
tragen!" 

Als der 2. Weltkrif'7 beginnt, stellt die evangelische Kirche das Wort 
Gottes in den Diet.st. zur Erringung des Sieges. "Durch viel Trübsale 
aber ins Reich Gottes", lautet die Oberschrift im Braunschweigischen 
Volksblatt nach Kriegsbeginn. Wer also die Trübsale, z. B. des Krieges 
auf sich nimmt, geht ins Reich Gottes ein. Wer den Heldentod stirbt, 
wird selig. Schließlich habe der Krieg auch seine guten Seiten, heißt es 
in der nächsten Nummer: Kameradschaft, Hilfsbereitschaft und die 
Fürsorge der Vorgesetzten. In besonderer Einfältigkeit staunt man 
über die sorgfältige Vorbereitung: 
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"Schon dieAusrüstungließ uns erstaunen über die unbestreitbare 
Sorgfalt ... Alles ist solide und dauerhaft gearbeitet und man 
spürt, daß die Verantwortlichen nach Möglichkeit Vorsorge ge­
troffen haben." 



Der Sieg über Polen wird mit folgenden Worten gefeiert: "Wir danken 
IHM, daß ER unsern Waffen einen schnellen Sieg gegeben hat. Wir 
danken IHM, daß uralter deutscher Boden zum Vaterland heimkehren 
durfte." 

Am 3.10.1939 erhalten die Pröpste die Aufforderung, die Pfarrer zu 
veranlassen, daß vom Tag des Einmarsches der deutschen Truppen in 
Warschau an mittags von 12 - 13 Uhr geläutet werden soll und zwar 
sieben Tage lang. 

Nach dem Sieg über Frankreich heißt es im Braunschweigischen Volks­
blatt: "In tiefer Demut beugen wir uns vor IHM, der unserem Volk die 
Gnade gegeben hat, so Großes zu vollbringen. Er halte seine schützende 
Hand über unsern Führer und über alle, die unsres Landes Grenzen 
schirmen." In allen Stadt- und Landkirchen Braunschweigs finden 
Dankgottesdienste statt. 

Im Laufe des Krieges werden 115 Pfarrer aus der braunschweigischen 
Landeskirche eingezogen, das ist mehr als die Hälfte aller Gemeinde­
pfarrer. 35 Pfarrer und Diakone fallen. Bis Ende 1944 sind 91 Kirchen 
und 76 andere Gebäude beschädigt, davon 17 total und 44 schwer. 

Das Verhältnis von Staat und Kirche bleibt bis zum Kriegsende in sei­
nen großen Konturen stabil. Beide leben unter einem Dach. Dabei gibt 
es allerdings in dieser Hausgemeinschaft auch Hauskrach. Die Partei 
zeigt nämlich verschiedene Gesichter. Sie bringt schwierige Gäste mit 
ins Haus. 

4. Die Doppelstrategie der Partei gegenüber der Kirche 

Während die lutherische Kirche ihrerseits an dem Nebeneinander von 
Staat und Kirche festhält, zeigt sich die Partei zunehmend doppelge­
sichtig. Göring, Frick z. B. sind anfangs Anhänger des vertrauensvollen 
Nebeneinander. Rosenberg, Himmler, Bormann dagegen wünschen ei­
ne klare Vorordnung des nationalsozialistischen, germanischen Rassis­
mus, dem sich eine arisch orientierte Kirche unterzuordnen habe. Die­
se Doppelgesichtigkeit wird in Braunschweig zum ersten Mal beim 
Gauparteitag im Juni 1934 deutlich: Gauleiter Rust übernimmt auf 
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dem Domplatz den christlichen Teil der Ansprache und erklärt: "Wie 
wir keinen Tempel bauen wollen neben den christlichen Kirchen, so 
wollen wir auch kein neues Walhall uns erdichten als Konkurrenz für 
den christlichen Himmel ... Nun tue man den letzten Schritt, man las­
se das Kreuz in den Kirchen und lasse das Hakenkreuz auf dem Thing­
platz und auf dem Sportplatz herrschen." Rosenberg dagegen spricht 
über den angeblich uralten germanischen Weisheitsspruch: "Von der 
Schulter schieb, was fremd dir erscheint, und richte dich selbst nach 
dir selber". Von der Schulter soll natürlich die christliche Lehre ge­
schoben werden. In Vergangenheit und Gegenwart werde nun eine 
neue sittliche Bewertung vorgenommen werden. Heiliges Land liege 
nicht irgendwo im Morgenland, sondern heiliges Land sei der Rhein 
und sei Niedersachsen. Er sei sich bewußt, großen, geistigen Kämpfen 
entgegenzugehen. 

Braunschweig macht auf Rosenberg einen guten Eindruck. " ... ganz 
Braunschweig in freudiger Zustimmung wie wohl nie", notiert er unter 
dem 28.6. in sein Tagebuch. Rosenbergs Ideen fallen auf fruchtbaren 
Boden. Am nächsten Tag heißt es im Leitartikel der Braunschweiger 
Tageszeitung: 

"Wir lehnen alles Artfremde ab und scheuen keine Konsequenz. 
Wir trennen uns von Gewohnheiten, auch wenn sie uns bequem 
und lieb geworden sind, auch wenn wir sie in Jahrhunderten 
angenommen haben, sofern sie unserer eigenen Art nicht ent­
sprechen. Was uns der Süden und Westen Europas an Anschau­
ungen gebracht hat, schütteln wir ab, weil es nicht zu unserm 
Heil ausgeschlr:" ·n hat und ausschlagen kann. " 

Die genannten Konsequenzen spiegeln sich in den Kirchenaustritts­
zahlen ab 1934, die lawinenartig ansteigen: 1934: 245, dann: 705 I 
1.500 I 4.200 I 4.500 I und 1939: 4.924 Personen. 

Diese Rosenberg-Linie wird anschaulich durch den Bau der Thingstätte 
am Nußberg mit 10.000 Stehplätzen und 7.500 Sitzplätzen. An den 
Ehrentagen der Nation wolle sich dort die Braunschweiger Bevölkerung 
zusammenschließen zu Besinnung und Freude, "und uns allen wird dort 
geschenkt werden, was wir seit langem ersehnen: Kraft durch Freude". 
Braunschweig hat die erste Thingstätte Niedersachsens. Holzminden 
erhält auch eine. Die rassistische Schulung soll in Aufbauhäusern fol-
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gen, die langsam die Kirchen ersetzen sollen. Aufbauhäuser entstehen 
in Lehndorf, Melverode, Alversdorf und groß geplant im Salzgitterge­
biet. Die Sonnenwendfeiern werden auf den Anhöhen des Landes ro­
mantisch aufgezogen. Der Bauernkalender für 1935 erscheint mit ei­
nem braunen Kirchenjahr: aus Himmelfahrt wird Donars Heimholung, 
Pfingsten ist Minnetag mit Birken und Ginstermaien, Heilig Abend ist 
Baldurs Lichtgeburt. 

"Stille Nacht, heilige Nacht I in dir ruht, jiih erwacht I heres Er­
be aus uralter Zeit I findt uns Deutsche zum Kampf bereit I 
heut ist Baidur geborn!" 

Professor Berger von der Technischen Universität hält 1935 die Weihe­
rede bei der ersten braunen Trauung im braunschweigischen Rathaus, 
der andere folgen. 

Durch diesen Rosenbergteil der Partei kommt es auch zu Störungen in 
der kirchlichen Arbeit: Musiktruppen marschieren während des Gottes­
dienstes um die Kirchen herum, Jugendliche werden zu Sonntagsübun­
gen abkommandiert, Freizeitlager werden mit Auflösung bedroht, Pre­
digten werden abgehört, nicht wenige Pfarrer müssen sich Verhören 
und Befragungen unterziehen, ein Führerwitz am späten Abend einer 
Konfirmation kann schon eine peinliche Befragung auslösen, der Bi­
schof bekommt Einreiseverbot für Thüringen, im August 1937 wird er 
im Polizeiauto von Schmalkaiden nach Coburg verfrachtet. 

Die Pfarrer registrieren diese Störungen der kirchlichen Arbeit irritiert. 
Einer schreibt an den Bischof: 

"Ich schrieb Ihnen vor einiger Zeit über die Feindseligkeiten, 
Unfreundlichkeiten und Schwierigkeiten, die man der Kirche 
seitens der Parteiorganisationen zu teil werden laßt, auch da, 
wo, wie hier, alles sonst ruhig und friedlich mit Partei und Kir­
che zugeht ... Stürmer, SA-Mann, Schwarze Korps und andere 
werden immer frecher und dreister in ihrem Auftreten gegen die 
Kirche. Wehrt man sich eigentlich nicht dagegen? Manches be­
rührt mich wie aus einer, wie ich dachte, längst entschwundenen, 
marxistischen Zeit. Ich finde durch das alles nicht durch ... " 

Besondere Zielscheiben dieser Absetzbewegungen von der Kirche sind 
der Braunschweiger Dom, das Landeskirchenamt und die kirchlichen 
Finanzen. 
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Am 12. Juli 1935 besichtigt Hitler überraschend im Braunschweiger 
Dom die geöffnete Gruft Heinrich des Löwen. Er bewilligt zur Reno­
vierung 400.000 RM. Der Dom bleibt nach einer Übereinkunft zwischen 
dem Bischof und Klagges für eine Obergangszeit geschlossen. Es gibt 
jedoch Ärger, als erst die HJ, dann die Frauenschaft im Herbst 19 3 5 
den Dom zu einer Feierstunde genehmigt bekommen, den Altar 
jedoch nicht herrichten und das Kruzifix verhängen. "Hiermit fängt 
der Kirchenkampfbei uns an", bemerkt Bischof Johnsen am 16. Okto­
ber in Seesen bei der Arbeitstagung der Pröpste. -Am 2. Januar 1936 
veröffentlicht die Braunschweiger Tageszeitung Skizzen, die das Aus­
maß der nun geplanten Renovierungsmaßnahmen ahnen lassen. Es 
geht nicht nur um eine Gruftrenovierung, sondern um eine Domrestau­
rierung. Der Bischof versucht, den Dom für die Landeskirche zu retten, 
indem er zunächst selber das Dompfarramt wahrnimmt, dann Pfarrer 
J ohannes Schomerus dafür gewinnt. Das ganze Jahr 19 3 6 finden im 
Dom Gottesdienste statt. Aber Klagges setzt sich durch. Er erhält ra­
tenweise von der Reichskanzlei weitere Summen - bis zur Endabrech­
nung im April 1940 sind es 650.000 RM - für eine architektonisch 
gesehen durchaus stilvolle Renovierung, wenn man von den germani­
schen Grafitzeichnungen oberhalb des Mittelschiffes absieht. Diese 
Umgestaltung geschieht ohne Absprache mit dem Landeskirchenamt, 
da ja der Dom im Eigentum des Staates steht und zu seiner Gemeinde 
vor allem die Mitglieder des Herzoghauses, der Staatsministerien und 
die Staatsbediensteten gehören. 1938 wird das Gebäude des Dompfarr­
amtes abgerissen, am 29.12.1939 wird die Domgemeinde aufgehoben. 
Nach dem Umbau finden im ,Staatsdom Heinrich des Löwen' Feier­
stunden zum Erntedank, der Hitlerjugend und des Gemeindetages statt. 
Es sprechen v. Schirach und wiederholt Rosenberg. Agnes Miegel und 
andere Prominente besuchen den Dom. 

Die Umwandlung des Domes in eine nationalsozialistische Weihestätte 
bedeutet für Klagges noch keine Unterwerfung des kirchlichen Lebens 
in der Stadt Braunschweig. Der Dom ist umgeben von 8 anderen gro­
ßen Stadtkirchen im Stadtinnern, die alle den Gemeinden im Dritten 
Reich sanntags und alltags ungehindert zur Verfügung stehen. 

Schwerwiegender erscheint der Einfluß der Partei auf das Landeskir­
chenamt. Im Sommer 1938 wird Oberregierungsrat Hoffmeister aus 
dem Staatsministerium Vorsitzender der Finanzabteilung. Er verdrängt 
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die bewährten Juristen Dr. Lambrecht und Dr. Jürgens, stellt die Ober­
kirchenräte Röpke und Seebaß kalt, holt sich als Mitarbeiter den von 
J ohnsen seit 1934 beurlaubten Oberkirchenrat Dr. Breust, streicht die 
Mittel für die kirchliche Arbeit erheblich zusammen und verhökert im 
Laufe der Jahre 900 Hektar Kirchenland. Das kann ihm nur gelingen, 
weil er dafür im Landeskirchenamt eine Reihe von hilfswilligen, anpas­
sungsfähigen Mitarbeitern findet. Als 1949 das Landeskirchenamt eine 
Dokumentation über die Ara Hoffmeister herausgibt, wird diese Mit­
hilfe durch das Landeskirchenamt verschwiegen. 

Der schwerwiegendste Eingriff ist für den 1. April 1941 vorgesehen. 
Das braunschweigische Staatsministerium plant, sämtliche staatlichen 
Zuschüsse an die Kirche zu streichen, der Kirche auch das Einziehen 
von Kirchensteuern zu verbieten und stattdessen die Erhebung von 
Beiträgen zu gestatten. § 2 des Gesetzentwurfes lautet: "Zu Beiträgen 
können die volljährigen Mitglieder der Religionsgesellschaften herange­
zogen werden". Der Staat behält sich jedoch die Genehmigung der Rei­
tragsordnung (§ 6) und des Vollzuges (§ 7) vor. Damit soll die Kirche 
statt des öffentlich-rechtlichen Charakters eine Vereinsbasis erhalten. 
Dieses Modell wird bereits im Warthegau praktiziert. Bormann schreibt 
unter dem 10.2.1941 an das Reichsministerium für kirchliche Angele­
genheiten, man wolle in Braunschweig Erfahrungen sammeln, die nach 
dem Kriege im ganzen Altreich ausgewertet werden könnten. Hitler je­
doch will den Krieg nicht mit innenpolitischen Spannungen belasten. 
Staatssekretär Lammers teilt aus dem Führerhauptquartier unter dem 
6.3.1941 mit, daß Hitler "die Fragen der Neuregelung des Kirchen­
steuerrechtes im Altreich noch aufgeschoben wissen will". Damit ist 
das Projekt wieder in der Schublade des Staatsministeriums bis zum 
Endsieg. 

Das Konzept des Nebeneinander ist zwar angefochten, aber es ist nach 
wie vor die Geschäftsbasis zwischen der braunschweigischen Landes­
kirche und dem Staatsministerium. Das Hakenkreuz allerdings ver­
schwindet aus dem Kopf des Amtsblattes, nicht weil die Landeskirche 
vom Nationalsozialismus abrückt, sondern weil die Partei die Verwen­
dung nationalsozialistischer Symbole verbietet. 
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5. Die Bilanz des Konzepts der Öffnung 

Die braunschweigische Landeskirche hat von der Konzeption des ver­
trauensvollen Nebeneinanders durchaus profitiert: In der nationalso­
zialistischen Zeit gelingt es der Landeskirche, den Kirchbau wieder an­
zukurbeln. Während in den 20iger Jahren keine einzige Kirche errichtet 
wurde, werden von September 1934 bis zum Erntedank 1940 allein fünf 
Kirchen gebaut. In Wolfenbüttel wird 1936 ein neues Predigerseminar 
bezogen, in Räbke wird ein Jugendheim eröffnet, mehrere Pfarrhäuser 
werden gebaut, eine Vielzahl von Dorfkirchen überholt und festlich 
eingeweiht. 

Auch die Personallage bessert sich. Bischof J ohnsen kann 19 3 5- 3 7 allein 
sieben Diakonenstellen neu einrichten und auch besetzen. Die Anzahl 
der Pfarrstellen wird vermehrt. Braunschweigerlebt 1933 einen Zuzug 
von auswärtigen Pfarrern und die Zahl der jungen Pfarrer steigt. 

Diese Verbesserung der Personalsituation ist nur möglich, weil der 
Landeskirche im "Dritten Reich" kontinuierlich mehr Reichsmark im 
Haushalt zur Verfügung stehen. Das Steueraufkommen steigt beständig: 
1933: 776.000 RM I 1936: 847.000 RM I 1939: 1,3 Millionen RM I 
1942: 1,6 Millionen RM. Das· Staatsministerium zahlt bis 1939 über 
300.000 RM an Zuschüssen, zu denen es rechtlich verpflichtet ist. In 
Sachen "kirchlicher Finanzverpflichtung" gibt sich der nationalsoziali­
stische Staat als Rechtsstaat. Das Landeskirchenamt vermeidet ver­
ständlicherweise jeden Anlaß, sich diese überaus günstige Situation 
durch unnötigen Widerstand zu verderben. 

Aber auch sonst wird das volkskirchliche Gemeindeleben nicht ent­
scheidend gestört. Die Anzahl der Konfirmanden, Täuflinge und kirch­
lichen Bestattungen bleibt im wesentlichen konstant. Es gibt Missions­
feste, Kreisverbandstreffen der Frauenhilfen, Goldene Konfirmationen. 
Die Anzahl der kirchlichen Trauungen reduziert sich allerdings auf die 
Hälfte. Die überwältigende Mehrheit der Gemeindemitglieder will von 
ihrem Pfarrer wie bisher auf Wunsch zu besonderen Anlässen bedient 
und versorgt und nicht etwa in den Widerstand geführt werden. Diese 
Art der Volkskirche nimmt im Dritten Reich keinen Schaden. Die 
Volkszählungen von 1933 und 1939 ergeben sogar einen geringen Mit­
gliederzuwachs von 450.000 Mitglieder auf 459.000 Mitglieder (rund 
gerechnet). 
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Die günstige gesamtkirchliche Lage, die wesentlich durch den Anpas­
sungskurs verursacht ist, fordert auch ihre Opfer. Wer mit dieser Obrig­
keit auffallend und anhaltend in Konflikt kommt, wird auch von sei­
ner Kirche fallen gelassen. Dafür erwähne ich folgende fünf Beispiele: 

1935 stehen an den Braunschweiger Dorfeingängen Schilder u.a. mit 
der Aufschrift: "Juden betreten den Ort auf eigene Gefahr". Der 37-
jährige Pfarrer Georg Althaus in Timmerlah wendet sich im Konfir­
mandenunterricht gegen diese Schilder. Er verwendet auch nicht im 
Unterricht, wie von der Landeskirche vorgeschrieben, den Hitlergruß. 
Althaus wird angezeigt, für zwei Monate ins Untersuchungsgefängnis 
gesperrt und am 6.2.1936 wegen Vergehens gegen das Heimtückegesetz 
vom Braunschweiger Sondergericht zu 6 Monaten Haft verurteilt. Sechs 
Tage später beschließt die Kirchenregierung ein Dienststrafverfahren 
gegen Althaus und schickt ihm ins Gefängnis den Bescheid, daß er vor­
läufig des Amtes enthoben sei. Nach seiner Entlassung erhält Althaus 
vom kirchlichen Dienstgericht einen Verweis mit der Begründung, er 
habe sein Amt und seine Pflicht als Lehrer, Pastor und Deutscher ver­
letzt. Inhaltlich stimmen Sondergericht und Kirchengericht überein. 

Einen Tag nach der sog. ,Reichskristallnacht', dem 10. November, be­
kommt Pfarrer Goetze von der Braunschweiger Paulikirche einen tele­
fonischen Anruf von Oberkirchenrat Dr. Breust, daß er beurlaubt sei. 
Auch Pfarrer Niemann, Mitglied der Kirchenregierung bis 1933, ver­
dienter langjähriger Geschäftsführer der Landesfrauenhilfe wird am 
10.11.1938 beurlaubt. Beide haben jüdische Elternteile. Goetze erhält 
von Oberlandeskirchenrat Röpke, der seit 1934 im Amt ist, am 24.2. 
1941 ein Schreiben (8), das Wohl der Gesamtkirche erfordere, daß er 
künftig nicht mehr ein öffentliches Pfarramt der braunschweigischen 
Landeskirche bekleiden könne. Goetze verläßt die Landeskirche. Ist 
Braunschweig auf dem Weg zu einer judenfreien Landeskirche? Und 
worin unterscheidet sich dieses Kirchenverständnis vom arischen 
Jesusbild des Ministerpräsidenten Klagges? 

Am 11. Oktober 19 3 8 wird der 44-jährige Pfarrer Buttler aus Alvesse 
verhaftet. Ein Parteigenosse hat sich geärgert, daß er seine Hühner nicht 
in der Nähe des Kirchhofes laufen lassen darf. Buttler, vom Sonderge­
richt in Braunschweig freigesprochen, wird von der Gestapo ins Konzen­
trationslager Sachsenhausen, dann nach Flossenbürg und ab 1942 nach 
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Dachau gebracht. Die Kirchenregierung beschließt ein Dienstverfahren 
vor dem kirchlichen Dienstgericht. Die Vertretung der Anklage hat 
Kirchenregierungsrat Steffen. Die Kirchenregierung lehnt am 29.3.1940 
eine Gewährung von Straffreiheit ab, "da Sie sich z. Zt. in Schutzhaft 
befinden". Während Buttler im KZ sitzt, wird das Dienststrafverfahren 
durchgeführt und Buttler mit Suspendierung und Gehaltskürzung be­
straft. 

Bei Matthäus 25 heißt es in der Bibel: Jesus spricht: Ich bin gefangen 
gewesen und ihr habt mich besucht. In der Braunschweiger Fassung 
heißt es 1940: J esus spricht: Ich bin gefangen gewesen und ihr habt 
mir den Prozeß gemacht. Buttler wird am 3. April 1945 aus Dachau 
entlassen und trifft am 5. April 1945 in seiner Gemeinde Alvesse ein. 
Die Obrigkeit hat gewechselt. Die Amerikaner haben Wolfenbüttel und 
Braunschweig besetzt. Am 5. Mai wird mit sofortiger Wirkung die 
Suspendierung aufgehoben und die einbehaltenen Gehaltsbeträge zu­
rückgezalt. Dieses Beispiel macht deutlich, in welche bedrückende Ab­
hängigkeit von den staatlichen Machtverhältnissen sich die Landes­
kirche begeben hat. 

1942 erhält der 60-jährige Dompropst v. Schwartz Reichsredeverbot. 
Eigentlich ist das eine Auszeichnung für jeden Pfarrer im Dritten Reich. 
Postwendend versetzt die Kirchenregierung jedoch v. Schwanz im Mai 
1942 zum zweiten Mal zwangsweise in den Ruhestand. 

Es gibt noch eine Reihe anderer personeller Opfer, z. B. von Gemeinde­
helferinnen. Um der Deutlichkeit willen füge ich hinzu : es sind zwar 
Opfer des Nationalsozialismus, es sind aber zugleich Opfer, die die koali­
tionswillige Landeskirche für das staatsabhängige Gesamtwohl der Kir­
che glaubte bringen zu müssen. Es ist 1942 wie 1931: "Es gibt viele 
Fäden, die sich zwischen dem, was der Nationalsozialismus will, und 
dem, was die Kirche will, hin und her spinnen." Es ist der Obrigkeitsbe­
griff, der die Kirche ins Schlepptau des Staates nimmt und in seichte, 
menschenunwürdige Gewässer zieht. 

Diesem Gesamtwohl der Kirche hat die Kirchenleitung nicht nur per­
sonelle Opfer gebracht, sondern auch Abstriche an der Lehre hinge­
nommen. Es erstaunt nicht, daß diese Kirchenleitung nicht dort vor­
geht, wo nun wirklich Irrlehre in die Landeskirche einbricht: der eine 
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Pfarrer hat ein Hitlerbild auf dem Altar, der andere verwendet zur 
Taufe nicht mehr die trinitarische Formel, an St. Katharinen in Braun­
schweig wird bei Liedern alles "Jüdische" vermieden, wie Zion, Jehova 
und Halleluja. Im Gegenteil: Oberlandeskirchenrat Dr. Breust verteilt 
"gereinigte" Gesangbücher der "kommenden Kirche" an einige Pfarrer. 

Diese abwegigen Irrlehren werden nicht etwa mit Hilfe der Verfassung 
der Landeskirche bekämpft, sondern ihre Anhänger werden im ganzen 
Reich unter Minderheitenschutz gestellt, und es werden ihnen die Kir­
chen geöffnet. In Braunschweig, Goslar, Bad Harzburg, Blankenburg 
und gelegentlich auch Helmstedt werden die Kirchen mit Hilfe der Fi­
nanzabteilung solchen Minderheitengottesdiensten geöffnet. 

Wenn in der Nachfolge Jesu die Solidarität mit den Bedrängten 
schlichte Christenpflicht ist, dann stellt sich die Frage: hat sich die 
Landeskirche der im Volksfreundehaus und in der AOK Braunschweigs 
im Frühjahr 1933 gefolterten Menschen und deren Familienangehöri­
gen angenommen? Hat sie die fast 60.000 Deutschen und Ausländer in 
den 52 Barackenlagern der Hermann-Göring-Stadt im Blick gehabt? 
Und es gab im Gebiet der Landeskirche noch sehr viel mehr Lager. 
Darf hier an das Lager 21 erinnert werden? Und an die in Judenhäusern 
zusammengefaßten jüdischen Mitbürger in der Stadt Braunschweig? 
Wie steht es mit den etwa 50 zum Tode verurteilten Soldaten, die in 
Stöckheim erschossen wurden? Später wurden die Todesurteile durch 
die Guillotine in Wolfenbüttel vollstreckt. Und ist das letzte Wort über 
die Tötung geistig und körperlich Behinderter im Lande Braunschweig 
schon gesprochen, nachdem die Pflegeanstalt Neu-Erkerode in staat­
liche Hände übergegangen war? Auf diese Fragen gibt es kein ja und nein, 
sondern hier wären Berichte von Beteiligten wichtig und förderlich (9). 

6. Nationalsozialismus und Landeskirche nach 1945 

1945 ist das deutsche Reich militärisch besiegt, aber der Nationalsozia­
lismus nicht vorbei. Im Gegenteil: der Nationalsozialismus wird nach 
1945 besonders gegenwärtig, und zwar aus der Optik der Unterdrückten 
und Geschundenen. Das wollen viele Deutsche nicht. Sie wollen sich 
die erlebte Sonnenseite des Nationalsozialismus nicht verderben lassen 
und sagen daher lieber: der Nationalsozialismus ist jetzt vorbei. Die 
Braunschweiger werden noch am 1. Juni 1945 im "Braunschweiger 
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Boten" aufgefordert, den Hitlergruß zu unterlassen. Aus den Lagern 
der Hermann-Göring-Stadt strömen 50.000 Lagerinsassen, organisieren, 
plündern und sind die Herren der Straße. Zur Furcht vor der Rache 
der Sieger und der Unterdrückten kommt die Furcht vor der Denun­
ziation und vor der beginnenden Entnazifizierung. Gerade die von den 
Besatzungsmächten aufgezwungene und völlig sinnlose Entnazifizierung 
mit Hilfe eines Persilscheines und von guten Beziehungen unterbindet 
eine geistige Aufarbeitung des Verhältnisses zum Nationalsozialismus. 
Konnten die Alliierten hoffen, in den ebenfalls menschenunwürdigen 
Lagern der britischen Zone die nationalsozialistischen Deutschen für 
die Demokratie zu gewinnen? 

Die Kirchen verbitten es sich außerdem, daß die Besatzungsmächte be­
stimmen, ob ein ordinierter Geistlicher in seinem Amt verbleiben kann 
oder nicht. Die Kirchen wollen - so heißt es - die ,Selbstreinigung' 
selber vornehmen. Die braunschweigische Landeskirche betreibt die 
,Selbstreinigung' auf recht saloppe Art. Die Pfarrer füllen einen Frage­
bogen aus. Wenigstens 104 Pfarrer waren als Mitglieder der NSDAP er­
faßt. Man trifft sich im Landeskirchenamt und wundert sich, wer alles 
dazugehörte. Man müsse den Engländern gegenüber etwas an Denazi­
fizierung vorweisen. Man zahlt 20 RM, einige auch mehr, einige Pfarrer 
gehen von alleine in den Ruhestand, einige Pröpste kehren nicht mehr 
in die Ämter zurück - und dann geht alles seinen alten Gang. 

Die Entscheidung ist bereits im April 1945 gefallen. Oberlandeskir­
chenrat Dr. Breust, vorzüglicher Jurist der 20iger Jahre, völkisch, anti­
semitisch, Deutscher Christ, im letzten Jahr in den Harz evakuiert, 
fährt mit dem Möbelwagen vor das Landeskirchenamt, lädt sein Mobi­
liar in der mittleren Etage des Hauses am Schloßplatz ab und bezieht 
Posten. - Oberlandeskirchenrat Röpke tritt im Herbst 1945 im Magni­
gemeindesaal vor eine Reihe von Pfarrern, schildert seinen Kampf ge­
gen die Finanzabteilung, läßt sich das Vertrauen aussprechen und 
knüpft die ersten Kontakte zur Gesamtkirche. 

Mit dem Verbleiben der Oberlandeskirchenräte Röpke und Dr. Breust 
sind die Weichen für die Zukunft gestellt. Nach einer kurzen Pause 
kehren die alten Mitarbeiter von 1934 wieder zurück. Später kommt, 
von Bischof Erdmann geholt, der ehemalige Landgerichtsdirektor Dr. 
Lerche hinzu, der Oberlandeskirchenrat wird, obwohl er bis 1945 am 

108 



Sondergericht in Braunschweig als Vorsitzender tätig war und in dieser 
Eigenschaft am Todesurteil von Erna Wazinski am 21.10.1944 mitge­
wirkt hat (10). 

Die braunschweigische Landeskirche erlebt zum zweiten Mal im 20. 
Jahrhundert den Zusammenbruch des von ihr wesentlich mitgetragenen 
Obrigkeitsstaates. Sie entwickelt viele Formen, wie sie ihre Enttäu­
schung verkraftet : sie überwindet diese Enttäuschung, indem sie sich 
gekränkt gegen den Nationalsozialismus wendet. Jetzt sind die Predig­
ten voll von der Schlechtigkeit des Nationalsozialismus. In ihrem 
Selbstverständnis getroffen, stellt sich der Koalitionspartner von 1931 
nun als Opfer dar. Der gekränkte Mitläufer und Mitverfolger verdrängt 
die Schuld, indem er sich als Geschädigter darstellt und sich in eine 
umfassende Widerstandssituation hineinphantasiert. In diesem Sinne 
ist die oben erwähnte Dokumentation des Landeskirchenamtes aus 
dem Jahre 1949 verfaßt. 

Da, wo die Landeskirche an ihre Partnerschaft von einst erinnert wird 
und diese Erinnerung nicht verdrängt, beantwortet sie diese Erinne­
rung mit dem Hinweis auf "alte Geschichten, die man ruhen lassen 
sollte". Das ist verständlich. Sie kann auch vergessen, da sie ja in ihrer 
Substanz nicht wirklich bedroht war und keine Narben der Erinnerung 
an den Nationalsozialismus frisch halten. Bringt die Landeskirche über­
haupt die Voraussetzungen mit, ihre Gemeindemitglieder gegenüber 
den Opfern des Nationalsozialismus und der Entnazifizierung zu sen­
sibilisieren? Oder leistet sie einem Infantilismus Vorschub, der sagt: 
"Ich bin es nicht gewesen" und: "der andre ist viel schlimmer", z. B. 
derjenige, der am 15. Oktober 1944 die Braunschweiger Altstadt aus 
der Luft zerstört hat. Das alles will man sich nicht gerne sagen lassen 
und sucht doch in den eigenen Reihen nach Sündenböcken, am besten 
nach solchen, die schon tot oder weit weg sind. 

So wie für viele Deutsche der tote Führer an allem schuld war, so pro­
jiziert die braunschweigische Landeskirche alle Schuld auf die Bischöfe 
Beye und J ohnsen, die ebenfalls weit weg sind. Bischof J ohnsen ist seit 
Januar 1940 bei der Wehrmacht und im Mai 1945 in jugoslawische Ge­
fangenschaft geraten. Am 29.0ktober1946schlägt der Rechtsausschuß 
der Landessynode eine besondere Lex Johnsen vor, die Johnsen das 
bischöfliche Amt vertragswidrig nimmt. Die Kirchenleitung schickt 
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Johnsen diesen Bescheid unhrüderlieh ins KZ Zrenjanin. Mit Pfarrer 
Erdmann sucht sich die Landeskirche einen anderen unverdächtigen 
Bischofskandidaten, der Mitglied der Bekennenden Kirche war und 
eine Bereinigung des Problems Nationalsozialismus und lutherische 
Landeskirche nach außen dokumentieren kann . Am 22. April 1947 
wird Erdmann zum Bischof gewählt, am 2. September 1947 wird 
Bischof Johnsen im KZ Zrenjanin ermordet. Beide Bischöfe sind nur 
Projektionsflächen, der eine für die Schuld der Landeskirche, der 
andere für den eingebildeten Neubeginn. 

Eine wirkliche Wende hätte das Stuttgarter Schuldbekenntnis der Evan­
gelischen Kirche bringen können, in dem es heißt: "wir klagen uns an, 
daß wir nicht mutiger bekannt haben" . Aber diese Einsicht erreicht 
nicht die Mehrzahl der braunschweigischen Pfarrerschaft und nicht das 
Braunschweiger Kirchenvolk und ist auch in Westdeutschland nicht 
populär. In einem Kirchenarchiv finde ich einen Zeitungsausschnitt 
mit dem Stuttgarter Schuldbekenntnis und handschriftlichen, zeit­
typischen Randbemerkungen: "Zum ersten Mal haben führende Män­
ner der deutschen Kirche Deutschlands Kriegsschuld bekannt". Am 
Rand: "Pfui Teufel!" "Durch uns ist unendliches Leid über viele V öl­
ker und Länder gebracht worden". Randbemerkung: "Diese Idioten!" 

Enttäuscht ziehen sich diejenigen zurück, die auf einen Neubeginn der 
braunschweigischen Landeskirche gehofft hatten. "Nach 1945 waren 
die Kräfte der Restauration stärker als die der Reformation", stellt 
später der letzte Vorsitzende des Pfarrernotbundes fest. Und ein ande­
rer: "Als ich aus der Gefangenschaft zurückkam, stellte ich zu meinem 
Erstaunen fest, daß in einer restaurierten Kirche eigentlich keiner wirk­
lich ,Deutscher Christ' gewesen war. Sie waren alle Brüder geworden. 
Alles war ein violetter Brei." Bischof Dibelius charakterisiert die Situa­
tion nach 1945 folgendermaßen: "Es muß etwas Neues geschaffen 
werden, aber dieses Neue muß irgendwie das Alte sein." Man müsse da 
anfangen, wo man 1933 aufgehört habe. Und tatsächlich findet sich 
wie 19 3 3 wieder eine sich christlich verstehende Obrigkeit, der die Kir­
che ihre Dienste anbieten kann. 

Ich sträube mich, an dieser Stelle als lichtvollen Ausblick sozusagen 
noch Namen zu nennen, die sich vom Nationalsozialismus nicht haben 
beeindrucken lassen und die diese Haltung auch offen bekundet haben. 
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Ich will gerne, wenn Sie danach fragen, dafür Beispiele in der Diskus­
sion nennen. Ich befürchte aber, daß diese Beispiele uns auch hinder­
lich sein können, die notwendige Trauerarbeit zu leisten, nämlich sich 
der Krise zu erinnern, in der Erinnerung zu verharren und zu verarbei­
ten. 

Ich bedanke mich bei der öTV-Fachschaft Staatsanwälte und Richter 
für die Gelegenheit zu ernsthafter und anhaltender Erinnerung, dem 
ersten Schritt der Trauerarbeit. Ich bitte Euch, nicht nur in der folgen­
den Diskussion diese Bemühung fortzusetzen. 

Braunschweigische Landeszeitung vom 29. 4. 1933 
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Anmerkungen des Herausgebers 

(1) Die Haltung nicht weniger Kirchenleute zu Militär und Krieg sollen e1mge 
Dokumente illustrieren: 
a) Großkundgebung auf dem Schloßplatz am 21. März 1933 am "Tag der 
Grundsteinlegung des Neuen Reiches" (Tag von Potsdam).Pfarrer Jürgens, auf 
der zwischen zwei Minenwerfern errichteten Kanzel, hält den Feldgottesdienst 

ab. 
Das auf S. 88 wiedergegebene Bild ist der Braunschweigischen Landeszeitung 

vom 22.3.1933 entnommen. 
b) Vereidigungder neuen Wehrmachtsrekruten auf dem Burgplatz am 12 . April 
1933 mit Ansprache von Pfarrer Jürgens. 
Bild und Auszug der Rede aufS . 89 aus BLZ vom 13.4.1933. 

(2) In der Anordnung einer Kauzelabkündigung zum 3. April1938 bekannte sich 
Landesbischof Dr. Johnsen "feierlichst" zu der "weltgeschichtlichen Tat des 
Führers". 
Der im Landeskirchlichen Amtsblatt vom 31.3.1938 abgedruckte Aufruf ist 
im Anhang unter Nr. 21 wiedergegeben . 

(3) Die Verordnung über den Diensteid der Pfarrer vom 13. April 1938 ist abge­
druckt im Landeskirchlichen Amtsblatt vom 14.4 .1938 (siehe das Dokument 
Nr. 22 im Anhang) . 

(4) Ein Foto vom feierlichen Auszug der NS-Landtagsabgeordneten befindet sich 
aufS. 111. 

( 5) Der Aufruf des Landesbischofs 
(Landeskirchliches Amtsblatt vom 4.9 .1939) ist im Anhang unter Nr. 23 abge­
druckt. 

(6) Auch nach dem mißglückten Attentat des 20. Juli 1944 ordnete die Kirchen­
leitung "tief erschüttert" über den "verbrecherischen Anschlag" Dankgebete 
für die gnädige Errettung des Führers an. 
(Vgl. den im Anhang unter Nr.24 wiedergegebenen Aufruf). 

(7) Ein Foto von Hitler und Klagges bei der Besichtigung der Gruft des Domes 
am 12. Juli 1935 befindet sich vor dem Titelblatt dieses Buches. 

(8) Eine Bestimmung über den Ausschluß nicht-arischer Pfarrer nebst einer Ge­
währbiete-Klausel enthielt schon das Braunschweigische Kirchengesetz vom 
12.9.1933. 
(Landeskirchliches Amtsblatt vom 7.10.1933 ). 

(9) Nach 1945 ist immer wieder beh:auptet worden, man habe von den Konzen­
trationslagern nichts gewußt und nichts wissen können. In Wahrheit waren die 
auffällig gesicherten (Stacheldraht usw .) Lager aber oft an vielbefahrenen 
Straßen gelegen. In der Presse wurde über die Konzentrationslager schon 1933 
teils in Andeutungen, teils ganz offen berichtet . 
(Vgl. die aufS. 78 wiedergegebenen Faksimileabdrucke der Berichte aus der 
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Braunschweigischen Landeszeitung vom 25.3 .1933 und des Völkischen Beob­
achters vom 24./25./26 .12.1933 mit Erwähnung von Dachau und der in Nie­
dersachsen (damals Oldenburg) gelegenenen Konzentrationslager Börgermoor 
und Esterwegen.) 

(lO)Zum Prozeß gegen Erna Wazinski und zum VerhaltenvonDr. Lerche als Rich­
ter vgl. das Referat von Helmut Kramer, S. 34. 

Braunschweiger Evangelische Zeitung Nr. 31 vom 3. 8. 1980 
Der 1935 zur "Nationalen Weihestätte" umgestaltete Braunschweiger Dom. 
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]ürgen Wolf 

DEUTSCHE KONTINUITÄTEN - ERGEBNISSE DER VERAN­

STALTUNGSREIHE "BRAUNSCHWEIG UNTERM HAKENKREUZ" 

Vorbemerkung zum Verstiindnis 

In den folgenden acht Thesen ist zusammengefaßt, was ich persönlich 
aus der Vortragsreihe gelernt habe. Da aus den Thesen nicht unmittel­
bar ersichtlich wird, aufgrund welcher Gedankengänge sie entstanden 
sind, ist eine umfassende Darstellung der gesamten Problematik ange­
fügt. Es handelt sich weniger um eine Erläuterung der Thesen- diese 
müssen für sich selber sprechen -, sondern um eine Herleitung. 

Das hinter den Thesen stehende Erkenntnisinteresse ist einseitig. Es 
gilt den Kontinuitäten zwischen den Epochen vor und nach dem Na­
tionalsozialismus, nicht dagegen den neuen oder überwundenen Ent­
wicklungen. Daher kann leicht der Eindruck entstehen, ich sähe keinen 
prinzipiellen Unterschied zwischen der Weimarer Republik, dem 
Dritten Reich und der Bundesrepublik. Allerdings dürfte nur ein sehr 
flüchtiger Leser zu diesem Fehlschluß kommen. Obendrein dürfte es 
unbestreitbar sein, daß die Suche nach dem Fortbestand jener unseligen 
Tradition legitim und wichtig ist. 

Ein letztes: Auf du I eranstaltungsreihe und in der Presse ist ausge­
führt worden, daß die Verwendung des Begriffs "Bürgertum" zu 
pauschal sei. Auch nach sorgfältiger Prüfung bleibe ich bei seiner Nütz­
lichkeit. Er umfaßt zwar verschiedene Soziallagen, aber er umfaßt auch 
ein relativ einheitliches Bewußtsein der eigenen Lage, so falsch dies 
sein möge für die unterschiedlichen Gruppierungen. 

Thesen zur Vortragsreihe "Braunschweig unterm Hakenkreuz" 

1.1. Wir gehen heute noch von einem Zerrbild der NS-Zeit aus. Dies 
hat zur Folge, daß wir die Zusammenhänge jener Zeit mit der un­
seren nur unzureichend erkennen. 
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1.2 . Der Blick richtet sich zu ausschließlich auf die unsinnige und ver­
quollene Ideologie der NS und auf den Terror. Die eigentlich be­
deutsamen Vorgänge der NS-Zeit, die uns heute bestimmen, blei­
ben im dunkeln. 

1. 3. Die Aufarbeitung der NS-Zeit geschieht in demselben Stil wie 
Festreden zur Demokratie: Unbequeme Wahrheiten werden unter­
schlagen und sind bis heute tabuisiert . - Unserer öffentlichen 
politischen Kultur eignet ein Zug zur Unwahrhaftigkeit, der bei 
den Themen Demokratie und Faschismus besonders zutage tritt. 

2. Die Arbeiterschaft konnte keinen bestimmenden Einfluß erlan­
gen, weil ihr die Handlungsfähigkeit fehlte. Die Führer ihrer Or­
ganisationen erkannten 1933 und 1945 nicht die Größe der Ge­
fahr bzw. die Chance des Neubeginns. - Die Rivalität zwischen 
den Arbeiterorganisationen trug zusätzlich zur Lähmung und po­
litischen Fehleinschätzung bei. 

3. Die Bundesrepublik wurde daher wesentlich zur Sache des Bür­
gertums, obwohl es durch die NS-Zeit diskreditiert war. Das Bür­
gertum zog durchaus Konsequenzen aus dem Faschismus; es zeigte 
sich jedoch, daß es seine Lektion nicht begriffen hatte. 

3 .1. Das NS-Regime hatte eine Massenbasis, die keineswegs auf Zwang 
beruhte . Es hat gegen Ende der dreißiger Jahre gerade traditionell 
unpolitische Teile der Bevölkerung politisch aktiviert. Dies war 
der Weimarer Republik nicht gelungen. Die Bundesrepublik war 
von Anfang an vom Mißtrauen gegen politische Basisaktivitäten 
erfüllt und versuchte, wie in der Weimarer Republik, die Macht 
in elitären Zirkeln zu halten. 

3.2. Es gab einen grundsätzlichen Gegensatz zwischen Bürgertum und 
Nationalsozialismus; das Bürgertum arbeitete trotzdem willig im 
Dritten Reich mit, weil es sich aufgrund der NS-Ideologie eine 
konservative Gesellschaftspolitik erhoffte. Die gemeinsame ideo­
logische Grundlage stellte der Antikommunismus dar. Er wurde 
nur wenige Jahre nach dem Krieg wiederbelebt und bildet bis 
heute die ideologische Grundlage der Republik. 
Noch immer verwechselt das Bürgertum Weltanschauung mit 
politischer Analyse, wie die politische Kultur unserer Republik 
zeigt. Der Antikommunismus bildet das Einfallstor demokratie­
bedrohender Vorstellungen. 

3. 3. Die "Gleichschaltung" bedeutete auch, daß bisher vom Bürger­
tum beherrschte, autoritäre und unabhängige Apparate der poli-
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tischen Kontrolle zugänglich wurden. 
Das Bürgertum zog hieraus die Konsequenz, nach dem Kriege die 
alten Machtmonopole wiederherzustellen. Schulen, Universitäten, 
Gerichte, Arztekammern usw. verblieben in Vordemokratischen 
Zuständen bei unkontrollierter Unabhängigkeit. 

3 .4. Der Nationalsozialismus machte die Kirchenfeindlichkeit in 
Deutschland gesellschaftsfähig, während sie vorher als "proleta­
risch" gegolten hatte. 
Die Bundesrepublik unter der CDU-Herrschaft begegnete dem 
durch eine Absicherung des Einflusses der Kirchen in öffent­
lichen Institutionen. Dadurch blieb die überfällige Trennung 
von Staat und Kirche aus; die Kirche neigt wiederum zur Stützung 
jedweden staatlichen Handelns. 

4. Sehr viele, wenn nicht die meisten Deutschen fühlten sich 1945 
gar nicht befreit. Daher war auch nur die Rede vom "Zusammen­
bruch". 

5. Das Bürgertum hat aus dem Faschismus dennoch gelernt: Es 
mußte erfahren, daß es sich bei dieser Herrschaftsform um ein 
unkalkulierbares politisches Risiko handelt. 
Es wird daher heute Schwierigkeiten mit den Mitteln eines autori­
tären Rechtsstaates zu bewältigen suchen. Dabei wird übersehen, 
daß gerade der Faschismus auch lehren kann, daß im Rahmen der 
Rechtsstaatlichkeit ein Abbau der Demokratie denkbar und mög­
lich ist. 

6. Der Nationalsozialismus hatte auch die Positionen des Bürgertums 
erschüttert. Es betrieb nach 1945 die Restaurierung seiner Macht­
stellung und gah dies als Lehre aus dem Nationalsozialismus aus. 
Zugleich wurdea wichtige politische Neuerungen der NS-Zeit ta­
buisiert und diskreditiert. 

7. Der Versuch, immer weitere Teile der Gesellschaft lenkbar und 
berechenbar zu machen und grundsätzliche Opposition zu be­
seitigen, läuft trotz parlamentarischer und rechtsstaatlicher Ab­
sicherung auf eine Bedrohung der Demokratie hinaus. Daher 
kommt es heute zu der Wiederbelebung der Diskussion, ob uns 
eine Neuauflage des Faschismus drohen könnte. 

8. Die Republik ist und war langfristig nur durch eine konsequente 
Demokratisierung zu sichern. Diese fand 1945 trotz der Erfah­
rungen von 1933 nicht statt. Im politischen Denken gibt es 
keinerlei Bruch. 
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Zum Verständnis der Thesen 

Der CDU-Politiker Alfred Dregger faßte seine Einsichten zum Herauf­
kommen des Nationalsozialismus in Deutschland einmal folgender­
maßen zusammen: "Die Tragödie der Weimarer Republik, die an der 
Toleranz gegenüber ihren intoleranten Feinden NSDAP und KPD 
zugrunde gegangen ist, darf sich nicht wiederholen." (1) Es handelt 
sich hier um ein Kernstück der Geschichtsdeutung auf der Rechten, 
das sich auch andernorts mühelos belegen läßt. (2) Auch A. Rabbow 
greift in seinem Artikel in der Braunschweiger Zeitung auf diese 
Legende zurück: Warum, so fragt er, sitzt nur das Bürgertum auf der 
Anklagebank, warum, so verlangt er, sitzen dort nicht auch die "Lin­
ken"? (3) Konsequenterweise schließt er, daß Braunschweigs Weg 
in den Nationalsozialismus mit der "ultralinken Regierung" von 1918 
bis 1922 vorbereitet worden sei. Von den Linken abgesehen, sieht er 
die Weimarer Szene bevölkert durch : "braune Schläger" und "viele 
Idealisten, zum Beispiel viele Lehrer", schließlich aber auch "Klein­
bürger, Frauen, Arbeiter"; sie alle glaubten an Hitler, so Arnold Rabbow 
von der Braunschweiger Zeitung. Man müßte von diesem wohl nicht 
unbedingt beeindruckenden Artikel nicht so viel Aufhebens machen, 
wenn er nicht das unmittelbare Echo auf die Vortragsreihe dieses 
Buches darstellte und uns einen Einblick von der Art und Weise ver­
mittelte, wie das Bürgertum noch heute den Nationalsozialismus ver­
arbeitet. Dies ist allerdings kein Wunder, denn die eingangs wiederge­
gebenen Äußerungen spiegeln das offizielle Geschichtsbild der Repu­
blik wider, wie es sich in den Schullehrbüchern niederschlägt und auch 
von den Lehrern weitergegeben wird. 

Es muß an dieser Stelle kaum ausgeführt werden, daß dieses Geschichts­
bild das Bürgertum von seiner Verantwortung entlasten soll und daß 
es obendrein die Verstocktheit eben dieser Kreise gegenüber den Leh­
ren der Geschichte bestätigt. Aus den Vorträgen zum Erscheinungs­
bild des Nationalsozialismus in Braunschweig ergibt sich zweifelsfrei 
eine bedrückende Normalität und Kontinuität: Bei den Richtern und 
Pfarrern sind eben keine braunen Ungeheuer am Werke, sondern allen­
falls Menschen, die engagierter und konsequenter als vorher ihres Amtes 
obwalten und ihre Funktion der sozialen Kontrolle über die Bevölke­
rung ausüben, wie sie es schon immer für richtig gehalten haben. 
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Weil eben die Hypothese nicht stimmt, daß das deutsche Volk von 
einigen wenigen verführt worden sei, erschien es im Jahre 1945 ein 
hoffnungsloses Unterfangen, die Entnazifizierung konsequent durch­
zuführen; fast alle Funktionsträger staatlicher Herrschaft waren kom­
promittiert. Ihre Entfernung aus dem Dienst hätte die Zerschlagung 
der Apparate bedeutet. Die Amerikaner sorgten daher schon sehr früh­
zeitig für einen "realistischen" Kurs. (4) Das Versagen des Bürgertums 
wurde aber nicht als eine Peinlichkeit mit Schweigen übergangen, son­
dern sehr schnell setzte eine starke Ideologieproduktion ein, die die 
Einsichten in die wahren Zusammenhänge versperrte. Hieran haben die 
Kirchen einen entscheidenden Anteil. Man muß sehen, daß im Augen­
blick des "Zusammenbruchs" alle Institutionen, die ansonsten Sinn 
produzieren, nicht mehr funktionsfähig waren. Rundfunk und Presse 
schwiegen, der herkömmliche Literaturbetrieb war zum Erliegen ge­
kommen. Die einzige intakte Institution war die Kirche. Ihr war damit 
eine einzigartige Gelegenheit zugefallen, die ,geistige Erneuerung' zu 
bewirken. Trotz der übervollen Kirchen des Jahres 1945 nutzte die 
Kirche die Gelegenheit schlecht. Der theologischen Bearbeitung des 
Dritten Reiches muß man vorwerfen, daß sie die Spuren verwischte , 
indem "die Deutschen" zum Schuldigen wurden. Ein fernes und etwas 
dümmliches Echo jener Theologisiererei zu Verdrängungszwecken lie­
fert uns noch der damalige Ministerpräsident Filbinger, als er ob seiner 
Vergangenheit in Not geriet: "Wir alle sind an allem für alles schuldig", 
führt er an unter Rückgriff auf Dostojewski. (5) Warum haben eigent­
lich die Theologen nicht bemerkt, daß sie genauso wie im Dritten 
Reich in den Dienst genommen wurden als Ideologieproduzenten für 
das Selbstverständnis einer bürgerlichen Gesellschaft, die längst die Fä­
higkeit verloren hat, ein wenigstens in sich stimmiges Leitbild ihrer 
selbst zu entwickeln? "Der politische Katholizismus legitimierte die 
,soziale Marktwirtschaft' und konservative Tendenzen für Ehe, Familie, 
Schule, Betrieb und Gemeinwesen; er leistete die notwendige Distan­
zierung vom Faschismus und baute gegenüber dem Sozialismus morali­
sche Fronten auf." (6) Es ist angesichts der historischen Tatsachen 
überaus bemerkenswert, daß es der katholischen Kirche gelang, als der­
maßen unbelastet durch das Dritte Reich dazustehen. Die von ihr ver­
tretene Soziallehre konnte jedenfalls zur offiziellen Staatsdoktrin avan­
cieren. Die Protestanten brachten demgegenüber nichts Eigenständiges 
zuwege. Da aber die Kirchen für ihre Dienste reich belohnt wurden -
durch Absieherungen in Rundfunkräten u.ä.m. -, machte auch die 
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evangelische Seite willig den eingeschlagenen Kurs mit. Die spezifisch 
protestantische Tradition sollte sich erst Mitte der sechziger Jahre 
äußern, etwa mit der Denkschrift der EKD zu den Ostgebieten. 

Am Beispiel der Juristen soll hier kurz verfolgt werden, wie das Zu­
sammenspiel von theologischer Sinnproduktion und Vertuschung der 
schmuddeligen braunen Vergangenheit aussah: Ein sehr frühes Zeugnis 
liefert uns das Oberlandesgericht Braunschweig: "Die gesunde demo­
kratisch-christliche Weltanschauung" sei die Grundlage rechtlichen 
Denkens(7); so im Jahre 1946. Worin bestand sie, die gesunde Welt­
anschauung? Das höchste deutsche Gericht der ordentlichen Gerichts­
barkeit, der Bundesgerichtshof (BGH), umschrieb das folgendermaßen: 
"(Jene) vorgegebene und hinzunehmende Ordnung der Werte und der 
das menschliche Zusammenleben regierenden Sollenssätze" (8). -
Woran erkennt man sie? Der Präsident des BGH, H. Weinkauff, erläu­
tert dies so: "Kriterium ihrer Wahrheit ist das Gefühl innerer Gewiß­
heit, das sie vermitteln" (9). Nach der Katastrophe der Justiz vor und 
während des Faschismus hatte die Richterschaft ganz offensichtlich 
sehr schnell die Gewißheit wiedererlangt, stets und ständig auf dem 
rechten Wege zu sein. Es läßt sich bei den zitierten Formeln nicht über­
sehen, daß sie derart verschwommen und auslegungsfähig sind, daß 
man als Motto richterlicher Selbstauffassung setzen könnte: "Was 
Menschenwürde ist, bestimmen wir!" 

Zugleich wurde aber dieses naturrechtliche Denken als Lehre aus der 
Vergangenheit ausgegeben, die verhelfen solle, die einstmaligen Irr­
tümer zu vermeiden. Dies wird aus folgendem Zitat aus dem Jahre 1946 
deutlich: "Die Erfahrung der Tyrannis erst lehrte mehr und mehr 
nachdenkliche Menschen, zu welchen Konsequenzen die Leugnung 
des Naturrechts führen mußte. (. .. ) (Man) wußte noch nicht, zu wel­
chen Tiefen der Perversion und des Bösen der Mensch, jenes Produkt 
eines Entwicklungsprozesses, bestimmt durch Blut oder Bedingungen 
der ökonomischen Produktion, sinken konnte, wenn einmal die ehr­
würdigen und in Jahrhunderten gebauten intellektuellen Dämme und 
moralischen Formen zusammen brachen.'' ( 1 0) Insgesamt gesehen ist 
es allerdings höchst unklar, was man unter Naturrecht zu verstehen 
hat.(ll) In jedem Falle ist damit aus christlicher Tradition gesehen 
die Oberzeugung verbunden, daß ein jeder Mensch als Gottes Ge­
schöpf eine unverlierbare Würde habe. Diese Würde schlägt sich nieder 
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in bestimmten Rechten, die kein Mensch verlieren könne. Dieser Zu­
sammenhang wurde zum ersten Mal im Mittelalter von Thomas von 
Aquin deutlich formuliert und bildet seither die Grundlage der katho­
lischen Soziallehre. Die Enzyklika Aeternis Patris Leos XIII. aus dem 
Jahre 1879 enthält die wesentlichen Grundsätze, auf denen man mein­
te, aufbauen zu können. 

Nun kann möglicherweise gar nicht bestritten werden, daß die Rückbe­
sinnung auf das Bewährte und "die in Jahrhunderten gebauten intellek­
tuellen Dämme und moralischen Formen" (s.o.) an sich geeignet gewe­
sen wäre, eine Neubesinnung herbeizuführen. Diese blieb aber aus. 
Zum einen entstand daraus der Antikommunismus als tragende Staats­
ideologie, denn auch der Kommunismus leugnete ja den Wert jener 
christlichen Tradition. Da Kommunismus und Faschismus als "totali­
tär" gleichgesetzt wurden, konnte der Kommunistenhaß zugleich als 
Gegnerschaft gegen Diktaturen jeglicher Art, also auch Antifaschismus, 
dargestellt werden, was wiederum als Ausweis demokratischer Gesin­
nung galt. Damit schien eine weitergehende Auseinandersetzung mit 
dem Nationalsozialismus überflüssig. - Zum anderen können die soeben 
angeführten Zitate aus dem Bereich der Rechtslehre noch ein weiteres 
klarmachen: Sie ersparten den Betroffenen die Auseinandersetzung 
mit den historischen und gesellschaftlichen Bedingungen, die den Ein­
bruch des Nationalsozialismus in das Bürgertum ermöglicht hatten . Die 
Rückbesinnung auf Altbewährtes ließ die Periode von 1933 bis 1945 
als eine Abweichung vom richtigen Wege erscheinen, als bedauerlichen 
historischen Irrtum. Dies war nun - schnell und gründlich - Vergan­
genheit geworden. 

So leicht läßt sich jedoch die Geschichte nicht verdrängen. Langsam 
und allmählich wurde das Bürgertum - wie symbolhaft Fitbinger -
von der Vergangenheit eingeholt. Die Neuordnung des gesellschaft­
lichen und politischen Lebens auf der Grundlage konservativ-christ­
licher Haltungen war nicht mehr möglich. Die Nationalsozialisten ha­
ben auf einigen Gebieten so konsequent mit dem überkommenen 
aufgeräumt, daß die Wiederbelebung des Glaubens und der damit ver­
bundenen Rechtfertigungen volksfremd blieben. Die Hohlheit und 
Realitätsferne solcher Ansätze war schon in den ersten N achkriegs­
jahren zu deutlich spürbar. Aber das blieb zunächst unter der Ober­
fläche verborgen. Die Aufarbeitung des "von den Nazis inszenierten 
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Unrechts" (Filbinger) blieb auf die Warnung vor bestimmten Aussagen 
der nationalsozialistischen Ideologie beschränkt. Hinzu kam ein noch 
heute bei festlichen Anlässen dargestellter Abscheu vor nationalsozia­
listischem Terror. Die in sich unstimmige und völlig unzureichende 
Ideologie des Nationalsozialismus wurde hochstilisiert zum ,Totalita­
rismus', der sich in unentrinnbarer Weise der Gehirne bemächtige. Im 
übrigen sei angesichts des ständigen Terrors kein Widerstand möglich 
gewesen. Dies faßt der nachmalige Kultusminister Bayerns, Hans 
Maier, in eine legendenhafte Form: Er berichtet, auf den Turm des 
Freiburger Münsters geklettert zu sein und dort Subversives gedacht 
zu haben, weil hierhin der braune Zwang nicht gereicht habe.(12) -
Wie das Beispiel Braunschweigs zeigt, bedurfte es keines allgegenwärti­
gen Terrors . Der nationalsozialistische Alltag war eben alltäglich! Wei­
te Kreise der Bevölkerung zogen freiwillig mit. Nicht umsonst finden 
wir aber aus eben diesem Grunde die gröbsten Verfälschungen in den 
Sonntagsreden unserer Politiker bei den Themen Nationalsozialismus 
und beim Thema Demokratie. Dabei besteht ein innerer Zusammen­
hang zwischen der jeweils zu beobachtenden Realitätsferne in den Fest­
reden. Eben dieses Bürgertum, das gar nicht erst vergewaltigt werden 
mußte, weil es sich freiwillig darbot, eben jenes Bürgertum setzte bei 
der Ausarbeitung der neuen Verfassung nach dem Kriege in Herren­
chiemsee, wo der Parlamentarische Rat tagte, seine ihm spezifischen 
Traumata durch : So hielt die Verfassung fest, daß der V alkswille nur 
sehr indirekt in der Bundesrepublik zur Geltung kommen kann. (13) 
Das entscheidende Argument: Die Deutschen seien nicht reif für die 
Demokratie; und dies aus dem Munde von Politikern, die noch 1933 
im Reichstag für das Ermächtigungsgesetz gestimmt hatten , wie der 
nachmalige Bundespräsident Heuss . Daher, so der Schluß, müsse der 
V alkswille sorgfältig kanalisiert und gefiltert werden. Daß auch hier 
das Bürgertum die Lehre der Vergangenheit nicht begriffen hat, wird 
nachdrücklich durch die Entwicklung der letzten zehn Jahre belegt. 
Demokratischer Selbstanspruch der Republik und autoritäre Staats­
tradition klaffen mittlerweile so weit auseinander, daß der Protest in 
den verschiedensten Formen nicht mehr abreißt.(14) Es ist eine not­
wendige, aber bedauerliche Lücke in den Vorträgen, daß darin nicht 
die Spuren jener Geschichtslügen verfolgt worden sind, in denen mit 
vermeintlichen Weimarer oder nationalsozialistischen Erfahrungen 
antidemokratische Maßnahmen oder Institutionen begründet werden. 
Hier liegt auch eine Rechtfertigung dafür, daß wir uns heute mit dem 
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Thema beschäftigen: Viele der Fehlentwicklungen nach 1945, die man 
mit dem Begriff der "westdeutschen Restauration" umschreibt, wurden 
mit jenen angeblichen Erfahrungen begründet und sind nichts anderes 
als eine Neuauflage der historisch-politischen Gestaltungsunfähigkeit 
des deutschen Bürgertums. 

Sebastian Haffner hat behauptet, daß die Nationalsozialisten im Jahre 
19 3 6 eine Zweidrittel-Mehrheit davongetragen hätten, falls Wahlen ver­
anstaltet worden wären. (16) Man könnte sich daher fragen, warum die 
Nazis diese Wahlen nicht veranstalteten. Die Antwort scheint aber ein­
fach: Sie hatten es nicht nötig, denn das Regime saß hinreichend fest 
im Sattel. Wie aber kam das? Man muß bei vorbehaltloser Betrachtung 
einfach zugeben, daß die Nationalsozialisten den herkömmlichen Apo­
litismus durchstoßen haben und obendrein ausgesprochene Problem­
gruppen politisch aktivieren konnten, wie z.B. die Frauen. Daher 
brauchten sie gar kein Massenplebiszit durch Wahlen. Die beiden deut­
schen Republiken haben eine zahlenmäßig so bedeutsame Aktivierung 
der Bevölkerung nie erreicht. Allerdings, so wird dieser Einsicht entge­
gengehalten, um welchen Preis und zu welchem Zweck haben die Na­
tionalsozialisten die Bevölkerung politisiert? Es bleibt fraglich, ob dies 
die richtige Frage ist. Man kann sie auch anders angehen: Wahrschein­
lich sind in der Bundesrepublik heute so viele Menschen politisch aktiv 
wie noch nie unter demokratischen Bedingungen. Aber: Wie gehen un­
sere Politiker eigentlich mit dieser Aktivität um? Je nach politischem 
Lager, aus dem die Regierenden stammen, unterscheiden sich die Be­
handlungsmethoden zwischen Abwiegdung und Überredung einerseits, 
Niederknüppelung andererseits, gemeinsam ist aber, daß die direkte 
politische Betätigung der Bürger außerhalb vorgezeichneter Bahnen 
als Störfaktor erscheint. Es ist den beiden deutschen Republiken nicht 
gelungen, eine politische Kultur zu entwickeln, die das politische En­
gagement nicht nur zuläßt, sondern auch aktiv fördert. Dagegen haben 
die Nationalsozialisten es erreicht, daß über die Mobilisierung politi­
scher Gefühle breite Kreise sich mit der Politik identifizierten. Interes­
santerweise empfanden allerdings die Kinder des Bürgertums dies oft­
mals als Zwang zur Politik oder als Ritualismus. Dies wurde dann in 
zahlreichen Filmen und Fernsehspielen zu einer Art Topos ausgeformt: 
Der in der HJ organisierte Pimpf oder der Flakhelfer legt seinen jeweili­
gen Prolo-Vorgesetzten herein, wobei ihm die gymnasiale Bildung zu 
Witz und Durchblick verholfen hat. Hier schlägt deutlich noch unter 
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dem Mantel antifaschistischer Aussage die Abneigung des Bürgertums 
gegen eine politische Betätigung der Unterschichten durch . Allerdings 
war für das Bürgertum die von den Nationalsozialisten erreichte politi­
sche Aktivierung mit einer traumatischen Erfahrung verbunden: Der 
Blockwart aus sogenannten niederen Kreisen hatte nunmehr die Mög­
lichkeit bekommen, den in seinem Hause wohnenden Landgerichtsrat 
kontrollieren zu können, während eben vorher diese niederen Kreise 
vor Gericht das bevorzugte Objekt sozialer Kontrolle durch die Richter­
schaft bildeten. Man wird kaum um die Einsicht herumkommen: Der 
Nationalsozialismus baute durchaus überkommene soziale Kontrolle 
ab und verteilte sogar die Möglichkeiten, das Verhalten anderer zu 
kontrollieren, nach egalitären Gesichtspunkten um. (17) Diese sehr 
gefährliche Einsicht ist unter dem Begriff ,Terror' tabuisiert worden. 
Die konsequente Restauration der Machtmonopole der Weimarer 
Republik nach 1945 zeigt sehr deutlich, daß das Bürgertum sehr wohl 
begriffen hat, was auf dem Spiele stand. Abneigung gegen Mitsprache 
der Basis und Wille zur Bindung an formal-demokratische Verfahren 
und damit vom Bürgertum beherrschte Gremien gingen in der Banner 
Republik eine enge Verbindung ein. Allerdings muß hier zumindest an­
geführt werden, daß die Amerikaner als die dominierende Besatzungs­
macht kaum eine andere Entwicklung zugelassen hätten. (18) 

Eine weitere Determinante für die Entwicklung nach 194 5 ergab sich 
aus den Auseinandersetzungen zwischen SPD und KPD: Die Anfänge 
der Arbeiterselbstverwaltung im Ruhrgebiet waren oftmals getragen 
von Funktionären der alten KPD und traditionell starken Zellen dieser 
Partei im Ruhrgebiet. Schon aus Konkurrenzgründen ging die SPD hier 
auf Distanz (19), so daß schließlich alle tragenden politischen Kräfte 
der Nachkriegszeit das grundsätzliche Mißtrauen gegen Basisbewegun­
gen als eine selbstverständliche Lektion aus der Endphase der Weimarer 
Republik akzeptierten. Es mag in der Tat eine Schwäche der hier do­
kumentierten Vortragsreihe sein, daß die Arbeiterschaft eine so gerin­
ge Rolle spielte. Daher sei hier nur kurz erwähnt, daß im Laufe der 
letzten Wahlen der Republik die Linke (SPD, KPD) in der Stadt Braun­
schweig von ca. 50 000 Stimmen nur ganze 2 000 verlor. Von einer ent­
scheidenden Schwächung kann in dieser Hinsicht nicht die Rede sein. 
Dafür fällt etwasanderes auf: Im März 1933 sahen beide Parteien deut­
lich, was auf sie zukam, aber sie operierten völlig getrennt. Als das 
Volksfreundehaus gestürmt wurde und es Tote gab, telefonierte der 
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Abgeordnete Jaspers, vormals Ministerpräsident, mit dem Innenmini­
ster der Regierung Küchenthal-Klagges, um deutlich zu machen, daß es 
so nicht ginge. Was mag er sich nur von einem solchen Telefongespräch 
versprochen haben? (19) Im Jahre 1945 wiederholte sich die Konstella­
tion: Die Arbeiterschaft in Braunschweig war manifest handlungsun­
fähig. Erschwerend war nunmehr ein ungeheurer Aderlaß hinzugekom­
men. Die ,Männer der ersten Stunde' waren daher mit ganz wenigen 
Ausnahmen keine Braunschweiger. Wahrscheinlich haben bereits die 
Ereignisse nach 1918 die Organisationsfähigkeit der Arbeiterschaft, 
insbesondere die Befähigung zur Selbstorganisation, dermaßen ge­
schwächt, daß sie auf ihre oligarchischen Führungen angewiesen blie­
ben. Dies wäre zu erhellen. - In diesem Zusammenhang müßte auch 
untersucht werden, welche Rolle eigentlich das Reichsbanner ab 1930 
spielte. Kurz klang einmal im Vortrage Roloffs an, daß im Jahre 1933 
der Stahlhelm und das Reichsbanner in letzter Minute bewaffneten 
Widerstand gegen die Nazis planten, was aber nicht zuletzt durch Ver­
sagen von Sehrader nicht zuwege kam. 

Insgesamt kann man sich des Eindruckes nicht erwehren, daß in der 
Endphase der Weimarer Republik die sozialdemokratisch bestimmten 
Massenorganisationen in Braunschweig handlungsunfähig geworden 
waren. Die Nationalsozialisten waren demgegenüber durchaus in der 
Lage, ihre Anhängerschaft aus dem Kleinbürgertum politisch zu akti­
vieren. Es ist die Frage, was das traditionsgeleitete Bürgertum um Ro­
loff, Heimbs, Holland (Vorsitzender des Braunschweigischen Kirchen­
tages) u.v.a. mehr schockierte: Daß hier bis dato folgsame und apathi­
sche Kreise der Bevölkerung politisch auftraten oder daß der National­
sozialismus unbürgerlich militant auftrat. Es ist aber auch offensicht­
lich, was sie beruhigte: Daß hier endlich aus akzeptablen Kreisen eine 
militante Gruppe auftrat, die die marxistische Kanaille in Schach zu 
halten versprach. Wie dann aber das Ergebnis des Jahres 1945 zu zeigen 
schien: Aus der politischen Betätigung breiter Kreise der Bevölkerung 
konnte nur Unheil erwachsen, daher war sie zu vermeiden. In diesem 
Zusammenhang erschließt sich der nahezu dramatische Rückgang des 
neuerwachten politischen Engagements in den Jahren nach 1945. Zwi­
schen 1945 und 1965 verloren die SPD ca. 150000 Mitglieder, die 
CDU/CSU 320 000 Mitglieder und die FDP 40 000 Mitglieder; bei den 
Christdemokraten sind dies an die 45%, bei der FDP etwa ein Drittel, 
bei den Sozialdemokraten etwa ein Siebtel. (20) 
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Ralf Dahrendorf(21) hat schon sehr frühzeitig darauf hingewiesen, daß 
es falsch sei, das nationalsozialistische Regime als konservativ oder gar 
als reaktionär zu betrachten. Allerdings hat Dahrendorf seine Einsich­
ten dadurch entwertet, daß er von der sogenannten Modernisierungs­
theorie ausgeht. Dieser Auffassung zu folge kann der Entwicklungsstand 
eines Landes daran gemessen werden, inwieweit es traditionelle Bin­
dungen abgebaut hat und zu einer offenen Gesellschaft gelangt ist, in 
der die Leistung des einzelnen zählt, nicht aber dessen Herkommen. 
Der allgemein politische Hintergrund dieser soziologischen Theorie 
ist offenkundig: Nur Gesellschaften, die sich den USA annähern in 
ihren sozialen Verhältnissen, können als modern gelten ; am amerikani­
schen Wesen möge die Welt genesen. So hat schon der jüngst verstorbe­
ne Talcott Parsons, eine Art Papst der amerikanischen Soziologie, den 
Nationalsozialismus interpretiert als eine Weigerung der Deutschen, 
den Schritt in die Moderne zu vollziehen.(22) Dieser Auffassung tritt 
Dahrendorf entgegen, indem er behauptet, die Nationalsozialisten hät­
ten einen konsequenten Umbau der deutschen Gesellschaft auf Moder­
nität hin vollzogen, wobei sie für die Oberwindung gesellschaftlicher 
Hemmnisse sorgten, die sich aus Traditionen herleiteten. (2 3) Der all­
gemeinen Modernisierungstheorie muß man widersprechen, weil sie 
allen Gesellschaften der Erde den "American Way of Life" als das 
Ziel der Fortentwicklung und sinnvollen Fortschritt geradezu vor­
schreibt. Im Falle Deutschlands und der gesellschaftlichen Auswirkun­
gen, die der Nationalsozialismus hervorbrachte, führt sie zu durchaus 
sinnvollen Aussagen. Man möge nur einmal bedenken, in welcher Weise 
der Aufbau der Industriekomplexe in Salzgitter und Wolfsburg die 
überkommenen regionalen Gewohnheiten und Lebensumstände verän­
derte. Ein oft übersehenes Kapitel in diesem Zusammenhang ist die 
Wohnungsbaupolitik der Nationalsozialisten. In Braunschweig wurden 
in der Altstadt Arbeitergebiete saniert. Die Ausgesiedelten trafen in 
den "Siedlungen" am Stadtrande Braunschweigs mit den Neuankömm­
lingen aus allen möglichen Gebieten des Reiches zusammen. Gewach­
sene Gemeinschaften wurden so aufgelöst, und es entstanden mobile, 
wenig bodenständige Arbeitskräfte, die man nach Bedürfnissen der 
Industrieentwicklung verschieben konnte. Es kam daher wahrscheinlich 
nicht von ungefähr, daß die Flüchtlingsströme nach dem Weltkrieg ge­
rade in diesen Gebieten relativ gut verkraftet werden konnten. 
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Die Kirche wurde ausgesprochen das Opfer jener Modernisierung durch 
Auflösung von Traditionen. Allerdings verfuhr der Nationalsozialismus 
hier nicht ganz eindeutig. Zunächst wurde die überkommene Allianz 
von Thron und Altar für nützlich gehalten. Dies führte zu dem bekann­
ten Tag von Potsdam, als Preußentum, Militarismus und Nationalsozia­
lismus in der Garnisonskirche ihren unheiligen Dreibund eingingen. 
Wie Kuessner in seinem Referat darlegt, hatte sich die Pfarrerschaft 
geistig weit von den Mitgliedern der Volkskirche entfernt und stand 
auf der Seite des reaktionären Bürgertums. Die Nationalsozialisten 
erkannten wohl bald, daß die Kirche höchstens diejenigen Gruppen 
band, die politisch uninteressant waren. Es handelte sich um das kon­
servative Bürgertum und die gut gestellte Landbevölkerung (24), die 
sowieso dem Nationalsozialismus anhingen. Sie sahen sich daher schnell 
nach einem Ersatz um, der die ihnen vorschwebende Einbindung der 
Menschen leisten konnte. Wie Dahrendorf bemerkt: "Der ,Dissident' 
war nur in der Subkultur der Arbeiterbewegung anerkannt; der ,Gott­
gläubige' (d.h. der seiner nationalsozialistischen Ersatzreligion Anhän­
gende; J.W.) aber wurde zum staatlich geförderten Wesen. Auf diese 
Weise, mehr als durch die direkte Beeinflussung der Kirchen, durch 
die Herauslösung vieler Menschen aus religiösen Bindungen also und 
nicht durch die Politisierung der religiösen Institutionen haben die Na­
zi-Führer ihre Erfolge im Kampf gegen die Kirchen erzielt." (25) Im 
Jahre 194 5 ergab sich zunächst ein völlig anderes Bild, denn die Kir­
chen waren übervoll. Wie die schnell wieder geleerten Kirchen anzeig­
ten, konnten die Pastoren das Sinndefizit nicht auffüllen. Allerdings 
hat dieser Vorgang wohl eine sehr lange Vorgeschichte. Schon in den 
zwanziger Jahren war deutlich geworden, daß sich die überkommene 
Moral weitgehend zersetzt hatte. Daher griffen die Nationalsozialisten 
mit Unterstützung ihrer konservativen Helfershelfer ein und entwarfen 
ein Idealbild der deutschen Frau, der Männlichkeit, der Jugend, oder 
sie erklärten den Kampf zum Sinn des Lebens. Das alles war so hohl 
und dumm, daß es eben nur von den bürgerlichen Ideologieproduzen­
ten geglaubt wurde, nicht aber von denjenigen, die sich danach richten 
sollten. Schon im Weltkrieg wurde sehr deutlich, daß die Soldaten 
darangewöhnt waren, keine übergreifenden Sinnfragen mehr zu stellen, 
sondern ihr Leben nach einer Art "muddle-through" auszurichten, des­
sen oberstes Ziel ein eigentlich nicht mehr begründbares überleben 
war. (26) Zum Erschrecken der bürgerlichen Kreise zeigten die ersten 
Nachkriegsjahre einen Verfall der Moral, der nicht nur durch die Zeit-
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umstände zu erklären war. Es wurde nun belegt, daß die Nationalsozia­
listen die überkommenen Kulturbestände geplündert und zerstört hat­
ten. Dennoch wurde unter christdemokratischer Ägide und unter Füh­
rung der katholischen Kirche versucht, alte und scheinbar erprobte 
Traditionen wiederzubeleben. Das Ergebnis war eine erneute und nun­
mehr möglicherweise endgültige Ausplünderung bürgerlicher Werte. 
Die evangelische Pfarrerschaft predigte unverdrossen weiter vor erneut 
geleerten Kirchenbänken und hielt immer noch hehre Werte hoch. Die 
Entwicklung ging zugleich unaufhaltsam voran: Freiheit ist verkommen 
zu Konsumidiotentum, die Forderung nach Gleichheit reicht für die 
Aufmerksamkeit des Verfassungsschutzes, Brüderlichkeit gilt als 
Dümmlichkeit. (27) Die ,Gemeinschaft der Demokraten', ein schwacher 
Abglanz der Solidarität, dient dazu, den Stab über bestimmte Gruppen 
zu brechen und wird damit vollends pervertiert. 

Die Entwicklung der Kirchen gibt zu mehreren Gedanken Anlaß. Die 
katholische Kirche empfindet sich in einer ungebrochenen Tradition 
und betrachtet das Dritte Reich als bedauerlichen Abfall vom Glauben, 
ohne die bedrückenden Kontinuitäten zu bemerken. Die konservativ­
bürgerliche Pfarrerschaft der evangelischen Kirche war zu einer grund­
legenden Neubesinnung nicht mehr in der Lage. Gerade für die evange­
lische Kirche gilt auch, daß sie die erhebliche Volksgläubigkeit, die die 
Nationalsozialisten freigesetzt hatten, nicht zu verarbeiten vermochte. 
Hier wiederholt sich das grundlegende Muster, das für die gesamte 
Entwicklung nach 1945 kennzeichnend ist. 
In diesem Zusammenhang paßt eine Einzelheit, die in der Diskussion 
nach den Vorträgen eine Rolle spielte. - Pastor Staats, seit 19 3 0 in 
den Diensten der braunschweigischen Landeskirche, wies auf das von 
der sozialdemokratischen Regierung für die Schulen verordnete Ge­
schichtsbuch hin.(28) Dessen Tendenz glaubte er damit umreißen zu 
können, daß er auf ein Zitat im Zusammenhang mit der Darstellung 
der Reformation hinwies: Nachdem der Verlauf der Reformation in 
Braunschweig geschildert ist, wird als besonderes Beispiel die Predigt 
eines Dominikaners in Sankt-Ägidien herausgestellt. Diese Predigtwird ge­
stört durch den Zwischenruf eines Braunschweigers: "Pfaffe, du lügst!" 
Es läßt sich gar nicht bestreiten, daß die Schilderung des Geschichts­
buches auf diesen Zwischenfall als Höhepunkt ausgerichtet ist. Noch 
nach fünfzig Jahren erinnert sich ein Pastor jenes Details! Er glaubt 
sogar, aus ihm ableiten zu können, daß es verständlich sei, daß die 
Pastorenschaft der braunschweigischen Landeskirche, von den Roten 
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durch solche Machenschaften verprellt, auf die Braunen gesetzt habe. 
Dagegen muß man sich wohl vor Augen führen, daß es überaus begründ­
bar ist, jenen Zwischenfall in den Mittelpunkt einer Schilderung zum 
Verlaufe der Reformation zu stellen: In ihm kommt das Verlangen 
nach sittlicher und geistiger Autonomie zum Ausdruck, das auch heute 
noch die Faszination der Reformation ausmacht. Der Affekt gegen 
jenes Geschichtsbuch wendet sich auch im nachhinein gegen die Pfar­
rerschaft. Die Kontinuität ist aber hier noch weitaus bedrückender: 
Das erwähnte Geschichtsbuch würde wegen seiner Parteinahme für 
Abhängige und Benachteiligte wohl heute von keiner Kultusbehörde 
zugelassen, auch in Nordrhein-Westfalen. Es ist ,unausgewogen'. Mit 
dem Beitrag von Pastor Staats ist freilich noch eine weitere Frage 
gestellt. Hätte die Sozialdemokratie in Braunschweig tatsächlich vor­
sichtiger sein müssen, um die Radikalisierung des Bürgertums zu ver­
hüten? Haben die Roten tatsächlich überzogen, so daß sie ungewollt 
die Braunen auf den Plan riefen? Ist aus historischer Sicht nicht die 
gegenwärtige Linie der Sozialdemokratie gerechtfertigt? An dieser 
Stelle wird unmittelbar deutlich, wie unausweichlich die Analyse des 
Faschismus in Gegenwartsfragen führt. Die entscheidende Frage ist in 
diesem Zusammenhang, ob sich bürgerliche Gruppierungen unter ver­
schärften ökonomischen Rahmenbedingungen wieder radikalisieren 
lassen. Allerdings kann man wohl kaum damit rechnen, daß die äuße­
ren Herrschaftsformen des Nationalsozialismus in Deutschland wieder­
kehren werden. Es muß vor allem bedacht werden, daß die Gewerk­
schaften heute einen Bestandteil des politischen Systems bilden, der 
nicht mehr ernsthaft in Frage gestellt wird. Dagegen war es ja gerade 
aus Unternehmersicht der Hauptzweck der politischen Operation von 
19 3 3, die Interessenvertretungen der Arbeiterschaft auszuschalten. (2 9) 
Wer aber die Existenz der Gewerkschaften als eine Garantie demokra­
tischer Herrschaft ansieht, der muß sich auch der Einsicht stellen, daß 
die entscheidende Schwäche der Gewerkschaften von 19 3 3 nicht über­
wunden werden konnte: Nach wie vor werden sie von oligarchischen 
Apparaten geführt, die durchaus gegen die sogenannte Basis handeln 
können aus vermeintlicher Einsicht in politische Notwendigkeiten. 

Nach den Erfahrungen der letzten Jahre ist die Besorgnis wohl nicht 
abwegig, daß Errungenschaften aus der Anfangszeit der Republik auf 
streng rechtsstaatlichem Wege ausgehöhlt werden können. Allerdings 
muß man sich in diesem Zusammenhang vor der bekannten übertrei-
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bung hüten, jede Veränderung zum Schlechten als faschistisch zu 
brandmarken. Auf den Abbau der Meinungsfreiheit der fünfziger 
Jahre, der sich im KPD-Verbot, dem Zugriff Adenauers auf das ZDF 
und der Spiegel-Affäre niederschlug, folgte eine Zeit der Liberalisie­
rung, so daß man nicht von einer konsequenten und gar faschistischen 
Entwicklung ausgehen sollte. Aber gerade das Stichwort Rundfunk 
kann die sich abzeichnenden Gefahren verdeutlichen. Aus den Erfah­
rungen bis 1945 heraus war es eine Selbstverständlichkeit, daß der 
Rundfunk und das Bildungswesen nicht direkt von staatlicher Macht 
abhängig sein sollten. Das bayerische Schulwesen einerseits, die Runcl­
funkpolitik in Norddeutschland andererseits zeigen deutlich, daß 
dieses Ziel nicht erreicht wurde. Der jeweilige politische Zugriff muß 
aber als rechtsstaatlich angesehen werden. Gerade in der Medienpolitik 
läßt sich recht gut deutlich machen, worin Kontinuität und Wandel 
gegenüber dem Faschismus bestehen könnte. - Wir wissen aus der 
Kommunikationsforschung, daß sich politische Meinungen nicht durch 
direkte Beeinflussung durch die Medien bilden, sonderndurch zwischen­
menschlichen Austausch. Wie z.B. Fernsehsendungen aufgenommen 
und verarbeitet werden, hängt von den Bezugsgruppen des einzelnen 
ab, in denen er über diese Sendungen spricht. Daher kann ein und die­
selbe Sendung bei verschiedenen Menschen völlig entgegengesetzte 
Auffassungen auslösen. Die geforderte Privatisierung des Fernsehens in 
dem Sinne, daß jeder sein Privatprogramm bestimmen kann, etwa durch 
Bildschirmtext, Videotext und Kabelfernsehen treibt die Menschen 
auch auf diesem Gebiet in private Isolation und in die Sprachlosigkeit, 
weil die Grundlage für den gemeinsamen Austausch fehlt. Hiermit wer­
den die letzten sozialen Kommunikationsmöglichkeiten aufgelöst, so 
daß der Bildschirm tatsächlich zu einer Art Ersatzpartner für zwischen­
menschliche Kommunikation werden könnte (30). Der Abbau gewach­
sener zwischenmenschlicher Beziehungen ist durchaus ein faschistisches 
Prinzip, denn auf diese Weise kann man über Menschen besser verfügen 
und sie lenken. 

Deutlicher sind die Entwicklungen beim Umgang mit Protest- und Op­
positionspotentialen vorangeschritten. Die grundsätzliche Opposition 
gegenüber gesellschaftlichen und politischen Entwicklungen steht in 
der ständigen Gefahr, kriminalisiert zu werden. Der Fall der Kernkraft­
gegner ist in dieser Hinsicht instruktiv. Nach Vorgängen wie denen in 
Harrisburg läßt es sich ihnen gegenüber kaum bestreiten, daß die Ener-
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giepolitik eines Tages ihr eigenes Leben oder das ihrer Kinder gefähr­
den könnte. Mithin handelt es sich hier um eine politische Minderheit, 
die für sich in Anspruch nehmen kann, gegen eine lebensgefährdende 
Politik der Mehrheit anzugehen. Es zeigt sich, daß wir keinen wirkungs­
vollen Schutz der Minderheit mehr haben. Vielmehr müssen die Kern­
kraftgegner zu ungesetzlichen Mitteln greifen, weil die Rechtsordnung 
und die herrschende Meinung einander stützen. Daher konte die Lan­
desregierung von Schleswig-Holstein im Falle Brokdorfs behaupten, es 
sei in den Auseinandersetzungen nicht um die Errichtung des Kernkraft­
werkes gegangen, sondern die Rechtsordnung habe gegenüber den De­
monstranten geschützt werden müssen (31). In gewisser Hinsicht 
stimmt das, denn die Baubeschlüsse in Brokdorf sind rechtsstaatlich 
gesehen völlig in Ordnung. 

Dies alles sind Anzeichen für ungelöste Probleme unserer Demokratie. 
Es ist aus der Sicht der Politiker sogar verständlich, wenn sie versuchen, 
das Spektrum der möglichen Meinungen durch Kriminalisierung oder 
Einsatz moderner Beeinflussungstechniken von vornherein zu begren­
zen. Es zeigt sich eben in aller Deutlichkeit, daß wir unsere gesellschaft­
lichen Probleme mit den herkömmlichen politischen Institutionen 
nicht mehr hinreichend lösen können. Dies ist strukturell gesehen 
durchaus eine Parallele zur Situation in den dreißiger Jahren. Zunächst 
scheint es immerhin, daß sich die Probleme und die damit verbundenen 
Gefährdungen so weit verschoben haben, daß die Diskussion um den 
Faschismus in Braunschweig wenig Lehren für die Zukunft ergibt. Die­
ser Schluß erscheint jedoch bei näherem Hinsehen nicht haltbar. 

Das Referat von E.l\. Roloff zeigt in bedrückender Weise, in welcher 
geistigen Welt sich das Bildungsbürgertum vor 19 33 bewegt. Man muß 
immerhin bedenken, daß diejenigen, die hier in nahezu grotesker Weise 
über den Weltenlauf bramarbasieren oder herumphilosophieren, die 
Zeitgenossen von Tucholsky oder Heinrich Mann sind. Ist unsere heu­
tige Kultur, immer noch getragen vom Bildungsbürgertum, wirklich bes­
ser in der Lage, unsere Zeit zu erfassen und sinnvolle Zukunftsperspek­
tiven zu entwickeln? Man durchmustere einmal den Veranstaltungs­
kalender Braunschweigs danach, wo wirklich Zukunftsbewältigung be­
trieben wird. Das Ergebnis ist eindeutig: Themen wie Friedenssiche­
rung oder Welternährung werden in der linken Subkultur behandelt; 
die anderen setzen ihre Bataillonsfeste - mit Frau Herzogin - und 
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ihre marktwirtschaftliehen festvorträge dagegen. In der Domgruft 
wird mit kirchlicher Assistenz der Geist des Schwarzen Herzogs - ein 
Reaktionär, nebenbei gesagt - beschworen; das Theater pflegt einen 
unverbindlichen Kulturbetrieb . - Kultur oder auch Bildung sind ver­
kommen zu etwas Zwecklosem, das nach Feierabend oder im Rahmen 
besonderer Festveranstaltungen neben dem Alltag herläuft. Darin aber 
liegt wiederum die Kontinuität zur Kultur der Weimarer Republik. 

Kultur und Bildungsgüter erscheinen als Supermarkt schöner Formen, 
wo man nur zuzugreifen braucht. Die von Roloff zitierten Aussagen 
aus dem Dunstkreis der Raabe-Gesellschaft erinnern von der Sprach­
form her an Prophetien, aber der Glaube fehlte längst, weil die Reali­
tät sich neben dieser rauschenden Geistesfahrt häßlich und medioker 
ausnahm. Dennoch, um der schönen Form willen, reihten die Herroen 
der Raabe-Gesellschaft Bekenntnis an Bekenntnis zu Deutschlands 
Größe. Dieses Bemühen, sich über das Häßliche und Mediokre zu erhe­
ben durch Rückgriff auf das Reich der schönen Form, dies finden wir 
wieder in der bereits erwähnten Fahnenweihe in der Domgruft, aber 
auch in der Ästhetisiererei des Feuilletons der Braunschweiger Zeitung, 
wenn es daran geht, eine Theateraufführung zu besprechen. Qualität 
der Bühnenbilder, Mimik und Agieren bestimmter Schauspieler, all 
dies wird eifrig notiert. Inhaltliche Aussagen zum Gesehenen fehlen. 
Dies alles hat nichts mit Faschismus zu tun, aber es macht die Betref­
fenden unfähig, sich mit ihrer Umwelt in vernünftiger- im Wortsinne­
Weise auseinanderzusetzen. Die Weltanschauung- das französische ,la 
vision du monde' macht es noch klarer - ersetzt die geistige Auseinan­
dersetzung mit der Gegenwart. 

Es kann daher nicht erwartet werden, daß die demokratische Substanz 
dieses Bürgertums über einige Leerformeln zur Demokratie hinausgeht, 
die sprechblasenartig eingesetzt werden, wenn es um die Auseinander­
setzung mit dem Osten geht. Wäre hier mehr vorhanden, dann müßte 
man eigentlich im Veranstaltungskalender unserer Stadt sehen können, 
wie sich die bürgerliche Seite um ein zeitgemäßes Verständnis der von 
ihr hochgehaltenen Freiheit abmüht. - Die Sprache ist nüchterner ge­
worden, aber die Befunde Roloffs lassen sich wohl problemlos auf die 
Gegenwart übertragen. 
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Ein letztes Wort zur Justiz : Wie aus A. Leins Vortrag hervorgeht, ver­
legte sie sich erkennbar darauf, Sand im Getriebe zu sein . Dies tat sie 
aber, weil ihr Monopol der sozialen Kontrolle mit Hilfe des staatlichen 
Apparates durch die Umtriebe der Nationalsozialisten gefährdet er­
schien, zu allerletzt aus Sorge um die Gerechtigkeit: Ein altetablierter 
Apparat kämpft gegen einen neuen. Daß die Dinge so liegen, kann das 
Urteil gegen Erna Wazinski belegen. Es wurde bereits weiter oben er­
wähnt, daß die Nationalsozialisten in durchaus wirkungsvoller Weise 
für die Auflösung herkömmlicher Gemeinschaften gesorgt hatten. Ein 
solcher sozialer Vorgang bedeutet auch immer, daß die Maßstäbe des 
vereinzelten Menschen ins Wanken geraten, weil die soziale Überwa­
chung durch seine Bezugsgruppe nicht mehr funktioniert . Erna Wazinski 
häuft viele Merkmale der sozialen Desintegration: Sie kommt aus einer 
nicht mehr intakten Familie, sie ist nur notdürftig in den Arbeitsprozeß 
integriert, sie weist Erziehungsschäden auf. Sie war geradezu prädesti­
niert, daß das Bürgertum sich an ihr bestätigte, daß die Konventionen 
der herkömmlichen Welt noch Geltung haben und daß ein Geschöpf 
wie Erna Wazinski nicht gesellschaftsfähig sei. Schließlich war im Jahre 
1944 schon deutlich erkennbar, wie sich die herkömmliche Moral auf­
löste. Die Jahre 1945 bis 1946 zeigten dies ja überdeutlich ; die morali­
sche Innensteuerung der Deutschen funktionierte nicht mehr (3 2). 
Dies ist eine sehr tiefsitzende Erfahrung der damals aktiven Generation : 
Wenn die staatlichen Kontrollapparate zusammenbrechen, dann kann 
keiner mehr für das Verhalten der Bevölkerung garantieren. Dies 
kommt unmittelbar zum Ausdruck, als der Strafsenat im Fall Wazinski 
sehr viel später auf das Beispiel Süd-Vietnam zurückgreift und davon 
ausgeht, daß in Sitna.tionen des Zusammenbruchs und der Zerstörung 
die Menschen nur 1.Üt Gewalt vom Schlimmsten abzuhalten seien. Die 
konservative Menschenverachtung und das mangelnde Zutrauen in 
Aufklärung und Erziehung schlagen hier unmittelbar durch. Allerdings 
hat diese Auffassung schon eine mehr als dreihundertjährige Tradition 
seit Hobbes. Dennoch sei hier festgehalten: daß Menschen geformt 
und geprägt werden müßten durch staatliche Gewaltapparate, das ist 
auch eine durchaus faschistische Überzeugung. Zugleich würden diesel­
ben Richter, die dieses Urteil fällten, in ihrer Alltagspolitphilosophie ein 
flammendes Bekenntnis zur Freiheit ablegen und den Einfluß staat­
licher Gewalt für verderblich halten. Auch dies ist ein Mosaiksteinehen 
zur Unfähigkeit bürgerlichen Denkens, die Wirklichkeit in angemessener 
Weise zu verarbeiten. 
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Aus dem Beispiel der Erna Wazinski läßt sich aber auch die Alternative 
zu unserer Entwicklung ableiten. -Aller Wahrscheinlichkeit nach folg­
te Erna Wazinski nur der damals herrschenden Moral, als sie in der 
Bombennacht die herrenlos herumstehenden Koffer an sich nahm. Was 
sie nicht wissen konnte; daß dies zwar "jedermann" getan hätte, daß 
aber die ,Situation des Verdachts', wie sich die Kriminologen heute 
ausdrücken (33), bei ihr von vornherein gegeben war, weil sie eben 
durch ihre sozialen Merkmale eine suspekte Person darstellte . Hätten 
wir eine Justiz, die nicht in abgekapselten Apparaten ihres Amtes wal­
tete, dann wäre den Richtern dieser Zusammenhang bewußt gewesen. 
Gerade durch das Wirken der Nationalsozialisten war die Auflösung 
der herkömmlichen Moral so weit fortgeschritten, daß eine Erna Wa­
zinski längst nicht mehr die Amoralität ihrer Tat abschätzen konnte. 
Es hatte gar keinen Zweck mehr, das beabsichtigte Exempel zu statuie­
ren. In der Banner Republik könnte sich durchaus derselbe Fehler wie­
derholen, denn es ist versäumt worden, die Justiz mit demokratischen 
Elementen zu durchsetzen. Daher steht sie in ständiger Gefahr, den 
Kontakt mit der gesellschaftlichen Wirklichkeit zu verlieren und sich 
einseitigen Interessen auszuliefern. So sollte man sich beispielsweise 
einmal fragen: Welche Wirkung mögen wohl auf unsere jungen Leute 
die Grohnde-Urteile haben, in denen sie zu Schadenersatz für die De­
monstrationen verurteilt werden? (34) Bei dem gerade in dieser Pro­
zeßmaterie gegebenen weiten gesetzlichen Spielraum, in dessen Rahmen 
der Richter rechtsgestaltend tätig wird, fällt immer wieder auf, daß die 
Entscheidungen und ihre Begründungen eher in die Richtung eines au­
toritär-hoheitlichen Staatsverständnisses als in die einer demokratisch­
pluralistischen Gesellschaftsauffassung gehen. Die rechtliche Vertret­
barkeit der Urteile kann sicherlich nicht angegriffen werden, aber sie 
hätten bei dem nun einmal gegebenen rechtlichen Spielraum auch an­
ders ausfallen können. So muß man eben doch fragen: Wie zweckmäßig 
und human sind solche Urteile? Wem nützen sie? Die Insensibilität un­
serer Justiz gegenüber der Weiterentwicklung der Demokratie ist ge­
blieben; sie beugt sich willig unaufgeklärten Interessen unter der 
Schutzbehauptung, sie sei interesselos. 

"Zu den beliebten Lebenslügen unserer deutschen Umwelt gehört die 
Annahme, der nazistische Unrechtsstaat habe anno 1933 begonnen. 
.. . Besser als die Geschichte der Hitlerzeit selbst, ... kann die Vorge­
schichte des NS-Regimes deutlich machen, daß die physische Vernich-
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tung von Millionen nicht das Werk einzelner Verbrecher, sondern die 
Verwirklichung einer Gesinnung war, die von breiten Schichten des 
Bürgertums jedenfalls nicht schlechthin abgelehnt wurde" ( 3 5). Zu 
dieser Feststellung des Juristen Fritz Bauer muß hinzugefügt werden, 
daß die Jahre 1920 bis 1980 in einer Kontinuität zu sehen sind. Die 
möglichen Gefahren können nicht unbedingt als gebannt gelten. 
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DIE AUTOREN 

Dr. Helmut Kramer, Jahrgang 1930. Landwirtssohn aus Helmstedt. 
Mitglied der Hitler-Jugend. Promotion über die Anfänge des Fraktions­
zwanges in Deutschland (Paulskirchenparlament). Richter und vorsit­
zender Richter am Landgericht, jetzt Richter am Oberlandesgericht 
Braunschweig. Zeitweise Abordnung an das Niedersächsische Justiz­
ministerium in Hannover. Im Jahre 197 6 auf Weisung des niedersäch­
sischen Ministerpräsidenten Ernst Albrecht Disziplinarverfahren wegen 
kommentarloser Verteilung der Dissertation (1936) des Justizministers 
Puvogel, der darin die "Ausmerzung Minderwertiger" gefordert hatte. 
Vorsitzender der Fachgruppe Richter und Staatsanwälte in der Gewerk­
schaft ÖTV im Bezirk Niedersachsen. Hat sich wissenschaftlich u.a. 
beschäftigt mit den Problemen des Ladendiebstahls und seiner Doppel­
bestrafung durch staatliche Gerichte und durch die Warenhäuser. Tritt 
engagiert für die Einführung eines aufklärenden Rechtsunterrichts an 
Schulen ein. 

Dietrich Kuessner, Jahrgang 1934, Pfarrer in Offleben. 

Albrecht Lein, Dr. disc. pol., geb. 1946; Studium der Geschichte, Poli­
tikwissenschaft, Philosophie, Pädagogik, Sinologie und Wirtschaftswis­
senschaften; z.Zt. Lehrbeauftragter am Seminar für Politikwissenschaft 
der Universität Göttingen. 
Veröffentlichungen u.a.: Antifaschistische Aktion 1945. Die "Stunde 
Null" in Braunschweig . Göttingern/Frankfurt, a.M./Zürich 1978 (= 
Göttinger Politikwissenschaftliche Forschungen. 2); Co-Autor von: Ar­
beiterinitiative 1945. Antifaschistische Ausschüsse und Reorganisation 
der Arbeiterbewegung in Deutschland. Wuppertal1976; Economy and 
Society in the Democratic People's Republic of Korea. Saarbrücken 
1980 (= DPRK Studies, No. 1); "Die politische Macht kommt aus den 
Gewehrläufen". Bürgerkrieg in China 1927-1936. Unterrichtsskizze 
für die Sekundarstufte I. In: Politische Didaktik 1/78; Selection Pro­
cesses in Education: A Comprehension of Chinese and European De­
velopment. Learning and Teaching aboutChinainEurope. Brüssel1977. 
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jiirgen Wolf, geb. 1942 in Braunschweig als Kind einer Arbeiterfamilie, 
die im Zuge des Aufbaus des KdF-Werkes nach Braunschweig kam. 
Abitur in Braunschweig; Studium der Geschichte, Pädagogik, Philoso­
phie, Soziologie und Romanistik an den Universitäten Göttingen und 
Lilie. 1967 Eintritt in den Schuldienst, Ausbildung zum Gymnasial­
lehrer in Braunschweig, jetzt Studiendirektor in Langenhagen. Seit 
1967 Mitglied der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft und der 
SPD. In Gewerkschaft und Partei mehrfach mit Funktionen betraut, 
im Augenblick ohne Ämter. Mitglied des Vorstandes der Deutschen 
Vereinigung für Politische Bildung. 
Seit 197 3 Mitarbeit in den Reformkommissionen für die gymnasiale 
Oberstufe, Betreuung eines Schulversuches in Wolfsburg. Seit 1976 
keine weitere Arbeit auf diesem Gebiet. 
Mehrere Veröffentlichungen zur Schulreform, politischen Bildung, 
französischen Literatur. Autor von Schulbüchern zur politischen Bil­
dung und zum Alternativunterricht (Werte und Normen). 

Ernst-August Roloff, geboren 1926 in Braunschweig als Sohn des Pro­
fessors für Geschichte an der Techn. Hochschule und führenden bür­
gerlichen (deutschnationalen) Landespolitikers Dr. Ernst August Roloff, 
besuchte von 19 3 6 bis Anfang 1944 das Wilhelmgymnasium, zuletzt 
im Einsatz als Luftwaffenhelfer. Nach Arbeits- und Wehrdienst und 
Kriegsende begann R. an der T.H. Braunschweig 1946/4 7 das Studium 
der Psychologik. 1948 an der Universität Göttingen das Studium der 
Germanistik und Geschichte. Dort promovierte er 1951 mit einer Dis­
sertation über Wilhelm Raabe, 1952 legte er in Göttingen das Staats­
examen für das höhere Lehramt in den Fächern Deutsch und Geschichte 
sowie in Braunschweig die Diplom-Prüfung für Psychologen ab. 
Von 19 52 - 1966 unterrichtete er an der Raabeschule in Braunschweig, 
nebenamtlich auch an der Kaufmännischen Berufsschule Oskar Käm­
mer, Deutsch, Geschichte, Erdkunde, Gemeinschaftskunde, Psycholo­
gie und Philosophie. Durch den Nachlaß seines 1955 verstorbenen Va­
ters wurde er zur Erforschung der braunschweigischen Zeitgeschichte 
angeregt und veröffentlichte 1961 seine ersten Ergebnisse unter dem 
Titel "Bürgertum und Nationalsozialismus 1930- 1933. Braunschweigs 
Weg ins Dritte Reich." Bereits 1964 folgte dieser heute als wegweisend 
für die Lokalhistorie geltenden Arbeit "Braunschweig und der Staat 
von Weimar. Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 1918 - 19 33." In 
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zahlreichen Aufsätzen zur Geschichte der Weimarer Republik, des Na­
tionalsozialismus und des Widerstandes weitete er seine Forschungen 
weit über die Lokal- und Zeitgeschichte aus. 
1968 habilitierte er sich an der Universität Göttingen mit einer Unter­
suchung über "Exkommunisten, ihr Leben und ihr Bruch mit der Par­
tei in Selbstdarstellungen" (1969 in Mainz veröffentlicht) für das Fach 
Wissenschaft von der Politik und wurde 1971 zum Wissenschaftlichen 
Rat und Professor, 197 5 zum ordentlichen Professor für Politikwissen­
schaft und Didaktik der Sozialwissenschaften ernannt. Seine wichtigsten 
Veröffentlichungen sind "Erziehung zur Politik, eine Einführung in die 
politische Didaktik", 3 Bände, Göttingen 1972/7 4/79, "Psychologie 
der Politik", Stuttgart 1976 sowie Arbeiten zur Schulpolitik, zum 
Grundgesetz, zur Politischen Psychologie und Didaktik des politischen 
Unterrichts. Er ist Mitherausgeber der Zeitschrift "Politische Didaktik". 
Roloff gehört seit seinem Eintritt in den Schuldienst der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft an und hat dort viele Jahre in zahlreichen 
Funktionen als Schul- und Bildungspolitiker gearbeitet. Stets hat er 
sich daneben immer wieder mit Wilhelm Raabe und seinem Werk be­
faßt. Im Nachlaß seines Vaters, der von 1945 bis zu seinem Tode auch 
Präsident der Raabegesellschaft war, fand er viele der Dokumente, auf 
die sich der hier abgedruckte Vortrag stützt. 
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ANHANG 

I Dokumente; Seite 143 
II Referenten und Besucher der Veranstaltungsreihe 

"Braunschweig unterm Hakenkreuz" im Städtischen 
Museum; Seite 169 

III Leserbriefe zur Veranstaltungsreihe aus der 
Braunschweiger Zeitung; Seite 17 5 
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3. DER SPIEGEL Nr. 40 v~,>m 27. 9. 1961 

ZEITGESCHICHTE 
EINBURGERUNG 

Professor · Hitler 

Die Braunhemd-Masse 1m Berliner 
Sportpalast- rumorte, und der kleine 

Paw Joseph Goebbels strahlte. Er hatte 
seinen ~ren soeben - am 22.Februar 
1932 - die frohe Botschaft übermittelt, 
der Führer' werde bei der bevorstehen­
den Wahl des ~ichspräsidenten als 
Kandidat der Nationalsozialisten auf­
treten. Goebbels: "Das Gewölbe droht 
zu brechen . . . Die Menschen lachen 
und weinen durcheinander." 

( ... ) 
Der Braunschweiger Studienrat Dr. 

Ernst-August Roloff stellte aus den Pri­
vatpapiereil seines Vaters, des deutseh­
nationalen Professors Roloff, eine -
demnächst erscheinende - Dokumenta­
tion über das braune Braunschweig 
und die .Einbürgerung des Adolf Hitler 
zusammen**. 

Da der NS-Mensch, als notorischer 
Revoluzzer verschrieen, nicht darauf 
rechnen konnte, daß ein formeller Ein­
bürgerungs-Antrag die notwendige Zu­
stimmung der Länder - vor allem 
Bayerns, wo Hitler 1923 vergebens ge­
putscht hatte - finden würde, blieb 
nur eine Chance: Der einstige Anstrei­
cher aus . Braunau mußte irgendwo 
Beamter werden. Mit der Bestallungs­
Urkunde konnte er automatisch die 
deutsche Staatsangehörigkeit erlangen. 

Allein im Land Braunschweig aber 
hatte sich 1932 ein Nationalsozialist in 
ein 'ivlinisteramt vorgepirscht, dem es· 
möglich war, den Ausländer Hitler zum 
Staatsdiener zu machen: Der Alte 
Kämpfer l)i.etrich Klagges, wegen sei­
ner NS-,Aktivität als Mittelschul-Kon­
rektor im HaTz · abgesetzt, war Ende 
1931 in ein~ Koalitionsregierung mit 
den · Bürgerlichen eingetreten. 

•• Ernst-August Roloff: .,Bürgertum und Na­
tionalsozialismus 1930 bis 1933 ....: Braun­
schwelgs Weg Ins Dritte Reich". Verlag tur 
Literatur und Zeltgeschehen; Hannover 1961; 
305 Selten; 7,80 Mark·. 
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Einer der wichtigsten Partei-Aufträge, 
die NS-Klagges erhielt, datierte vom 
2. Februar 1932. Der Minister sollte Hitler 
zum Prof.essor an der Braunschweiger 
Technischen Hochschule Carolo-Wilhel­
mina ernennen, den Plan aber zunäChst 
vertraulich behandeln. 

Schon Mitte Februar 1932 legte Klag­
ges eine Aktennotiz des Inhalts an: 
"Mit Rücksicht auf die politische Bil­
dung des heranwachsenden Geschlechts" 
sei es "dringen,d erforderlich", c;laß die 
TH-Studierenden mit den "Grundfra­
gen der Na~ionalpolitik" vertraut ge­
macht würden. 

Daher beabsichtige er, Klagges, eine 
Persönlichkeit, "die sich . . . in einer 
führenden P.olitischeq Stellung bewährt 
hat", an die Braunschweiger· Hochschule 
zu berufen. Man habe ihm . mitgeteilt, 
so schloß Klagges, "daß Herr Schrift­
steller Adolf Hitler, München, Prinz­
regentenplatz 16, ·2. Stock", bereit sei, 
dem Ruf zu folgen. 

Hitlers besonc;lere "Qualifikation" für 
das politische Ordinariat sah der NS­
Minister dar.in, daß der Kandidat sich 
durch sein grundsätzliches politisches 
Werk "Mein Kampf" als "wissenschaft­
licher Schriftsteller" und Pädagoge aus­
gewiesen habe. 

Zunächst mußte Klagg~s aber die Zu­
stimmung der bürgerlichen Koalitions­
partner einholen. Die rechtsliberale 
Deutsche Volkspartei (DVP) unter Bran­
des war, grundsätzlich bereit, bei der 
Einbürgerung des Schriftstellers Hitler 
mitzuwirken. 

Schrieb DVP~Brandes an seinen 
Reichsvorsitzenden Dingeldey: Ich 
hoffe! n:tit Ihnen einig zu gehen, 'daß 
man eine Einbürgerung Hitlers auf völ­
lig legalem Wege auch von uns aus be­
fürworten sollte." 

Die führenden Männer der rechten 
Deutschnationalen Volkspartei (DNVP) 
h.~n~egen hatt~ Hitler schon vorher per­
sonhch bearbeitet. In einer schriftlichen 
Nötigung gegenü'Qer dem DNVP-Chef 
Hugenberg machte er die Mitwirkung in 
der von Hugenberg in·spirierten "Harz­
burger Front", die alle rechtsstehenden 
Feinde der Weimarer Republik sammeln 
sollte, vom loyalen Verhalten der DNVP 
in Braunschweig abhängig. Hugenberg 
willigte ein. 



Partei-Stratege Hitler 11932): Regien.ingsrat im Welfenstaat 

Aber der Hugenberg-Ableger im 
Braunschweiger Landtag, Roloff senior, 
war "als Hochschulpolitiker nicht bereit, 
den berufslosen Parteipolitiker Hitler 
als akademischen Kollegen zu akzeptie­
ren". Das Projekt scheiterte, und dem 
braunschweigischen wie dem deutschen 
Volk blieb auf diese Weise wenigstens 
der Professor Hitler erspart. 

Derdeutschnationale Minister Küchen­
thai, der von Hitlers staatsbürgerlichen 
Qualitäten überzeugter war als sein 
Parteifreund Roloff, sann auf andere 
Einbürgerungs-Möglichkeiten: Er ließ 
dem Möchtegern-Beamten die gerade 
freigewordene Bürgermeisterstelle in 
Stadtaidendorf (Weserbergland) anbieten. 

Ein derart rangniederes Amt ent­
sprach jedoch ebensowenig dem Prestige­
bedürfnis des NS-Parteiführers wie der 
ihm kurz zuvor angetragene Posten 
eines Gendarmerie-Kommissars, den ihm 
Freunde im thüringischen Hildburg-

hausen freihalten WÜllten. Die Naturali­
sierung des Landfremden kam nicht 
voran. 

Der Reichstag verwarf schließlich 
auch einen Gesetzentwurf der DVP, 
allim Ausländern, die im Weltkrieg fürs 
deutsche Vaterland gekämpft hatten, 
die deutsche ·Nationalität zu schenken:· 
Die Vorlage war zu offensichtlich auf 
den Gefreiten Hitler gemünzt. Jetzt 
schaltete sich die Parteileitung der 
NSDAP direkt ein. 

Hitler schickte seinen Rechtsberater, 
den späteren Reichsminister und Polen­
Gouverneur Hans Frank, nach Braun­
schweig, um· die bürgerlichen Wahlhel­
fer zur Eile anzutreiben. NS-Landtags­
präsident Ernst Zörner vermittelte dem 
Frank für den Abend des 21. Februar 
1932 eine Begegnung mit dem Kaffee­
kaufmann Carl Heimbs ("Heimbs­
Kaffee - freischwebend im Heißiuft,.. 
strom ~eröstet"), heute Träger ·des 
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Kaffeekaufmann Heimbs* 
Scheingeschäft im Park-Hotel 

Großen Verdienstkreuzes des Verdienst­
ördens de"t ·BundesrE!puhJik und Ehren-; 
präsident der Braunschwt:.ger Industrie­
und Handelskammer, hn exklusiven 
Braunschweiger ParkhoteL 

·Laut Roloff billigte Heimbs bei dieser 
Gelegenheit · die Einbürgerungspläne, 
nachdem Frank in Aussicht gestellt 
habe, Hitler ·werde der "schwer kämp­
fenden bra"unschweigischen Industrie 
lebensrettende Aufträge vermitteln". 

Der DVP-Abgeordnete Dr. Wessel, der 
wie Kaff~:e-Heimbs in Braunschweigs 
Industrie ·eine führende Rolle spielte, 
kai:n auf den rettenden Gedanken: Hit­
ler; könne in der Braunschweigischen 
Gesandtschaft beim Reichsrat - der 

• Bel der Verleihung des Bundesverdienst­
kreuzes am 22. Juni 1958, 
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Vertretung der Länder ..;_ in Berlin die 
Stelle eines Regierungsrats erhalten. 
Piese Lösung habe den Vorzug, daß 
Parteistratege Hitler seinen Dienst nicht 
in Braunschweig zu tun brauche und 
"trotzdem keine Scheinstelle" . bekleide. 

Während Roloffs . Deutschnationale 
diesem Plan vorbehaltlos zustimmten, 
machte die DVP plötzlich zur Bedin­
gung, Hitler dürfe nur Regierungsrat 
werden, "wenn die Ausübung des Amts" 
und nicht etwa die Einbürgerung das 
Ziel sei. Obwohl die DVPler sich über 
Hitlers Manöver im klaren waren, 
wollten sie mit dem formellen "Vorbe­
halt,. sie unterstützten kein Schein­
geschäft, ihre angebliche Gutgläubigkeit 
demonstrieren. · 

Unter diesen Bedingungen wurde 
man handelseinig, und Joseph Goebbels 
konnte seinen Führer einen Tag spä­
ter im Sportpalast als Präsidentschafts­
Kandidaten vorstellen. 

Am 23. Februar 1932 bewilligten DVP, 
DNVP und NSDAP dem Klagges im 
Landes-Parlament für Hitler die gerade 
vakante Planstelle eines Regierungsrats 
beim Landeskultur- und Vermessungs­
amt. Von dort aus konnte der Beamte 
Hitler an die Braunschweigische 
Gesandtschaft in Berlin überwiesen 
werden. 

Frohlockte Klagges: "Wenn unsere 
Beteiligung an der Braunschweiger 
Regierung weiter keinen Erfolg zu ver­
zeichnen gehabt hätte als den, daß wir 
unserm Führer die Staatsbürgerschaft 
verschafft haben, so hätte (das) allein 
genügt, die Notwendigkeit unserer 
Regierungsbeteiligung zu beweisen." 

Regierungsrat Hitler steckte seine 
Bestallungsurkunde ein, hat jedoch das 
Amt in der Braunschweigischen Ge­
sandtschaft niemals ausgeübt. 

Die Präsidentschaftswahl gegen Rin­
denburg verlor er zwar, aber sein Ziel 
war erreicht: Er hatte die deutsche 
Staatsangehörigkeit und konnte fortan 
nicht mehr als lästiger Ausländer abge­
schoben werden. Er konnte Reichskanz­
ler werden. 



4. DER SPIEGEL Nr. 32 vom 31. 7. 1972 

AFFÄREN 

Idee vom Eckpfeiler 
Noch nach der Kapitulation des Rei­
ches verurteilte ein deutscher Kriegs­
richter vier Soldaten wegen Fahnen­
flucht zum Tode und lieB sie erschie­
ßen. Er urteilt immer noch im Namen 
des Volkes. 

V ier Wochen noch will Wilhelm 
Spies, 64, Landgerichtsdirektor in 

Braunschweig, Recht spn:chen . Seine 
Aktenfälle über Miet - und Baustn:itig­
k~itcn, Kauf- und Darlehnsklagen, über 
d1e er als Vorsitzender der 5. Zivilkam­
mer geurteilt hat, sollen bis dahin aufge­
arbeitet sein. Dann, so hofft der hohe 
Richter, kommt der verdiente Ruhe­
stand. 

Doch Ruhe wird er kaum finden. 
Denn aus der Juristenlaufbahn blieb ein 
Rückstand, über den der Landgerichts­
direktor heute "lieber erst ein bißchen 
später" reden möchte - "weil ich dann 
nämlich schon pensioniert bin". 

Gegen Spies läuft ein strafrechtliches 
Ermittlungsverfahren bei der Münchner 
Staatsanwaltschaft - wegen Verdachts 
des Mordes in vier Fällen. Mitbeschul­
digt ist ein weiterer Amtsträger aus dem 
Staatsdienst: Josef Remold, 69, bis 1962 
Präsident der Bayerischen Bereitschafts­
polizei, seither pensioniert. 

Strafanzeige gegen die beiden hat der 
jetzt in Frankfurt lebende stellvertreten ­
de lJS-Chefankläger in Nürnberger 
K riegsverbrecherprozeo;sen, Robert 
Kempner, erstattet. AnlaU dazu gab 
eine Akte. die jüngst in einem Osloer 
Archiv gefunden wurde: Als Oberfeld­
richter und Vorsitzender eines Kriegsge­
richts in Norwegen hatte der Braun­
schweiger Rechtswahrer 1945 vier junge 
Österreicher zum Tode verurteilt, die 
nach der Kapitulation des Reiches gen 
Schweden aufgebrochen waren. Am 9. 

Mai 1945 verkündeteSpiesdie Todesur­
teile. Remold, Oberst und Gerichtsherr. 
war einverstanden mit dem Urteil und 
schlug die Vollstreckung vor. 

Zwei Tagt: nach Kriegsschluß wurden 
die .. vier Verurtt:ilten auf den Richtplatz 
gefuhrt, "km 2.5 Kitdalstraße (Nord­
Norwegt:n)" - an den Pfahl gefesselt, 
Augen verbunden . Divisionsrichter 
Spit:s verlas noch einmal seine Urteils­
formel und Bestätigung. Vollstreckungs­
protokoll: "Die Verurteilten gaben kei­
ne Erklärung ab . . . Das Kommando 
,t--euer· erfolgte um lll. lll Uhr. Oie Ytr­
urteiltt:n starbt:n sofort." 

Die Vorgeschichte des Oramas hat· 
te am 8. Mai begonnen, als die Offiziere 
und Soldate~ des Gebir~sartillt:rie-Regi ­
ments 118 1m norwegischen Signaltal 
zuerst hörten, der Krieg sei zu Ende 
dann aber vernahmen, es werde weite; 
geschossen. 

. Am Nachm!ttag des 8. ~ai empfing 
d1e 4. Battene vom Reg1ment einen 
Fernspruch: Zwar herrsche nun Waf. 
fenruhe, aber "Bolschewiken sind auch 
nach 24 Uhr zu bekämpfen" . Und ent ­
gegen den Weisungen des Oberkom­
mandos der Wehrmacht sollte auch der 
deutsche Grufl im hohen Norden weiter 
gelten. 

Die Order schuf Verwirrung. Wem 
gerade erst bt:wuBt geworden war, mit 
dem Leben davongekommen zu sein 
mullte nun wieder zweifeln, heil heim' 
zukehren. l.J nteruifizier Helmut Feyer· 
tag gab später beim Kriegsgericht zu 
Protokoll: .,Laut Div.-Befehl sollten wir 
trotzWaffenruhegegen den Bolschewis­
mus weiterkämpfen. Wir entschlossen 
uns, nach Schweden zu gehen. weil wir 
sonst als Freischärler behandelt worden 
wären." 

Im Nachrichtenbunker besprachen 
am Abend zehn Unteroffiziere und 
Soldaten die Lage. Den Ton gab ein 

: österreichischer Obergefreiter an: Wil ­
'helm Grimburg - heute Sektionscher 
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Beschuldigter Remold (M.)*: .,Straffe Zucht und Unterordnung" 

im Wiener Ministerium für Wissen· 
schaft und Forschung -. der damab 
laut Spies-Urteil .,Hal3- und Rache· 
gefühle gegen alle seine Vorgesetzten 
in sich trug". Rasch wurde die Runde 
einig: Noch in derselben Nacht sollten 
die Leute geweckl, informiert und zum 
sofortigen Abmarsch in Richtung auf 
die nur 17 Kilometer entfernte schwedl· 
sehe Grenze bewogen werden. Daß 
Hauptmann Sornberr, " ~, der Batt_ene· 
Chef, und Leutnant Y.u,m nicht m1ttun 
würden, schien sicher - sie sollten ge­
fesselt und geknebelt werden. 

Doch alles kam anders. Um 0.30 Uhr 
trat Grimburg in das Norweger-Haus 
des Batterie-Chefs und tötete den schla­
fenden Hauptmann - so das Urteil -
mit zwei Schüssen. Minuten später 
schoß Grimburg noch einmal. Leutnant 
Kuhn war geweckt und über die Absetz­
bewegung aufgeklärt worden. hatte sich 
auf den Bettrand gesetzt und schon 
einen Socken angezogen. dann aber Be-

.. Mit dem ehemi!.ligen Ba}'rischcn Ministerpräsi­
denten Hoegncr beim Abschreiten einer Bereit ­
schaftspnlizc i-Format ion 
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denken geäußert - das Unternehmen 
sei Wahnsinn. Grimburg drückte ab. der 
Leutnant fiel tot zurück auf sein Bett . 

Hastig hatte inzwischen die Einheit 
gepackt und sich zum Abmarsch gesam­
melt. Hauptwachtmeister Josef Wenzl 
gab später zu Protokoll: .. Nach Mitter­
nacht wurde ich geweckt und mir ge­
sagt, die Batterie gehe geschlossen nach 
Schweden, es sei Waffenruhe, dies sei 
keine Fahnenflucht. Hier würden wir. 
wenn wir weiterkämpften. als Freischär­
ler behandelt." 

Rund fiO Mann liefen los, 48 kamen 
durch - darunter Grimburg. Die 
anderen fielen zurück, zweifelten 
schließlich am Erfolg des Unterneh­
mens und drückten sich ratlos in den 
Wald. Wenig später wurden sie von 
einer anderen deutschen Truppeneinheit 
aufgegriffen. Vier Landsern geriet das 
Zögern zum Verhängnis. 

Als sei Befehl noch Befehl, als gelte 
es, auch nach Kriegsende noch die Mo­
ral der Truppe mit Menschenopfern 
aufrechtzuerhalten, verhandelte andern­
tags das Kriegsgericht unter dem Vor-



sitz des heute in Braunschweig urteilen­
den Wilhelm Spies ignorant gegenüber 
dem Machtwechsel, aber pingelig in 
den Formalien: 17 Seiten füllen die 
Vernehmungsprotokolle. Erwähnt wird 
in den Akten sogar, daß der Oberge­
freite Felix Schiefer beim Strafantrag 
des Anklägers - Todesstrafe gegen alle 
elf - vor Schreck in Ohnmacht fiel 
und .,die anderen kaum eines Wortes 
mächtig waren". 

Keiner der später freiwillig zurück­
gebliebenen und angeklagten Soldaten 
hatte geschossen oder gewußt, daß die 
beiden Offiziere erschossen werden soll­
ten. Und das Kriegsgericht legte ihnen 
auch die Tötung nicht zur Last. Verur­
teilt wurden sie nur wegen ,.Fahnen­
flucht" und "militärischen Aufruhrs" 
- aber vier von ihnen trotzdem zum 
Tode: Rudolf Zatsch, damals 30. Josef 
Wenzl und Leopold Wickenhauser, 
beide 29, und Helmut Feyertag, 28. 
Fünf der Angeklagten erhielten Zucht­
hausstrafen zwischen sechs und zehn 
Jahren, zwei wurden freigesprochen. 
Gerichtsherr Remold schlug fernmünd­
lich Vollstreckung vor. 

Zatsch - so das Protokoll - zu dem 
Urteil: .,Mein Urteil ist zu scharf. Ich 
habe Frau und Kind." Wenzl: "Ich 
habe 8 Jahre gedient. Das ist nun das 
Ende." 

Das Ende bestätigte am Morgen des 
10. Mai General Jodl, Oberbefehlsha­
ber der Armeeabteilung, fernmündlich 
aus Narvik: .,Die Todesstrafen sind so­
fort durch Erschießen zu vollstreden, 
da ich einen Gnadenerweis ablehne." 
Und Wilhelm Spies begründete auf den 
13 Seiten seines Urteils, warum es gar 
nicht anders sein konnte: 

.,Eine nächtliche Alarmierung der 
Batterie und ein überstürztes Abrücken 
in der Richtung nach vorn. ohne daß 
einer der Offiziere sichtbar wird, ist ein 
Ding der Unmöglichkeit ... Die Ange­
klagten haben ... in der Absicht gehan­
delt, sich der Verpflichtung zum Dienst 
in der Wehrmacht dauernd zu entzie­
hen ... Ein Mann, der sich entschließt. 
in der Stunde der höchsten Gefahr und 

der schwärzesten Zukunft seine tapfer 
ausharrenden Kameraden •und sein 
Deutsches Vaterland zu verlassen. ver­
dient im allgemeinen ohne weiteres die 
Todesstrafe ... (II. 5. 1945) Spies, Ober­
feldrichter." 

" ... war ich? War ich nicht? War ich?" 

Selbst zehn Tage nach Kriegsschluß 
noch richtete Spies für sein Vaterland. 
Er verhandelte in Abwesenheit gegen 
neun der mit Erfolg Geflüchteten, dar­
unter Grimburg. und verurteilte sie 
sämtlich zum Tode. Von der "schwer­
sten Erschütterung der Manneszucht" 
handelte diesmal die Begründung, und 
sie gipfelte in dem Spies-Rechtssatz: 
,.Die Schuldigen mußte die härteste 
Strafe treffen, gerade in jetziger Zeit. 
wo die Einigkeit alles ist." 

Und Divisionsführer Remold mm:hte 
sich solchem Appell wiederum nicht ver­
schließen. Wohl in der Annahme, das 
Dritte Reich werde noch einmal aufer­
stehen. verfaßte er folgende "Stellung­
nahme: Ich schlage vor, das Urteil zu 
bestätigen und die Vollstreckung für 
den Fall der Ergreifung anzuordnen. 
Der Gerichtsherr: Remold. Oberst." 
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Nun, 27 Jahre später, sagt Remold: 
Ich bin nur der kleinere Gerichtsherr 

~ewesen. der große Gerichtsherr war 
General Jod!, der konnte entscheiden 
über Tod und Leben." Und vor einem 
Münchner Richter bewertete er den 
.. Vorfall" so: .. Es handelte sich nicht 
um eine Widerstandsaktion gegen den 
Nationalsozialismus." 

Nach dem Kriege widmete sich der 
Oberst der Schriftstellerei. Schon 1933 
war er mit dem "Handbuch für die Hit­
ler-Jugend" hervorgetreten ("Zielbe­
wußte Führung, straffe Zucht und Un­
terordnung und die hohen Ideen von 
Opfer, Pflicht und Vaterland seien die 
Eckpfeiler. auf die der neue. Hoffnung 
verheißende Bau gesetzt wird"): 1948. 
als solche Eckpfeiler nicht mehr trugen, 
reimte er in "Berg und Mensch - Ein 
besinnliches Büchlein für den Sonntag": 
"Man darf die Bergesgipfel I Nur 
Schritt um Schritt besiegen, I Sonst 
bleibt man außer Atem. I Auf halbem 
Wege liegen." Doch vier Jahre später 
schritt der Oberst wieder rüstig voran 
- als Präsident der Bayerischen Be­
reitschaftsrolizei -- und machte 1962 
nach den Schwabinger Studentenkra­
wallen noch einmal Schlagzeilen mit 
seinem Rat: "Leute, die abhauen. 
schlägt man nicht mit Knüppeln." 

Ex-Oberfeldrichter Spies, der nach 
Kriegsende unverdrossen auch im Na­
men des demokratischen Volkes die 
Robe trug. will das Urteil von damals 
auch heute nicht . .für rechtsstaatlich be­
denklich ansehen". Auf die Frage des 
SPIEGEL, warum er 1961 nicht Ge­
brauch gemacht habe von einer Vor­
schrift des Richtergesetzes, die NS-be­
lasteten Richtern den freiwilligen und 
lautlosen Übergang in den Ruhestand 
ermöglichte: ,.Ich wüßte nicht warum." 
Den Justizbehörden in Niedersachsen 
war die Spies-Vergangenheit noch bis 
vor kurzem unbekannt. Spies: "Ich bin 
ja auch nicht danach gefragt worden." 

Ob die Erschießungen rechtlich als 
Mord angesehen werden oder nur als 
Totschlag. der inzwischen verjährt ist, 
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steht dahin. Ein Disziplinarverfahren al ­
lerdings könnte für die beiden Staatsdie­
ner mit Kürzung oder Entzug ihrer Pen­
sionsbezüge enden. 

Da kommt mit Sicherheit nicht~ 
ra~s", meint vorweg schon Münchens 
Oberstaatsanwalt Manfred Ludolph. 
Der Ankläger hält das Urteil für recht­
mäßig: "Da war halt noch Kriegsrecht. 
Wer will schon Strafmaß mit dem Zen­
limeterband ausmessen." 

Ein hoher Kollege von Ludolph frei­
lich sieht es anders. Das Münchner In­
stitut für Zeitgeschichte, das die norwe ­
gischen Geschehnisse als "seltenen Aus­
nahmefall" qualifiziert, befragte einen 
Fachmann für die Wehrmachts-Justiz. 
den Oberstaatsanwalt beim Bundesge­
richtshof i. R. Otto Schweling. Auch 
Schweling. seit langem mit einschlägi­
gen Forschungsaufgaben befaßt, konnte 
sich keines vergleichbaren Falles erin­
nern: "Verfahren, Urteil und Hinrich­
tung waren objektiv rechtswidrig." 



5. DER SPIEGEL Nr. 44 vom 23. 10. 1972 

BEAMTE 

Herz für Manschen 
Ein ehemaliger Nationalsozialist, der 
über deutsch-jüdische "Bastarde" 
promovierte und den "Stürmer" pries, 
leitet die Personalabteilung des nie­
dersächsischen Justizministeriums. 

D er Gerichtsreferendar Heinz Schulz 
stellte sich auf den Boden der na­

tional-sozialistischen Grundordnung 
und bekannte. die Arier seien "die 
Schöpfer aller Kultur, die Kulturbe­
gründer - ihnen stehen als die Zerstö­
rer jeder Kultur die Juden gegenüber". 

Ganz "durchdrungen von der Er­
kenntnis, daß die Reinheit des deut­
schen Blutes die Voraussetzung für den 
Fortbestand des Deutschen Volkes i:St" 
(so die Präambel des NS-Blutschutzge­
setzes), sah der Parteigenosse die Zeit 
nicht mehr fern, in der ,.nur noch we­
nige Menschen deutsch-jüdischen Blu­
tes als Produkte artvergessener Eltern 
in Deutschland ihr Dasein fristen" . 

Daß dieses Ziel, die ,.endgültige Säu­
berung des deutschen Blutes vom jüdi­
schen Blute herbeigeführt" wfrd, dafür 
- dessen war der Referendar sicher -
,.sorgt der völkische Staat und in ihm 
an erster Stelle die national-sozialisti­
sche Bewegung, die den Kampf für das 
deutsche und wider das jüdische Blut 
begonnen hat und auch siegreich zu 
Ende führen wird". Das Ende vollzog 
sich in den Gaskammern. 

Was Schutz schrieb, brachte ihm da­
mals, 1938, die juristische Doktorwürde 
der Universität Göttingen em. In der 
Dissertation ("Die Rechtsstellung der 
jüdischen Mischlinge") prüfte er etwa, 
"ob und inwieweit den jüdischen 
Mischlingen das Recht zur Bekleidung 
öf;."entlicher Ämter zugestanden ist", 
und kam zu dem Schluß, daß auch als 
Beamter "eben nur der deutsche. 

deutschblütige Volksgenosse an hervor­
ragender, mit besonderen Aufgaben be­
trauter Stelle stehen" könne. 

Wer als Beamter geeignet ist, prüft 
Schutz, 59, noch heute und inzwischen 
selbst an hervorragender Stelle: als Mi­
nisterialdirigent und Chef der für Per­
sonalangelegenheiten zuständigen Ab­
teilung im niedersächsischen Justizmi­
nisterium, und keiner wundert sich. 

Erstmals wurde im vergangeneo Mo­
nat, auf dem Parteitag des SPD-Bezirks 
Hannover, öffentliche Kritik laut: In 
der Debatte über .. Radikale im öffentli-

Ministerialbeamter Schulz 
.,Oie Gliedstellung cies Volksgenossen" 

eben Dienst" warf der Göttinger Dele­
gierte Gerd Sehröder die Frage auf, 
wer eigentlich die Leute seien, vor de­
nen Beamtenbewerber ihr Bekenntnis 
zur freiheitlich-demokratischen Grund­
ordnung ablegen müßten. Ohne den 
Namen zu nennen, verwies er darauf, in 
einem Ministerium des SPO-regierten 
Landes Niedersachsen sei das ein Per-
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sonalchef, dessen Doktorarbeit ein ge­
genteiliges Bekenntnis enthalte. 

Doch der Parteitag ging zur Tages­
ordnung über. Journalisten, die von der 
Staatskanzlei wissen wollten, wen 
Sehröder denn wohl gemeint habe, er­
hielten die Auskunft, das wisse man 
selbst nicht. Dabei hatte das Justizmini­
sterium, aufgeschreckt durch Hinweise 
Göttinger Juristen, den Fall Schulz be­
reits im Februar zu prüfen begonnen. 
Justizminister Hans Schäfer über das 
Ergebnis: "Beamtenrechtliche Konse­
quenzen sind nicht möglich." 

Denn der Schulz war schon immer 
im Haus: zuerst, 1947, als Referent für 

Gerichtsorganisation, dann auch zu­
ständig für den Haushalt und schließ. 
lieh, seit nunmehr 20 Jahren, auch für 
alles Personelle verantwortlich, so für 
derzeit rund 1400 Richter und Staats. 
anwälte. 

Zur grauen Eminenz der niedersäch. 
8ischen Justi·z stieg Schutz unter Schä. 
fer-Vorgänger Gustav Sosseimann 
(CDU) auf, der sogar erwog, ihn zum 
Staatssekretär zu machen. Auch ohne 
den Titel aber war er "praktisch der 
Macher", so der damalige stellvertre­
tende Vorsitzende des niedersächsi­
schen R ichterbundes, Dr. Dietrich 
Goetz, heute Oberstaatsanwalt in Han­
nover. 

Der Macher war nach der Beurteilung 
seines Ministers Schäfer "ein sehr kon­
sequenter, harter Mann" vor allem, als 
es darum ging, NS-belasteten Richtern 
die vorzeitige Pensionierung anzuem­
pfehlen. Schulz selber: ,.Da habe ich 
wirklich einen scharfen Maßstab ange­
legt." 

Für sich selbst ließ er Gnade vor 
Recht ergehen. Einst verwarf er zwar 
den "Grundsatz von der .Gleichheit al­
les dessen, was Menschenantlitz trägt'". 
empörte sich, daß jemals ,.Juden deut­
sche Menschen heirateten", pries .. das 
rassische Kampfblatt der Bewegung". 
den "Stürmer", diffamierte "jüdische 
Mischlinge" unbarmherzig als "Bastar­
de" und "durchaus unerfreulich, für die 
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deutsche Blutsgemeinschaft sogar ge­
fährlich", kritisierte den "unhaltbaren 
Zustand" der Ehe eines Beamten auch 
nur mit einem "Mischling ersten Gra­
des" und reflektierte - das in einer 
wissenschaftlichen Arbeit - über "Die 
Gliedstellung des Volksgenossen in der 
Gemeinschaft". 

Doch der Ministerialdirigent macht 
,einen feinen Unterschied zwischen sei-
1 ner Judenhetze, die "überhaupt keine 
Ausstrahlung gehabt" habe, und "un­
vertretbaren Dingen, durch die Fakten 
geschaffen wurden", wie etwa Todesur· 
teile durch Sonderrichter. Alles war nur 
,.ein Fehler, der mir herzlich leid tut", 
und den hat der Doktor längst ,.ein bis· 
sei wieder wettgemacht" - indem er. 
wenigstens später und als Ministerialbe­
amter, ,.ein Herz für Menschen" hatte. 
wie Schulz sich wiedergutmacht. 

Für Niedersachsens Justizminister 
Schäfer zeugt die Schulz-Schrift ,.von 
der Verwirrung und dem Ungeist einer 
Zeit, die hoffentlich für immer hinter 
uns liegt". Er will sich "im Rahmen des 
rechtlich Möglichen" auch um eine L~­
sung bemühen, ,.die der gegebenen SI· 
tuation gerecht wird". 

Ministerpräsident Alfred Kubel 
(SPD), den die Nationalsozialisten ins 
Gefängnis geworfen hatten, als Natio· 
nalsozialist Schulz gegen die Juden an· 
schrieb: "Das ist ein Fleck auf unserem 
Staat." Und : ,.Wir haben das peinliclle 
Schicksal, mit solchen Leuten leben ZU 
müssen." 
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.Di1: NCil en ~ Dettt ::d!sn VolJcce ! 
LPJ. (!!J~ stnztsv.Che 

grg~m 

die ledige Rii•tungsa:rbeitertn l:tn.a ~aus Braunsohweig, 

Fr!edriah-Ni.l hel m.stra {J e 1,-geb-aJL 7-S~ tem.ber 1!125 i11. Khl onJ­
Bez .. B.randenburg, eu--luth., llt oht vor bestraft , z .zt . in 1oltzei = 
ha(t in der rntersnchangsha(tanstalt in Brannsch lil:<-? ig, 

wegen Pliindel'na , 
hat das Sondezger f.cht B:taunsah!Jleig 171 dtu Sitzung vo• 21.0~=­

tober HH dllroh 
Landgerto1ltsdi rekt or Vr.Lsrohe, 

als Vo l'Bi tzender, 
Landgeriehtsdire'ktor .Ahl'ens, 

Landge:r i chts:rat Dt·tlon Qrtesbaah, 

als beteitzende B~ahter , 

beaaft r . StaataaM alt Jlagnru , 
als Beaater der Sta.ateanwal tsohat't, 

füt .: e e ht tJr'kannt: 

Die Angeklaote hat naolt et1tn. ll\ege:angriff g«P l ündezt 

und llli l' d de sh alb zna r o d e nnd zu• dcmerJulen. Yezlo:at der 
bü r ger l iehen Kluenrachts uerazteilt· 

IZJ:Qnds= 

Die Allgeklagte i st dio einzige Toohtor dos bere!t• ool 10 

Jahren DSl'stol'.enn .7nualiden RndolD'lt Naz i n.ekt und desswn 
Tne(l'an Ntl'hslatne geb.C1rattJlewekt. Sie hat ilL !raaneoll: liiB1g 
die Axel-Soha((e1t-Volkssohule bsanctht und tat an.e der I. 
llauo entlassen-Ja Jahre 11}~ erledigte sie ihr Pfltoht;"ahr 

ia laushalt des Dz..Sahtetnti"Pel',hier,CJJ?taksJ:tng 2i.Anaohl(e•• 
..,nd half sio ta BOIIshalt ihrer k:än1<Hohsn llutt•r· 
Seit 1~~1 •ar sie 1 1/2 Jhille HaRB gohilfi n ia Nqholusbad 

Braunaehliletg.J• JU.lt 19i2 w.rde at e ai• l ü. atungearbei terln 

fflr 

-2-

für das V•ga-Nerk,hte:r Hcnbu :rge!'st:a{J9 dienstve:rpflichtet. 
Jn dez Iacht uom Sonnabend dem 1{t.zum 15 . 0ktober 19!t!t fand 

f'in se7nJerer Terror angriff au f dl.e Stadt Br aun.acfhwetg statt, 
der dem gröPten Teil der Innenstadt tn Schutt und Asche legt!• 

Die Angekl~gte hatte in. dieser laeht .laehtdien.st ill'. Vt.ga-~' 
Iaah rin Angriff eilte sie mit Erlaubnis ih ze:r Firma 1iod. 
dez Langedaam.atra.(Je,w~ sie bis dahin im Qrun.dst i: ck li:r . 14-

ait ih r e: llntter gewohnt hat te . Das Bans wa r bis auf den &rund 
abgebrannt.:Jh~e Katte:r t:a( die Angeklagte nicht JLBh:r an,sie 
fand sie später in einer AuffangsaJitP.elstelle;sie selbst fand 

ein Jnterkoaaen bei ihrer Frenndin.,Frl.lö:rnez,Ftiedrich-ifil• 

helMstra{Je 1. Von ih r en eigenen Sachen hatte sie nu: 1 lostlla 
zznd 2 Somm.e:klei der gerettet . 

A,. llontag,don 1I . Oktober 19 H halr die Angeklagte don Bewoh• 

nern ih:res ebenfalls abgebrannten Jacllbarg~ndstt!cks J ange­
daJtP.st:ra.ße' bei• Be:rg~n uon Sachen, die aus de;;. Luftschutz• 

Y.elle:r hs:ransgeholt W91den konnten und in ein~ u.nbesahädig• 
ten l eben,nebänritJ abgestellt wazden.Jn ei neJI. nnbelilaa(:tten A11• 

gem.bliek entnah111. sie aas (remdsn. unverschlossenen lof(ern 
folgende Segenstände :1 10 tbraunes lfollkl ei d 11.1. t langen A'l'we1A, 
1 l'O t sei de n8s I leid ai t kruzen Äl'äeln, 1 l'otkarterte Blrzee, 
1 Brzlgazenblu.se,2 WtJifje VaJ::.enn.achtlle~den,2 Bet töezilge,.l Fr t• 
sier k:ragen., 1 Unterl'iJok nnd 1 weissgranen Leinenraoksae K.Ana 
einer Bandtasche nahJII. st s ein verstlbertea Scifucackkästcht!Jn 

ni t lol#enden Scharz~7o;aehen.:1 silbernes lettchen , 1 einfach~ 
Gol ddou blen-Iette. ei v~vergol dete'! Gll.ederha.l skette, 1 iol d• 
donbl en.-Gliedera!'mbanl, 1. vergoldeter A:n.- Hei(, 1 Brosche, 1 
'Jergoldete Anstecikn.adfll,2 Damen.ringe•Sl.e wickelte diese 
Saahen. in ihre liol l dsake,stea'kte sis in. dea vo:rgefu.ndenen 
R'&cksaak and schaffte sie t.n die lötnersche lfohnung,Fried~ioh= 
liilhelsstJ:aße LAlle :!iese Sachen Walen J'igentut~ der leriigen 

lilcl!engtJhtlfin N.arth::z. F:änkeJ dte als Untenieterin ia 

Haus e Langedam.ast :rape I geliloh n. t hatte. D~ese-r Sach'Oerhalt 

ist aaf G:rand des planbwüdtg e-n Seständntsses ds1 An.geklC!.gten 

restgestellt. 

Die A>lgeklagte behanpt•t Zll ihrel Entsohaldigu719, daß sio 

11 h~r 



-J-

ihres 
ilber dn Ye?last ih:er Nohn:a11.g and Bab-u.nd 8atea usrzli)sttelt.M 

!J B~eeen eei. Als sie ge•ehen. habeJ daß thrs iaohban noe otelfJ 

.Sachen hätte bergtm können and sie aelbet fast 11.tahte ge• 

zettet habe,habe sie sioh an den (ltl'l.dttn. iegenetänden vergrtt-= 

fn, ohne zu wtssen. •n dteee gehö.rten.laahdea ste -,päter •hl'e 

.Iatte> otedozgafonden habo,habe sie th: den Dtebstahl alabald 

etngestanden.,da dae iewtssen thr 1cetn.e la:he gslassen habe.An.f 

AnK1eisun.g ihrer 6ttel' habe sie dte gestohlenen Saohsn aoi'l 

liliedur zu.riio'kbztngmz lilollml, doeh habe sie den lllzt dazu ntoht 

aurgebraaht. lternaoh steht test,da{J di" .inge1dagte i'll 8i1tn 

Gn.tel' der .lt.nwtzkrzng etnee terrora11g1iff• (l'etwtlltg gs:än•t.en 

lebäode g~JPihde:t hat. Ste »a: stoh anoh b.".pt, dap th:o land• 

Iung1wen ae ilbel' dsn Iahnen et nea ein( aohea Di eö.stahla hi11aua• 
gtn;, denn. ate hat die Folgen des ter:rorangziffs, die dte Jäu• 
ttllng des Qlandatüoktftlangedar.11stra.ßc I notwendig •aohte11, br 
wn{.t aa:sgemztzt,u. stoh l.leidr:r.ngsst ilcke anznllgnen, die rar 

dt e B~stohlene das Letzoo und d<D!tt das outuollst .. llnt dar• 

:; tdlten~ lne .htwendung d~r Sohano7ckasaette, die die Angeklagte 

naon th:on etgenen Angaben als solohe B>kannt hat,zotgt aupe:• 

äem. ~daß ,ste es ntoht nur darauf abgesehen hatte,slah lzsatz 

(fiz rae thr rhlrah den loabenangziff 'Ottrntohteten eigeaen Saohen 

zu verarihaffen, s•ndern steh dari!ber hinaus aoah aJI. eert•ollem. 
Soh•no7csachen hat bezoetahezon wollenalfez dezazt •t.ge,JW~ 
dte schwerste Iotla-ge aetner Volksgenossen ausnntzt,handelt ao 

verwerflich rznd genetn, da{J thn die ft~ Yo17usohädltnge dteser 

~r t nach I 1 d~Jl' Volkssohädltngsve.rordnu:ng vo-. ,.,.11J1 aas­
sohiteßlich vo.rgese~~ne Todess trar~ tze((en •a,a.llili iill 
al$Jfl dts JJJgtmd der AI~ gelflcgten nichts ändern. 

Die oon del Angeklagten dureil i!ie tat be!ilt~sene ehrlose ie­

stnnuna ~tachte es e1fOld P- rlta11. getJ.ä.P I J2 STfJBwauf den daae.rn• 

den Fe::rlnst d~r bil.rgerltchen ».ren::oht.e zu e:rkennen. 
Dte Ve:rpfliohtang Zlll' llagung der l.Oeten des v~rfal&rens ~?Qibt 
8tah (Ur dte Angeklagte aus I ~' STPO. 
gezwLerahe, Alr.zens, v.lrtesbaoha 

.,. '.-

..c: .-.. 
u ... 

·- u ~ ~ 
..c: ·­u u 
·c;; öj 
r:: t>() 

~~ 
o:-= '-' ..c: 

..c: ~ 
u r:: 
::3 ::3 "' .... u u 
t>C·-
5"3 

-o 8 
<.t .... 
r:: 0 

"~ .... 
"' u u t>() 

r:: ·­u"O 
.D ·-u ~ ·- .... .... u 
-5> 
~ ~ 
t>C-o 
t>Q,_. 

·- u ]-o 
'"' 0 ..c: .... 
r:: u 
u ... 
t>QU ·- ... u "' r:: 
·- u ~ ·­<ll"O r:: u 
·- .D N <ll 

<.t ·-~ So 
<.t :lä 
C::""' .... u 

~" r:: r:: 
0 ·-> 0 .... 

• <.t 
0\..C: 
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Der Oberataatsanwal t als 
Leiter der Anklagebehörde 
beim. Sondergerioh"'!:. .. 

-~~fi;n~~~~f: f"f.r"'~~l5°o &~ol94~ 

Geachäftaollr/S<>nd KLs. J..Jf/Y.Y.. 
Strafsache In der ~ . 

.. tig: . ..;..~>!'Y.oo• :oooo oo -··- ~ ~~; - ~ ... . ... , ~~ ··"""-·.; Ti'~./f~ 
- • • - ~w·~~ ;;""...".,,,1 

__- i n,. ::9.~•o • •o · 
wecen • · • 

als Saahbear'bei ter, 

-----ale Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle., 

erschien vorge:fiihrt dtt. Verur"' 
teilte. · 

tl-
Nach Fes~llllll~ ~ Pers:;nlichkeit wurde ib:tr" der 

<:rlaß voi!l .-l·o.~ .. o ...... 194'1- IV g~ ~·of'.f!./(!YY 
, .•• • . , .••. , . , .. .. ;t:t - durch Verlesen bekanntgo:~botl ucd 

i.b1W"' ~rMtn~-: 1 do.E die Vollstreckllllg des gege !: s.lä e r gan.gonen 

Tor\(: &.n.lrta~lo 4f!~ o · ··~~.::o ... gerichta in 3:-nu.n.~w.a.ig 
voo ~~-0~ o o. o •• 194; um ./M .. o .Uhr e rtol gon ""r~o . 
Bc:f::-agt, ob &«.,.noch etwas zu erklären habe, orrl~ertc. &«: AA,..l'~ 

tfu,lt«1. 

Der Oberste.atsanvml t als 
I:ei ter der AnklagebehiJrde 
beiT" Sondergericht 

\~;ii;n~~~~;~:~~:'~~ -~~:. o{{ .. .. 1~ 
Geschäfta,Ndsond KLs, .I./.( .. . /4'1 

Gegenwärtig: . · ' · · d&;,~o oo o 00 0 0 ... . .. .. 

rn 4~~ strar""~~&•ee 0 

~ ~ ~b:ron ""' " ' lf. .. . 0/j."'f. o 5.S5Bfeekuf..~itf:f.i;- 1a .. ~, . . :~ 
--- bes:a.'bcr.' eich ne baonbe ::o1ohne t e .. ~. 

IJ • ~ ran~i::~:~aa:w:!!!~s~ 
• nissee, Hier ~~i otu aiab. d.or 
~ Schar:friohtar · 1 · 

___.- mit 3 Gehilfen t dem 1hD. Zu.g&= 
als Urkundsbeamter der Ge=­
acPäftsstelle, 

gangenen Vollstrecku.ngsau.ftrag beJ 
dem Vollstreckungslei ter • .Anwe=> 
send waren ferner: 

0 VWJt 0 (b ~wll 
iii'""'Ver11:rlt15li:r ~:o?st:e.cld.e a ) dee 
·st r flfgo!lintzti:&ee e , 

!},-. ~~~~v!U. 
als Arzt, 11 

Um .f.J;-., t.Jhr •.. 01 .. -:.t.~ trton ~a.a l:!.t. VertU"teilte gefaaael.t 
voreorUh.rtJ I:Qrch .titn •;ollstteoku.:1gG.leiter wurde h~~ ~ 
Fes t-&'tol~ung d.ar Pe.r!!i i:lnl.J,aN;:ei t ~o ff' 'i"erurteil ten · ••• 
dem Sehar!riohter d <l.f Au!_;.rag~::ur .Y.•llstreck~ ~.I'_}Jr.teils • .Jl.~f. 
S::m4erge:r1-cb-t".s in.~ • ••. •• vom 4-.·.~+,rrx. 
erteil~ . !t!.erou-r ll'u.rGe clor 6op:f d Veru.rteilten mittels J'all= 
bailo VCCI Rm::~pf' sct'rennt- . Der Lo i~fiD..t1 Wtlrde Uad.n..no d:&llio ileiiii!E' 
":r~i cn. ds:z J. ••·•• l l i liij - FI I t l ,;::sa ..:. ,. l)d~ tlli&D ii - da r Stadtpoli"" 
~ibo:..hlJ:rde 1il :--ol.!e·n'bU.t-te-1 nur !ir:.:\"a.t.'tllnß- 'll'bGr-gt!btrn , da die 
AnEeh!r.ipn do ... VertU"t.eil-ten leeinan 'i'ii\Ul:ch um V~b.tt)lgu.ng des 
Lo1ohnß..ClD saäußi!.r t h.o.t.tt!n . 

Die Vollatr~cku.r-'B:..."d,allctte vor.:t Zeitpunkt der Vor~ü.hl.-11ng bie zur 

vollendeten Verki.i.ndlUlg ••. ~ . . :W.in •••• • •. .l .. Sek., von dar 'Jbe• 
gabe an der Scharfrichter bis zur vollendeten Vollstreckung 

•••••.••..• • {,. Sekunden. 

K~. 



12. Plakat mit der Bekanntmachung der Hinrichtung Erna Wazinskis. Schrift auf 
rotem Grund. Format 29 x 41 cm (bei den Akten im Nds. Staatsarchiv). 

Bekanntmachung. 

Am 23. November 1944 ist 

Erna Wazinski 
aus Braunschweig hingerichtet worden, die das Sondergericht 
Braunschweig als Volksschädling zum Tode verurteilt hat. 

Sie hat nach einem Terrorangriff auf 
Braunschweig geplündert. 

Braunschweig, den 23. November 1944 
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Der Oberstaatsanwalt 

als Leiter der AnJ.rlagebehörde 

bei dem Sondergericht. 



LXXV, Jahrgang -26- Stüd< II 

CanbeskirdJtid)es flmtsbtatt 

. 

ber Braunfct:nveigifchen eoangellfd.J=lutl)erlfct:Jen Canbesklrche 

Wolfenbüttel, den 28, Dezember 1962 

Gott der Herr. hat am 26. Dezember 1962 

Herrn Oberlandeskl_rchenrat 

Dr. jur. W alter Lerche 
plötzlich und unerwartet helmgerufen. 

Der Heimgegangene war seit ,1957 stimmführendes Mitglied de,s Kollegturns 

des Landeskirchenamtes der Braunschweigischen evangelisd!.-lutherischen 

Landeskirche und vertrat Insbesondere das Amt des Flnanzreferenten. 

Aus dem Rid!.teramt kam Oberlandeskirchenrat Dr. jur. Lerdle in den 

kirdllid!.en Verwaltungsdienst Hier hat er mit großer .Umsidlt seinen 

Dienst getan, in der Gemelnsdlaft des Amtes und seiner Aufgaben sldl ala 

ein treuer und zuverlässiger Mitarbeiter bewährt. 

Auch im Aufgabenberetm der Vereinigten Evangelisch-lutherisd!.en Kirche 

Deutschlands hat Oberlandeskirdlenrat Dr. jur. Lerche leitend mitgearbeitet. 

Die Braunschweigische evangellsm-lutherische Landeskirdie gedenkt ln 

Dankbarkeit und herzlld!.er Verehrung ihres treuen Mitarbeiters. Das Ge­

denken an Oberlandeaklrd!.enrat Dr. jur, Lerdle wird' uns allen ein geseg- , 

netes bleiben. 

Wolfe n b ü t tel, den 28. Dezember 1962 

Die Braunsmwelgtsme 
evangellsdl-lutherlsme Landeskirdie 

D. Erdmann 

· Londesblschol 

13 . 
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Die K1innnalität ist 
kein Hirngespinst 

OCl,.r .. ·lu-.,ckf'nde Zunahmf'n I Von Hano Meier-Branf'Cke 

J ~h:;:~~~:~:;~n~rf~~~~r ~~,~~~ 
Resozia\isierunqsrezept sind, um so 
hduliqer wird VOT'I interessie rter Seile 
das Märchen verbreitet, die qefahr­
liche Kriminalität (Gewallverbrechen, 
Hrandstlftunq und 11dlwere Diebstähle} 
tel qar nicht anqeslleqen, sondern die 
8e~·61koruno bilde sidt die allqemeine 
Rttchltun.tlctlttbeh nur ein. 

Dit 'Zthle:n der •cal11dltn ooliui­
llche.n Krtmlnal•t&lhtllt: be:weiUt'l k.Jlu 
du CtQtntell. Auch der Qe.tunde 
Mtnlcb.tnYutt.nd spricht die qleidte 
Spreche. So qehörten nodt vor 15 Jah­
,.n be..,a.Unete Uberfälle zu den größ­
ten S.lttnhellen. Die Zahlen von 
Mord uad Totschlaq waren damals qe­
rioq, die der schweren Diebstähle !Ein­
brilche und so weW.er) hie lten sidl in 
Grenzen. Die Sldlerhelt in Parks und 
Wlkleru aowie abends auf den Stra-
8eo war relativ hoch. Rausdlqiftdelik.te 
waren fut unbekannt, eben1o Boma 
beo- und Psychoterror. 

Obwohl die Bevölkerunq von 1953 
bla J97l nur urn wenig mehr als 25 
Proaeol anqewaduen ist, haben die 
sdtweren Straflaien ln diesem Zeit­
r•um in tut bel•pleJioaer W~tl•c 1uq~ 
ßOiniDtn . SO alnd die ß tunqsdaUIUe 
fMord und To1Jd1t1Q ~ln.uhlldiJcb 
Vtreudl•l von 843 •ur 1$29 FAlle •nqc:· 
atleg.:n , die Roubd•llkto von ctw• 3SOO 
•ul el'WII 15 500 'Pii1ht, dito achwer('.n 
Dtabttlblt von 125000 smon bl" 1970 
tut mehr •I• 546 000 Pille und die vor­
J.ltrlichea BrandsllrtunffeD von 1413 
•ut te1t 5000 Falle. 

Allelo in den Jah ren 1969170 sind die 
T4tunQ"Ida1Ur.te um 29,1 Prozent, die 
R11ubdellkte um 33,1 Prozent, die 
1chweran Oltbstlhte (Einbrüche) um 
39,8 Prozent und die vorsätzlidlen 
Brandstiftungen um 22,3 Prozent anqe­
.d.wollen. 

Dei Vmrechn.unq der Fille our 1e 
100 000 EJnwohn11r erqlbt .~ i ch, d111B sich 
•eil 19$3 die ntunQJideliilf!l ml!hr als 
Vflrdrt:11td1C und die Raubdelikte so· 
""" iCJ dle ad\weu:n Diebstöhle vervier­
fAcht hL'I~en . Oie Straflalen mit Schuß­
waUen haben sich se it 1962 verzehn­
la.cht. Genenüber 1938 hat sich ein qro­
Der Teil der Schwerkrlminalil.ä.t (R4ub­
delikle und achwere Oiebstdhle) eben­
falls venehnfacht, Allein seit 1945 
wurden in de r Bundesre publik mehr 
a.is 265 Polizeibeamte ermordet und 
sehr viele sdlwer verletzt. 

Alle diese Zahlen entsprechen auch 
dem Bew ußt5eln und der Eri nneru nq 
urte ilsUihiqer Staatshürqer, die sehr 
wohl wissen . wie die Weil; in der sie 
leben, vor zehn oder 20 Jahren ausqe­
sehen hat. Sehr viele wissen dies audJ. 
aus amtlicher Erfahrunq. Auf die auf· 
fallend qerinqen Zahlen der Polizeikri· 
rnina\statisllk der ODR soll hier nidl l 
e inqeqanqen werden. Wenn Jcilrzl!dt 
ein h\esiqer Richter behiluptet hat, das 
Anstelqen der Krim lnttlitiil sei vor al­
lem au~ das Anschwellen der Ver­
kehrsdelikte 7.unld:.zurühren. so han· 
deh €5 sich um einen krassen Irrtum 
Die polizei liche Krimlna\!'ilatlsllk enl · 
hi!ilt nömlich seit zehn Jahren die Ver­
kt'hrsdelikle übe rhaupt nidlt mehr. 

di;~:~~:~r~~~e;o~:e~~~7nh~or~7~:~~r: 
~lalistik durch \'er(Jleld:le m1t der Qe­
r lchllid-iC'n Ve rurtellunqsr.tati sti k zu 
entwcrlen, Hierbei werdC!n letioth 
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maO~ebllc:he Tatsadlen qrilndlldl ver­
kanitt. Die Verurteilunffsstatlstlk der 
Gerkilte enthäll naturqemäß nur die 
Fälle, die zu r qerlchllkhen Anklaqe qe­
tührt haben, also etwa ein Drittel. Die 
qroße Mehrzahl der Strafverfahren, die 
von der Stau.tsanwall~dtaft einqestellt 
werden. weil zum Belspiel keine aus­
reimenden Beweise qeqen einen be­
slimmten Täter vorlle~en oder weil 
dieser ituftechtlfd'l noch ntdn verant­
wortli"' oder UßthHCI IJ t ochu wen die 
Sad:Je nttbfn •ndenn Str•tr.u:n nicht 
ins Gawldu 11111, enduHnt ln dieser 
Statistik überhaupt nldlt. 

Die qrößte Un~enauiqkeit der Ge· 
rich lutoUsUk ist aber ihre Z!ihlunqs· 
methode: Wenn zum Beispiel jemand 
weqen zahlreicher Elnbrildle , mehrerer 
RaubUberfille und eines Mordvenudts 
verurteilt Ist , so enlh!ill die Gerichts­
statistik nur das schwerste Delikt, 
nämlidt den Mordversudl. Je mehr 
neuerdinqs die Ccrlctuo t.U Ihrer Entla· 
5tun~ von der !tlrutcllunqu'\.kllchkoit 
nadl § 154 SIPO Cabr•ud!. m1dJan 
oder zahlreiche Einzeltaten, besonders 
bei Banden, zu einer ,. fortqesetzten 
Handlunq"' zu~aammenfusen, um so lm­
vollsländiqer wud das Bild der qeridlt­
lidlen Statistik. 

Sdllaqworle sind eur keinem Gebiet 
so unanqebra.dlt wie auf dem der Ver· 
brechensbekümptung. Zwar ist der 
Zwedt des Stralvollzuqes in erster Li­
nie Resozialisierunq , Die Verurteilunq 
IBestrafunql selbst dient aber darüber 
hinaus, wie si~ klar aus dem refor­
mierte n Geselz er!Jlbt (t 13 StCBl, der 
qeredlten Sühne sowie der Absdnek­
kunq des Täters und anderer. Darüber 
besteht in der Redl lssprache dea Dun..: 
des!=leridJtsho!s und des Bundesverfl!ls­
sunqsqcridlts sowie in der WIS9en­
scha(t nidlt der qerlnqste ZweHel, Wä­
re es anders, so dl.irlten zum Beispiel 
die Mörder aus dem Orllten Reich nicht 
zur Verantwortunq qezoqen werden, 
weil sie sidt wohl ausnahmslos seit 
Jahrzehnten st raHrei verhalten haben 
und daher kolner Resozialisierunq 
mehr bedürlen. 

14. 
Braunschweiger Zeitung vom 
6.6.1972, S.2, Kommentare 
zum Zeitgeschehen 



~onberSDetmer ftreisDtou 
* .. Jmct• oef)t in ~uthfJJfanb NYt.?.. Wir 

oeröffentlid)en nod) ~htfn ~US3'Uß aus hem 5Uortra~J 
·~ mtll'btagsaTlg. 6 d)M i boer in ber ooroe[trioen öff~ttt= 
lll)en .faerf.ammfung ber 91G!liH$.. ~er( mir in unf~;cr 
gefttlgen IHusoauc aus ted)ni[d)C'TI (l;rflnben nur fur3 
~ifm Y,onnten. :Der 9lebner, 'ocr mit MnbeUatrd)Cl! 
tmpf(lng~n t»Urbe :unb beffen lllttsfilf]rungcn oft burdl 
ftarZtn 5elfaf( 111nterorod~ett t»Urbe. 'Rebtt·cr filfyrte aus: 
6o oifJt elS nid)t weiter; bas fei bie irbcr3C'UßUll!l nlf~t. 
~ie 916:1)111~. werbe Q[(e .Rräfte .bnran [eben, in bcn 
lll.Qd"~n oor her . 9l·ei,d}.stagsmacyi bie ~nt[d)eihu.no im 
ßnm.pf .um bie v.olitt[d)e IDlüd)t au erringen; <ts f)Qn'ode 
~ bes'fxllb ~aTUn\, . .lxlfür 3\1 forgen, 'oab tn biejen 
tBOif1tn im Streife . <51ln'l>er5cyetm fetne · ~m6er[~l'oet.cn 
3toongsoer[t-eigcrungcn oorgemmunen würbelt. <ts milffe 
oermieben werben, baß man l>en i!anbwirten u1t'o bem 

-l"t:.U>etbstätigen IDlittel[tan'o has . reute <Dut fnttne:,me. 
,:Ute 916t>IH~. werbe im .Rreife O)Qnl)erg(Jeim1 eine 
-etiuf>erungsaftion oornef1m~n: ::Oie 5eanrten unb IHn• 
g.cftcf(ten, bic 'l>urd) bos ~arteib.ud) in ilfrt ,ß"teHetl 
ge!ommen feien, mü&ten ffiegen. !liebnet oertlrieß in 
bieftm ' 3ufammenTjang aud) R1lf cin&dne G>emelnbeuor• 
fte[)er, .u. a. auf l>en <Demeinbeoorfte(}er »errmann in 
.ßaniJtlsl)-eim. 1ft erinnede booei auifll ~ l>tn 
»thlfall 'oer 9lcid)sbomterlC'lite auf bie 9lntLonatT:oaialfifte:n. 
IJt\1. tinem ~(äb..ol)et bes 6taats'antDalts Rn e I) e t .. 
•ntttt·t1d:C• 60t1en .oerias tt em Urt-eft llbet b~ 
nation'lllroaittHltffd)c !Bewegung, bc1s einen 6turm ber <fnt• 
tfiTtultg ~I bcit Q!nmelenben. ()eioorricf. :Der 9tebntt "tt• 
!lädt, ba& nud.l' biefet ~rr 3U ben 9tld}.tetn ge(fßre,. 
Me nadj, b-cn mlorten bes Wlg. .Sl.ube im ~eukiFdlteni 
.ßrutbtag auf bie IHnUageban! milflftn. O>tr<lbe bie[er 
i)err fotrte fid). über bie l>iiaiplin her 62l"'ßeute mun$ 
betn, bie bauernb angepöbelt :Uttb iiTmfa\Ttn mürb·m. 
:tlet 9lebnet betonte, bob es. i()m feiDftoet[tänbi!iQ . 'fem 
Tieg.e, bamit "oieienigen ~amten .31! treffen, bfe nid)t 
~utd) matxi[tifd)c 6ttigbügel(jalter, [on'oern burd) eigenes 
Slöttnen ,in i()rc 6teltungen g~fomJnen feien. <Deift gegm 
ffieift, Gber I'Uuf) ffau!t gegen }jauft! :Das [ei l>ie ßofung 
ber 91-ationnfloainii[ten. 213\)1111 fie bie 6trabe nid)t er• 
obert bdtttn, bann ghße es fJeute be!timmt ein fomnw• 
nifttl~s l>e:utrd)Tanl>. llieb·net mar:nte bie 6oaiaf'l>emo• 

15. tMten im .Rr-ei[c. .ffieTd)e()e ein-em 61H.=IDlann dtDQ5, 
bann mtlrb~ er nid)t anftebet1, bic {Yül)rer b .. r 6o~inl• 
bcmofrati~ aus bcn ßäufcrn au ()olcn. 
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-1Ucltuc: tuteA 
du 1ZS2JA:P. 6ei 

!lu(Jer(Jalt. be• !JUditeruueins uerfRmmelte filfl 
.m !Jlithuocfmad!rnithto itn tieratebau& eine grone 
1lnaa61 uon 9th.,tcrn ou9 !Stobt unb 2nnb !Braun• 
tlfuuehJ cud C:Drunb eroanoener tiufforbuung aur 
Sefuucf)unR UfJer bic aeaenwiirtioc politihfle .2agc. 
!Ralf) einoebcnbu !lu9(Pro.cfJt nUiirten iilfl bic ~t· 
fcflitnenen unter 3urüditeUuno aßu ~ebenten 
scaen eine DGrtciuolitHcfJe !Binbunn eine& 9tilflhrs 
mit elnloen mcniaen !lu•nofnnen bereit, burd) f o • 
fo rt iß e n !8 e i tr i tt aur !RIS:llti!U. fidi biefer 
t'emeouno aum !Uot)le bes ~oUes einauGliebnn. 

16.+17 . Braunschweigische Landeszeitung vom 28. 4. 1933 

~tlh 1 

VUSGH<...t~ 
dt$11S·Juri.w•e.u.du 
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18. Lager für Referendare in Jüterbog, August 1933. In der Mitte Reichsjustiz­
minister Kerrl. (Vespignani: Faschismus, Elefanten-Press) 
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~a~v Zijtti' 
~eutCdJt 3!id)trr~rit~g 
ZdtfdJrift il~r l!\dclJ.sfadJ(!rupp~ l!hd)tcr unil .Staat.sanwdlte ~ 
bc.s 'J5unilc.G ßntionalfo3faliftifdJcr i>cutfdJ~r .(lurtften e. W. 

1('lefau.ogcbm bcr l~cldj.ofnd)ßruppcnlcftcr f,rijj i\~fer, 13crlin 

ZufdJtlftcn au.llfdjlicfiliciJ nn bfc <acfdJnft.llftrUc: 13crUn l!I.J35, ~icrnnrtcnftr. 20, ~cl. 132 :lü1Jow 8<}61-8965 

13crl!n, btn 15. ('Jnnu~r 1935 

~ameraöen öer 2\ed)tsfront! 
l.Uic Öno :Jn()r 1933, ftc!)t Ollfl) ÖOG :Ja()r 1934, Önß 31Ddtc :Jn()r ÖCS 6icgeo Öre ()dolifd)cn :Jöco 

ÖCB nationoffo3ialiom11Bt eingcmcipcft in Öcr ~cfn)iO)!C ÖeC Öeutfci)cn .Uo(fes afs ein :Ja~r gewaltigen 
]lufboueo unö miil)euoll~c Rlcinnrbcft. ]luci)· uns nntionnlfo~inliftifn)c 2~ed)tswnl)rer braci)te es einen 
gcmaltioen 6n)l'itl unfcrm grojicn 3id niil)er. U1ir l)abcn nfd)t nur aUc öeutfd)cn :Juriftcn um öfc 
Sahne öco Siil)rcro ~efnmmclt. Ulfc öucftcn fo)on öic Sunöamentc ocr 0efc~gcbung legen, auf öcc öao 
taufcnöfiil)dgc Ren)tcrdd) öeo ·nationalfoJialiomuo errid)tct wirö. :Die !)eiligen illerte unferce ]llt• 
ooröern: 2~nfTe, l3lut unö l3oöen, (f(Jr' unö Ulcl)r' treten wicöer in öen Uoröergrunö oll unfereo Rcd)tu• 
öenfcno unö Herl)tBtuirfenc unö ueröciinocn öen l)iinölccifdJen ~eift öer rnnr~iftifnJ·IiberaliftifrlJcn 

ihrfallaeit enöoiiltig auo unfercm Rerl)toleben. 
Die :Ja!)d)unöcrtc lang Cl•fciJntc Hcd)tocfnl)dt öeo öeutfn)cn tlo!feo ift in öiefcn ~agcn Ulicrlid)fcft 

gcworöcn. Der l3cfciJI öeo Sii[)rrro, öic 3uftiJocrtuo!tunocn öcr öcutfdJcn !iinöer glcid)3UfnJa[tcn, ift crfii!lt. 
3n g!iiubiger f)offnuno geörnfcn wir l)cutc unfmr öeutfd)cn l3rüöer an öer 6anr. Ulir griißen 

fic gan~ bcfonöero l)erJiin) mit öcr .Uerfid)crung innigftcr tlerbunöcnf)cit im ffarnpfc fiir il)r .l)cutfd)• 
tum unö il)r !cbcnorcd)t. 

Jd) önnFc ~ud), meine lieben ffiitfärnpfer, für öie in ölefern 3n~r oclciftctc ]lrbeit unö öic fo fcl)r 
!reue finrnernöfd>nft! Jd.! p-. ~crc IEud) auf, in 3ufunft ocnau fo wie biol)cr in bcociftertcr ~efolg• 
fd)aft 3U unfcrcm Sü!)rer un~ feiner grojicn ]lufgabc 311 ftc!)cn! l3lutftarfc1 unbcugfamc tlertrctcr 
unfcrco 11ationnlfo3ia!fomuo! 

Jm :Ja!}rc 1935 wirö in öcr alten Rcid)ogcrirl)toftaöt !ripßio am ~ogc öco Dcutfd}en Rcd)te 
(]lnfnng Q)ftober) wiet\er eine miid)tige fiunögcbung fiir öic nationa!foain!iftifd)c Rcd)toiöec ftotlfinöcn. 
:Die l3atni!lonc öeo geeinten öcutfd)cn Red)toftonöeo wcröen öort tnol•fdJicrcn flir öic ~crncinfdJoft 
unferco unfterb!ici)cn öcutfrlJcn .Uolfro1 fic wcröcn morfd)irrcn fiir öao unocroiinglirl)e ewige Red)t 
unfercr öeutfrl)en 11ation unö für öae l3!iil)en unö ~eöeil)en unfcrce großen !)eiligen tlaterlanöco. 

Bcr!in1 öcn 21. Dc3cmhcr 1934. 
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Bad Harzburg, den 6, März 1980 

Maria Ehlers 

betr. Die Veranstaltung: 11 Braunschweig unterm Hakcnk.reu~". 

Sehr geehrter Herr Dr. Kramer! 

Als Besucherio des Vortrages von Herrn Dr. Lein:HUie Braunschweiger Justiz 

im dritten Reich" am 4, März im Städt. Maseum möchte ich Ihnen anstelle des 

nüchternen Fragebogens einen Brief schreiben. Ich bin die Witwe des von Dr. 

Lein mehrfach erwähnten Landgericl• tsdirektors Wilhelm Ehlers, der große Diffe­

renzen mit den Braunschweiger Parteigrößen hatte. Ich war bei dem Thema natür­

lich besonders angesprochen. Meine Antworten zu Ihren Fragen sind: 

L Die ganze Vortragsreihe hätte mich sehr interessiert, ich hätte gern alle 

vier Vorträge gehört. Als Auswärtige, die nur mit Hilfe einer Hotelüber­

nachtung den Abend in Brschwg. bleiben konnte, mußte ich mich auf den für 

mich wichtigsten bescheä1~en. Die ganze Veranstaltung, auch das große Inter­

esse der Jugend, dtir zwanglose Aufbau im Museum haben mich sehr beeindruckt. 

Ich halte sie für eine nützliche und gut gelungene Sache, die fortgesetzt 

werden sollte. 

2. Besonders gefallen hat mir die Objektivität, mit der Sie den Abend geleitet 

haben, und die Sachlichkeit der Ausführungen von Herrn Dr. Lein, aber auch 

die lebhafte und dabei sehr disciplinierte Diskussion. 

Die Nennung von mir gut bekannten Namen im Vortrag hat mich nichtngestört 1 

sie machten den Bericht lebendiger. W~nn Herr Dr. Lein meinen Mann nicht 

erwähnt hätte, so hätte ich es bestimmt in d~r Diskussion getan. Ich war 

3. sogar ein wenig enttäuscht, daß nicht erwähnt wurde, daß W. Ehlers Vorsit­

zender Richter bei den beiden Prozessen gegen den Raubmörder an einem jü-

dischen Kaufmann,SA-Mann Sievers,und den SS-Mann Kunze (Knüppel- Kunze) 

war und die sehr harten Urteile gegen sie gefällt hat. Heide Urteile gingen 

auf Betreiben der Staatsanwaltschft bis zum Reichsgericht, wo das eine be­

stätigt und vollstreckt, das aR~ere abgemildert wurde. Auch die sehr milden 

Urteile des Sondergerichts gigen zum grollen 'feil auf das Konto meines Mannes 

der sich damit die Parteistellen zu Feinden machte. Auch andere Richter 

handelten ähnlich, wie Herr Dr. Lein auch anführte, und deshalb war ich sehr 

betroffen über seine Schlußfolgerungen: Nachdem er ausführlich dargestellt 

hatte, wie widerspenstig sich die Braunschweiger Justiz gegen die Organe 

der NSDAP stemmte, schloß er, daß sie eigentlich garnichts geleistet häteen 

und daß nichts passiert sei, Auch grode Prozesse hätten in Brschwg. nicht 

stattgefunden. Dazu möchte ich bemerken: Der Sievers- Prozeß war ein großer 

Prozeß, zu dem Beobachter aus jüdischen Kreisen bis aus Paris kamen, und 

der großes Aufsehen erregte, r;erade, weil es sich um einen Judenmord han­

delte. Man sollte ihn mehr herausstellen, um klarzulegen, dall in den 
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dreißiger Jahren ein Widerstand gegen Ubergriffe der Parteistellen noch möglich 

war und auch praktiziert wurde, und zwar, wie wir damals meinten, mehr als in 

anderen Teilen Deutschlands. Die Jugend, die durch ihr zahlreiches Erscheinen 

ihr großes Interesse b;:·kundete, sollte darüber informiert werden, daß die El­

tern - Generation nicht aus solchen urteilslosen Idioten bestand, als die sie 

heute gern hingestellt wird. Gerade die Braunschweiger Justiz hat gegenüber 

Gestapo, Regierung und Parteileitung starken Charakter bewiesen, was damals 

nicht leicht waro Das sollte mehr betont werden. Herr Dr, Lein v~rmißt in dem 

Widerstand der braunschweiger Richter das politische Motiv, er richtete sich 

nicht gegen den Unrechtsstaat als solchen, sondern bezweckte die Wahrung der 

richterlichen Integrität gegen die Einmischung außenstehender Personen. Das 

stimmt in gewisser Weise; m~n konnte aber damals die drohende Lage noch nicht 

übersehen. Die Richter hofften, das Recht gegen Ubergriffe wahren zu können, 

fühlten sich auch durch das Reichsgerint bestärkt, das damals noch respektiert 

wurde. Ein politischer Umsturz wurde nicht geplant, obgleich Vieles Empörung 

hervorrief. Deshalb sollte aber Herr Dr. Lein den braunschweiger Widerstand 

nicht abwerten, es gehörte viel Mut dazu, ihn durchzufechten. 

Noch ein Wort zu Herrn Heusinger. Dro Lein sagte:"lch verstehe nicht, daß er 

weitergemacht hat". Meinte er damit ,Herr Heusinger hätte sich ins Privatleben 

zurückziehen sollen, im Untergrund untertauchen? Mein erster Gedanke war: Wie 

gut, daß er dageblieben ist und den Posten gehalten hat, sonst hätten wir an 

seiner Stelle einen willfährigen Nazi bekommen, der wer wein was für Schaden 

Q~~&Pichtet hätte. Es war tapfer von Herrn Heusinger, auf einem unangenehmen 

Posten auszuhalten, und es ist ja auch später honoriert worden. 

Ich hoffe 1 Sie mit diesem Brief nich~zu sehr gelangweilt zu haben. Das Thema, 

das Sie~it Ihrer Vortragsreihe angeschnitten Haben, ist, wie das große Echo 

beweist, noch lange nicht erledigt, und auch die Jugend hat ein großes Interess~ 

daran 1 das befriedigt werden muß. 

Ich wünsche Ihnen noch viel Erfolg bei dieser Aufklärungsarbeit 1 die Sie sjcher 

fortsetzen werden. 

Mit freundlichen Grül;,..,, 

Ihre 

P.S. Übrigens gehörte w. Ehlers nicht der von Herrn Dr. Lein erwahnten und 

ein wenig karikierten JurDsten- Cliqae an. Er stammte aus Welfenbüttel und 

war ein wenig Außenseiter. 
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LI. Sa~rgang 6tilcl 4 

Canbeskir ftmtsblatt 
irdJen ber Brau 

evangelirdJ =lutiJe en Canbeskird)e 

S3 o lf e n b ü t te 1, b e n 31. 9n ät 1J 1 9 3 8 

9tr. 5218 

~unbgebung ber fut~erlfd)m \8ifd)öfe !Deutfd)lanb!S aum 10. ~pril1938. 
!tagb .• 9Jr. 8086 oom 31. 9Jlär0 1938. 

!Die am 9Jlütwodj, bem 30. 9Jlär0 1938, in \Berlin oer(amm~Tten .l!utgeri(djen .l!anbesbi(djöfe gaben 
aufammen mit \Bet!re!ern · anbmr 2anbes!lrdjen in· el)rlidjer 'jreube ·aber- bir~eimfegrÖjtettei!fw aum 
!Deutfdjen \!lotet!anb bem 'JUI)m unb 9leldjsfan0ler igre \Bereitfdjaf! be0eugt, an igrem 'l!lot an ber \Be· 
wältlgung ber gro[len ~ufgaben im neuet~anbenen Clito[lbeut(djen \!lol!steidj mlt0uatbelten. 

Snliem ldj [elber giermit feietlidj[t aufrufe, Jid) om 10. ~ril 1938 0u ber weltge[djidjtlldjen !tot bes 
'jUI)ms 0u berennen, gebe idj nod)[tel)enb ble'ln \Berlin gefa[lte <fnt[djliefiung berannt, mit ber ~nmelfung, 
Jie an ble(em 6onntag, bem 3. ~ril 1938, als Stan0elab!Unbigung 0ur \!lerlefung au bringen. 

9llolfenbUttel, ben 31. 9Jlära 1938. 
.l!anbesbifd)of Dr. 3 o g n ( e n. 

<Erklärung. 
Sn gTaubensbtübetlid)et \Betliunben~eit gtüfien mit bie <foangelifdje Stitdje bet ins 9leidj 

~eimgefe~rlen beutfdjen Oftmntf. 'llm fommenben Sonntag ominen mit uns mit aUen 'Deutfdjen, 
um unf ete !tteue aum neugef djaffenen IDtojibeutf djen \Reid) unb feinem 5il~tet au befunben. 
$it be3eugen aug!eicf) un[m <fntfd)TofTen~eit, unabläfng batan au arbeiten, bnji ~~riftus 

bem beutfdjen \Bolf 91!lJtebigt metbe. mlit rufen unfete IDemeinben auf, fidj mit uns in bem 
Q)ebet aufnmmen3ufdjliefien: 

'llUmädjtiger IDott, nimm audj ferner \Bo!f unb 5il~m in ~einen 6dju!l unb fegne fie 
aus bem 9leicf)tum ~einet IDnnbe, bamit uns 5tieben unb <finigfeit aUe3eit befdjerl fei I 

~eriin, am 30. ill1ära 1938. 
~le bem 9tat ber eoangelifd)•lut~erifd)en ~lrd)e !Deufcfjlanb!S 

angefd)loffenen fonbe!Skltd)en. 
\13 reIt, \!lotfißenber. 
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6tütf 7 

[anbeskir ftmtsbtatt 
ber Brau 

evangelifdJ=lutl)e 
gifd)en 
[anbeskird)e 

mlolfenbüttel, ben 14. ~vtil 1938 

\ltr. 5226 

ilerorbnung über ben !Dienj'teib ber IJ3fnrrer. 
(!tagebud)•\llt, 9121 oom 13. \llpril 1938) 

!!>le S!lrd)enngiemng ~at folgenbe \llerorbnung be[d)lolfen, bie ~iermlt oetfllnbet wirb: 
\llttlfel 1. 

§ 2 \llb[. 4 bes S!ird)enge[eges Uber ble 9lecl)tsoer~ällnllfe ber <l'>el[tlidjen unb anbetet S!irdjenblener 
bet eoangeli[d)·lut~eri[djen l!atibes!irdje oom 27. !!>e~ember 1922 (\llmtsblatt 9lt. 2788) erf)ält folgenbe 'ifalfung: 

!!>ie \jlfamr als !träger eines Bffentllcl)en \llmtes gaben oor bem er[tmaligen \llmtsantritt foigenben 
(ilb au Iei[ten : "5d) [cl)wöre: 3d) werbe bem ffii{jtet bes !!>eut[d)en 9leidjes unb !lloi!es, \llbolf t;itler, 
tteu unb gegor[am [ein, bie <l'>e[ebe beadjten unb meine \llmtspflid)ten gewiiTenf)aft erfliUen, fo wagt mit 
<l'>olt f)eife. N 

~htife[ 2. 
!!>ie bereits Im \llmt bejinblid)en \jl[arrer gaben ebenfaUs ben Im \lltlifel1 aufgefUgrten <iib au Iei[len. 

\llrtilei 3. 
!!>lel!el[tunR bes<ilbes auf <l'>runb [taatlld)et \llnorbnung wirb burd) ootftegenbe me[timmungen nid)t betU(lri. 

\llrtlfel 4, 
!!>le aur !!>urdjfU~tung bie[er \llerorbnung erforbedid)en \lle[timmungen trifft bas l!anbeslird)enamt. 

\lltt\!e[ 5. 
!!:liefe \lletotbnung tritt mit bet !!ler!Unbung in straft. 

!lllolfenbUttei, ben 13. \llptll 1938. 

22. 
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!Die ~raun[cljroelglfdje eoangell[dj.tut~etlflf)e faabellftltlf)e. 
~le st>lrlf)enreglerung. 

Dr. 5o9nfen. Dr. l!ambred)t. !Bertram. 9louh. 
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Lll. Sn!)rgnng -43- 6tüd 5 

[anbeskird)lid)es ·ftmtsblatt 
ber Braunfd:Hveigifd)en eDangelifd) = tutl)erifd)en Canbeskirche 

9llolfenbüttei; ben 4. 6evtembet 1939 -

9lr. 5318. 

mufruf! 
~ie <fnt[d)eibung 1ft gefallen. !Der 'Jeinb roill hen ~rieg. !Der 'Jül)rer 

~at has ge[amte heutfd)e Q3olk aufrufen müf[en aum ~ampf um bas ~ebens, 
red)! unb ben ~eb~nsraum unfmr teueren 91ation. !Die !!!3affen fpred)en 
tl)re el)eme 6prad)e._. <fs -gel)t auf ~eben unb ~ob. 

3n bjefer aeu her Cf.ntjd)eibung unh ~eroäf)rung rocnbet fiel) bie ~raun· 

fd)roeigifd)e eo..Iutf). ~anheskin:l)e an alle il)re G:>licher mit bem ocrpflid), 
tenben ~uf aum frlbftlofen Cf.infa!J il)rer ~äfte. ~ämpft ben ~ampf, her 
uns oerorhnet ift! 6cib getroft unh unoer0agt! !!!3ad)et! 6te~et im G:>Iauben! 
6cih männlid) unh feih ftark! .f:>altet an am G:>ebet! <finer trage bes anberen 
~oft! 6eib getreu! 

!!!3ir befe!)Ien ~ül)rer unb '<>olk, bie <mänmr im 'Jelb, roie bie gan0e 
.f)eimat ber G:>nabe bes 2Illmäd)tigen. llnfere .f:>er0m unh 6eelen fall je!Jt 
nur ein ein0iger G:>ehanke erfüllen: 

Q3orroärts! <mit G:>ott für ~eut[d)Ianb! 

!!!3olfenbüttel, hen 4. 6eptember 1939. 

Dr . .Sol)nfen. 
~anhesbifd)of. 

IDiejcr 2!ufruf i[t am 6onntag in allen ~raun[d)rocigi[d)cn ~ird)en 0ur 
mcriefung au bringen. 

IDie .§tuntle tltr <EntfdJtibung 
:llu ••B••~ n lt, •••••llrll~ou Glrgnono rl~ mll ~cm 

nln ~ur brn :Jro\rn C!inllrfl<lbunaolo onpl..-1'" •!Urlt<a 
,~nato ~o t,, .6li ll Ia · ~trl<n Xogu ~·· •Jl~ k otcru• 
loln S pannu ns .. , tC I~I ""'"' .f>ui•• .,II )• :II• • I 
• •) I!Jr'" a a ' ' r . -... :ln ~ri 61uok, h llrjr 3<11<a 
a<lcli<l<"• ionkoi; ljo.l boUub lo ill•llr! l, -, ilna<• u• . 
l<rr !l:u,.ra Ia tl<lsluo tJoapll lall ••• hr41 "' 11•1· • 
''"'" ll'loalulllolr "'" ljroalrci~ ~ioriL _ 

'2>1• lirbnlu, 'ir aaobliiPs ~ rl 'bn GJ,ora, ~ölrro: 
l!rlbno ha ubr• r.r ll cn; unb l~un ru•ar rn•ll li•~ C!:lnlrib 

moncl)mol onll jlllrrnbcon {I«!U kRiril,., 0< linbcn 
iiJ« !l!u~r Im licbcl 1• bcm {>rrrn ibu l!cbra ub Xob, 
btt ua o a0r ·1n lr l,icr .1joo) ' oll 3a 11<1« :l>mul 
br•eu coh uu• PO r 3 ~ m. · ll~i: ··PIIt.rua. tioll. lllc 6nabf 
a•arbu bol, I• (ljrobr• jU -... n6<lOQIL - lh ~·Ur ]tl uc 
) ct,U ~r•" (Ja~b . Pbr'r ulw• ;tP ~~ .,~,. •• : .a~~· oUt, b\t 
'lt•Tr rtot 1!• ••c-• ' '*'naJU llfllnn.:. Cr lfbf ••d) ••• f• 
'" f><l ~> •l rla Jrltu {lnJ,' loa' ··.tr ••• "'ii 'ro b < n 
61a a •• ·.:.urblQ 1•iJ'' h -'k( lr•lc !fl<.,i~•••R oon 
... aeJorbrrl iülrb. 
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1944 

24. 
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43 

für biq 

J 1 stad 11 

l)anf für bi~ gnäbig~ (g-rr~ttung bes (jü{>t~tß • 

.ßannouu, b~n 21. (Juli 1944. 

!I:i~f ~rJd)üttert von b~n ~~utig~n ~ad)rid)f~n iib~r bae auf ~n l5ii~rer 
omibte ~ff~nfat orbnen mir ~hrburd) an, baß, Jomeit ee nid)t bereife om 
eonnfag, b~m 23. (Juli, geJd)~~en i~, am öonnfag, bem 30. (JuH, Im 51:ircf)en~ 
g~bet ber cr>emelnb~ dma ln folgenb~r l5orm g~bad)f wirb: 

,.fl~i!ig~r barm~er0iger cr>ottl ~on Glrunb unJere& .ß~T2ltns banfen 
wir Dir, baß Du unJ~rm l5ü~m bei bem oerbrecf)~rifd>en ~nJd>lag i:!eben 
unb ®eJunbf)tif bewa~rt uni) ibn unfmm ~o(fq in eiMt Ö(unb~ ~iid)Jier 

Glefa~r er~alten bajl. ön Deine .f>änbe befeblen roir ibn. ~imm l~n ln 
D~inen gnäbigen öd)u~. 15ei unb bleibe Du Jein ~art~r .eelfer unb 
~dfer. 2Balte in ®naben über ben IDtänn~rn. bio in bieJer Jiir unJer 
~oft Jo entjcf)eibung!lJd)wmn 3eit an feiner öeife arbeifden. Öti mit 
unJmm fapJmn ..Pem. ~aß unfm. öolbaten Im ~ujblid 0u :Oir fämpjen; 
Im 2/n~urm ber ffeinbe jei i~r öd)ilb, Im tapferen ~erbringen lbr ®tleiter. 
~rbaHe unfmm ~olf~ in unbeirrl~r !rr~ue wtut unb Q)pferfinn. ,.ßilf uns 
f>urcf) belne gnlibige ffübrung auf ben 2neg bee ffrieb~ns unb laß unJmm 
~o(f~ aus b~r blutigen eaaf be9 ,SI;riegee eine 6egeneernte orroacf)Jen • . 
2ßede bie .ßet2ltn auf burcf) ben ~mJl b~r 3eif. Dede oll fn O~JUG 

~6riJlue unJerm .Pmn al!ee, mae roiber Did) Jlreitet. ~ib, baß Dein 
~oangelium freuer geprebigt unb roiUiger ge~ötf ronbe, unb baß rolr unfor 
S!eben in S!iebe unb Gle~orJam tapfer unb unuubroJJen unfu bie 3ucf)f 
DeiMs .Peiligm Gl~i/le5 JleU~n. 

:Der S!anbei'>bifd)of. :Dai'5 S!anbesfircf>enamt. 
D. !Vtara~unG. :l. '2). : Ofalmann. 



li Referenten und Besucher der Veranstaltungsreihe 
"Braunschweig unterm Hakenkreuz" im Städtischen Museum 

Bildmitte Prof. Roloff, am Podium Helmut Kramer 
darunter: am Podium Pfarrer Kuessner, hinter ihm Helmut Kramer 
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Pfarrer Kuessner beim Referat 
Podiumsdiskussion; von links : Kramer, Kuessner, Wolf, Roloff, Lompe, Seifert, 
Becker, Lein 
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Podiumsdi ·kussion 

Pfarrer Kucssner Auf der Empore 
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Die folgenden Fotos geben Eindrücke aus der Veranstaltungsreihe wieder. Kon­
zentration und Diskussion in lockerer Atmosphäre. 
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111 Leserbriefe zur Veranstaltungsreihe aus der 
Braunschweiger Zeitung 

Trauriges Kapitel 
Zum Bericht vom 21. Februar über 

die Darstellung .,Braunschweig unterm 
Hakenkreuz" ist zu bemerken, daß 
nach meinem Eindruck der Vortrag 
von Herrn Dr. Roloff dazu dientE!, durch 
ideologische Auslegungen der Ge­
schehnisse das Bürgertum von jeder 
Schuld zu entlasten. 

Die Ursache zum Untergang des 
Reiches 1945 war schon der verlorene 
1. Weltkrieg. Deutschnationale Kreise 
und das Großbürgertum empfanden 
das Ende der Monarchie als nationale 
Schmach. Die ausgehungerte Bevölke­
rung machte man für das verschuldete 
ChaQil verantwortlich, wofür die 
.,Dolchstoßlegende" als geeignetes Mit­
tel benutzt wurde. 

Hitler verbreitete bis 1933 die verlo­
gene Mär, der Versailler Vertra_g ~it 
den verheerenden Folgen se1 em 
Machwerk der SPD gewesen und nur 
als Vaterlandsverrat zu bezeichnen. 
Vom 15. 2. 1919 bis 30. l. 1933 hat die 
SPD niemals allein regiert. Sie war 
lediglich in acht von insgesamt neun­
zehn Regierungen der Weimarer Repu­
blik vertreten. Die Bürgerlichen Partei­
en stellten 14mal den Reichskanzler, 
während die SPD nur 5mal die Regie­
rung führte. 

Das Kleinbürgertum in Braun­
schweig, naiv, aber reaktionär geprägt, 
hat wohlwissend und bewußt Hitler 

den Weg geebnet, welcher mit unsägli­
chem Leid und millionenfachen Opfern 
in der Finsternis enden mußte. Als 
Angehörigei: der älteren Generation 
habe ich den leidvollen Weg der 
Weimarer Republik selbst miterlebt, 
welches für die jüngere Zeitgeschichte 
ein trauriges Kapitel bleiben wird. 

Friedrich Ehlers, Braunschweig 

Braunschweiger Zeitung vom 28. 2. 1980 

ArmerHeuss 
In dem Artikel .,Ideologie des Bür­

gertums· bereitete Hitler den Weg" (BZ 
vom 21. Februar) schreiben Sie Theo­
dor-Heuß-Gymnasium, dann drei Rei­
hen weiter Theodor Heuss! 

Der alte BundespräsiQ.ent Heuss 
wurde stets fuchsteufelswild, wenn 
jemand seinen Namen mit .,ß" schrieb. 
Er soll einmal geäußert haben gegen­
über einem Reporter: "Schreiben Sie, 
was Sie wollen, nur schreiben Sie 
meinen Namen richtig!" Im FaJk-Plan 
(10. Ausgabe) steht Heuss richtig, aber 
sämtliche Stadtbusse mit entsprechen­
dem Ziel haben Schilder mit "Heuß". 
Armer Theodor! 

Wilhelm Jürgens, Braunschweig 

7.3 .1980 
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Noch mehr Analyse 
AlsAnaehörlaer cler Ge~eration, der 

noch els ·Kind in Braunschweig die 
schäridlidle "~ichskrista.llnacht'' mit· 
bekam, das lähmende Entsetzen vieler 
Menschen angeslcht.s der jetzt deutlich 
sJehtblll' :werdenden Untoten der brau­
nen Machthaber spürte und zugleich 
auCh Mlbat jene et~enti.imliche Zwie­
spältigkelt geaenüber jenem Machtre· 
gime aehr deutlich fühlte, erlebte, was 
dieMS totale Terrorsystem auch in der 
Psyche eines jungen Men.schen zu 
beWirkeh v~rmochte (was . mich als 
Psycholo&e) heute immer noch be­
schäftigt, ja bedrückt), bin ich _ den 
Veranstaltern un.ci besonders den Refe­
renten der Veranstaltungsreihe 
":araunschweic unterm Hakenkreuz" 
sehr dankbar fitr die Initiative, einige 
Beretcne der sich besonders in Braun­
schweia scllon sehr früh abzeichnen­
den unhellvollen politischen Eritwick­
lunJ,dargelect zu haben. 

Die A\lfarbeUung dieser Geschehnis­
se, die ~ich gerade in Braunschweig mit 
brutaler Deutlichkeit abspielten, erfor­
dert ftelllch mehr als nur eine sachli­
che und kompetente Darlegung (die 
hier zweifellos gelui}gen ist). 

Was ich ein wenig vermißt habe -
und waa sicherlich die in großer Zahl 
erschienena jun&e Zuhorerschaft be­
sonders interessiert hätte - ist eine 
geriauere ·Analyse der Entwicklungs­
umstände dieser- Vorgänge gerade in 
Braunschweig. Wie kam es dazu, daß 
Braunschweig so früh und so .,massiv" 
"unterm Hakenkreuz" stand1 - Man 
soJli:Ai .die .. V~raDstaltun&Sreih~, Ullbe.­
dingt b,ald fortsetzen und vielleicht sich 
aucl) noch um· korb.p.etente Augenzeu­
gen bemühen. 

Bei dieser Gelegenheit: Vielen Dank 
auch der BZ für ihre ausführliche und 
instruktive Information! 
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Wolfgang Wehrstedt 
Hochschullehrer, Bremen 

18.3.1980 

Geschichte 1918 bis 1933 
Es wird immer soviel geschriepen. 

daß die nachfolgende Generation nicht 
in den Wahn verfalleil darf, dem unse­
re GeneraHon'verfiel. Es wird aber un­
terli_issan, .. die Jugend -auf:l::uklär~n'i 
wvrari es gelegen hiit, di:iß der bräune 
T,yrann Tritt · fa.sen ·konnte: Weshalb 
wird die deutstJnr Get~ttiidlte 'von 
1918/19 bis 1933 nicht realistisch und 
gründlich durchgenommen? 

Rudolf Schütz, Milriental 

19.3.1980 

Konkret genannt 
Zu dem Artikel ,,Aufarbeitung der 

Vergangenheit hat erst begonnen", BZ 
vom 20. März: Herr Dr .. Lein hat in 
seinem Entwurf über den freiwilligen 
Eintritt in die NSDAP nicht, wie in der 
BZ wiedergegeben, von dem Bürger­
tum gesprochen, sondern von den 80 
lndustrieunternehmern, die ohne be­
sonderen Druck freiwillig eingetreten 
sind. Lediglich drei Unternehmer wa­
ren nicht eingetreten. Es wurde also 
nicht .,allzu pauschal mit Begriffen wie, 
das Bürgertum' ... hantiert", sondern 
am konkreten Beispiel al'gumentiert. 
Leider wird das in dem Artikel nicht 
wiedergegeben, ja sogar dagegen pau­
schaliert. 

Vorschlag zur Vergangenheitsbewäl­
tigung: Jede Gruppe, die zum Bürger­
tum gehörte. sollte mit einer eigenen 
Vortragsreihe bedacht werden (Indu­
strielle, Handwerker, Militär, Lehrer, 
Hochschullehrer, Beamte etc.). Mit der 
Justiz und den Kirchen ist .in Braun­
schweig ein kleiner, hoffnungsvoller 
Anfang gemacht worden. · 

Zu der Passage über die kd'mmunisti­
schen Agitatoren muß ich· sagen, daß 
ich keinesfalls den Eindruck hatte, daß 
in dieser Ver11-nstaltung den bezeichne­
ten Personen die Toleranz abging. Ich 
finde es nicht tolerant, Diskussionsbei­
träge zu qualifizieren. 

Sie sollten möglichst viele geäußerte 
Meinungen zurückgeben und dem Le­
ser die Meinungsbildung überlassen. 

Rainer Gehrmann, Wendeburg 

25.3.1980 



KOMMENTARE ZUM ZEITGESCHEHEN 15.3.1980 

Den Blick auch auf das ''Vorher" richten 

Ursachenforschung 
statt Bußübung 

Wu bei der Vergangenh~wältiigung zu kurz kommt 
VonArnold Rabbow 

Landauf, landab wird in der Bundes­
republik zur Zeit der Versuch unter· 
nommen, wieder einmal jene Vergan­
genheit zu bewältigen, die nun schon 
dreieinhalb Jahrzehnte zurückliegt, 
deren zwölf Jahre aber nach wie vor 
als Alptraum auf unserem Geschieht&· 
bewußtsein liegen und deren Folgen 
in ,der Teilung unserer Hei~at bis heu­
te fortwirken. 

Die Fernsehserie "Holocaust" rückte 
die Schrecknisse totalitärer Herrschaft 
mit emotionaler Gewalt wieder in den 
Brennpunkt des Interesses und der 
Diskussion; zahlreiche Veranstaltun· 
gen, Podiumsgespräche; Erlebnisbe­
richte und Seminare schlossen sich an; 
das niedersächsische Kultusministe­
rium ordnete eine intensivierte Be­
handlung des Dritten Reiches im 
Schulunterricht an, und soeben veran­
staltete die Fachgruppe Richter und 
Staatsanwälte in der Gewerkschaft Of· 
fentliche Dienste, Transport und Ve:r­
.kehr eine Vortragsreihe "Braun­
schweig unterm Hakenkreuz". 

Die Beschäftigung mit dem NS-Staat 
ist eine unerläßliche Daueraufgabe, 
weil er das düsterste und folgen­
schwerste Kapitel der deutschen Ge­
schichte geschrieben hat. Aber es ist 
nicht zu übersehen, daß sie vielfach 

einen ritualisierten Charakter an­
nimmt, nämlich den einer kollektiven 
Bußübung in dem unbewußten Bemü· 
hen, sich iiiliii,er wieder .reinzuwQ.­
schen", durch . lauten .Abscheu zu -be­
weisen, daß man keinen Teil habe an 
jener Last, die , doch nie abzuschütteln 
sein· wird. Daß Adolf Hitler ein Ver­
brecher war, daß der Nationalsozialis .. 
mus in verbrecherischen Taten endete 
-es ist wahr; .doch die immer wieder­
holte Bekräftigung dieser Tatsachen 
allein verhilft noch nicht zu Einsicht, 
gerinnt zur Formelhaftigkeit, die dazu 
verführt, es dabei bewenden zu lassen. 

Darin liegt eine Gefahr, die bei der 
gegenwärtig betriebenen Vergangen· 
heitsbewältigung nicht hinreichend 
wahrgenommen wird. So sehr näm· 
lieh die Jahre von 1933 bis 1945 im 
Blickwinkel stehen, insbesondere die 
späteren, so unzureichend die Jahre 
vor 1933. 

Wenn man aus der. Geschichte ler­
nen soll und kann, dann nicht vorran­
gig aus dem Betrachten von Sympto­
men, sondern von Ursachen. Wen:Q das 
Studium. jenes Kapitels mithelfen soll, 
zu verhindern, daß es sich jemals _wie­
derholt, dann ist die Beschäftigung mit 
den Jahren ,l918 bis 1933 noch wichti· 
ger als mit dem, was danach kam und 
inzwischen allgemein bekannt ist. 
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Die entscheidenden Jahre 
Hitler war kein Naturereignis. Er 

kam durch bestimmte historische Be­
dingungen an die Macht. Nur wenn 
man erkundet und versteht, welche Be­
dingungen es waren, welche Situatio­
nen er ausnutzte, welche - damals für 
Milllonen durchaus plausibel klingen­
den ;,:__Argumente er vorbrach~e (denn 
er kündigte ja nicht an: .,Ich werde 
Deutschland ruinieren und euch Hun­
ger, · Eli:md· und Tod bringen'J, erst 
dann wird verständlich, wie es gesche­
l).en konnte. 'warum gibt- es keine oder 
so wenig Fernsehserien, Diskussions­
runden, Veranstaltungsreihen zu die­
sen .~nts~treide.nd~tl Jahren, in denen' 
die Wur2:eln zu finden, sjnd1 Die Wur­
zeln: die Niedetlage 1918, der unheil­
sthw'IU!gere Versaill~r Vertrag, Clie 
U!l-~i!fs1ci)! Mr, Sie·g6t, · ·s_peziell ~.ra~k­
reichs, das Versagen des Parlamenta­
rismus und der demokratischen Partei­
en, die Wirtschaftskrfse, die Massen­
Clrbeitslosigke~t, das Wi!.chsen auch 
des linksradikalen Totalitarismus, um 
nur die wichtigsten Faktoren zu nen­
nen. Ein Bündel an Ursachen, an Pro­
blemen, · bei deren Bewältigung die 
Weimarer Republik scheiterte und an­
gesiebt!> P,et'er sich ein Mann als Retter 
prät~entierte, dessen Anfangserfolge -
auch diese bedürften einer genaueren 
Betrachtung - seine Versprechungen 
zunächst zu rechtfertigen schienen. 

Um Ver!ltehen bemüht 
In dem· ArtikEil "Ursachenforschung 

statt Bußübung" vom 15. März finde , 
ich nichts wieder von den, Erfahrun-_ 
gen, die ich ah den vier Abenden der 
Vortragsreihe !n Br11unschweig ge· 
macht habe. So war das melnem ·Emp• 
finden . lllich keine "B].Ißübung·~ son­
det:n ein Bemühen, diese Zeit und ihre 
Menschen verstehen zu lernen. 

Regine v. Geibler, Büddenstedt 

19.3.1980 
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Daß nicht nur braune Schläger, son­
dern auch viele Idealisten, zum Bei· 
spiel viele Lehrer, daß Kleinbürger, 
Frauen, Arbeiter, an ihn glaubten, daß 
er während einiger Jahre tatsächlich 
die Mehrheit des Volkes hinter sich 
hatte ..,.- man muß es erkunden, leiden­
schaftslos und auch ohne die Versu­
chung, die Erkenntnis nach Opportuni­
tätskriterien zu sortieren. 

Wie im Großen, so auch im Mittle­
ren und Kleinen. Daß im Freistaat 
Braunschweig, was Braunschweigern 
heute so peinlich ist, . schon etlich'e 
JaJ:!re .vQr der Mac_htübernahme _im 
Reich. · Natio~alsoziall:jten mitreg,ier­
ten, war J!~en!!<!'"~nig e i11 Zufall, kejn 
Auswuchs menscnlic,l~er B9sl!,.rtlgkeit 
oder ~cbäblgkeit, sondern .ebenialls 
die Forfentwicklung konkreter Situa~ 
tlonen. :Snuinsohweig unter- der roten 
Fahne - auch das wäre ein Reihen­
thema - von 1918 bis 1922 unter ultra· 
linken Regierungen, die Krise des hie­
sigen Parlamentarismus schon 1924, 
die Sozialstruktur, die Finanz-, Wirt­
schafts- und Raumordnungsprobleme 
des kaum lebensfähigen Kleinstaats ......:. 
auch im regionalen Maßstab nützt die 
Betrachtung der Jahre 1933 bis 1945 
nicht viel, wenn ihr nicht die noch ge­
nauere Betrachtung der Jahre 1918 bis 
1930 bzw. 1933 vorausgeht. Welcher 
Verband, welches Institut packt diese 
Aufgabe an? 

15.3.1980 



Lange vernachlässigt 
Entgegen allen Erwartungen bet der 

Planung der Reihe ,.Braunschw!'!ig un­
term Hakenkreuz" haben sich zu dem 
bislang so v·emachlässigten Thema zu 
allen Vorträgen durchschnittlich 1000 
bis 1400 Be.sucher eingefunden. So 
vie.l:en Braunschweige-r Bürgern, di.e 
sich in den Diskussionen im Städti­
schen Museum ernsthaft und niit gro­
ße-r innerer Beteiligung mit dem Na­
tionalsozialismus, seinen weit ün Jah­
re vor 1933 zurückreichenden Ursa­
chen und seinen Folgen, auseinander­
gesetzt haben, will dieser Artikel 
weisn1achen, das alles sei eine zuri 
,.Ritual" erstarrte bloße Mode, eine 
überflüssige Beschäftigung mit längst 
bekannten Tatsachen. Es ist doch im 
Gegenteil zu verzeichnen, daß sich das 
kulturelle Angebot zur Braunschwei­
ger Geschichte zum großen Teil mit 
welfischer Traditionspflege ohne kon­
kreten Gegenwartsbezug beschäftigt. 
Selbst wenn sich einmal die Gelegen­
heit zu einer nutzbringenden Ausein­
andersetzung mit der Geschichte bie­
tet, wie bei den rund dreißig Veran­
staltungen der 100-Jahr-Feier des 
Oberlandesgerichts 1.978/79, bleibt das 
unbequeme Kapitel des Nationalsozia­
lismus ausgeklammert. 

Manfred. Reese, 
OTV-Iüeisverwaltung, Braunschweig 

20.3.1980 

Unllftltere Kritik 
Zum Kommentar .,Ursachenfor-

schung statt Bußübung": Darin wird 
auf unlautere Weise Kritik geübt. Es 
wird zunächst c1er . Eindruck erweckt, 
nach ,.Holocaust" könne man sich vor 
Verahsta!tun9en zur faschistischen 
Vergangenheit in Deutschland .nicht 
retten. Wo und wann fanden denn bis­
her in Braunschweig Informations· 
und Diskussionsabende mit vergleich­
barer Thematik statt? Wie ist das fast 
unglaubliche Interesse der' Braun­
schweiger Offentliehkelt zu erklären, 
wenn ,..landauf, landab" ,.wieder ein­
mttl" bewältigt wird? Der Verfasser 
sieht die Gefahr, daß über formelhafte 
Reinwaschung die Ursachen des Na­
tionalsozialismus aus dem Blick gera'­
ten. Die vom Kommentator schließlich 
aufgedeckten ,.Wurzeln" der national­
sozialistischen Machtergreifung sind 
beqrifflich unscharf und inhaltlich 
unklar. Sie verweisen in ihrer einseiti­
~en Auswahl allein auf konservative 
Forschungspositionen. 

Wilhelm Pieper, Braunschweig 

20.3.1980 
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Traditionslinien 
Zum Beitrag .,Ur>~achenforschung 

~tatt Bußübung" vom 15. März: Der 
Verfasser hat -Recht, wenn er vor­
schlägt, sich auch mit den Anfängen 
der Weimarer Republik zu beschäfti. 
gen. Er wird dann Traditionslinien fin­
den, KontiilUitäten von der Gründung 
des Kaiserreiches in der Hauptstadt ei­
nes besiegten Staates, in Paris, die z.T. 
·bis heute fortreichen und in bürgerli­
chen Parteien präsent waren oder 
sind': Antisemitismus, Antisozialismus, 
Militarismus, Chauvinismus. So blei­
ben die Traditionen des Kaiserreiches 
in BürokraÜe, Schule, Universität und 
Militär in der Weimarer Republik er­
halten. Die traditionelle Herrschafts­
struktur wurde lediglich in den ober-· 
sten Rängen verändert. Prof. Rolotf 
hatte in seinem Vortrag sicher Recht, 
daß die Bürger schon Faschisten wa­
ren, als die Nazis noch gar nicht an 
der Macht waren. 

Jürgen Tatz; Braunschweig 

21.3.1980 
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Erlebte Zeitgeschichte 
Der Artikel ., Den Blick auch auf 

das .,Vorher" richten" wird vielen aus 
dem Herzen gesprochen haben, die 
wie ich im 1. Weltkrieg gehungert ha­
ben, als unsere Väter an der Front und 
unsere Mütter in den Fabriken gestan­
den, wir uns in .,Warteräumen" von 
Dörrgemüse und Morgentrank ernähr­
ten. Wir erlebten das Kriegsende, die 
Inflation, den 32-Parteien-Staat von 
Weimar. Ich war in der DDP, dem Vor­
gänger der FDP, als Herbert Wehner 
Abgeordneter der KPD in Sachsen 
war. Mein Vater gehörte im alten 
Landkreis Göttingen als einziger 
Handwerksmeister dem Reichsbanner 
Schwarz-Rot-Gold an. Um nicht länger 
als Angehöriger der Massenarbeitslo­
senarmee untätig zu sein, habe ich 
1931 den 1. freiwil\igen Arbeitsdienst 
mit aufgebaut, war 6 Jahre Frontsoldat, 
heute Frührentner und Schwerbehin­
derter. Dennoch haben wir diesen 
Staat auch politisch mit aufgebaut und 
nicht abseits gestanden. Seit 30 Jahren 
habe ich versucht, der jungen Genera­
tion ein realistisches Bilcl unserer mit­
erlebten- und miterlittenen Geschichte 
zu vermitteln - als einer von vielen 
- ein deutsches Schicksal auch mei­
ner Familie im Wandel der Zeit. Die 
Jugend hatte andere Interessen. 

Günter Weißenborn, Braunschweig 

21.3.1980 



Auch heute noch? 
Mit Schrecken habe ich auf der 

Vortragsreibe ,.Braunsehweig unterm 
Hakenkreuz" der Gewerkschaft &rv 
hören müssen, daß noch heute im 
Beratungszimmer des Braunschweiger 
Obe.rlandesgericbtspräsidenten ein 
Bild des früheren Vizeprbic(enten des 
Volksgerichtshofes Nebelung, des 
zweiten Mannes nach Roland Freisler 
und kaum weniger blutbefleckt, hingt 
und die Beratungen mit treundllch 
wohlgefälligen Blicken verfolgt. Er war 
zuvor 1934 (I) Präsident des Obe.rlan· 
de'sgerichts Bral.!ßSChweig geworden 
und für . seine Verdie.nste um die 
Gleichschaltung der Braunschwelger 
Justiz alsdann befördert worden. 

Muß so nicht der Eindruck entste· 
hen, als stünde unsere Justiz auch 
heute noch in der Tradition von 
Mördern? 

Ulrich Vultejus, Richter 
in Hannover 

1.3.1980 

Völlig freigesprochen 
Richter Vultejus schreibt im Leser· 

brief vom 1. Mli.rz in der BZ von ,.den 
kaum weniger (Vergleich zu Freisler) 
blutbefleckten Händen des friiberen 
Braunschweiger Oberlandesgerichts­
präsidenten Nebelung." 

Nebelung wurde im NQrnbe&"ltr 
Juristenprozen von aßen vier Anklage­
punkten: Verschwörung zur Begehung 
von Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit (Tatzsit Jan. 
1933 bis April 1945); Kriesverbrechen 
(Tatzeit Sept. 19M bis · April 1945); 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
wie sie im Kontrollratsgesetz Nr. 10 
beschrieben sind (Tatzsit Sept. 1939 bis 
April 1945); Zugehörigkeit zu ver­
brecherischen Organisationen freige· 
aprochen. Dieser Freispruch lautet: 
~uf Grund des Beweisergebnisses Ist 
es der Spruch di.eses Gerichtshofes, 
daß der Angeklagte Nebelung unter 
keinem der Ihm zur Last gelegten 
Punkte der · Ank!aeeschrift schuldig 
ist." Zur Anklqeve~tunl der Qe:. 
richtshöfe phörte u.a.: Herr Professor 
Kempner. · 

Friedrich Linkes, Btaunschwelg 

11.3.1980 
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Grauen vor der Justiz 
Um den ehemaligen Braunschweiger 

Oberlandesgerichtspräsidenten Nebe­
lung ist zwischen den Richtern Vulte­
jus und Linke ein Streit entbrannt. 
Herr Vultejus hält Nebelung für einen 
NS-Richter, Herr Linke verweist dar­
auf, daß Nebelung im Nürnberger 
Juristenprozeß freigesprochen worden 
sei. Aktuell ist die Frage deshalb, weil 
im Oberlandesgericht immer noch des 
Präsidenten Nebelung ehrend gedacht 
wird. 

Was sind die Fakten? Nebelung 
wurde 1'934 vori den Nazis als Oberlan­
desgerichtspräsident eingesetzt; 1944 
wurde er Stellvertreter des berüchtig­
ten NS~Richters Freister am Volksge­
richtshof zu Berlin. Dennoch wurde er 
im Nürnberger Juristenprozeß 1946 
freigesprochen, wie Herr Linke aus­
führt. 

Das besagt also, daß der Stellvertre­
ter Freislers unschuldig ist! Ich frage 
mich, ob sich Herr Linke wirklich die 
Urlgeheuerlichkeit seiner Darlegungen 
überlegt hat. Mag sein, daß dem 
Stellvertreter Freislers juristisch gese­
hen keinerlei Vorwurf zu machen ist. 
Aber dann kann ich nur sagen: Justitia! 
Mir graut's vor Dir! 

Jü~gen Wolf, Braunschweig 

18.3.1980 
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Wirklich weiße Weste? 
Vizepräsident a. D. Friedrich Linke 

versucht in seinem Leserbrief vom 
11. März die Kritik an der Ehrung des 
Vizepräsidenten des NS-Volksgerichts­
hof Günther Nebelung damit abzutun, 
daß Nebelung im Nürnberger Juristen­
prozeß freigesprochen worden ist. Ich 
finde diese Argumentation erschrek­
kend. Was besagt ein solcher Frei­
spruch für die moralische Bewertung 
angesichts der Tatsache, daß der 
Volksgerichtshof unter Roland Freisler 
und seinem Stellvertreter Nebelung 
2097 Todesurteile allein im Jahre 1944 
verhängt hat (u. a. für Abhören eines 
Auslandssenders oder das Ausspre­
chen eines politischen Witzes)? Mit 
Recht ist deshalb das Verfahren gegen 
die ehemaligen Richter dieser Tötungs­
organisation vor einigen Tagen wieder 
aufgenommen worden. 

Herrn Linke kann eigentlich auch 
nicht unbekannt sein, d~ es Nebelung 
war, der als Vertreter Braunschweigs 
auf einer Konferenz am 23. April 1941 
in Berlin die heimliche Ermordung an 
rund 150 000 Geisteskranken gebilligt 
hat. Kann dieser Mann wirklich ein 
Vorbild abgeben? 

Die Argumentation des Herrn Linke 
macht allerdings klar, wie sehr sich ein 
rein formales Rechtsdenken von den 
Tatsachen entfernt. Hier kann nur eine 
gründliche Änderung der Juristenaus­
bildung Abhilfe schaffen. Auch bleibt 
für die Justiz noch viel zu tun, um ihre 
Vergangenheit aufzuarbeiten. 

Es ist nun an der Zeit, daß der 
Präsident des Oberlandesgerichts 
Braunschweig eine öffentliche Erklä­
rung darüber abgibt, ob es richtig ist, 
eines Blutrichters wie Nebelung eh­
rend zu gedenken. 

Dr. Helmut Kramer 
Richter am Oberlandesgericht 
Braunschweig 

18.3.1980 



Gegen Windmühlenflügel 
Richter am Oberlandesgericht Dr. 

Kramei' kämpft gegen Windmühlenflü­
gel und rennt offene Türen ein: 
Niemand in der Braunschweiger Justiz 
will des Chefpräsidenten der Nazizeit, 
Nebelung,, als eines Vorbildes ehrend 
gedenken, wie es der Kollege Dr. 
Kramer in seinem Leserbrief in der BZ 
vom 18. März glauben machen will. 

Nebelungs Bild (in Postkartengröße) 
ist erst etwa Mitte vorigen Jahres 
zusammen mit weiteren zehn Bildern 
früherer Chefpräsidenten in einem 
Raum aufgehängt worden,. der seiner 
Zweckbestimmung nach selten benutzt 
wird. Das beherrschende Bild in die­
sem Raum ist ein fast überlebensgro­
ßes Portraitfoto des früheren Bundes­
präsidenten Gustav Heinemann, dieses 
bedeutenden Repräsentanten des de­
mokratisch-sozialen Rechtsstaats. 

Was wäre gewonnen, wenn die Reihe 
der früheren Chefpräsidenten des 
Oberlandesgerichts Braunschweig an­
stelle des Bildes von Nebelung durch 
einen leeren Fleck unterbrochen wäre? 
Würde uns eine Bilderverbrennung vor 
dem erhobenen Vorwurf retten? 

Ich kenne keinen Richter im Ober­
landesgerichtsbezirk Braunschweig, 
der die Zeit der Nazi-Barbarei nicht mit 
Abscheu im Bewußtsein hat. 

Dieter Miosge, Richter am 
Oberlandesgericht Braunschweig 

20.3.1980 
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lustlz unrer lfem NS-Reglme 

Der Schanen, mit dem wir 
leben mussen 

Eine Stellungnahme von Rudolf Wassermann, 

Präsident des Oberlandesgerichts 

ln Leserbriefe.n Ist der Wunsch geäu­
ßert worden, ich möge zu der Vortrags­
reitu• rler ÖTV-F'achgruppe Richter und 
Staatsanwälte Ober die NS-Justiz öffent­
lich Stellung nehmen. Dieser Anregung 
komme ich um so lieber nach, als ich 
schon Anfang der 60er Jatire über die­
ses Thema· Vorträge gehalten, Veran­
staltungen durchgeführt und öffentliche 
Erklärungen abgegeben habe. 

Das war damals nicht nur "Trauerar­
beit", um einen Ausdruck von Alexan­
der Mitscherlieh zu gebrauchen, son­
dern auch ein Stück dringend notwendi­
ger Aufklärung. Denn in 'den ersten Jah­
ren nach 1945 hatte man die Rolle, die 
die Justiz unter. dem NS-Regime ge­
spielt hatte, weitgehend aus dem öffent­
lichen Bewußtsein verdrängt. Vielfach 
hatte sich sogar die Vorstellung gebil­
det, daß die J.ustiz relativ unversehrt die 
Zeit der NS-Herrscllaft überstanden 
habe. Daß dies nicht so gewesen war, 
mußte einer Gesellschaft deutlich ge­
macht werden, die in Ihrem materialisti­
schen Wohlstandsdenken nicht gestört 
werden wollte. 

Insbesondere im Zusammenhang mit 
dem spektakulären Freispruch des 
Richters am Volksgerichtshof Rehse ge­
lang die Sensibllisierung breiter Teile 
der Öffentlichkeit. Der Kampf gegen die 
Verjährung von NS-Verbrechen, bei 
dem ich eng mit jüdischen und christli­
chen Organisationen zusammengear­
beitet habe, konnte freilich erst im Vor­
jahr erfolgreich beende! werden. 

Die Notwendigkelt einer Auseinander­
setzung mit der Rolle der NS-Justiz be­
steht heute fort. Zwar gibt es keine 
Richter aus jener Zeit mehr, die h.eute 
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noch amtieren. Vor allem unserer Ju­
gend muß aber erklärt werden, wie es 
dazu kommen konnte, daß die NS-Ideo­
logie soviel Macht über Menschen ge­
wann. und weshalb so viele Menschen 
(und gerade auch Juristen) willfährige 
Diener des NS-Regimes werden konn­
ten. Keine Generation ist davor gefeit, 
daß sich ähnliches wiederholt. 

Falsch wäre es allerdings, wenn man 
auf den Gedanken käme, der heutigen 
Braunschweiger Rechtspflege anzuhän­
gen, daß sl~:~ von nazistischem Ur'lgelst 
erfüllt sei oder in ungebrochener Konti­
nuität zur Justiz unter dem NS-Reglme 
richte. Davon kann keine Rede sein. Ich 
weiß nicht, ob es .. Kinder Hltlers" gibt, 
wie voriges Jahr vor allem in der Aus­
landspresse immer wieder gesagt wur­
de. Sollte es sie geben, so jedenfalls 
nicht in der Braunschweiger Justiz. Das 
möchte Ich hier unmißverständlich fest­
stellen. 

Abwegig ist auch die Vorstellung, Im 
Oberlandesgericht werde des früheren 
Präsidenten Nebelung "ehrend ge­
dacht". Das kommt bei einem Mann, der 
sich mit der NS-Ideologie identifiziert 
hat, auch dann nicht in Betracht, wenn 
ihm Spruchkammer und Gerichte be­
scheinigt haben, daß ihm persönlich 
nichts Unrechtes vorzuwerfen ist, und 
das, obwohl er 1944 als Senatspräsident 
zum Volksgerichtshof versetzt wurde. 

Andererseits können wir auch nicht 
so tun, als hätte es dles·en Zeitabschnitt 
unserer Geschichte nicht gegeben. Wir 
können ihm nicht entfliehen; er ist der 
Schatten, mit dem wir leben müssen. 
Ich habe Im JubiläumsJahr der Braun­
schweiger Justiz darauf hingewiesen 



und betrachte das Foto in diesem Sinn 
.als stete Warnung und Mahnung. 

Wir alle müssen dafür Sorge tragen, 
daß sich ein 1933 in Deutschland nicht 
wiederholt. Gerade Richter, ln deren 
Hand der demokratische Staat große 
Macht gibt, müssen sich vor Selbstge­
rechtigkeit hüten. Die Decke der Huma­
nität, die uns trägt; ist nur dünn. Mir 
ist das Wort des Schweizers Max Picard 
vo"m .,Hitler ln uns", das dieser jungen 
Menschen entgegenhielt, die sich nach 
1945 die Aufarbeitung der Vergangen­
~elt zu leicht machen wollten, stets ge­
genwärtig geblieben. 

Nicht ganz verständlich Ist mir, wes­
halb in den Veranstaltungen der Ein­
druck erweckt worden ist, im Jubi­
läumsjahr der Braunschweiger Justiz 
sei die NS~Problematlk ausgeklammert 
worden. Dein Veranstalter war bekannt, 
daß im Jubiläumsprogramm eine Veran­
staltung über dieses Thema vorgesehen 
war, aber der Redner, Professor Roloff, 
der zunächst zugesagt hatte, seine Zu­
sage aus Materialgründen nicht einhal­
ten konnte. Es war ebenso bekannt, daß 
ich die Rolle von Richtern und Staats­
anwälten bei NS-Untaten nicht etwa be­
schönigt, sondern gerade umgekehrt 
aufgedeckt habe. in meinem Vortrag auf 
einer Rieseberg-Gedenkveranstaltung 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
habe ich vor einigen Jahren auch die 
Vorgänge vor und nach 1933 in Braun­
schweig einer kritischen Betrachtung 
unterzogen. 

Zustimmen möchte Ich dagegen Ar­
nold Rabbow, wenn er in seinem Kom­
mentar in der Ausgabe vom 15. März 
fordert, daß der Betrachtung der Jahre 
von 1933 bis 1945 die geneuere Analyse 
der Jahre 1918 bis 1933 vorausgehen 
muß. Ich habe diese Aufgabe - die 
Klärung der Frage, wie es dazu kommen 
konnte, daß so viele an Hitler und den 
Nazismus glaubten und ihm zur Macht 
verhalfen - stets in den Vordergrund 
meiner literarischen Bemühungen ge­
stellt. Die geneuere Erforschung der so­
zialen, politischen, geistigen und psy­
chischen Faktoren, die hier eine Rolle 
spielten, könnte in' der Tat dazu beitra­
gen, die Vergangenheit nicht nur verbal, 
llOMdern tatsächlich zu bewältigen. 

20.3.1980 

Distanzierung überflüssig? 
Richter am Oberlandesgericht Mios­

ge sucht die peinliche Tatsache, daß im 
Ob!!rlandesgericht Braunschweig ein 
Bild des Vizepräsidenten des Volksge­
richtspräsidenten hängt, herunterzu· 
spielen: Das in einem Nebenraum 
aufgehängte Bild sei nur Teil einer 
Bi.Jdergalerie von elf früheren Chefpra· 
sidenten. Auch sei es viel kleiner als 
das gegenüberhängende überlebens­
große·Bild von Gustav Heinemann. 

Dazu ist zu sagen: Das Bild des 
Stellvertreters von Roland Freisler 
hängt in einer Reihe und in gleicher 
Aufmachung wie die anderen Präsi· 
dentenbilder. Das muß den Eindruck 
erwecken, daß das Oberlandesgericht 
sieh nach heute in einer Kontinuität 
auch mit der Person des Herrn Nebe­
lung sieht. Da ich das aber nicht 
vermute, fehlt mir jedes Verständnis 
dafür, daß man hier eines Exponenten 
des NS-Terrors ohne jegliche Dist&n· 
zierung (!) gedenkt. Eine Klarstellung 
täte hier not. · 

Dr. Albrecht Lein, Lehrbeauftragter 
an der Universität Göttingen 

2 5. 3.1980 (Lokalausgabe) 
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Unreflektierte Vergangenheit 
Im Oberlandesgericht Braunschweig 

hängt noch immer das Bild des 
Vizepräsidenten des Volksgerichtsho­
fes. Herr Miosge versucht das in 
seinem' Brief an die BZ am 20. März 
damit zu rechtfertigen, daß er Bilder­
größen gegeneinander aufrechnet und 
fragt, was denn mit einer Entfernung 
des Bildes gewonnen würde. Nun: Mit 
'eliier· Entfernung des Bildes - oder 
auCh mit eirier eindeutig distanzieren­
den Bildunterschrift - WÜrde die 
Justiz bekunden, daß sie ihre bisheri­
gen unreflektierte Traditionspflege 
aufgibt · zugunsten einer kritischen 
Betrachtung ihrer eigenen Vergangen­
heit. 

Richter Miosge weist besonders dar­
auf hin, daß der Raum, in dem das Bild 
hängt. nur selten benutzt wird. Gibt es 
im Oberlandesgericht vielleicht einen 
noch seltener benutzten Raum, der 
dann angemessen wäre für ein klitze­
kleines Freisler-Portrait? 

Robert Heinemann, Braunschweig 

25.3.1980 
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Wo bleibt die Reue? 
Richter am Oberlandesgericht D. 

Miosge irrt in seinem Leserbrief in der 
BZ vom 20. März, wenn er glaubt, daß 
man die Dinge einfach so herunterspie­
len kann und feststellt, daß das Bild 
vom Vizepräsidenten des Volksge­
richtsbofes, Nebelung, ja nur in Post­
kartengrößeaufgehängt worden sei. 

Wozu wird es überhaupt aufgehängt? 
Mahnend an eine unselige (Juri­

sten-) Vergangenheit, die das Terror­
regime von damals unterstützte und 
der man nicht ehrend gedenkt, wie 
Herr Wassermann in seiner Zuschrift 
betonte? 

Ist es eigentlich glaubhaft, wenn man 
so argumentiert und gleichzeitig die 
Bilder von 10 weiteren, früheren Chef­
präsidenten zusammen ·im gleichen 
Raum aufhängt? 

Wo bleibt denn das Mitgefühl, wo 
bleibt die Reue gegenüber den Män­
nern und Frauen, die ihr Leben gegen 
das Terrorregime aufs Spiel setzten 
und von Leuten wie Nebelung ange­
klagt und verurteilt wurden? 

Herr Wassermann sprach von der zu 

leistenden Trauerarbeit. Doch in dem 
Leserbrief seines Kollegen Miosge ist 
von alledem nichts zu erkennen. 

Ulrich Walter Müller, Braunschweig 

27 .3.1980 



Schatten der NS-Justiz 
Rudolf Wassermann, der Präsident 

des Oberlandesgerichts Braunschweig; 
hat in seinem Aufsatz (vergl. BZ v. 22. 
März) viele kluge Worte zur NS-Justiz 
gefunden. Nur das entscheidende Wort 
fehlt, nämlich die Zusage, das Bild des 
Vizepräsidenten des Volksgerichtshofs, 
Nebelung, aus seinem Beratungszim­
mer zu entfernen. Wir können uns 
nicht damit abfinden, daß auch weiter­
hin das Bild eines Blutrichters das 
Beratungszimmer des Chefrichters der 
Braunschweiger Justiz ziert. Wohlge­
merkt- ohne jegliche Distanzierung. 

Diensträume und deren Ausstattung 
repräsentieren den Staat, dessen Rich­
ter und Beamte in ihnen arbeiten. In 
ihnen aufgehängte Bilder sind Symbol 
der Tradition, in der die zu fällenden 
Entscheidungen stehen. Natürlich 
empfindet sich die Braunschweiger 
Justiz nicht in der Tradition von 
Blutrichtern, aber darf sie Anlaß zu 
Mißdeutungen in dieser Richtung ge­
ben? 

Wir verlangen heute mit Recht, daß 
alle Beamten und Richter auf dem 
Boden des Grundgesetzes stehen. Ge­
hört hierzu nicht auch die Forderung, 
sich deutlich sichbar von der Terrorju­
stiz abzusetzen? 

Würde Herr Wassermann einen jun-1 
gen Richter einstellen, der erklärt, er 
werde in seinem Dienstzimmer das 
Bild des Präsidenten des Volksge-
richtshofes, Freisler, oder seines Vize 
Nebelung aufhängen? Es irritiert URS, 
daß wir diese Frage nicht mehr mit 
einem eindeutigem "nein" beantworten 
können. · 

Die Forderung von Arnold Rabbow 
und Rudolf Wassermann, auch zu 
fragen, wie es zur Katastrophe von 1933 
kommen konnte und deshalb auch die 
Zeit von 1918 bis 1930 zu erörtern, 
findet dagegen unsere volle Unterstüt­
zung. Hätten allerdings beide unsere 
Veranstaltungsreihe besucht, wüßten 
sie, daß wir mit unseren Vorträgen-und 
den sich dar an anschließenden Diskus­
sionen einen Anfang in dieser Rich­
tung gemacht haben. Auch als Ermun­
terung für diejenigen, die sich nach der 
Vortragsreihe "Braunschweig unterm 
Hakenkreuz" eigentlich angesprochen 
fühlen müßten. 

ÖTV-Kreisverwaltung Braunschweig, 
Manfred Reese 

Es ist schlimm 
Die Leser der BZ erleben zur Zeit 

eine zielbewußt gesteuerte Kampagne, 
die den Eindruck zu erwecken sucht, 
zWischen der NS-Justiz und der Justiz 
unseres demokratischen Rechtsstaats 
bestehe eine Kontinuität. Die Leser­
briefschreiber holen zum angeblichen 
Beweis ein Foto des früheren Braun­
schweiger Oberlandesgerichtspräsi­
denten Nebelung hervor, das im Ober­
landesgericht in einem der Öffentlich­
keit nicht zugänglichen Raum zusam­
men mit Bildern aller anderen Ge­
richtspräsidenten die wechselvolle Ge­
schichte des Oberlandesgerichts 
Braunschweig verdeutlicht. 

Aufwelches Niveau wird eine an sich 
begrüßenswerte und verdienstvolle 
Aufktärungsarbeit, die mit der Vor­
tragsreihe geleistet wurde, damit her­
untergezerrt! 

Die Betreiber der Kampagne wissen 
sehr wohl, daß sie ihrem angeblichen 
Anliegen auf Entfernung des Bildes 
besser in einer persönlichen Ausspra­
che mit dem Präsidenten des Oberlim­
desgerichts gedient hätten, dessen 
konsequentes Eintreten gegen die Ver­
jährung von NS-Verbrechen seine ab­
lehnende Haltung gegenüber den Nazi­
größen unmißverständlich kennzeich­
net. 

Die Auseinandersetzung mit dem 
NS-System ist eine viel zu ernste 
Sache, als daß man sie in dieser Form 
betreiben sollte. Es ist schlimm, wenn 
rechtsuchenden Bürgern in polemi­
schen Leserhiefen Angst und Grauen 
vor der Justiz (siehe Ausgabe am 20. 
März) eingeredet werden. 

28.3.1980 

Klaus Meyer, Mitglied der 
Fachgr.l:lppe R~chtspfleger 
in der OTV, Braunschweig 

1.4.1980 
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Genau das Gegenteil getan 
V,o~gsver~staltungen wie 

"Br.un,schweig lJ.Dt\!rm Hakenkreuz" 
sind:.ineiner Kenntnis nach andernorts 
npch nie dur.chgeführt worden, lind die 
llehauptung, daß "l(lndauf, landab .. . 
wieder ei~al je.ne Vergangenheit be­
w ältigt" wird, entspricht - leider -
nic~t .der. Wir,klichkeit . . Welch' einem 
Geist entsprang aber , das Phantasie­

'bilcL· :wese Veranstaltungen bä.ue·n 
,.:vü!lfach . einen ritualisierten ; Charak-
ter, nämlich den einer kollektiven Buß­
übung "in dem unbewußten Bemühen, 
sich •. iin,mer. wieder ,reillzuwaschen' " ? 
Getfau"däs Gegen~eil haben alle vier 
V:oz.träge beabsichtigt und getan·! 

Seit 'es wissensc~aftllche Erkenntnis­
se übet 'den Natio'nalso~ialismus gibt 
- ·und die gibt es sogar schon aus 
der Zeitvor 1933, wie u. a. die ·Arbelten 
des· da'rnals in Braunschweig lehrenden 
becleutenden ·se~ziologen Theodor Gei­
gel' ··beweisen .....,., beschränken sich 
dies.e keineswegs auf die Feststellung, 
HitleJ: sei ~in. Verbrecher, ein Irrer oder 
·ern · .. Nat:utereig·nis" gewesen. Nicht 
einmal' BiOgraphen wie J. C. :Fest oder 
Sebastjan Haffn~r, deren · Auflagen aUf 
-Massenlektüre schließen lassen, legen 
derart primitive Deutungen auch ·nur 
im entferntesten nahe. 
, Alle vier ·V(}rträge ,der Reihe -be­
ichränkten . sich gerade nicht auf 
,;Symptome" oder gar die Zeit von 
1,933 bis 1945, sondern. waren analyti­
~tche t;Jrsache.nforschung, ·die sich auf 
die Jahre vor ·1933 richtet. Pfarrer 
Kuessner widmete mindestens etwa ein 
Vt~rtll ~elner Analyse dem Verhältnis 
.von Staat und (ev.-luth. Landes-)Kir­
che ' in Btp.unschweig seit der Revolu­
tion, Ich selbst habe mich auf die bür­
gerliche Ideologie und den Nationalso­
zialismus. in der Zeit von 1928 bis 1935 
kon~e~triert ,und im übrigen in mei­
nem Buch ,.,Braunschweig und • der 
Staat von Weimar", das bereits 1964 
in de~ Reihe "Braunschweiger Werk­
stücke" ·(also einer Institution der 
Stadt) erschienen ist, alles das, was 
Herr · Rabbow ·als Lücken · der För­
st;:hUng tber "aie ehtscheiaenden Jah­
re" aufzuzählen sich veranlaßt fühlt, 
ausführlich analysiert und dargestellt. 
Mein 1S60(!) erschienenes Buch "Bür-
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gertum und Nationalsozialismus 
1930-1933" hätte Herrn Rabbow 
schon durch den Titel darauf aufmerk­
sam· machen können, worauf ich den 
Schwerpunkt meiner ForschUn9 gelegt 

habe. 
· Herr Rabbow brau<.ht nur die Zei tung 
zu lesen, wenn er Antwort auf die Fra­
ge sucht, welche Forscher, welche In­
stitute und Verbände sich der "Ursa­
chenforschung" widmen. 

Ein Leserbrief von Herrn Präsiden­
ten Dr. wa·ssermann ve.ranlaßt mich 
schließlich noch zu einer Richtigstel­
lung: Es ist richtig, daß mich Herr 
Wassermann eingeladen hatte, aus 
Anl~tß des tODjährigen Bestehens des 
OLG Braunschweig über "Die Justiz in 
Braunschweig im (unter dein) Natio­
nalsozialismus" zu sprechen , und ich 
in Anbetracht der kurzen Vorberei­
timgsezit meine unzureichende Sach­
kenntnis als Grund für meine Ableh­
nung . angab. Herr .Präsident Wasser­
mann hat indes·sen auch zur Kenntnis 
genommen, daß ich in di.eser Vortrags· 
reihe nicht über dieses The ma gespro ­
chen, sondern es wegen seiner größe­
ren Sachkenntnis meinem Dok toran ten 
und langjährigen Mitarbeiter Dr. Lein 
überl!lssen habe. 

Bedauerlicherweise hat Her'r Was­
sermaim keinen der neun angebotenen 
Termine dieser Vortragsr.eihe wahr­
nehmen können, womit auch seine 
K()mpetenz, in die öffentliche Diskus­
sion einzugreifen, eingeschränkt er­
scheint. 

Prof. Dr. E.-A. Roloff, Göttinyen 

19.4.1980 (nur Lokalausgabe) 



Angehende Richter sollen 
von NS-Justiz erfahren 

Forderungen der gewerkschaftlich organisierten Juristen 
Die Fachgruppe Richter und Staats­

anwll.lte in der Gewerkschaft ÖTV, die 
zur Zeit die Vortragsreibe ,,Braun· 
schweig unterm Hakenkreuz" veran­
staltet, hat mit einem Beschluß die 
Forderung erhoben, die Ergebnisse der 
wissenschaftUchen Erforschung der 
nationalsozialistischen Justiz .,zum 
zentralen GegeJ:Jstand der Juristenaus· 
bildung und der Richterfortbildung" 
zumachen. 

Anlaß für diesen Beschluß war der 
Fachgruppe die Wiederaufnahme der 
Verfahren . gegen Richter des NS­
,.Volksgerichtshofs". Es gelte, heißt es 
in dem Beschluß der Fachgruppe 
wörtlich, zu .,fragen, welche Bedingun­
gen den Natiorialsoztalt.sml1s und' die 
nationalsozialistische Justiz herbeiJe­
führt haben, und danach, welche dieser 
Bedingungen heute entfallen sind und 
welche - offen oder verdeckt -
vielleicht fo~auern, mit der Möglich­
keit neuer Fehlentwicklungen, wenn 
auch in anderen Formen". · 

Als M~~ohnung für künftige Juristen­
generationen müßten deshalb sowohl 
das Versagen der Richterschaft im 
,.Dritten Reich" und die Verbrechen der 
NS·Justiz als auch der von Richtern 

geleistete Widerstand gegen das Hitle~ 
Regime aufgeklärt · und dargestellt 
werden." Die wissenschaftliche Fo~ 
schung", heißt es weiter, ,;darf .:dicht 
länger durch Vorenenthaltung. · der 
Sondergerichtsakten und anderer Do­
kumente behindert werden". 

Dazu müßten die Ursachen für den 
scheinbar reibungslosen Übergang der 
Justiz der Weimarer Republik in das 
Unrechtssystem des Nationalsozlalis· 
mus erforscht und die notwendigen 
Schlußfolgerungen für die Struktur 
einer rechtsstaatliehen Justiz wissen· 
sch,aftlich abgeleitet werden. 

Wie der ~chw- .m :.Obe~a-. 
richt .Dr. Helmut KraDJer der BZ clazia 
ergänzend mitteilt, haben Rücktralen 
im niedersächsischen Justizministeri­
um ergeben; daß das Thema der 
NB-Justiz noch niemals Gegenstand 
einer Fortbildungsveranstaltung für 
Richter oder auch nur eines Vortrags 
gewesen sei. Hingegen habe es The­
men Wie dieses (auf der Göttinger 
Ric~terwoche in Celle im vergangenen 
November) . gegeben: ,.Zur Geschichte 
des Oberappellationsgerichts Celle 
1711 bis.1866". k.ik 

18.3.1980 
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AUS UNSEREM VERLAGSPROGRAMM: 

"Kirche und Nationalsozialismus" als Broschüre 

Ein notwendiger Dialog 
zwis-chen Generationen 
Ala die Fachgruppe Richter und 

"Stutalnwlllt ln der Gewerkschaft 
Öffentliche Dlenllle, Transport und 
Verkehr Im FrOhjahr mit dev Vortrags­
reihe .Braunachwelg untenn Haken­
k.reuz• den Verauch unternahm, 35 
Jahre nach dem Ende des Hltlerretchs 
jOngate Vergangenheit aufzuarbeiten 
und sich mit unbequemen Wahrhalten 
auaelnanderzuaetzen, de war das vtenil 
Referat des Olflebaner Pfarrers Diet­
rich KOssnar Ober die Breuntchwelgl­
acha eVIngellach-lutherische Landes· 
kirehe und den Natlonalacz~llsmua 
wohl das am meisten baatdrzende. 
Denn ö_er Referent belegte nicht als 
Ankllger, sendem aie einer, der alch­
wie er. es nannte - e!ner notwendigen 
Trauerarbett unterzog, wie Kirche sich 
hierzulande mit einer unchrlatllchen, 
ober ollristlieh gabirdenden Obrigkeit 
bllndllnga arrangiert und dann, als die 
Waffen schwiegen, die Chance einer 
wlrkllchen Wende vertan hat, ln dem sie 
Schuld achlicht vardrlngte. 

Diese bestOrzende Darstellung kann 
man jetzt nachlesen, dann der Magni­
Buchladen hat - ln zunlchat 2000 
Exemplaren - Dietrich KOssners Refe­
rat, um einige Beltriga erglntt, als 
BroachOre verlegt (.Kirche und Natlo­
nalsozlallsmua tn Breunschwelg", 96 
Sotten. etliche Abbildungen, 1:2,80 
Mark). Auch fOr den, der den Vonrag 
schon gahl!n hat, bringt diese gedruck­
te Veröffentlichung Gewinn, sofern er 
von Ihr Hilfe erhofft, diese Vergangen­
hall, mit dar wir gebrochen haben, !Or 
sich selber aufzuarbeiten. Eine Medita­
tion von. Oberlandeskirchenrat Brlnck­
melar, dll[i1 fielerat KOsenars vorange­
stellt, wa".t den vom eigenen Gewissen 
bestimmten ·Standpunkt zu, von dem 
aus diese Vergangenheit betrachtet 
werden sollte. 

Wollte Dietrich KOssner mlt ulnar 
klrchanhllllorlsohan Oarateliung vor­
wiegend zum Mitdenken und Mltverat1t· 
wonen anregen. ao stellt eich dar 
nunmehr mitveröffentlichte Brief dea 
jOngstan Sohnes des einstigen braun· 
schwelglachan Landesblschota Or 
Johnsen als krlllschas Korreferat der, 
das nicht minder gewichtige Denkan­
stöBe varrnlttell. Oie Pastorin Böttger­
Bolta aus Schönlngat1, mit Dietrich 
KOssner glelchehrlil, legt Oberzeugend 
dar, wie Ihr KOssnera Raterat dazu 
verhilft, fhran Vater beaaar zu verate­
hen, der Oberzeugter .Deutscher 
Christ' gewesen war und.tlt Erkenntnie 
seiner poltUschen Verirrung um eo 
kritischere Fragen an aefne Kirche 
stellte. 

Oa8 diese JOngste Vergangenheit 
nicht aufgearbeitet werden kann ohne 
den ehrlichen, tabutreten Oielog zwi­
schen den Generationen, dla vor und 
nach 1945 zu den gesellschaftetragen­
den Altersgruppen gehörten, macht 
schlle811ch der Brietwachsei zwischen 
Dietrich KOssner. dem Alrlor, und 
Thecdor KOssner, dem Vater. deutlich. 
Theologen und P8storo·n belde, der 
Vater ein Mann der Bekennendan 
Kirche Im ostpreu8ls9hen lötzen, der 
den Hilierstaal mlterlluen hlll, der Sohn 
ein Gemeindepfarrer von heute, dar bei 
Kriegsende noch ein Kind war, gleich­
wohl mitverantworten will und dla 
.ernste und anh~liende Erinnerung• als 
ersten Schritt dar • Trauererbeu· an­
sieht, dio um ·der Zuku.nh wlllen 
gelalltat werden muQ, 

Dieser Brietwechsel zwlechan Vater 
und Sohn gibt dem Vortra,g ACOssnera 
wichtige Ergänzung und der Buchveröt· 
tantllchung einen eigenstllndlgl!n Wert. 
Er hat einen Dialog eröffnet, dar nicht 
verstummen sollte. 

Karl-Joachim Krau3tt 

aus: Braunschweiger Zeitung, 31. 10. 1980 
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